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PROKLA-Redaktion 


Editorial: Konzentration, Internationalisierung, Vernetzung 


Die wachsende Konzentration — dieses 
Thema bewegte und beunruhigte bis in 
die 70er Jahre hinein selbst noch Ver- 
fechter der sozialen Marktwirtschaft, die 
sich deren Verwirklichung als mittel- 
ständische Idylle erträumt hatten. Linke 
Ökonomen wiederum nahmen zwar Le- 
nins harsche Aussage, die Tendenz zur 
Monopolisierung bedeute nichts als 
»Stagnation und Fäulnis«, damals meist 
nicht mehr wörtlich, fanden hier aber ei- 
nen Kristallisationspunkt ihrer Kapitalis- 
muskritik. Galt doch die »Macht der O- 
ligopole« als eine der wesentlichen Ur- 
sachen für Krisen und Fehlentwicklun- 
gen des Kapitalismus, ob es um Ratio- 
nalisierungen und Arbeitsplatzabbau in 
der westdeutschen Stahlindustrie ging 
oder um die US-amerikanische Kontrolle 
der chilenischen Kupferminen, die zur 
Unterstützung jener Kräfte führte, die 
das sozialistische Experiment unter Al- 
lende gewaltsam beendeten. 

Seither ist ein eigenartiges Auseinan- 
derdriften der realen Entwicklung und 
ihres Niederschlags in wissenschaftli- 
chen und politischen Debatten einer kri- 
tischen Öffentlichkeit festzustellen. Das 
Phänomen, das dabei zunächst ins Auge 
fällt, ist die stetig wachsende Zahl von 
Fusionen, vor allem aber die Verände- 
rung von deren Dimensionen. Doch je 
mehr es davon gibt, um so weniger ruft 
dies mittlerweile Irritationen hervor o- 
der veranlaßt grundsätzliche Analysen. 
Man braucht sich nur an die Meldungen 


des letzten Jahres über Zusam- 
menschlüsse verschiedenster Art zu er- 
innern: die Victoria-Versicherungsgrup- 
pe mit der Hamburg-Mannheimer, 
Krupp-Hoesch mit Thyssen, der Versi- 
cherungs-Konzern Allianz mit den Ass- 
urances GeEn£rales de France, die Baye- 
rische Vereinsbank mit der Bayerischen 
Hypotheken- und Wechselbank, Condor 
(Lufthansa) mit NUR-Touristik (Kar- 
stadt), Preussag AG (TUI) mit Hapag 
Lloyd, der kanadische Gemischtwaren- 
konzern Seagram mit dem Musikpro- 
duzenten Polygram, British Petroleum 
mit dem US-amerikanischen Mineral- 
ölkonzern Amoco. Diese Nachrichten 
über neue und immer größere Kapital- 
verflechtungen scheinen seit einigen 
Jahren bei den meisten zu jenem resig- 
nierten Gleichmut geführt zu haben, 
wie er gegenüber Verkehrstoten, Über- 
schwemmungen und Pöbeleien von 
Rechtsradikalen üblich geworden ist. 
Dazu hat sicherlich auch der ideologi- 
sche Erfolg neoliberaler Politik beige- 
tragen, der es nicht nur gelungen ist, Er- 
scheinungen der Globalisierung als na- 
turwüchsig ablaufende Prozesse hinzu- 
stellen, sondern diese verzerrte Wahr- 
nehmung mit einer Standortdiskussion 
zu verbinden, die den neuen Kapital- 
Zusammenballungen eine höhere Weihe 
verlieh. Große und erst recht übernatio- 
nale Zusammenschlüsse sollten dem- 
nach unumgänglich sein, um nationale 
Standorte zu sichern. 
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»Setzen Sie Ihren Namen unter die 
größte Fusion der Automobilgeschichte. 
Tauschen Sie Ihre Daimler-Benz- 
Aktien gegen DaimlerChrysler-Aktien, 
und nehmen Sie an den großartigen 
Wachstumschancen dieses neuen Un- 
ternehmens teil.« Solcherart ermunterte 
Daimler-Benz seine Aktionäre im Ok- 
tober dieses Jahres in einer Anzeige, der 
geplanten Fusion zum drittgrößten Au- 
tokonzern der Welt ihren Segen zu er- 
teilen. Daß sie dieses mit überwältigen- 
der Mehrheit taten, wissen wir mitt- 
lerweile, ob die Expansion des neuen 
Konzern-Riesens so »großartig« ausfal- 
len wird, wie man es hier vollmundig 
ankündigt, muß sich allerdings erst noch 
herausstellen. Denn die neue Welle der 
Konzentration ist nicht nur, wie die bis- 
herigen, volkswirtschaftlich höchst be- 
denklich: unter anderem wegen der 
massiven Verluste von Arbeitsplätzen, 
die sie mit sich bringt. Neben diesen 
zum Teil bereits eingetretenen, zum 
Teil absehbaren Schädigungen weist sie 
eine weitere, relativ neue Dimension 
von Irrationalität auf der einzelwirt- 
schaftlichen Ebene auf. Nach Studien 
der New Yorker Mercer Consulting 
Group und von McKinsey ergibt sich, 
daß jede zweite Fusion in den USA in 
den letzten Jahren gescheitert ist. Die 
Erfahrungen haben insbesondere ge- 
zeigt, daß die Chance eines Fehlschlags 
mit der Größe des Zusammenschlusses 
stetig zunimmt. Ein prominentes Bei- 
spiel dafür ist die Übernahme der Hol- 
lywood-Studios Columbia Pictures und 
MCA durch die japanischen Konzerne 
Sony und Matsushita, die den Erwer- 
bern Verluste von mehr als 3 Mrd. Dol- 
lar einbrachten. Ähnliches ist bekannt 
von Verflechtungen im Eisenbahn- und 
Telefonsektor sowie in der Pharma- 
branche. Selbst die Automobilindustrie 


hat bereits eine in den Sand gesetzte 
Vorläufer-Fusion aufzuweisen: die zwi- 
schen Daewoo und General Motors. 
Auch in Deutschland fehlt es nicht an 
warnenden Beispielen, zu denen eine 
Reihe verlustbringender Firmenaufkäu- 
fe durch Daimler-Benz ebenso gehören 
wie das Desaster, in dem die Pläne des 
Bremer Vulkan endeten, sich einen 
»maritimen Technologie-Konzern« zu- 
sammen zu zimmern. 

Dennoch: »Big ist chic« — wie der 
Spiegel anläßlich der geplanten Daim- 
ler-Chrysler-Fusion kommentierte. Der 
scheinbar wider alle Vernunft durchge- 
haltene kapitalistische Modetrend sollte 
also Anlaß genug sein, ein PROKLA- 
Heft sowohl der historischen Entwick- 
lung wie der aktuellen Konzentration 
des Kapitals zu widmen. Dabei zeigt 
vor allem die historische Betrachtung, 
daß die weit verbreitete Vorstellung ei- 
ner unausweichlich zunehmenden Kon- 
zentration, einer kapitalistischen Kon- 
kurrenz, die nur die Größten überleben 
läßt, allenfalls Teilaspekte der Wirk- 
lichkeit widergibt. Leslie Hannah un- 
tersuchte das Schicksal der 100 interna- 
tional größten Unternehmen des Jahres 
1912 und stellte dabei fest, daß 1995 
nur noch die Hälfte dieser ehemaligen 
Giganten existierte und lediglich ein 
Fünftel noch immer zu den 100 Größten 
zählt. Dies demonstriert eindrucksvoll, 
wie Machtpositionen, die den meisten 
Zeitgenossen ähnlich unangreifbar vor- 
kommen mußten wie heutzutage diejeni- 
ge von Bill Gates, relativ labil erschei- 
nen, sobald man sie in einer größeren 
zeitlichen Perspektive betrachtet. Be- 
merkenswert ist auch das Ergebnis, daß 
dabei keine bedeutsamen Unterschiede 
zwischen Ländern oder Branchen be- 
standen, sondern diese am ehesten in- 
nerhalb der Branchen selbst auftraten. 
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Die Entwicklung einer einzelnen Bran- 
che, nämlich der deutschen Elektroin- 
dustrie diskutiert Dorothea Schmidt. 
Diese Branche erschien vielen Zeitge- 
nossen bereits vor dem Ersten Weltkrieg 
als Paradebeispiel für die Entstehung 
großer Machtblöcke, die oftmals als un- 
umgängliche Bedingung dafür galten, 
aufwendige Forschung und Entwick- 
lung in Laboratorien und Versuchsein- 
richtungen voranzutreiben und kapital- 
intensive Großprojekte wie etwa Kraft- 
werke zu realisieren. Dennoch zeigt der 
spätere Verlauf, daß der scheinbar vor- 
gezeichnete Weg keineswegs geradlinig 
weiter ging, da es immer wieder zu 
Wellen der Neugründung kleinerer Un- 
ternehmen kam, und die Mittel, mit de- 
nen die Großen ihre Überlegenheit zeit- 
weilig zementierten, in anderen Perio- 
den genausogut zu geschäftlichen Mi- 
Berfolgen führen konnten. 

Klassische Konzentrationsprozesse und 
Fusionen stellen somit nur eine, aber 
nicht die einzige Erscheinungsform in- 
dustrieller Restrukturierung dar. Andere 
Formen können unauffälliger, aber 
nicht weniger folgenreich sein. So 
konstatieren Steffen Becker und Thomas 
Sablowski am Beispiel der Chemie- und 
Pharmaindustrie eine industrielle Re- 
strukturierung, bei der es derzeit zu or- 
ganisatorischen Dezentralisierungen und 
Desintegrationen kommt. Darin drückt 
sich allerdings keine allgemeine Ten- 
denz zur Dekonzentration aus, eher 
stellt die »Besinnung auf das Kernge- 
schäft« eine neuartige Form der keines- 
wegs aufgegebenen strategischen Vor- 
machtposition der etablierten Unterneh- 
men dar. Die Autoren zeigen, daß es 
den Großen der Branche insbesondere 
durch die Schaffung von Produktions- 
Netzwerken gelingt die wachsenden 
Unsicherheiten über künftige Produkt- 


entwicklungen zu einem guten Teil auf 
kleinere »start-up«-Unternehmen abzu- 
wälzen. 

»Vernetzung« spielt insbesondere auch 
in der Computerindustrie eine zentrale 
Rolle. Wie Boy Lüthje vor allem in 
Hinblick auf Betriebe von Silicon Val- 
ley aufzeigt, fand hier eine weitgehende 
vertikale Desintegration statt, die mit 
einer globalen Vernetzung der Produk- 
tion über contract manufacturing ein- 
hergeht, welche eine weltweite Vernut- 
zung unterschiedlich qualifzierter Ar- 
beitskraft erlaubt. Daß sich dieser Pro- 
zeß aber keineswegs in das — inzwi- 
schen »alte« — Muster der »neuen inter- 
nationalen Arbeitsteilung« einpaßt, wird 
an der (geschlechtlichen und ethni- 
schen) Neuzusammensetzung der Be- 
legschaften in Silicon Valley deutlich. 
Vernetzung auf internationaler Ebene 
spielt auch in dem Beitrag von Lothar 
Hack eine zentrale Rolle. Er beleuchtet 
wie ein Unternehmen, dessen dominan- 
te Stellung in erheblichem Maß auf sei- 
nen Vorsprüngen im Bereich der For- 
schung und der Entwicklung neuer Pro- 
dukte basiert, diese Position unter den 
heutigen Bedingungen einer starken in- 
ternationalen Verflechtung zu bewahren 
sucht. Am Beispiel von Siemens wird 
die Frage gestellt, inwieweit ein solcher 
Großkonzern mit seiner Vielzahl von 
Kooperationen, weltweiten Tochter- 
firmen und Beteiligungen hier nicht nur 
transnational, sondern wirklich global 
agiert. In der Tat finden sich nicht nur 
netzwerkartige Organisationen, die ähn- 
lich wie bei der Chemie und Pharmain- 
dustrie die Nutzung von »start-up«-Un- 
ternehmen für die eigenen Zwecke ein- 
schließen, sondern auch die neue Form 
dezentraler »Kompetenzzentren«, die 
weltweit gestreut, also keineswegs nur 
auf die Länder der Triade beschränkt 
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sind. Deren Funktionen richten sich 
sowohl auf die lokale wie auf die globa- 
le Ebene: Sie sollen die Nähe zu den 
Kunden ebenso gewährleisten wie den 
Nutzen arbeitsteiliger Forschung und 
Entwicklung realisieren, was allerdings 
zu erheblichen Koordinationsproblemen 
führt. 

Daß gerade die Internationalisierung ei- 
ne Form der Konzentration sein kann, 
läßt sich an der Entwicklung von VW 
besonders deutlich nachvollziehen. Ein 
dazu vorliegender Beitrag von Thomas 
Haipeter konnte aus Platzgründen nicht 
mehr in dieses Heft aufgenommen wer- 
den. Er wird in der nächsten Nummer 
der PROKLA, dem zweiten Europa- 
Heft (März 1999) erscheinen. 

In der letzten PROKLA (Nr 112: Ost- 
europa und der Westen) analysierte Ka- 
tharina Müller die neue rentenpolitische 
Orthodoxie Osteuropas, die sich an das 
Modell der Pensionsfonds anlehnt. Die 
ökonomische Bedeutung solcher Pensi- 
onsfonds, die bisher vor allem in den 
USA und in Großbritannien verbreitet 
waren und insbesondere in den Über- 
nahmeschlachten der 80er Jahre eine 
wichtige Rolle spielten, untersucht Ro- 
bert Guttmann. Aufgrund verschiedener 
institutioneller Wandlungen stellt er bei 
ihnen eine Veränderung von einer nur 
kurzfristigen Gewinnorientierung hin 
zu eher »aktiven« Eigentümern, die 
stärker als früher an der Entwicklung 
»ihrer« Unternehmen (d.h. derjenigen 
Unternehmen, von denen sie Aktien 
und Anleihen halten) interessiert sind. 
Ob sich damit aber schon der immer 
noch weit verbreitete »Casino-Kapita- 
lismus« (Susan Strange) grundsätzlich 
ändern wird, erscheint fraglich. Noch 
immer dominiert an den Finanzmärkten 
das kurzfristige Interesse an der Maxi- 
mierung des »Shareholder-Value«. Und 


dieses ist dazu angetan, wie der britische 
Economist 1990 in einem längeren Es- 
say über die Zukunft des Kapitalismus 
besorgt hervorhob, gesamtwirtschaftli- 
che Instabilitäten zu erhöhen. Die Zeit- 
schrift, der sicherlich keinerlei Sympa- 
thie für den Klassenkampf von unten zu 
unterstellen ist, diagnostizierte eine 
Entwicklung, die dazu führe, daß ein 
Großteil der kapitalistischen Eigentü- 
mer keinerlei Interesse am dauerhaften 
Gedeihen eines Unternehmens aufwei- 
sen. Einen Anteil an einem solchen zu 
besitzen, bedeute ihnen allenfalls so 
viel wie jemandem, der sich bei Pfer- 
dewetten engagiere, »to imagine that he 
owns part of Lucky Lady, running in 
the 2.30 tomorrow afternoon.« 

Von marxistischer Seite sind Konzent- 
rationsprozesse in diesem Jahrhundert 
vor allem im Rahmen der auf Lenin und 
Eugen Varga zurückgehenden Theorie 
vom »staatsmonopolistischen Kapita- 
lismus« diskutiert worden, die nicht nur 
die Monopolbildung, sondern vor allem 
auch die Verquickung von ökonomi- 
scher und politischer Macht thema- 
tisierte. Unter anderem mit dem (auf 
Max Weber zurückgehenden) Konzept 
des »politischen Kapitalismus«, das in 
manchen Hinsichten an den »Stamo- 
kap« erinnert, werden gegenwärtig die 
Transformationsökonomien Osteuropas 
analysiert (vgl. Melanie Tatur und Jad- 
wiga Staniszkis in der letzten PRO- 
KLA). Was es mit solchen Ähnlichkei- 
ten auf sich hat und wie diese Ansätze 
für eine an der Veränderung kapitalisti- 
scher Ausbeutungs- und Herrschaftsver- 
hältnisse interessierten Analyse fruchtbar 
gemacht werden können, ist noch längst 
nicht klar; Elmar Altvater und Jörg 
Huffschmid erörtern solche Fragen in 
einem Dialog mit offenem Ende. 
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Die Überlebenschancen der Großen 


Im folgenden untersuchen wir die Entwicklung von Großunternehmen und 
gehen der Frage nach, ob eindeutige Faktoren angegeben werden können, 
die das Wachstum oder den Verfall des Leistungsvermögens solcher Fir- 
men bestimmen. Dabei betrachten wir die Fallstudien der Unternehmens- 
historiker mit gewissen Vorbehalten; sie haben zwar unsere Kenntnisse ü- 
ber die Lernfähigkeit von Organisationen erweitert, aber sie neigen auch 
dazu, die Unternehmenserfolge über die Maßen hervorzuheben und die 
Mißerfolge zu vernachlässigen. Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob die 
aus der Untersuchung einzelner Unternehmensgeschichten gewonnenen 
Ergebnisse verallgemeinerungsfähig sind, und vollends fragwürdig wird es, 
wenn die Unternehmensberater behaupten, die einzig richtigen Rezepte für 
eine erfolgreiche Entwicklung der Firma gefunden zu haben. 

Der englische Ökonom Alfred Marshall beschäftigte sich bereits sehr früh 
im Rahmen seiner Theorie der Unternehmung mit dem Lebenslauf der Fir- 
men. Er schrieb in einer Zeit, in der Großunternehmen in einem bis dahin 
unbekannten Ausmaß entstanden. In der ersten Auflage seiner Principles of 
Economics aus dem Jahre 1890 formuliert er die These, daß sowohl die 
großen als auch die kleinen Unternehmen »allesamt früher oder später vom 
Alterungsprozeß erfaßt« würden, und vergleicht das Wachstum und den 
Verfall der Firmen mit dem Lebenslauf der Bäume im Wald. In der sechs- 
ten Auflage aus dem Jahre 1910 wurde Marshall jedoch etwas zweifelnd 
und veränderte seine Position, »weil große Aktiengesellschaften (...) zwar 
oft stagnieren, aber nicht so leicht sterben« (Marshall, Ausgabe von Guille- 
baud 1961, 316). Marshall war ein genauer Beobachter der realwirtschaftli- 
chen Verhältnisse in Großbritannien, Deutschland und Amerika; er gelang- 
te aufgrund seiner empirischen Einsichten zu dem Schluß, daß die Großun- 
ternehmen - die riesigen Redwood-Bäume, um im Bild zu bleiben -, die in 
der Zwischenzeit entstanden waren, sich gründlich von jenen Firmen des 
19. Jahrhunderts unterschieden, die ihm zwei Jahrzehnte zuvor als An- 
schauungsobjekt für seine Theorie der Unternehmung dienten. 

Die Untersuchungen von Unternehmenshistorikern — auch wenn sie im üb- 
rigen Marshalls Sichtweise der Industrieökonomik ablehnen - stimmen mit 
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seinem Urteil überein, daß sich in den Industrieunternehmen des 20. Jahr- 
hunderts eine bedeutsame Veränderung vollzog. So weisen Chandler 
(1990) und Lazonick (1991) darauf hin, daß zu Beginn dieses Jahrhunderts 
die Großunternehmen bedeutende technische und organisatorische Fähig- 
keiten ausbilden und ein leistungsfähiges Marketing entwickeln konnten, 
wodurch sie unangreifbare Vorreitervorteile erwarben, die es ihnen auch 
heute im allgemeinen noch erlauben, die globalen oligopolistischen Märkte 
zu dominieren, die sie selbst erst geschaffen haben. Im folgenden geht es 
nicht darum, die Position der genannten Autoren — Marshall eingeschlossen 
- in Zweifel zu ziehen, denn sie haben fraglos recht! Der vorliegende Auf- 
satz geht hingegen der Frage nach, welche der beiden Analogien die Reali- 
tät der modernen, unternehmerisch verfaßten Wirtschaftssysteme besser zu 
beschreiben vermag: die traditionelle Analogie, die das Bild von zuerst 
wachsenden und dann absterbenden Bäumen zeichnet, oder die neue, wel- 
che die Großunternehmen den riesigen Redwoods gleichstellt und deren 
Lebensspanne nicht in Jahrzehnten, sondern in Jahrhunderten mißt. Unserer 
Auffassung nach ist die alte Sichtweise keineswegs obsolet geworden; sie 
kann unser Verständnis von den Eigenarten, den Stärken und den Schwä- 
chen fördern, die im Wandel des organisatorischen Leistungsvermögens 
der Unternehmen eingeschlossen sind. 


1. Methodische Überlegungen 


Betrachtet man allein den Umstand, daß zahlreiche Firmen, die heute die 
Märkte dominieren, bereits eine sehr lange Lebensgeschichte aufweisen 
oder daß einige der größten heutigen Firmen bereits vor hundert Jahren zur 
Spitze zählten, dann könnte sich der Schluß aufdrängen, daß die Großun- 
ternehmen im allgemeinen eine lange Lebensdauer haben. Diese Beobach- 
tung ist aber andererseits auch mit der Hypothese vereinbar, daß einige der 
ursprünglich kleinen Firmen schnell wachsen, wohingegen Großunterneh- 
men, über einen längeren Zeitraum betrachtet, eine sehr niedrige Überle- 
bensrate aufweisen. Unser gegenwärtiges Wissen über die seit jener Zeit 
bestehenden Großunternehmen beherrscht unsere Vorstellung von typi- 
schen Unternehmensentwicklungen, und wir neigen dazu, die Erfolge der 
überlebenden Großunternehmen überzubetonen. Auf der anderen Seite 
wird die Geschichte der Mißerfolge vergessen oder als untypisch für die 
Unternehmensentwicklung behandelt. 

Für die nachfolgende Untersuchung wurden die 100 größten, weltweit ope- 
rierenden Industrieunternehmen des Jahres 1912 ausgewählt; wir verfolgen 
ihren Lebenslauf und gehen der Frage nach, wieviele von ihnen im Jahr 
1995 noch zu den einhundert größten Unternehmen zählen (siehe auch 
Schmitz 1993). Die untersuchten Firmen enthalten beinahe alle Industrie- 
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unternehmen (i.e. Bergbau und verarbeitendes Gewerbe) weltweit, deren 
Kapitalmarktwert im Jahr 1912 den Betrag von 26 Millionen Dollar er- 
reichte oder überstieg. Selbst nach heutigen Maßstäben waren dies allesamt 
Großunternehmen: das größte Unternehmen (US Steel) hatte im Jahr 1912 
221.025 Arbeiter; die typische Firma in dieser Liste beschäftigte mehr als 
10.000 Arbeitskräfte. Im allgemeinen bestanden diese Unternehmen schon 
seit längerer Zeit und wurden im Durchschnitt bereits seit 32 Jahren als Ak- 
tiengesellschaften geführt; häufig waren sie noch älter und wurden als Ge- 
nossenschaften oder frühe Personengesellschaften gegründet. Sie entstan- 
den nicht aus den spekulativen Überhitzungen des Aktienmarkts, sondern 
überstanden den harten Ausleseprozeß der Fusionswellen und des Booms 
am Aktienmarkt um die Jahrhundertwende, in dem viele Großunternehmen 
mit einem geschwächten Kapitalwert und einer geringen Leistungsfähigkeit 
drastisch schrumpften (Livermore 1935, Lamoreaux 1984, Hannah 1974, 
Tilly 1982, Samber 1997). Im großen und ganzen wurden die ausgewählten 
Firmen von den zeitgenössischen Analysten aufgrund ihrer großzügigen 
und dauerhaften Dividendenzahlungen als attraktive und sichere Anlagen 
betrachtet (Meyer 1910, 196). Eine Gruppe von Großunternehmen aus dem 
Jahr 1900 würde sicherlich frühere Unternehmenszusammenbrüche und ei- 
nen rascheren Verfall von Firmen aufweisen als unsere Gruppe aus dem 
Jahr 1912. 

Wir benutzen die Kapitalmarktbewertung der Unternehmen in den Jahren 
1912 und 1995, d.h. ihre jeweiligen Aktienwerte, um zu entscheiden, ob sie 
gewachsen sind und ihr Leistungsvermögen ausbauen konnten oder ob sie 
verfielen. Ein solcher Vergleich der Kapitalwerte von überlebenden Firmen 
muß die Inflation berücksichtigen. Um die Preisbereinigung durchzufüh- 
ren, habe ich den Preisanstieg des US-amerikanischen Kapitalmarktes, ge- 
nauer gesagt den »Standard & Poor industrial 500 Index« benutzt. Der 
Preisanstieg am US-Aktienmarkt (der zwischen 1912 und 1995 durch- 
schnittlich 6% pro Jahr betrug) bringt zum Teil den Wertverlust des Dollar 
(durchschnittlich 4% pro Jahr in diesem Zeitraum) und zum Teil das reale 
Wachstum zum Ausdruck. Es erscheint plausibel, einen Deflator zu benut- 
zen, der auch den Umstand erfaßt, daß selbst solche Firmen, die ihre 
Marktposition gerade halten konnten, an diesem allgemeinen realwirt- 
schaftlichen Wachstum teilhatten, das in den letzten einhundert Jahren im 
Durchschnitt aller OECD-Länder bei etwas mehr als 2% pro Jahr und pro 
Kopf lag, wobei auch zu berücksichtigen ist, daß die Zahl der Industriear- 
beiter angestiegen ist (Maddison 1989, 15). Auf dieser Grundlage können 
wir mit dem Quotienten aus dem Kapitalwert des Jahres 1995 (der in der 
angegebenen Weise deflationiert wird) und dem ursprünglichen Kapital- 
wert des Jahres 1912 eine Kennziffer erhalten, die im folgenden auch als 
Leistungsrate bezeichnet wird. 
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Eine erste, intuitive Interpretation dieser Rate legt nahe, daß die Manager 
eines Unternehmens nichts verloren hätten, ausgenommen ihre Einkom- 
men, wenn diese Rate eins betragen würde und die Kapitalwerte von 1912 
und die deflationierten von 1995 gleich wären. Eine Rate kleiner als eins 
bedeutete, daß es vorteilhafter gewesen wäre, das Unternehmen 1912 auf- 
zugeben; eine Leistungsrate größer als eins könnte nahelegen, daß die Fä- 
higkeiten des Unternehmens erweitert (zum Beispiel durch räumliche Aus- 
dehnung oder eine breitere Produktpalette) oder vertieft wurden (durch 
Forschung und Entwicklung oder die Einführung von Markenzeichen). 
Indes sollte man mit solchen naheliegenden Schlußfolgerungen vorsichtig 
sein. Wäre ein Großunternehmen im Jahre 1912 verkauft worden, so hätte 
man nicht zwingend den Marktpreis realisiert: der Liquidationswert eines 
Unternehmens wäre geringer als sein Marktwert gewesen, Übernahmeprei- 
se hätten darüber liegen können. Ganz ähnlich sollte der Quotient aus den 
Kapitalwerten von 1995 und 1912 nicht als ein Maß für die Erträge der In- 
vestoren verstanden werden: letzteres erforderte eine Analyse der zwi- 
schenzeitlich gezahlten Dividenden (und anderer Ströme zwischen den Un- 
ternehmen und den Aktienbesitzern), die höher oder niedriger als der Stan- 
dard & Poor Index hätten sein können. Selbst wenn am Ende die Firma er- 
loschen wäre, könnten die Ertäge für die Investoren noch höher sein, denn 
die Ausnutzung von Monopolgewinnen wird für sie in der Regel vorteilhaf- 
ter sein als ein Restbestand an obsoletem Anlagevermögen. Außerdem 
könnte eine Firma, die unter Konkursschutz steht, die Vermögenswerte ih- 
rer Kapitalanleger ernsthaft gefährden, und trotzdem groß bleiben, was eher 
ihr übriges Unternehmenspotential zum Ausdruck bringt als das zeitweilige 
finanzielle Mißmanagement oder einfach nur Pech. Unsere Aufmerksam- 
keit gilt jedoch nicht den Vorteilen der Investoren, sondern der Entfaltung 
oder dem Niedergang von Fähigkeiten, die in den Unternehmen verkörpert 
sind. Zu diesem Zweck interessieren wir uns für die Unternehmensgröße, 
soweit sie durch den Kapitalwert gemessen wird, und der bereinigte Kapi- 
talwert des Jahres 1995 gibt darüber Auskunft, ob die Gesamtheit des Leis- 
tungsvermögens einer Firma gestiegen oder gesunken ist. 

Selbstredend wurde die Unternehmensgröße neben dem Geschick, mit dem 
die Manager vormals die Aktiva des Unternehmens einsetzten, noch durch 
viele andere Faktoren beeinflußt. Die Marktposition und die Größe ermög- 
lichten oft die Vorteile des Vorreiters, um sich aber in der Konkurrenz zu 
behaupten, kommt es nicht nur auf die Ausgangslage eines Unternehmens 
an, sondern auch auf die ständige Anpassung an die Marktbedingungen. 
Das Leistungsvermögen der Unternehmen änderte sich im Lauf der Zeit. 
Neue Ressourcen wurden dem Unternehmen durch Aktienemission oder 
durch die Übernahme anderer Firmen hinzugefügt. Aufgrund der Emission 
von Wertpapieren, die der Finanzierung von Unternehmensfusionen, der 
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Akquisition anderer Unternehmen oder der internen Expansion dienten, 
haben sich die Aktienbesitzer wahrscheinlich schlechter gestellt als unser 
Maß für die Fähigkeiten des Managements nahelegt. Man sollte daher eine 
Leistungsrate von eins als ein schwaches und mit Vorbehalten versehenes 
Maß für die Schwelle betrachten, welche die Verbesserung der Leistungs- 
fähigkeit eines Unternehmens festlegt. 

Es bleiben zwei Probleme, um die Überlebensfähigkeit der Großunterneh- 
men des Jahres 1912 zu beurteilen. Zum einen kann der Fall eintreten, daß 
der »Erbe« des ursprünglichen Unternehmens bestimmt werden muß, wenn 
nämlich letztere das Geschäftsfeld wechselte. Um Fragen der Abstammung 
eines Unternehmens zu klären, werden eher ökonomische als rechtliche 
Kriterien benutzt. Zum anderen muß man festlegen, wie mit denjenigen 
Großunternehmen verfahren werden soll, die von anderen übernommen 
wurden oder auf andere Weise zwischen 1912 und 1995 verschwunden 
sind. Wenn Unternehmenszusammenschlüsse rückgängig gemacht wurden, 
dann sehen wir von dieser Zwischenphase in der Unternehmensgeschichte 
ab: so ist Bayer der Nachfolger der Elberfelder Farbenfabriken und die 
zwischenzeitlich existierende IG Farben wird vernachlässigt. In allen Fäl- 
len, in denen eine freiwillige Entflechtung stattfand, betrachten wir das 
größere verbleibende Kerngeschäft als den Firmennachfolger. Wenn die 
Entflechtung jedoch auf staatliche Maßnahmen zurückgeht, dann werden 
die neu entstehenden Großunternehmen als ein kombinierter Nachfolger 
der urspünglichen Firma betrachtet. 

Schließlich gibt es noch das Problem der Verstaatlichung, das insbesondere 
für die Großunternehmen aus dem Jahr 1912 ein ersthaftes Risiko darstell- 
te. Alle russischen, mexikanischen und französischen Unternehmen auf der 
Liste von 1912, viele deutsche und Teile von britischen Firmen wurden 
zeitweise verstaatlicht und einige sind in staatlichem Besitz verblieben. Un- 
ternehmen wie BP und St. Gobain wurden zwar verstaatlicht, aber weiter- 
hin wie private Firmen geführt, so daß hier keine methodischen Schwierig- 
keiten entstehen. Hingegen bereitet die Behandlung der riesigen russischen 
Firmen Schwierigkeiten, von denen es 1912 drei Stück gab. Das Unter- 
nehmen Nobel Brothers mit seinem Hauptsitz in St. Petersburg wurde nach 
der russischen Revolution enteignet und die ihm verbliebene Geschäftstä- 
tigkeit im Westen (zum Beispiel in Polen) brachte kaum noch etwas ein, als 
dieser Restbestand 1950 liquidiert wurde. Die beiden anderen russischen 
Firmen besitzen ebenfalls keine bedeutenden Nachfolger im Jahr 1995 und 
werden daher als schrumpfende Unternehmen ohne Marktwert behandelt. 
In allen Fällen, in denen westliche Unternehmen im Staatseigentum blie- 
ben, haben wir den Wert der Aktiva von 1995, korrigiert um etwaige Ver- 
bindlichkeiten, stellvertretend für den Marktwert benutzt. 
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2. Sind die Großunternehmen zwischen 1912 und 1995 
größer oder kleiner geworden? 


Vier Fünftel der Großunternehmen, die auf unserer Liste des Jahres 1912 
verzeichnet sind, stammen aus den wichtigsten Industrieländern dieser Zeit: 
aus Deutschland, Großbritannien und vor allem aus Amerika, auf das allein 
über die Hälfte dieser Firmen entfällt. Die meisten Unternehmen verfügten 
über ein erhebliches Qualifikationspotential, über Vorreitervorteile, stei- 
gende Skalenerträge, reichhaltige Erfahrungen oder über einen technologi- 
schen Vorsprung in einem solchen Maße, daß ihnen ein Konkurrenzvorteil 
gegenüber den anderen Firmen sicher war. Ein solches Übergewicht war in 
vielen Fällen das Ergebnis institutioneller Lernprozesse, die nicht beliebig 
wiederholt werden konnten, weil sie mit der speziellen Unternehmensge- 
schichte verbunden waren. Viele bekannte Musterbeispiele für die Lernfä- 
higkeit von Institutionen, die in der Literatur" abgehandelt werden, zeigen 
sich auch in der Gruppe der Großunternehmen von 1912. Die Firma 
Westinghouse Air Brake beispielsweise gewann Marktmacht über die Ei- 
senbahngesellschaften, die zu ihren Kunden gehörten, indem sie Standards 
für das Schienennetz setzte. Andere Unternehmen wiederum, zu denen 
Shell, Jersey Standard (Exxon), Rio Tinto (RTZ) und Phelps Dodge gehör- 
ten, erwarben ihre Marktmacht dadurch, daß sie die Rohstoffe oder die 
Vertriebswege kontrollierten, oder — wie im Fall von BEastman Kodak und 
Siemens — durch die breite Einführung neuer Technologien. Wieder ande- 
ren Unternehmen wie Guiness, Procter & Gamble und Lever Brothers ge- 
lang dies, indem sie den Weg für die Einführung von Markenartikeln auf 
den großen städtischen Märkten bahnten. 

Verständlicherweise richtet die Literatur zur Unternehmensgeschichte ihre 
Aufmerksamkeit in erster Linie auf solche Firmen, wie sie oben aufgeführt 
wurden, weil deren Entwicklung von einem fortdauernden Erfolg begleitet 
war. Darin liegt jedoch die Gefahr, daß die Großunternehmen verzerrt 
wahrgenommen werden und als Zentren eines sich selbst reproduzierenden 
Leistungsvermögens erscheinen. Tatsächlich verleitet ihr langanhaltender 
Erfolg sehr leicht zu der Auffassung, daß diese Unternehmen ihre bereits 
erworbenen Marktpositionen und ihre organisatorischen Routinen nicht nur 
verteidigen, sondern durch die Anwendung dessen, was sie bereits gelernt 
haben, nämlich dynamische und lernfähige Organisationen aufzubauen, ih- 
re Vorteile verstärken und so den Umkreis ihres Leistungspotentials stän- 
dig erweitern können. Die Mittel dazu liegen in der räumlichen, oft interna- 
tionalen Ausdehnung des Geschäftsfeldes, in der Diversifikation der Pro- 


1 Siehe zum Beispiel Usselman (1997) für Westinghouse Air Brake, Samber (1997) für 
Firmen in Pittsburgh, Genovese und Mullen (1997) für American Sugar, Lamoreaux und 
Sokoloff (1997) für Pullman. 
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dukte oder in der Institutionalisierung von Innovationsprozessen in Abtei- 
lungen für Forschung und Entwicklung. Es ist sicherlich unbestreitbar, daß 
einige Großunternehmen wie Procter & Gamble, Du Pont, Shell, Siemens 
und andere genau diesen Weg beschritten haben, aber es stellt sich die Fra- 
ge, ob diese Entwicklung typisch für die Mehrzahl der Großunternehmen 
ist. Diese Frage wurde selten für eine Gruppe von Unternehmen untersucht, 
die am Anfang ihres Entwicklungsprozesses festgelegt wurde, um ihr wei- 
teres Schicksal zu verfolgen, sondern öfter anhand allseits bekannter Un- 
ternehmen, die ihren Weg erfolgreich beschritten haben. 

Wer erinnert sich jedoch heute noch an deutsche Großunternehmen wie 
Hohenlohe Eisen und Stahl, an britische wie Metropolitan Carriage und 
US-amerikanische wie Central Leather, die Nevada Consolidated and Utah 
Copper Group oder Cudahy Packing? Und wenn man sich an diejenigen 
Firmen erinnert, die einen drastischen Verfall erlitten haben, dann ge- 
schieht dies zumeist deshalb, weil sie ein Musterbeispiel für Organisatio- 
nen abgeben, die bei der Entwicklung ihres Potentials versagt haben. 

Die Zusammenstellung der Großunternehmen des Jahres 1912 - und die 
Untersuchung ihres Lebensweges — gestattet es uns, die weitere Frage zu 
beantworten, wie typisch die Entwicklungsverläufe derjenigen Firmen sind, 
an die wir uns erinnern, verglichen mit den anderen, die einfach in Verges- 
senheit geraten sind. Ist es für Unternehmen leicht, das eigene Leistungspo- 
tential zu entwickeln und Lerneffekte zu realisieren, oder ist dies schwierig 
zu bewerkstelligen? Die Tabelle 1 zeigt, daß etwas mehr als ein Viertel al- 
ler Firmen sowohl unabhängig blieb als auch Wachstumsprozesse durch- 
laufen hat, und etwas mehr als einem Fünftel gelang es, innerhalb der 
Gruppe der größten 100 Firmen zu verbleiben, wenn die Kapitalwerte von 
1995 zugrunde gelegt werden. Dennoch waren diese günstigen Ergebnisse 
in der Gruppe der Großunternehmen weniger verbreitet als das Verschwin- 
den der Aktiengesellschaften zum einen oder die Erfahrung eines — zumin- 
dest drohenden — Konkurses zum anderen. Zu diesen ungünstigen Ergeb- 
nissen zählen wir auch die Verstaatlichungen, sofern sie auf längere Sicht 
den Konkurs der Firmen verhinderten. Es ist hervorzuheben, daß annä- 
hernd drei Viertel aller Großunternehmen aus der Gruppe der 100 entweder 
ganz verschwunden oder geschrumpft sind, wenn man die Jahre 1912 und 
1995 miteinander vergleicht. Zwar ist es richtig, daß die durchschnittliche 
Großunternehmung im Jahr 1995 (oder zu einem früheren Zeitpunkt) grö- 
Ber war als 1912, aber dieser Durchschnittswert wurde durch die wenigen 
Beispiele eines außergewöhnlich starken Unternehmenswachstums ver- 
zerrt; weniger als ein Drittel der Unternehmen zeigt überhaupt ein positives 
Wachstum, der Modalwert (der häufigste Wert) liegt bei Null. Insgesamt 
kann man sagen, daß bei dieser hochgradig schiefen Verteilung der Durch- 
schnitt des Quotienten aus den Kapitalwerten der Jahre 1995 und 1912 je 
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nach den getroffenen Annahmen zwischen 1,1 und 1,4 lag, wobei ein Wert 
um 3 notwendig war, um in der Liste der weltweit 100 größten Unterneh- 
men zu verbleiben.” Auffällig ist, daß der Niedergang unter den größten der 
100 Großunternehmen besonders ausgeprägt war. 

Um Marshalls Analogie zwischen den »Bäumen des Waldes« und den Un- 
ternehmen etwas zu erweitern, könnte man also nach den vorliegenden Be- 
funden sagen, daß die »Giant Redwoods« unter ihnen — die Großunterneh- 
men mithin - langfristig auch dem Niedergang und Verfall ausgesetzt sind, 
wobei es die ganz besonders großen Unternehmen häufiger als die übrigen 
trifft. Ökonomen sind nur zu gut dafür bekannt, daß sie sich selten festle- 
gen, wenn sie von der langen Frist sprechen; in unserem Zusammenhang 
verstehen wir darunter, daß Großunternehmen eine ausgeprägte Neigung 
aufweisen, im Verlauf einiger Jahrzehnte zu verfallen. Um die Lebenser- 
wartung der Großunternehmen genauer zu beschreiben, kann der Begiff der 
»Viertelwertszeit« eingeführt werden, womit wir die Zeitspanne bezeich- 
nen, die verstreichen muß, bis ein Viertel aller Großunternehmen (einer ge- 
gebenen Population) durch Konkurs, durch Fusion oder Verstaatlichung 
verschwunden ist; in analogem Sinne wird der Begriff der »Halbwertszeit« 
benutzt. Unsere Untersuchung zeigt, daß die Viertelwertszeit der Großun- 
ternehmen des Jahres 1912 bei dreiunddreißig Jahren lag und daß sich die- 
se Unternehmen gegenwärtig ihrer Halbwertzeit nähern. Von den 100 
Großunternehmen aus dem Jahr 1912 bestehen noch 52 formal als selb- 
ständige Firmen. Sicherlich haben kleine Firmen i im Durchschnitt eine kür- 
zere Lebenserwartung als Großunternehmen‘, aber sowohl die kleinen als 


2 Um die 100. Firma von ihrem Rangplatz in der Liste der 100 größten Firmen des Jahres 
1995 zu verdrängen, hätte die kleinste Firma auf der Liste von 1912 eine Leistungsrate 
von 4,0 erreichen müssen. Sehr viel weniger war natürlich für die größten Firmen von 
1912 erforderlich: das größte Unternehmen des Jahres 1912, die Firma US Steel mußte 
auf ein Zehntel ihrer vormaligen Größe schrumpfen, um aus der Liste der 100 Größten 
von 1995 herauszufallen. Wenn sie ihre reale Größe beibehalten hätte, dann läge ihr Ka- 
pitalwert im Jahr 1995 bei 90,5 Mrd. Dollar und damit kurz hinter dem Unternehmen 
Royal Dutch Shell, das 1995 die Liste der Großunternehmen mit einem Wert von 107,6 
Mrd. Dollar anführte. Der tatsächliche Wert der Firma USX (des Nachfolgers von US 
Steel) im Jahr 1995 lag jedoch bei 8,7 Mrd. Dollar, selbst nach der Fusion mit einem 
Großunternehmen aus der Ölindustrie; damit fiel USX aus der Gruppe der 100 größten 
Unternehmen heraus. Das durchschnittliche Großunternehmen des Jahres 1912 hätte eine 
Leistungsrate von 2,7 erreichen müssen, um ein durchschnittliches Großunternehmen von 
1995 zu werden; der Kapitalwert hätte von 81 Mill. Dollar auf 218 Mill. Dollar steigen 
müssen, gemessen in den Aktienpreise des Jahres 1912. 

3 Dies wird durch den Abstand deutlich, der zwischen der ungewichteten durchschnittli- 
chen Leistungsrate (1,4) und der geringeren, mit der Größe von 1912 gewichteten Durch- 
schnittsrate (1,2) besteht; siehe Tabelle 1. 

4 Die meisten Studien über neugegründete, kleine Firmen kommen auf eine Halbwertszeit, 
die im niedrigen einstelligen Bereich liegt. Zu der Zeit, als Marshall seine Untersuchun- 
gen begann, hatten die englischen Aktiengesellschaften eine Halbwertszeit von rund sie- 
ben Jahren (Shannon 1933). 
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auch die großen Firmen werden absterben. Sie unterscheiden sich in dieser 
Hinsicht nur durch ihre Lebenserwartung, aber selbst hier ist der Unter- 
schied erstaunlich gering: um die Halbwertszeit einer Aktiengesellschaft 
um ein Jahr zu verlängern, ist es notwendig, ihre Größe um das Dreiund- 
zwanzigfache zu steigern. 


Tabelle 1: Zusammengefaßte Darstellung der langfristigen Leistung der 
100 größten Unternehmen des Jahres 1912 im Jahr 1995 


Wahrschein- 
lichkeit 
Fortbestehende Unternehmen | 


- in der Gruppe der 100 größten Unternehmen 
- in 1995 größer als in 1912 


— eindeutig unabhängiges Unternehmen, gleichgültig von welcher Größe 
Firmen, die aufgelöst oder verstaatlicht wurden oder unter 
Schutzmaßnahmen gegen Konkurs standen 29% 
Leistungsrate (Quotient der Aktienwerte 1995/1912 wie oben definiert), 
ein Wert von 1 indiziert Stabilität, kleiner als 1 Niedergang 


— Durchschnitt der erloschenen Unternehmen 
me... 29 
1,4 


— der gesamte Durchschnitt, gewichtet mit den Kapitalwerten von 1912 


— der gesamte ungewichtete Durchschnitt, in dem alle erloschenen 
Unternehmen gleich Null gesetzt werden 

— Anteil der gewachsenen Unternehmen an den 100 Großunternehmen 
(d.h. Leistungsrate größer als eins) 


schnitt, i i i 1,2 
i schnitt, i R 1,1 


— Modalwert (d.h. häufigste anzutreffende Leistungsrate) 


*) Firmen werden Null gesetzt, wenn sie von einem anderen Unternehmen aus der Liste der 
100 dauerhaft erworben wurden. 
Quelle: Berechnungen des Autors (ausführliche Angaben in Schmitz 1995 und Hannah 1997) 


Das kleinste Unternehmen aus der Liste von 1912 hatte (in Aktienpreisen 
von 1995 gerechnet) einen Marktwert von drei Mrd. Dollar, das größte kam 
auf 90 Mrd. Dollar; durchschnittlich gesehen konnten diese Firmen ihren 
Wert jedoch kaum erhöhen, bei vielen wurde er vermindert, bei einigen ist 
er vollständig verschwunden. Dieser Befund zeigt zudem, daß die behaup- 
teten außergewöhnlich starken Umschichtungen in der Unternehmensrang- 
folge, die sich aus dem Aufstieg starker und dem Abstieg schwacher Fir- 
men ergeben, kein modernes Phänomen sind, das mit der Liberalisierung 
des Welthandels entstanden ist, sondern bereits in früheren Perioden beo- 
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bachtet werden konnte, die durch wirtschaftliche Autarkiebestrebungen der 
einzelnen Staaten und eine ökonomische Stagnation gekennzeichnet waren. 
Der Verfall von Großunternehmen ist allgegenwärtig in einer sich ständig 
wandelnden Welt, und in dem folgenden Witz steckt viel Wahrheit. Frage: 
Wie baue ich ein erfolgreiches Kleinunternehmen auf? Antwort: Kaufe ein 
großes und warte! 

Eine Erklärung für die stark ausgeprägte Tendenz der Großunternehmen 
zur Stagnation und zum Niedergang wurde insbesondere von Stigler (1965) 
aufgrund seiner Untersuchung der Firma US Steel in der Strategie von 
marktbeherrschenden Unternehmen gesehen, lediglich die Gewinne der 
Anteilseigner zu maximieren. Für solche dominierenden Firmen könne es 
sinnvoller sein, ihre Monopolposition preislich auszunutzen und dabei 
Marktanteile an neu hinzutretende Konkurrenten zu verlieren, als eine 
Preispolitik zu verfolgen, die den Marktzugang neuer Unternehmen ver- 
hindert. Diese Strategie wäre insbesondere dann wahrscheinlich, wenn es 
darum ginge, bei den Kartellbehörden keinen Verdacht zu erregen. Die Be- 
trachtung der Unternehmensgeschichten von einigen verfallenden Firmen 
aus unserer Liste zeigt, daß von einem derart geplanten Niedergang nicht 
gesprochen werden kann, sondern letzterer das Ergebnis von kopflosen Re- 
aktionen der Unternehmensleitung gewesen ist. Wir haben die durch- 
schnittlichen Erträge der Aktienbesitzer nicht untersucht, aber unser allge- 
meiner Eindruck, der aus der Betrachtung der Firmengeschichten gewon- 
nen wurde, legt nahe, daß die Zahlung von verminderten Gewinnen an die 
Anteilseigner in der Phase des Niedergangs vom Management dazu benutzt 
wurde, die schwindende Leistungsfähigkeit der Unternehmen zu übertün- 
chen, aber nicht als eine besondere Großzügigkeit gegenüber den Aktionä- 
ren in einer Phase sinkender Marktanteile gewertet werden kann. Man kann 
die Hypothese von Stigler sicher weiter untersuchen, aber es scheint, daß 
man damit nur zu einem kleinen Teil die schrumpfende Unternehmensgrö- 
Be erklären kann. 

Für die Industrieökonomen ist die Bedeutung dieser Beobachtungen klar: 
Während wir unsere Aufmerksamkeit wie selbstverständlich auf die erfolg- 
reichen Unternehmen richten, die gelernt haben, ihr Leistungspotential zu 
vergrößern und zu sichern, ist dies doch ein Ergebnis, das die riesigen Un- 
ternehmensbürokratien in der Regel nicht ohne weiteres zuwege bringen. 
Tatsächlich ist es so, daß die dem 20. Jahrhundert zugeschriebene angeb- 
lich auf allen nationalen Märkten wirksame Tendenz zu einer stärkeren 
Konzentration in der Industrie weder allgemein verbreitet noch nachhaltig 
wirksam ist (Hannah 1995), und möglicherweise ist sie auch weltweit nur 
sehr schwach ausgeprägt. 

Man sollte daher für die Ursachen, die der Zersetzung unternehmerischer 
Leistungspotentiale zugrundeliegen, die gleiche Aufmerksamkeit entwi- 
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ckeln wie für die Faktoren, die den Aufbau solcher Potentiale befördern. 
Aktiengesellschaften können vergessen und lernen; ihre ererbten Lerner- 
folge können in einem neuen sozialen und ökonomischen Umfeld überflüs- 
sig oder sogar dysfunktional werden; Vorreitervorteile können sich als 
flüchtig erweisen; Fähigkeiten, von denen man annahm, daß nur das eigene 
Unternehmen über sie verfüge, können von konkurrierenden Firmen nach- 
gebildet oder verbessert werden (vgl. dazu Raff/Temin 1997, Hounshell 
1997, Henderson/Clark 1990). Solche Resultate treten doppelt so häufig 
auf wie eine erfolgreiche Erweiterung des Leistungspotentials, über das 
Großunternehmen verfügen. 

Könnten wir vorab erkennen, was den Erfolg eines Unternehmens be- 
stimmte, so könnten wir das Blatt der ökonomischen Evolution wenden 
und sehr reiche Männer werden. Man wird indes nicht überrascht sein zu 
erfahren, daß dies ein sehr schwieriges Unterfangen ist und daß alle dieje- 
nigen, die den Versuch bislang unternommen und solche Rezepte erarbeitet 
haben, nicht sonderlich überzeugen konnten. Obgleich die Anzahl der 
Großunternehmen auf unserer Liste zu gering ist, um statistisch signifikan- 
te Ergebnisse zu erhalten, so gestattet sie es uns aber zumindest, einige von 
diesen Rezepturen für den Unternehmenserfolg in Frage zu stellen, selbst 
wenn sie aus der Rückschau, d.h. aus erfolgreichen, aber vergangenen Un- 
ternehmensentwicklungen, gewonnen wurden. Das können wir auch etwas 
anders formulieren: Wenn die ex post »Vorhersage« schon nicht einfach 
ist, so können wir sicher sein, daß die ex ante Vorhersage einige Probleme 
aufwerfen wird. Wir sollten mithin diejenigen Berater für strategische Un- 
ternehmensentwicklung am höchsten schätzen, die am bescheidensten auf- 
treten. 


3. Nationale Unterschiede im Erfolg der Unternehmen 


Chandler hat in seiner kürzlich erschienenen, international vergeichenden 
Studie ein inzwischen weit verbreitetes Modell entwickelt, welches den 
Niedergang von Aktiengesellschaften erklären soll; darin wird der wirt- 
schaftliche Abstieg, den Großbritannien im Verhältnis zu Deutschland und 
Amerika im Verlaufe des 20. Jahrhunderts erfahren mußte, mit dem Versa- 
gen der Großunternehmen begründet, große und effiziente Verwaltungen in 
den Aktiengesellschaften einzuführen (Chandler 1990). Diese These wird 
aus einer überzeugenden Erörterung der unternehmerischen Leistungspo- 
tentiale entwickelt, aber die darin enthaltenen internationalen Vergleiche 
sind von mehreren Seiten her angreifbar (Alford 1994, Hannah 1995). Un- 
sere Gruppe von ausgewählten Großunternehmen kann sicher nicht heran- 
gezogen werden, um die These zu unterstützen, wonach die britischen 
Großunternehmen ihre Leistungsfähigkeit nicht so gut erhalten konnten wie 
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die deutschen oder amerikanischen. Wie die Tabelle 2 zeigt, trifft genau 
das Umgekehrte zu: die britischen Firmen überlebten häufiger, blieben mit 
höherer Wahrscheinlichkeit in der Gruppe der hundert größten Unterneh- 
men und erreichten im Durchschnitt eine bessere Entwicklung ihrer Leis- 
tungsfähigkeit als die amerikanischen und die deutschen Unternehmen.” 


Tabelle 2: Die Unterschiede in der Leistung der Großunternehmen 
von 1912 nach Nationen betrachtet 


Anzahl der Firmen mit Hauptsitz (1912) 54 14 15* 17* 
Durchschnittlicher Aktienwert im Jahr 1912 

in Millionen Dollar 90 59 95 56 
Überlebenschance 

noch in der Liste der Besten 100 in 1995 19% 29% 47% 


als unabhängiges Unternehmen von belie- 
biger Größe überlebt 48% 57% 60% 53% 
Verbesserung des Leistungspotentials EEE En 


Anteil der Unternehmen, die gewachsen re 
sind (Leistungsrate ist größer als 1) 43% 40% 18% 

a ee 
rate der verbliebenen Großunternehmen 2,3 1,9 2,7 0,7 


ungewichtete durchschnittliche Leistungs- 
rate der aus der Liste verschwundenen 
Großunternehmen 0,7 0,1 0,7 0,3 


ungewichtete durchschnittliche Gesamtrate 
Variationskoeffizient (135) (104) (123) (164) 


Verhältnis des realen BSP von 1995 zum 
realem BSP von 1912 A 


* Royal Dutch Shell wird vollständig als britische Firma ausgewiesen. 
Quelle: eigene Berechnungen des Autors. 


Diese Zahlen laden zu einigen Spekulationen über die Bedeutung Großbri- 
tanniens als Standort für die Großunternehmen ein, vor allem wenn man 
die deutlich geringeren Wachtumsraten der britischen Ökonomie in den 
Jahrzehnten nach 1912 betrachtet. Möglicherweise zeigten die britischen 
Großunternehmen ein größeres Stehvermögen, weil sie im Jahr 1912 ihren 
Sitz in einem Land hatten, das den Handel schon liberalisiert hatte, wäh- 
rend die amerikanischen Unternehmen über die Maßen durch hohe Zoll- 
schranken und die deutschen durch gemäßigte Zölle geschützt waren (Ca- 
pie 1994, 59). Somit war die Leistungsfähigkeit der britischen Unterneh- 


5 Die Verwendung des US-amerikanischen Aktienmarktindexes als Deflator anstelle des 
britischen verzerrt die Ergebnisse zuungunsten der Firmen mit Sitz in Großbritannien. 
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men schon 1912 deutlich härteren, nämlich globalen Marktbedingungen 
unterworfen. Zudem tendierten die britischen Großunternehmen bereits in 
dieser Zeit dazu, einen ungewöhnlich hohen Anteil ihrer Ressourcen welt- 
weit einzusetzen. Darüber hinaus waren sie durch den inländischen Markt 
weniger in ihrer Entwicklung eingeschränkt und bereits in höherem Maße 
auf den globalen Wettbewerb eingestellt als die deutschen und amerikani- 
schen Großunternehmen, weil ungefähr ein Drittel ihrer Geschäftstätigkeit 
in Übersee stattfand; das war wahrscheinlich doppelt so viel wie in einem 
durchschnittlichen amerikanischen oder deutschen Großunternehmen in je- 
ner Zeit (Hannah 1997). 

Es wäre aber ein Fehler, solche Spekulationen allzu weit zu treiben. Unsere 
Ergebnisse reichen jedoch aus, um die Vorstellung in Zweifel zu ziehen, 
daß es außergewöhnlich wenige britische Großunternehmen gab oder daß 
letztere besonders anfällig für eine mangelnde Entwicklung ihrer Leis- 
tungspotentiale waren. Sie verweisen auch darauf, daß Chandlers Schluß- 
folgerungen für die Bedeutung der nationalen Differenzen wahrscheinlich 
nicht bestätigt werden können, wenn man eine größere Anzahl von mittle- 
ren Industrieunternehmen untersucht. Broadberry (1998) hat gezeigt, daß 
Amerika und Deutschland im zwanzigsten Jahrhundert Großbritannien 
nicht deshalb überholt haben, weil sie ihre Arbeitsproduktivität in der In- 
dustrie im Vergleich zu Großbritannien gesteigert haben, sondern zum ei- 
nen aufgrund einer Verlagerung von Ressourcen aus der Landwirtschaft in 
die Industrie — eine Option, die dem industrialisierten Großbritannien nicht 
mehr offenstand — und zum anderen dadurch, daß die außergewöhnlich ho- 
he Produktivität des britischen Dienstleistungsbereichs übertroffen wurde. 
Ein Beispiel für die USA stellen Raff und Temin (1997) dar und Wright 
(1997) liefert eine allgemeine Behandlung dieses Themas. Broadberrys 
sektorale Disaggregation der Produktivitätsentwicklung gibt somit einen 
weiteren Beleg dafür, wie fragwürdig jene Position ist, derzufolge die Un- 
terschiede in der nationalen Konkurrenzfähigkeit im 20. Jahrhundert we- 
sentlich durch die Produktivitätsdifferenzen in den Industrieunternehmen 
hervorgebracht wurden. Auf einer etwas allgemeineren Ebene hat Robert 
Reich einige Fehler in der Auffassung herausgearbeitet, daß die leistungs- 
fähigsten Unternehmen und die Ökonomien ganzer Nationalstaaten eng 
miteinander verbunden wären (Reich 1992, vgl. auch Lazonick 1993). Au- 
ßerdem kann man die Möglichkeit nicht ausschließen, daß eine lebhafte 
Konkurrenz der kleineren Firmen, die auch Großunternehmen verdrängen 
können (selbst solche mit Vorreitervorteilen), das wesentliche Kennzeichen 


6  Teece (1993, 214) hebt hervor, aus Chandlers eigenen Daten über die größten 200 Unter- 
nehmen jedes Landes gehe hervor, daß die führenden deutschen Unternehmen eine gerin- 
ge Wahrscheinlichkeit aufwiesen, ihre Position zu halten, was er mit den Kriegsfolgen in 
Deutschland erklärte (vgl. dazu auch Cassis 1997, Broadberry 1998, Mishina 1997). 
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für eine starke Ökonomie ist und daß sich an diesem Punkt Amerika und 
Deutschland auf der einen Seite von Großbritannien auf der anderen stärker 
unterscheiden als durch ihre Großunternehmen. 


Tabelle 3: Die räumliche Verteilung der 100 größten Unternehmen 
(gemessen am Aktienwert) weltweit 


Land, in dem sich der Hauptsitz 
befindet 

USA 

Großbritannien 

Deutschland 

Frankreich 

Südafrika 

Rußland 

Belgien 

Mexiko 


Luxemburg 
Niederlande 
Japan 
Schweiz 
Schweden 


u 


Australien 
Italien 
Finnland 


oooooooo-—-NWwW-> 


Korea 
Insgesamt 


Quellen: für 1912 Berechnungen des Verfassers; für 1995 berechnet nach den Angaben von 
Business Week (31.5.1996), nur für die Industrieunternehmen. 


Wenn die Unternehmenshistoriker der Bedeutung nationaler Unterschiede 
für die Erfolge der Großunternehmen schon so viel Aufmerksamkeit wid- 
men, dann sollten sie zumindest klarere Hypothesen formulieren, die den 
Tatsachen besser entsprechen. Bis es soweit ist, gehen wir am besten von 
der Annahme aus, daß die Nationalität keine bedeutsame Variable ist, um 
den Erfolg der großen Unternehmen zu erklären, soweit es sich um die 
entwickelten Industrienationen handelt. Die Methoden der erfolgreichen 
Großunternehmen und Nationalstaaten’ lassen sich ebenso leicht wiederho- 
len und finden eine ebensolche Verbreitung wie — so muß man wohl sinn- 
vollerweise sagen - die Fehler der erfolglosen. 

Wie die Daten der Tabelle 3 zeigen, beherbergen heute mehr Länder indus- 
trielle Großunternehmen als im Jahr 1912, wobei diese Zunahme eher zu 


7 Die Belege, die in der Arbeit von Kim (1995) enthalten sind und sich auf die Verbreitung 
der industriellen Leistungsfähigkeit in den Regionen der USA seit 1930 beziehen, stützen 
unsere Vermutung. 
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Lasten der USA und Deutschlands gegangen ist als zu Lasten Großbritan- 
niens.. Um die erfolgreichen von den weniger erfolgreichen Nationalöko- 
nomien zu unterscheiden, muß man sich offenbar andere Kriterien suchen, 
die Erfolge der Großunternehmen lassen sich zu diesem Zweck nicht he- 
ranziehen. 


4. Gibt es aufsteigende und absteigende Industriezweige 
oder aufsteigende und absteigende Firmen? 


Auf den ersten Blick scheinen die Industriezweige, in denen im Jahr 1912 
die Großunternehmen konzentriert waren, eine konsistentere Entwicklung 
ihrer Leistung zu zeigen als die jeweiligen Nationalökonomien. Wie die 
Tabelle 4 zeigt, war rund die Hälfte aller Firmen in fünf Branchen zu fin- 
den: Kohlebergbau, Textil- und Lederverarbeitung, Nichteisenmetalle und 
sonstiger Bergbau, Schwerindustrie und schließlich der Maschinenbau. In 
diesen Industrien schrumpfte die durchschnittliche Firma bis zum Ende des 
Untersuchungszeitraums auf weniger als die Häfte ihrer Größe, die sie im 
Jahre 1912 erreicht hatte, und nur eine sehr geringe Zahl von Großunter- 
nehmen konnte weiter wachsen. Die Erfolgsgeschichten in diesen »alten« 
Industrien kamen auf ganz verschiedenen Wegen zustande: oft wurde die 
Firma verkauft, zum Beispiel Metropolitan Carriage, die Ausrüstungsgüter 
für die Eisenbahn herstellte und im Jahr 1919 eine Leistungsrate von 2,0 
erreichen konnte; andere Unternehmen waren sowohl in ihrem alten Kern- 
geschäft als auch auf neuen Geschäftsfeldern erfolgreich, wie das Beispiel 
der Firma Mannesmann zeigt, die mit einer Rate von 2,7 im Jahr 1995 den 
besten Wert in dieser Gruppen von Industriezweigen erreichen konnte. Von 
den erfolgreichen Unternehmen haben nur wenige den Industriezweig voll- 
ständig gewechselt: so verlagerte American Can sein Tätigkeitsfeld auf die 
Finanzdienstleistungen (mit einer Leistungsrate von 1,9) und der französi- 
sche Stahlgigant Schneider verlegte sich auf die Elektrotechnik (mit einer 
Leistungsrate von 1, die Stabilität anzeigt). Solche »neuen« Industriezwei- 
ge gewährten zweifelsohne bessere Wachstumschancen, aber viele der »al- 
ten« Industrien des Jahres 1912 hatten keine besonderen Erfahrungen, die 
sie in die neuen Branchen transferieren konnten, um damit den Einschrän- 
kungen in ihren alten Märkten zu entgehen. Wie die Untersuchung der 
Großunternehmen im Kohlebergbau, der Textilindustrie und in der Zulie- 
ferindustrie für die Eisenbahnen zeigt, entstanden aus der Geschwindigkeit, 


8 Die Zahl der Fälle ist gering und man sollte nicht versuchen, zuviel aus ihnen herauszule- 
sen. Vergleicht man die Zahlen für 1995 mit denen aus der Tabelle 2 für die überlebenden 
Großunternehmen des Jahres 1912, dann zeigt sich, daß in den USA zahlreiche neue 
Großunternehmen entstanden sind, während die Entwicklung der alten Großunternehmen 
von 1912 dort nicht sonderlich erfolgreich verlaufen ist. In Deutschland hingegen ist dies 
nicht eingetreten: Seine industrielle Stärke liegt im Mittelstand. 


524 Leslie Hannah 


mit der individuelle Märkte zusammenbrachen, und aus den Grenzen, die 
dem Transfer unternehmerischer Leistungspotentiale von einem Industrie- 
zweig in den anderen im Jahr 1912 gegenüberstanden, besonders große 
Hindernisse für einen solchen Wechsel des Geschäftsfeldes. Für solche 
Firmen könnte die aussichtsreichste Lösung in einer Übernahme durch an- 
dere Unternehmen gelegen haben, um den Wert der wenigen verbliebenen 
Fähigkeiten zu maximieren, die auf andere Industriezweige übertragbar wa- 
ren. Aus dem gleichen Grund hatten es - vielleicht — diejenigen Firmen, die 
bereits 1912 in den schnell wachsenden Wirtschaftszweigen wie der Ölin- 
dustrie, der Chemie oder der Elektrotechnik produzierten, etwas leichter, 
ihren Anfangsbestand an Erfahrungen, Qualifikationen und Fähigkeiten zu 
verwerten und ein dynamisches Leistungspotential aufzubauen. Die Groß- 
unternehmen in diesen Industrien konnten im Durchschnitt ihre reale Größe 
immerhin mehr als verdoppeln. Auch solche Firmen, die Markenartikel 
herstellten, neigten eher zum Wachstum als zum Niedergang; in diesem 
Sektor gab es 1912 die meisten Großunternehmen neben der Schwerindust- 
rie. 


Tabelle 4: Leistungsunterschiede zwischen den Großunternehmen 
des Jahres 1912 nach Industriezweigen 


industriezwige [A |B |c |DnD IE Ir | 


[Elektroindustrie | s [oa [302 [27 [ıo Im | 
Ölindustrie Oinduwie _____ 112 2? far 2a [2 


alle Großunternehmen 8.1 r 18 ie 1 9 
des Jahres 1912 


A: Anzahl der Großunternehmen, die 1912 in dieser Industrie sind. B: Aggregierte Aktien- 
wert aller Großunternehmen dieses Industriezweiges im Jahr 1912 in Mrd. Dollar. C: Der 
gesamte Erfolg eines Industriezweiges.** D: Der durchschnittliche Erfolg eines Industrie- 
zweiges.*** E: Standardabweichung. F: Variationskoeffizient. 


* Siehe Tabelle 1 für die Bereinigung um Doppelzählungen. 

** Durchschnittliche Leistungsrate gewichtet mit der Unternehmensgröße im Jahr 1912. 
#3 Ungewichtete durchschnittliche Leistungsrate. Wenn dieser Durchschnitt kleiner als der 
gewichtete Durchschnitt ist, dann zeigen die echten Riesenunternehmen bessere Erfolge als 
Unternehmen, die einfach nur groß sind. 


Quelle: Eigene Berechnungen des Verfassers. 
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Es wäre jedoch falsch anzunehmen, daß der Erfolg der Großunternehmen 
durch die Wahl eines aufsteigenden oder absteigenden Industriezweigs 
gleichsam vorherbestimmt wäre. Tatsächlich waren die Unterschiede in- 
nerhalb der Industriezweige größer als diejenigen zwischen ihnen.” Selbst 
in einem so aussichtsreichen Wirtschaftszweig wie der Elektroindustrie, wo 
vier von sechs Firmen eine Leistungsrate größer als 1 erzielten, erreichten 
Westinghouse (0,7) und AEG (0,3) nur schwache Ergebnisse. Im großen 
und ganzen konnten sich die Ölunternehmen gut entwickeln, aber die 
Nachzügler konnten unter ihrem Wert von 1912 liegen, wenn sie verstaat- 
licht oder von anderen Firmen übernommen wurden. Weitere Beispiele da- 
für lassen sich leicht finden. Wie die letzte Spalte der Tabelle 4 erkennen 
läßt, zeigten sowohl die alten wie auch die neuen Industriezweige große 
Unterschiede in den Wachstumsraten: der Variationskoeffizient übersteigt 
den Wert 60 in allen Industrien und 120 in der Hälfte der Industriezweige. 
Dieses Muster der Entwicklung innerhalb der Wirtschaftszweige stimmt 
mit den Ergebnissen überein, zu denen andere Studien mit einer größeren 
Stichprobe von Unternehmen für kürzere Zeitspannen gekommen sind 
(Schmalensee 1985, Rumelt 1991). Dies zeigt, daß dynamische Wirtschafts- 
systeme zwar aus aufsteigenden und absteigenden Branchen bestehen, aber 
Unternehmen können in jedem Branchentyp ihre Konkurrenzvorteile ent- 
wickeln und behalten. Simplifizierende Rezepte für das Portfoliomanage- 
ment von Industrieunternehmen mögen den Unternehmensberatern ein 
Vermögen eingebracht haben, aber ein besserer Weg zum nachhaltigen Er- 
folg besteht darin, irgendwo entschieden und profitabel zu handeln, anstatt 
viel Geld für modische Unternehmensübernahmen mit dem Ziel der Diver- 
sifikation zu zahlen, wenn in diesen Industrien kein erkennbarer neuer 
Wert für die Eigentümer hinzukommt. 

Somit stellt sich die Frage, wie die Großunternehmen ihre Position halten, 
ihren Kapitalwert erhöhen und ihr Leistungsvermögen erweitern können? 
Die einzige vernünftige Antwort lautet: Mit großen Schwierigkeiten! Es 
wäre sicherlich von großem Vorteil, wenn wir über Untersuchungen ver- 
fügten, aus denen hervorginge, welche Maßnahmen getroffen werden müß- 
ten, um den dauerhaften Erfolg der Großunternehmen sicherzustellen, aber 
ebendies entzieht sich unserem Verständnis. 

Dieser Zustand ist keineswegs nebensächlich: Er bildet einen immanenten 
Bestandteil der Marktprozesse, die den Erfolg des Kapitalismus im 20. 


9 Der Variationskoeffizient der Durchschnittsraten aller neun Industrien beträgt 95. Somit 
ist die Variation innerhalb der Mehrzahl der Wirtschaftszweige (Kohle, Maschinenbau, 
Nichteisemmetalle etc., Eisen und Stahl und Markenartikel) größer als diejenige zwischen 
den Industriezweigen, und in den vier Sektoren mit der geringsten Varianz (Textilien, 
Chemie, Elektrotechnik und Öl) ist die Variabilität beinahe immer noch so groß wie zwi- 
schen den Sektoren. 
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Jahrhundert tragen. Die meisten Unternehmen, die wir untersucht haben, 
hatten 1912 einen außerordentlichen Erfolg und ihre hohe Bewertung am 
Aktienmarkt folgte aus ihrer Fähigkeit, überdurchschnittlich hohe Profite 
zu verdienen. Diese Profite waren in der Regel die Belohnung für große In- 
vestitionen in der Produktion, im Management und im Marketing, wie sie 
von Chandler (1990) beschrieben werden. Häufig kam noch mehr dazu, 
damit sich die Marktposition der Vorreiter im Sinne Chandlers festigen 
konnte, nämlich ein technologischer Vorsprung, die exklusive Verfügung 
über Rohstoffe, ein bedeutendes Vertriebssystem oder ein bekannter Mar- 
kenname. Jedoch sind solche Vorteile häufig nur zeitweilig vorhanden und 
unsicher: Patente erwiesen sich als begrenzt wirkungsvoll, Werbekampag- 
nen ließen konkurrierende Markenartikel entstehen, neue Minen und Ölfel- 
der wurden entdeckt, Techniken des Managements, der Produktion und des 
Marketings wurden von anderen Firmen kopiert. Selbst dort, wo dies nur 
schwer möglich war, konnte der anfängliche Vorsprung durch exogene 
Änderungen in der Produktionstechnik oder in den Eigenschaften der 
Märkte zunichte gemacht werden. Gefestigte Marktpositionen konnten e- 
benfalls durch die Kartellbehörden oder durch eine Enteignung gefährdet 
werden. 

Waren solche Gefahren und Herausforderungen nicht vorhanden oder 
konnte die Firma ihnen mit einer eigenen Strategie erfolgreich begegnen, 
dann überlebte das Großunternehmen, aber unter dem fortwährenden Druck 
der Marktkräfte kann es nicht überraschen, daß der Niedergang und der 
vollständige Verfall bei den Großunternehmen dreimal so häufig zu beo- 
bachten war wie ein Unternehmenswachstum. Durch das Kopieren vorteil- 
hafter Verfahren wurden die Profite der vormals führenden Unternehmen 
auf das normale Niveau herabgedrückt, und gleichzeitig konnte auf diese 
Weise der Nutzen aus den besseren Verfahren verallgemeinert werden. Ei- 
ne überzeugende Erklärung für das Fortbestehen von Großunternehmen 
liegt in der gleichsam spezifischen Architektur, die es nur ihnen gestattete, 
beständig ihre frühen Erfolge zu wiederholen (Kay 1993). Solche unter- 
nehmerischen Architekturen müssen komplex und schwierig zu identifizie- 
ren und zu kopieren sein, weil andernfalls der zusätzliche Wert, den sie ei- 
nem Unternehmen verschaffen, in der Konkurrenz herabgesetzt und ver- 
schwinden würde. Definitionsgemäß wissen wir nicht, wie diese Unter- 
nehmensarchitekturen beschaffen sind, aber es ist naheliegend, daß dieses 
Wissen in einem stillschweigenden Lernprozeß erworben und von einer 
Generation von Managern auf die andere übertragen wurde. 

Sowohl der Antrieb zur Entwicklung von Konkurrenzvorteilen als auch der 
Antrieb, den erfolgreichen Unternehmen nachzueifern, waren in den Ge- 
sellschaften stark ausgeprägt, in denen die Großunternehmen 1912 tätig 
waren. Letztere verstanden es immer besser, die wirtschaftlichen Möglich- 
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keiten zu übersehen und die gewinnbringenden Anlagen zu begutachten, 
wobei sie sich zunehmend wechselseitig Konkurrenz machten und sich ge- 
genseitig zur weiteren Entwicklung ihrer Leistungspotentiale zwangen. In 
diesem Sinne ist die im Durchschnitt geringe Fähigkeit der Großunterneh- 
men, ihr spezifisches Leistungsvermögen weiter zu entwickeln, das einmal 
ihre Größe begründet hatte, keineswegs als ein Anzeichen für die individu- 
elle Schwäche einzelner Unternehmen zu deuten, sondern sie verweist auf 
ihre kollektive Stärke innerhalb des kapitalistischen Marktsystems. Marx 
verstand die »Widersprüche« dieses dialektischen Systems sehr genau. Pa- 
radoxerweise ist es so, daß die kapitalistischen Unternehmen durch das 
Streben nach Extraprofiten zu weiterem Wachstum veranlaßt werden, daß 
aber andererseits die Konkurrenz zwischen ihnen alle Gründe beseitigt, aus 
denen solche Extraprofite entstehen, so daß letztere nur als ein zeitweiliges 
Phänomen auftreten können. Marx beging jedoch den Fehler, dies als eine 
Schwäche jener Phase der ökonomischen Evolution zu betrachten, die er zu 
seiner Zeit beobachtete. Tatsächlich besteht die grundlegende Stärke des 
Kapitalismus als eines Systems der gesellschaftlichen Organisation in die- 
ser Mischung aus Antrieben und Hindernissen und die ist nun dabei, sich 
weltweit auszudehnen. 

Aus dem Englischen übersetzt von Klaus Schabacker 
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Geschlossene Gesellschaft? Die säkulare Entwicklung 
der Konzentration in der deutschen Elektroindustrie 


Zwang zur Größe: nicht erst ein Schlachtruf unserer Tage 


Die konjunkturelle Krise, die das 20. Jahrhundert in Deutschland einläute- 
te, traf die Elektroindustrie, seit den bewegten Gründerjahren fast stetig im 
Aufwind, besonders hart. Mehr noch als in allen anderen Branchen schie- 
nen hier Großunternehmen bereits das Geschehen zu dominieren, und doch 
wiesen auch einige von ihnen deutliche Anzeichen von Schwäche auf. Es 
kam zu Kapitalabwertungen, zur Aussetzung von Dividendenzahlungen 
und zu Konkursen. Nur die beiden größten Einzelkapitale, Siemens & 
Halske und die AEG, überstanden den ökonomischen Wirbelsturm eini- 
germaßen unbeschadet und begannen unverzüglich, sich die Überreste ihrer 
teils zerzausten, teils zerstörten Konkurrenten einzuverleiben. Die AEG 
übernahm in der Folge unter anderem die Union, Siemens & Halske unter 
anderem die Nürnberger Firma Schuckert (Pohl 1978: 12f). Emil Rathenau, 
als Gründer und Leiter der AEG einer der maßgeblich Beteiligten bei die- 
sen Prozessen, zeigte sich überzeugt davon, die hiermit entstandene Situa- 
tion werde sich als allseits segensreich erweisen: 


»Die gegenwärtige Lage der Industrie macht den Zusammenschluß der elektrotechnischen 
Firmen zu einer Notwendigkeit. Die wirtschaftlichen Vorteile des Zusammenschlusses sind so 
erheblich, daß ihnen gegenüber alle Bedenken verschwinden. Interessen dritter werden nicht 
verletzt: weder einzelner noch der Allgemeinheit. Dem Lande aber wird das Fortbestehen ei- 
ner seiner schönsten und stärksten Industrien gesichert« (zit. bei Loewe 1903: 143) 

Auch im Geschäftsbericht der Deutschen Bank fand sich eine ähnlich en- 
thusiastische Einschätzung, ging man ja ohnehin davon aus, der »Zug der 
Zeit« dränge »unwiderstehlich zur Bildung machtvoller Einheiten« (zit. bei 
Kreller 1903: 26, FN). 

Zeitgenossen, die den Geschehnissen etwas ferner standen, sahen diese 
zwar weitaus weniger positiv, hielten den anhaltenden Trend zur Konzent- 
ration des Kapitals jedoch angesichts der »verwüstenden« Preiskonkurrenz, 
die man jüngst erlebt hatte, für ebenso unabwendbar. So fragte sich der 
Abgeordnete der Fortschrittlichen Volkspartei Oeser in einer Reichstagssit- 
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zung, »ob nicht morgen schon der große elektrische Trust fertig abge- 
schlossen ist, der die gesamten deutschen Großunternehmungen in eine 
Hand bringt, sie unter einen einheitlichen Willen zwingt« (Verhandlungen 
d. Reichstags, 16.3.1911: 5527, 5530) Ähnlich prognostizierte der Bericht- 
erstatter des Vereins für Socialpolitik: 


»Ist aber einmal die gesamte elektrotechnische Großindustrie in zwei grosse Gruppen verei- 
nigt, so ist bis zur Bildung eines einheitlichen deutschen Elektrizitätstrusts nur noch ein klei- 
ner Schritt. Ist doch heute schon die Konkurrenz zwischen den beiden grossen Gruppen, die in 
Berlin zusammensitzen, trotz aller äussern Gegensätze mehr nur noch eine scheinbare.« (Krel- 
ler 1903: 28) 

Andere Beobachter der Zeitläufte gingen in ihrer Einschätzung des neuen 
Phänomens noch sehr viel weiter. Lenin etwa vertrat in seiner populären 
Schrift Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, die Fu- 
sionen und Aufkäufe der deutschen Elektroindustrie stellten in Kombinati- 
on mit den Verträgen, die diese mit der amerikanischen General Electric 
abgeschlossen hatte, überhaupt das Modell der künftigen Entwicklung des 
Kapitals dar: 


»Wir sehen hier anschaulich, wie sich in der Epoche des Finanzkapitals private und staatliche 
Monopole miteinander verflechten und die einen wie die anderen in Wirklichkeit bloß einzel- 
ne Glieder in der Kette des imperialistischen Kampfes zwischen den größten Monopolisten 
um die Teilung der Welt sind« (Lenin 1917: 83-4). 

Angesichts der neuen Welle von Fusionen, die seit einigen Jahren nicht nur 
die Elektroindustrie erfaßt hat, ist aus dem Munde der jetzigen Hauptakteu- 
re der gleiche Tenor von der Zwangsläufigkeit zu hören, die ihr Handeln 
leite und ihnen keine Alternative ließe — nur die Begründungen klingen 
mittlerweile anders. Der Siemens-Konzern etwa hat seit den achtziger Jah- 
ren eine Reihe von spektakulären Firmenaufkäufen getätigt: unter anderem 
die US-amerikanischen Unternehmen Rolm (Telefone) und Arco (Solarzel- 
len), Teile der britischen Plessey-Gruppe (Telekommunikation), die Mehr- 
heit der deutschen Firma Nixdorf (Computer) sowie das ebenfalls deutsche 
Unternehmen für Schienenfahrzeuge Düwag AG (Welzmüller 1991: 623). 
Für den Vorstandsvorsitzenden Heinrich v. Pierer tragen diese Übernahmen 
dazu bei, sowohl die Ansprüche der 600.000 Aktionäre zu befriedigen, wie 
auch mit den 200.000 deutschen Beschäftigten »verantwortungsvoll« um- 
zugehen: 


»Wir gehen systematisch und bedacht vor. Wir verstärken unser Portfolio, um in führende 
Weltmarktpositionen zu kommen. Aber das wird uns nicht überall aus eigener Kraft gelingen. 
Dann müssen wir zukaufen — siehe den Erwerb des Geschäfts mit Briefsortieranlagen von 
Daimler-AEG -, Kooperationen eingehen oder im Extremfall auch mal zurückstecken« (Wirt- 
schaftswoche, Nr. 8/1997: 42). 


Von Emil Rathenau zu Heinrich v. Pierer: Was sich am Beginn des 20. 
Jahrhunderts dem Erschrecken vor den Folgen ruinöser Konkurrenz auf na- 
tionaler Ebene verdankte, wird am Ende desselben Jahrhunderts mit der 
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Furcht vor dem Zurückbleiben im internationalen Wettbewerb gerechtfer- 
tigt. Dies wirft die Frage nach dem Stellenwert dieser Entwicklungen auf: 
Stehen wir vor einer Erscheinung des Wiedergängertums? Ist der Dämon, 
der die kleineren Anbieter ins Verderben trieb und den Giganten großzügig 
die profitable Nutzung der Märkte überließ, damals erstmalig aufgetaucht, 
um dann zu verschwinden und nun abermals auf den Plan zu treten? Oder 
handelt es sich einfach um die lineare Fortsetzung eines unumkehrbaren 
Prozesses, der einmal begonnen, zwangsläufig weitergehen muß, wie etwa 
von der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik angenommen wird, 
wenn sie die »Existenz von Konzernen und Konzerngruppen« diagnosti- 
ziert, »die seit hundert Jahren die vorderen Plätze in der Wirtschaft belegen 
und sich als wirtschaftliche und politische Machtfaktoren etabliert haben« 
(1988: 11). Diese Autoren formulieren das auch sonst weitverbreitete Ver- 
ständnis, es gebe eine langfristig kontinuierliche Zunahme der Konzentra- 
tion, die in Deutschland allenfalls kurzzeitig durch politische Interventio- 
nen wie die nach 1945 verordneten Entflechtungen unterbrochen worden 
sein soll — eine Vorstellung, wonach mit der Durchsetzung marktwirt- 
schaftlicher Verhältnisse auch simultan ein Mechanismus der stetig zu- 
nehmenden Zusammenballung von Kapital in Gang gesetzt worden sei. 
Doch gerade Marx, der als Ahnherr dieser Behauptung gilt, betonte die Wi- 
dersprüchlichkeit der Prozesse von Konzentration (Wachstum der indivi- 
duellen Kapitale) und Zentralisation (Zusammenfassung vorher selbständi- 
ger Kapitale). »Je ein Kapitalist schlägt viele tot«: Damit beschwor Marx 
zwar ein drastisches Bild der Vorgänge, bei denen Existenzen und Lebens- 
entwürfe kleinerer Unternehmer zerstört wurden, aber diese eingängige und 
später besonders gern zitierte Formulierung hinderte Marx nicht daran, 
auch mögliche Gegentendenzen der beschriebenen Prozesse ins Auge zu 
fassen (Marx 1867: 790). Der Attraktion der Kapitale stehe ihre Repulsion 
gegenüber, der Tendenz zur Zusammenballung eine solche der Zersplitte- 
rung: »... das Wachstum der funktionierenden Kapitale ist durchkreuzt 
durch die Bildung neuer und die Spaltung alter Kapitale« (ebd.: 654). Auch 
gebe es immer wieder Nischen: 


»Die kleineren Kapitale drängen sich daher in Produktionssphären, deren sich die große In- 
dustrie nur noch sporadisch oder unvollkommen bemächtigt hat. Die Konkurrenz rast hier im 
direkten Verhältnis zur Größe der rivalisierenden Kapitale« (ebd.: 655). 

Das für den Kapitalismus zentrale Element der Konkurrenz bewirke also, 
daß die großen Kapitale nicht in der Lage sind, in aller Ungestörtheit ihre 
Maächtposition auszukosten, da eine solche immer wieder gefährdet werden 
kann. Im Anschluß an diese Überlegungen ist im folgenden am Paradebei- 
spiel der Elektroindustrie zu untersuchen, ob der Weg von Unternehmen, 
die schon vor einem Jahrhundert zu den großen gehörten, tatsächlich so ge- 
radlinig in Richtung einer zunehmend »geschlossenen Gesellschaft« ver- 
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lief, wie es oftmals vermutet wird. Sind die Großen von gestern denn wirk- 
lich identisch mit den Großen von heute? Und wie kann, was vor dem Ers- 
ten Weltkrieg bereits fast an einem Endpunkt angekommen zu sein schien, 
später überhaupt noch weitere Steigerungen erfahren haben? 


Bestandsveränderungen: die Zahl der Betriebe und Unternehmen 


Einen ersten Anhaltspunkt, um die Entwicklung der Konzentration einzu- 
schätzen, liefert die Veränderung der Zahl der Betriebe (als technische Ein- 
heiten) und Unternehmen (als wirtschaftliche Einheiten) innerhalb der 
Branche (wobei man sich dem Problem gegenübersieht, daß die vorhande- 
nen Daten sich mal auf die eine, mal auf die andere Größe beziehen). Nach 
der Statistik des Deutschen Reichs betrug die Zahl der Betriebe, die sich 
auf dem Gebiet der Herstellung von Lampen- und Beleuchtungsapparatu- 
ren sowie von »elektrischen Maschinen, Apparaturen usw.« betätigten, im 
Jahr 1875 bereits 81, wobei selbst bei den schon länger bestehenden Fir- 
men wie Siemens & Halske oder Schuckert Betrieb und Unternehmen in 
den ersten Jahrzehnten praktisch zusammenfielen. So war der Geschäftsbe- 
trieb von Siemens & Halske 1847 mit der Herstellung von Telegraphen 
aufgenommen worden und erstreckte sich in den folgenden Jahren auf eine 
mehr und mehr ausufernde Palette von elektrotechnischen Produkten aller 
Art. Diese weitgefächerte Produktion fand bis nach der Jahrhundertwende 
in einem einzigen zusammengeschachtelten Gebäudekomplex in der Berli- 
ner Markgrafenstraße statt. Die ursprüngliche Dominanz der Schwach- 
stromtechnik wurde seit den siebziger Jahren durch die wachsende Bedeu- 
tung von Starkstromprodukten abgelöst. Die Entwicklung dieses Zweiges 
verdankte sich vor allem dem von Werner Siemens entdeckten elektro-dy- 
namischen Prinzip der Selbsterregung des Magnetfeldes, auf dessen Grund- 
lage es ebenso möglich war, elektrische aus mechanischer Energie zu er- 
zeugen, wie umgekehrt mechanische Energie in elektrische zu verwandeln. 
Beides erschloß eine Fülle von neuen Anwendungen in der Industrie und 
im Verkehrswesen. Bis Mitte der neunziger Jahre nahm die Zahl der Be- 
triebe auf mehr als 1.000 zu, und 1907 gab es schon fast 4.000 elektrotech- 
nische Werkstätten und Fabriken (Wellhöner 1989: 214, Statistik des Deut- 
schen Reiches, Bd. 220/21: 74*ff). 

Einer der Gründe für diese rasante Zunahme der Zahl von Betriebsstätten 
lag vor allem seit der Jahrhundertwende darin, daß die etablierten Firmen 
sich vergrößerten, indem sie für die neuen Produktionszweige eigene Wer- 
ke erbauten. Siemens etwa, mittlerweile am Berliner Nonnendamm ange- 
siedelt, errichtete in der späteren Siemensstadt unter anderem spezielle Ka- 
bel-, Dynamo- und Kleinbauwerke. Die AEG, Emil Rathenaus Gründung 
aus den achtziger Jahren und ebenso wie Siemens als Universalunterneh- 
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men in fast allen Sparten der Elektrotechnik engagiert, expandierte über das 
ursprüngliche Stammwerk in der Berliner Ackerstraße hinaus und legte 
sich weitere Fabrikationseinrichtungen in der nahen Brunnenstraße zu. A- 
ber die Vermehrung der Betriebe ging darüber hinaus auch auf eine beweg- 
te Gründungsdynamik zurück. In der Wahrnehmung der Zeitgenossen 
schossen elektrotechnische Werkstätten damals »wie Pilze aus dem Boden« 
(Loewe 1903: 112), was unter anderem die Entstehung von Spezialfabriken 
zur Folge hatte. Sie begannen meist als Eigentümer-Unternehmen und wa- 
ren nach heutigen Begriffen der mittelständischen Wirtschaft zuzurechnen, 
wie die Elektrizitätszählerfabrik G. Aron in Charlottenburg oder die Deut- 
sche Glühlicht AG Auergesellschaft und die Telephon- und Telegraphen- 
werke Mix & Genest in Berlin-Schöneberg (Müller 1925: 49). Nach dem 
Urteil eines kundigen Beobachters der Branche waren sie imstande, »bei 
ausgezeichneter Ausnützung der Massenfabrikation gegenüber den Gross- 
firmen mit sehr kleinem und billigem Verwaltungsapparat auskommen zu 
können. Sie sind diesen gegenüber meist sogar sehr konkurrenzfähig« 
(Kreller 1903: 9). Bestimmte Produktionsgruppen wie etwa die elektrischen 
Kraftzentralen teilten die großen Firmen unter sich auf, aber Bereiche mit 
geringerem Kapitalaufwand stellten für die kleinen und mittelgroßen Un- 
ternehmen keineswegs unerhebliche Nischen dar. So fertigten sie unter an- 
derem Meßinstrumente, Telefonapparate, Zähler, Bogenlampen, Schaltap- 
parate, Isoliermaterialien, Kohlenelektroden, Elektromotoren, Glühlicht 
und Akkumulatoren. Manche trieben die Spezialisierung noch weiter, in- 
dem sie beispielsweise nur Bogenlampen für lange Brenndauer oder nur 
Anlaßapparate für Motoren fabrizierten. Eine ganze Reihe dieser Spezial- 
fabriken erreichte vor dem Ersten Weltkrieg solche Dimensionen, daß sie 
sich als Aktiengesellschaften etablieren konnten, darunter etwa die Tele- 
fon- und Telegrafenfirma Mix & Genest oder die Welter Elektrizitäts- und 
Hebezeugwerk AG Köln (Kreller 1903: 9, Müller 1925: 49ff, Loewe 1903: 
103ff). Eine andere, häufig ebenfalls erfolgreiche Strategie verfolgten 
Werkstätten, die sich auf den lokalen und regionalen Märkten behaupteten, 
und dabei — im Prinzip nicht anders als die großen Universalfirmen - fast 
die gesamte Palette der Schwachstrom- und Starkstromelektrik abdeckten. 
Viele von ihnen begannen als Ein-Mann-Betriebe — wie Alois Zettler, ein 
gelernter Feinmechaniker, der 1877 in München eine Werkstatt eröffnete, 
in der er zunächst so unterschiedliche Produkte wie Theodolite, Nivellier- 
instrumente, Kippregler und Distanzmesser, Rühmkorffsche Induktionsap- 
parate, Elektrisier- und Influenzmaschinen oder Galvanoskope herstellte. 
Bald konnte er den Betrieb erweitern und erhielt aufgrund seiner Teilnah- 
me an der Münchner Elektrizitätsausstellung von 1882 den Auftrag für die 
Illumination des Hoftheaters, installierte Beleuchtungen für die Kessel- 
schmiede Maffei sowie die Münchnerkindl-Brauerei und eine Schloßbe- 
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leuchtung in Herrenchiemsee, worauf er er den Titel »Erster Hofillumina- 
tor« erhielt. Die wachsende Zahl der Aufträge erlaubten ihm, seine Firma, 
die er nun als »Elektrotechnische Fabrik« bezeichnete, auf 80 Beschäftigte 
zu vergrößern (Zettler 0.J.: 7ff, 45). 

Im Zug der wirtschaftlichen Aufbruchsstimmung nach dem Ende der »gro- 
Ben Depression« der achtziger und neunziger Jahre führten die genannten 
Erweiterungen und Neugründungen zu Überkapazitäten, die in einer Berli- 
ner Zeitung damals folgendermaßen kommentiert wurden: 


»Neigen selbst Industrien, die schon alte Erfahrungen für sich haben, immer wieder zu derar- 
tigen Überschätzungen hin, so sprudelte die Elektrizität mit dem Ungestüm der Jugend über. 
Die großen Gesellschaften dehnten sich aus, als ob jede allein für sich die Welt mit Elektrizi- 
tät zu versorgen hätte« (zit. bei Loewe 1903: 112). 

Es kam zu den eingangs erwähnten krisenhaften Zusammenbrüchen nach 
der Jahrhundertwende, die sich vorübergehend dämpfend auf die bisherige 
Expansion auswirkten. Bald aber setzte ein neues Gründungsfieber ein. Im 
Jahrzehnt vor dem Ersten Weltkrieg stieg nicht nur die Zahl der mittelgro- 
Ben Spezialfirmen wieder an, selbst die Zahl der kleinen und kleinsten Be- 
triebe, also solche mit weniger als 5 Beschäftigten nahm zu (Statistik des 
Deutschen Reiches, Bd. 220/21: 33*). Sie alle wollten, wie Alois Zettler, 
»an dem endgültigen Siege der Kultur über alle Kräfte der Finsternis« mit- 
arbeiten (Zettler 0.J.: 61) — oder vielleicht auch lediglich am erhofften 
Geldsegen einer Wachstumsbranche teilhaben. 

Das Muster eines äußerst heterogenen Nebeneinanders von großen, mittle- 
ren und kleinen Firmen sollte sich in den folgenden Jahrzehnten und insbe- 
sondere in der Zwischenkriegszeit weiter fortsetzen. Trotz der Dominanz 
der großen Unternehmen hielt sowohl in den zwanziger wie in den dreißi- 
ger Jahren die Welle der Neugründungen an. Von 1907 bis 1925 nahm die 
Zahl der Betriebe in der Elektroindustrie von rd. 6.500 auf rd. 22.000, also 
um mehr als das Dreifache, zu, wobei die großen Firmen ihre Produktions- 
stätten kaum noch vermehrten, so daß der Zuwachs im großen und ganzen 
tatsächlich auf eine größere Zahl von Unternehmen zurückgeht (Fischer 
1976: 809). 

Die Gründungen fanden vor allem in den Zweigen statt, die sich in den 
zwanziger Jahren durch die Expansion der Elektrotechnik in den Konsum- 
bereich eröffneten. Die bisherigen Branchenführer, Siemens und die AEG, 
blieben ihrer vorrangigen Investitionsgüterorientierung treu und befaßten 
sich allenfalls nebenbei mit den neuen Konsumgütern. Das wichtigste da- 
von war das Radio. Zwar verfügten die beiden Unternehmen über ihre ge- 
meinsame Tochter Telefunken mit den Lieben-Rechten quasi über ein Pa- 
tentmonopol, doch mußten sie dieses unter dem Druck der Reichspost teil- 
weise aufgeben und gegen Erstattung einer Gebühr Bauerlaubnisse für Ra- 
dioapparate erteilen. Wenn die Zahl der angemeldeten Rundfunkteilnehmer 
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bis 1933 um das Zehntausendfache und diejenige der produzierten Röhren 
in der kurzen Zeitspanne von 1923 bis 1931 von 102.125 auf 5,875 Mio 
stiegen, so ging dies vor allem auf Tausende privater Radiobastler, aber 
auch auf eine Unzahl neu gegründeter Firmen zurück, während der Markt- 
anteil von AEG und Siemens & Halske sowie der von ihnen kontrollierten 
Firmen bei 1/3 blieb (Czada 1969: 279). Viele der Newcomer konnten sich 
jedoch auf die Dauer nicht halten, so daß am Ende des Jahrzehnts nur noch 
etwa 300 übrig blieben, darunter die Firmen Saba, Mende und Braun (Pet- 
zold 1987: 347, Wittke 1996: 111f). 

Insgesamt ging die Zahl der Unternehmen in der Elektrotechnik seit Mitte 
der zwanziger Jahre zurück, aber dieser Trend, der sich vor allem in der ex- 
trem schwierigen Periode nach 1929 verstärkte, kehrte sich ab 1933 einige 
Jahre lang um. Später allerdings fielen den »Auskämmungsaktionen« des 
nationalsozialistischen Regimes vor allem kleinere Firmen zum Opfer. Mit 
dem Zusammenbruch des Dritten Reiches fand auch diese politische Leitli- 
nie ihr Ende, und die Periode des wirtschaftlichen Aufschwungs seit Be- 
ginn der fünfziger Jahre war — wie in früheren Zeiten — abermals von einer 
Welle von Neugründungen begleitet, die insbesondere seit den sechziger 
Jahren erheblich zunahmen. Belief sich der Bestand an Unternehmen 1936 
auf rd. 1.500, so 1963 auf mehr als 2.000 und 1990 auf 3.000 - er hat sich 
somit in fünf Jahrzehnten verdoppelt. Die Schwerpunkte lagen dabei in 
einzelnen Jahrzehnten auf unterschiedlichen Produktionsgebieten: in den 
fünfziger und sechziger Jahren vor allem bei Haushaltsgeräten - hier ist an 
die Firmen Bauknecht, Miele, Zanker und Neff zu denken - und bei Unter- 
haltungselektronik — unter anderem Grundig, Metz, Becker und Tonfunk. 
Seit den 70er Jahren hat sich die Datenverarbeitungstechnik als besonders 
expansiv erwiesen (Czada 1969:94, Germann 1940: 39, Breitenacher 1974: 
42, Berger 1993: 35, Wittke 1996: 132ff, Pohl 1978: 33). 

Im Rahmen ihrer Studie Die kleine Fabrik trafen die Autoren Hilbert/ Sper- 
ling auf einige der typischen Neugründungen aus den siebziger Jahren. Fast 
immer sind es Techniker oder Ingenieure, die kürzere oder längere Zeit bei 
einem Großunternehmen der Branche tätig waren und sich dann als »tech- 
nische Entrepreneure« selbständig machen, oftmals auf der Basis eigener 
technischer Entwicklungen — wie jener Ingenieur, der nach fast zwanzig- 
jähriger Tätigkeit in einem großen Elektrokonzern ein eigenes kleines Un- 
ternehmen gründete, in dem er Patente verwertete, die er im Rahmen seiner 
Konstruktions- und Entwicklungsarbeit erworben hatte. Die großen Unter- 
nehmen fungieren in solchen Fällen als »Sprungbrett für Eigengründun- 
gen«, es handelt sich also um »split-off-Gründungen, bei denen die Idee 
der Gründung aus der Tätigkeit beim Inkubator resultiert, die Gründung 
selbst aber ohne Unterstützung und Einverständnis durch diesen erfolgt« 
(Hilbert/Sperling 1990: 84). Die neuen Firmen können sich als Zulieferer 
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etablieren oder aber Marktnischen ausfüllen, die sich der gerade in den 
letzten Jahrzehnten stark zunehmenden Produktdifferenzierung verdanken. 
Beispielhaft dafür sind etwa ein Kleinbetrieb für Agrarelektronik, der »Bord- 
computer« für Mähdrescher, Feldspritzen, Häcksler und Sähmaschinen fer- 
tigt, oder ein solcher für Leiterplatten, in dem hochwertige Produkte für die 
Industrieelektronik wie auch für die Luft- und Raumfahrtindustrie produ- 
ziert werden (ebd.: 118f). 


Größenstrukturen: Beschäftigte 


Angaben über die Zahl von Betrieben und Unternehmen besagen noch 
nichts über deren Größe und Bedeutung als Arbeitgeber und als Anbieter 
auf bestimmten Märkten. Doch hat sich bisher immerhin gezeigt, daß es 
durch die bereits vor 1914 gegebene Dominanz großer Unternehmen zwar 
teilweise zum Niedergang mittlerer und kleinerer Unternehmen gekommen 
ist, solche aber auch immer wieder neu entstanden sind. Näheren Auf- 
schluß verspricht die Betrachtung der Verteilung von Arbeitskräften und 
Umsätzen auf die einzelnen Betriebe und Unternehmen. In der Periode vor 
dem Ersten Weltkrieg wuchs die Zahl der Beschäftigten noch sehr viel 
stärker an als diejenige der Betriebe. Allein im Zeitraum von 1895 bis 1907 
stieg sie von rd. 35.000 auf rd. 145.000, also um mehr als das Dreifache, 
wobei die Durchschnittsgröße der Betriebe genauso wie in anderen Bran- 
chen zunahm. In den drei Jahrzehnten, die auf Gründerboom und Gründer- 
krise folgten, von den achtziger Jahren bis zum Ersten Weltkrieg, reduzier- 
te sich der Anteil (nicht jedoch die absolute Zahl) der Beschäftigten, die in 
Betrieben mit weniger als 50 Beschäftigten arbeiteten, in dieser Branche 
erheblich. Auch traten hier »Riesenfabriken« mit mehr als 1.000 Beschäf- 
tigten noch wesentlich stärker in Erscheinung als etwa im Bergbau oder in 
der Chemischen Industrie, ein Umstand, der neben anderen erklärt, warum 
die Zustände in dieser Branche von den Zeitgenossen als so besonders 
dramatisch angesehen wurden: Bei Siemens & Halske belief sich die Be- 
legschaftszahl um die Jahrhundertwende auf fast 14.000, bei der AEG lag 
sie sogar darüber (Loewe 1903: 90). In den folgenden Jahren waren mehr 
als 40% aller Arbeitskräfte in der Elektroindustrie in Betrieben mit mehr 
als 1.000 Beschäftigten tätig — man denke an Peter Behrens’ berühmte Tur- 
binenhalle der AEG oder an die überlieferten Bilder endloser Reihen von 
Arbeiterinnen und Arbeitern in riesigen Werkssälen wie in den damaligen 
Spulenwickeleien oder Schraubendrehereien (vgl. Rogge 1983: 148). Dies 
galt auch noch für die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg, allerdings war um 
die Mitte der zwanziger Jahre damit auch bereits der Höhepunkt dieser 
Entwicklung erreicht, was unter anderem daran zu sehen ist, daß der Be- 
schäftigtenanteil in den jeweils 20, 30 und 50 größten Betrieben dieser 


Geschlossene Gesellschaft? 537 


Branche bis 1939 sank. Bis in die fünfziger Jahre nahm der Anteil der Be- 
schäftigten in den Betrieben mit einer Belegschaft von mehr als 1.000 Per- 
sonen stetig ab, und auch die gewaltige Ausdehnung der Produktion in der 
Zeit des »Wirtschaftswunders« ließ diese großbetriebliche Form niemals 
wieder so prägend werden wie in den zwanziger Jahren (Statistik des Deut- 
schen Reichs, Bd. 220/21: 74*ff, Leicht 1995: 102f, Sombart 1928: 836, 
Pohl 1978: 40). 

Bezog sich die bisherige Betrachtung auf die Ebene der Betriebsgrößen, so 
sind für die Zeit ab 1936 Daten verfügbar, die Aufschluß darüber geben, 
wie sich die Verteilung der Beschäftigten in der Elektroindustrie auf ver- 
schiedene Unternehmensgrößen verändert hat. Nach einer Statistik der 
Wirtschaftsgruppe Elektroindustrie entfielen 1936 auf lediglich 2,4% der 
Firmen rd. 2/3 aller Beschäftigten. Dies waren die Unternehmen mit mehr 
als 1.000 Beschäftigten, worunter sich die großen Konzernunternehmen 
ebenso wie einige Spezialfabriken befanden. Das übrige Drittel der Be- 
schäftigten war überwiegend in Firmen mit 200 bis 1.000, zu einem gerin- 
gen Teil auch in Firmen mit weniger als 200 Beschäftigten tätig. Der Anteil 
der mittleren und kleineren Firmen dürfte sich in den folgenden Jahren an- 
gesichts der bereits erwähnten »Auskämmungsaktionen« des Regimes und 
aller sonstigen Bestrebungen, die Produktion auf größere Einheiten zu kon- 
zentrieren, weiter verringert haben (Germann 1940: 39, Siegel/von Frey- 
berg 1991: 2889). 

Nach dem Zweiten Weltkrieg führte die neuerliche Expansion der Branche 
dazu, daß die Arbeitsplätze Anfang der sechziger Jahre annähernd die Zahl 
von 1 Mio. erreichte, wobei sich trotz der erheblichen Ausweitung der Pro- 
duktion und tiefgreifender Veränderungen ihrer Struktur (mit einem Bedeu- 
tungsverlust der konventionellen Elektrotechnik zugunsten der Industrie- 
Elektronik) die Beschäftigung mit einigen Schwankungen bis 1990 auf die- 
sem Niveau gehalten hat. Während der Beschäftigtenanteil der Firmen mit 
weniger als 200 Beschäftigten in den sechziger und siebziger Jahren auf 
5% gesunken war, ist er seither gestiegen, um 1990 mit 14% einen ähnli- 
chen Wert wie in den dreißiger Jahren zu erreichen; der Anteil der mittel- 
ständischen Firmen mit 200 bis 1.000 Beschäftigten schwankte in diesen 
Jahrzehnten immer um rd. 18%, lag 1990 mit 20% jedoch sogar höher als 
in den dreißiger Jahren. Der Anteil der Firmen mit mehr als 1.000 Beschäf- 
tigten stieg dagegen bis Ende der siebziger Jahre auf 77%, ist seither aber 
auf 67% gesunken und hat sich somit auf das Niveau der dreißiger Jahre 
eingespielt. Dies hängt unter anderem damit zusammen, daß in den achtzi- 
ger Jahren in den Großbetrieben Arbeitsplätze abgebaut, gerade in Kleinbe- 
trieben aber neu entstanden sind (Welzmüller 1992: 32,Wittke 1996: 36, 
Breitenacher u.a 1974: 42, Berger 1993: 35, Cramer 1987: 27). Diese lang- 
fristigen Trends haben keineswegs zu einem Abbau der Dominanz der alt- 
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eingesessenen Firmen geführt, dennoch zeigt sich eine gewisse Relativie- 
rung der bisherigen Entwicklung. Große Unternehmen haben fast von den 
Anfängen dieser Industrie an eine überragende Rolle für die Beschäftigung 
von Arbeitskräften gespielt: Für die Hälfte bis 2/3 der in dieser Industrie 
Beschäftigten war der Erfahrungshorizont die Großindustrie. Doch hat sich 
deren Anteil in der Bundesrepublik nicht stetig vergrößert, sondern zeigt 
zumindest bis Ende der achtziger Jahre sogar eine leicht sinkende Tendenz. 


Größenstrukturen: Produktion und Umsätze 


Neben der Verteilung der Beschäftigten ist zur Einschätzung des Ausmaßes 
der Konzentration diejenige von Produktion und Umsätzen heranzuziehen. 
Die Angaben beziehen sich hier stets auf Firmen, weisen aber zumindest 
für die Vergangenheit gewisse Diskrepanzen auf. Häufig werden Zahlen 
angeführt, wonach die zwei größten Unternehmen des Kaiserreichs, Sie- 
mens und AEG, unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg rd. 65% der Produk- 
tion auf sich vereinigten. Dem steht entgegen, daß nach anderen Schätzun- 
gen um 1911 von der jährlichen Gesamtproduktion in Höhe von 800 Mio 
Mark etwa 325 bis 350 Mio Mark, also mehr als 40%, allein auf die Spezi- 
alfabriken entfielen, die auch einen erheblichen Anteil der Ausfuhr bestrit- 
ten (Czada 1969: 279, Wittke 1996: 57, Verhandlungen d. Reichstags, 
16.3.1911: 5528, Kreller 1903: 29). 

Für die Zeit seit den zwanziger Jahren ergibt sich ein deutlicheres Bild. Of- 
fenbar erreichten die großen Konzerne — genauso wie bei ihrem Anteil an 
den Beschäftigten - in den zwanziger und dreißiger Jahren das Maximum 
ihres Anteils an Produktion und Umsätzen auf dem deutschen Markt. In 
dieser Zeit verschlechterte sich die Position der Spezialfabriken, wobei ihre 
Bedeutung bei einzelnen Produktionssparten sehr unterschiedlich blieb: bei 
Glühlampen und Leuchten wie bei Elektrokohlen erreichten sie nur Anteile 
unter 30%, bei Maschinen, Apparaten und deren Zubehör knapp 40%, bei 
Kabeln und Leitungen 50%, bei Akkumulatoren, Batterien und Elementen 
aber 60% (Germann 1940: 33, 40). Der Trend einer wachsenden Konzent- 
ration der wirtschaftlichen Aktivitäten auf die ganz großen Firmen fand in 
der Bundesrepublik keine Fortsetzung. So wird für die 25 größten Unter- 
nehmen des Jahres 1936 ein Anteil von 75% angegeben, Anfang der sieb- 
ziger und Ende der achtziger Jahre aber nur noch von 56% bzw. 57%. 
Noch ausgeprägter ist diese Tendenz, wenn man die Betrachtung auf die al- 
lergrößten Unternehmen beschränkt. Entfielen auf die drei größten Unter- 
nehmen im Reichsgebiet von 1938 rd. 49%, so im Bundesgebiet von 1951 
rd. 36%, 1970 41%, 1980 32% und 1990 35%. Ähnlich ging auch der An- 
teil der jeweils zwei größten Unternehmen zurück. 1936 kamen Siemens 
und die AEG zusammen auf 52% der Umsätze, 1990 Siemens und Bosch 
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jedoch nur noch auf rd. 36% (Germann 1940: 35, Czada 1969: 279, Breite- 
nacher u.a. 1974: 45, Berger 1984: 179, Berger 1993: 38, Bähr 1997: 76). 
Aus den Daten zur Zahl der Betriebe und Unternehmen sowie zu deren An- 
teilen an Beschäftigung und Umsätzen ergibt sich, daß die Entwicklung seit 
der Jahrhundertwende sich nicht so geradlinig fortgesetzt hat, wie es da- 
mals allgemein erwartet worden war. Zwar weist allein Siemens in 
Deutschland heutzutage ebenso viele Beschäftigte auf, wie es sie 1913 in 
der gesamten deutschen Elektroindustrie gab, nämlich rd. 200.000 (dazu 
kommen noch etwa ebenso viele Arbeitskräfte in weiteren 190 Ländern) 
(Feldenkirchen 1988: 27, Lamparter 1997: 28). Dennoch war diese gewal- 
tige Expansion nicht — wie Karl Kautsky 1891 in seinem Kommentar zum 
Erfurter Programm der Sozialdemokratie unheilvoll angekündigt hatte, 
vom »Todeskampf des Kleinbetriebs« begleitet. Es zeigte sich, daß die 
kleinen und mittleren Einheiten keineswegs Fossilien aus vorindustriellen 
Zeiten darstellten, die im Lauf der Zeit verwittern und verschwinden wür- 
den. Die Karten waren mit der Gründungsphase vor der Jahrhundertwende 
nämlich nicht — wie es den zeitgenössischen Beobachtern schien - ein für 
alle Mal verteilt worden, sondern es entwickelte sich auch hier der dynami- 
sche Prozeß einer periodischen Vernichtung und Neuentstehung von Kapi- 
talen, auf den Marx das Augenmerk gelegt hatte. Neue Unternehmen profi- 
tierten vom Gesamtwachstum der Branche und von der Ausfächerung des 
Spektrums der elektrotechnischen Produkte, wobei manche von ihnen im 
Schatten der Großen und von diesen abhängig blieben, es anderen aber 
auch gelang, den Großunternehmen in gewissen Tätigkeitsbereichen Paroli 
zu bieten. 

Deren Dominanz konnte somit immer wieder in Frage gestellt werden, so 
lange keine unüberwindlichen Eintrittsbarrieren für Neueinsteiger bestan- 
den — und dies war bei den meisten elektrotechnischen Teilmärkten der 
Fall. Aber die starke Stellung großer Unternehmen sah sich nicht nur Ge- 
fährdungen von außen, sondern auch von innen ausgesetzt. Wiederholt hat 
man seit dem letzten Jahrhundert Erfolgsrezepte identifiziert, welche die 
überragende Position der Großen begründet und zementiert haben sollen: 
ihre bessere Finanzausstattung und ihr leichterer Zugang zum Kapital- 
markt, ihre Möglichkeiten für economies of scale und economies of scope, 
ihre Chancen der Diversifikation und der Risikoverteilung, ihre Stellung 
gegenüber Lieferanten und Kunden oder auch ihre oftmals privilegierten 
Beziehungen zu staatlichen Instanzen. Doch wissen wir mittlerweile, daß 
kaum einer dieser Faktoren langfristig eine Garantie für Expansion und 
Gewinne mit sich bringt. Was zeitweilig eine besondere Stärke begründet, 
kann unter anderen Umständen zu anhaltender Schwäche führen, wie eini- 
ge spektakuläre Insolvenzen großer Unternehmen in den letzten Jahrzehn- 
ten gelehrt haben. Im folgenden wird diese Widersprüchlichkeit schlag- 


540 Dorothea Schmidt 


lichtartig für drei strategische Orientierungen dargestellt, die vor allem in 
der Elektroindustrie besonders zum Tragen gekommen sein sollen: 1) For- 
schung und Entwicklung, 2) Gründungsgeschäfte und Beteiligungen und 3) 
Kooperationen und Kartellbildungen. Dabei stehen die beiden Großfirmen 
im Mittelpunkt, die das Geschehen seit dem letzten Jahrhundert in erster 
Linie bestimmt haben: Siemens und die AEG. 


Dominanz durch Forschung und Entwicklung? 


Der Aufstieg der seit 1847 bestehenden Telegrafenfabrik von Siemens & 
Halske hing zweifellos eng mit der Fülle technischer Innovationen Werner 
Siemens' selbst zusammen, dem das Erfinden und Weiterentwickeln Le- 
bensbedürfnis war, und den es unendlich langweilte, sich mit ausgereiften 
und standardisierten Produkten zu befassen. Dem Rathenau-Biographen 
Riedler zufolge galt in den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts in der 
Branche als »allgemeiner Glaubenssatz, von niemand bestritten, alle Fra- 
gen von Bedeutung seien nur von Siemens zu lösen, niemand habe gleiche 
Einsicht und Erfahrung... Das berechtigte Ansehen der Person ging auch 
auf die Geschäfte über« (Riedler 1916: 56). Den wenigsten schien vorstell- 
bar, daß dieses Unternehmen in absehbarer Zeit irgendwelche nennenswer- 
te Konkurrenz erfahren könnte. Tatsächlich ist es Siemens in den folgenden 
Jahrzehnten in vielen Bereichen immer wieder gelungen, den Anspruch des 
Gründers einzulösen, sich stets »an der Spitze der Elektrotechnik zu hal- 
ten« (Werner Siemens 1882 in einem Brief an seinen Bruder Karl, in: Mat- 
schoß [Hrsg.] 1916: 720-1). Aber häufig gingen solche Vorrangstellungen 
auch wieder verloren, unter anderem deshalb, weil leitende Mitarbeiter es 
angesichts des weitreichenden Renommees der Firma für überflüssig hiel- 
ten, die konkreten Veränderungen von Märkten im Auge zu behalten. So 
wurde eine Reihe technischer Innovationen die Domäne von Spezialfabri- 
ken, insbesondere bei der Meßinstrumenten- und Röntgentechnik (Ger- 
mann 1940: 26, FN, Voigt 1925: 19ff). Selbst kleinere Werkstätten konnten 
sich auf diesem Gebiet immer wieder profilieren. Der bereits erwähnte 
Münchner Alois Zettler etwa erfand eine Kontrollanlage für Nachtwächter 
und entwarf ein Patent für die elektrische Diebstahlsicherung von Laden- 
kassen und Tresoren (Zettler 0.J.: 11). Und als in den achtziger Jahren des 
19. Jahrhunderts unter den Elektrotechnikern eine mit religiösem Eifer be- 
triebene Debatte über die Vor- und Nachteile von Gleichstrom und Wech- 
selstrom ausbrach, war es die damals noch recht unbedeutende Firma Heli- 
os aus Köln, die sich dem geballten Sachverstand der etablierten Firmen 
entgegenstellte. Während Siemens, Schuckert und Lahmeyer 1891 bei der 
Frankfurter Elektrotechnischen Ausstellung antraten, um mit ihren Maschi- 
nen die Überlegenheit des herkömmlichen Gleichstromes zu demonstrie- 
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ren, gelang den Konstrukteuren von Helios erstmals der praktische und für 
die Zukunft äußerst folgenreiche Nachweis, »daß hochgespannter Dreh- 
strom auf große Entfernungen ohne übermäßigen Verlust geleitet und am 
Endpunkt auf Gebrauchsspannung herunter transformiert werden könne« 
(Voigt 1925: 17), so daß die in Frankfurt installierten Glühlampen zum Er- 
staunen der Besucher durch das 175 km entfernte Lauffener Kraftwerk il- 
luminiert wurden. 

Ähnliches wiederholte sich in den zwanziger Jahren, als die großen Unter- 
nehmen bei der Einführung des Rundfunks und der elektrischen Haushalts- 
geräte überwiegend vornehme Zurückhaltung übten und diesen Bereich den 
neu auf den Markt strömenden Anbietern überließen. Volker Wittke betont 
in seiner Untersuchung über die Anfänge der Massenproduktion in der E- 
lektrotechnik: 

»Die eigentlichen Vorreiter der Konsumgüterproduktion in der Elektroindustrie waren dem- 
gegenüber Branchenneulinge. Bei Radios und bei Hausgeräten stellten die Startphasen mas- 
senhafter Verbreitung der neuen Produkte jeweils Zeiträume dar, in denen zahlreiche Neuein- 
steiger mit ausgesprochen vielfältigen Produktideen und Konzeptionen in den noch wenig 
konturierten Märkten auftauchten. Ob Radio, Kühlschrank und Waschmaschine: Vor allem 
Newcomer waren es, die der aufkeimenden Nachfrage mit den verschiedensten Formen tech- 
nischer Umsetzung der Funktionsprinzipien Nahrung boten« (Wittke 1996: 109). 

Auch in den letzten Jahrzehnten bestätigte sich mehrfach die mittlerweile 
gängige Erkenntnis, daß Höhe und Anteil der Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung eines Unternehmens sich nicht zwangsläufig in dessen Inno- 
vationsfähigkeit niederschlagen. Ein erheblicher Aufwand in dieser Rich- 
tung kann ohne weiteres auch zu Produkt-Flops führen, und eine Unter- 
nehmenskultur mit weit zurückreichenden Traditionen sich geradezu läh- 
mend auswirken. So gibt es bei Siemens seit den siebziger Jahren einen 
wachsenden Anteil von Mitarbeitern im Bereich Forschung und Entwick- 
lung, und in der internationalen Patentstatistik beansprucht das Unterneh- 
men einen der vorderen Plätze. Dennoch wird von Insidern auch die Kritik 
geäußert, es würden zu viel Mittel in die Perfektionierung alter Produkte 
gesteckt und man hielte unabhängig von den Anforderungen des Marktes 
hergebrachte und als »overengineered« geltende Siemens-Standards hoch. 
Beispielsweise gingen die von der Firma angebotenen Handys — »sündhaft 
teure, mit allerlei Schnickschnack vollgestopfte Geräte« (Der Spiegel Nr. 
40/1998: 120) — an den Anforderungen des Marktes weitgehend vorbei. 
Auch beteilige man sich wenig an grundlegenden Neuerungen oder aber 
ließe solche, um angestammte Bereiche nicht zu gefährden, im Zweifelsfall 
in der Schublade verschwinden — Siemens nähme also mehr und mehr die 
»Position des schnellsten Verfolgers« ein (Welzmüller 1991: 625f, Fi- 
scher/Schwarzer 1997: 70, Naschold 1997: 10). In jüngster Zeit mehren 
sich allerdings auch die Meldungen, daß angesichts des Drucks der Kon- 
kurrenten häufig unausgereifte und mit erheblichen Qualitätsmängeln be- 
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haftete Produkte die Werke verließen, wie etwa jüngst Dieselloks für die 
norwegischen Staatsbahnen, eine Müllverbrennungsanlage für die Stadt 
Fürth oder fehlerhafte Gasturbinen (Der Spiegel Nr. 40/1998: 118ff). 
Angesichts dessen gelingt es auch heute kleineren und spezialisierteren 
Firmen immer noch, sich gegenüber den Giganten zu behaupten, bei- 
spielsweise Handwerksbetrieben bei der Antriebs-, Schalt- und Installati- 
onstechnik oder die - in der Tradition der alten Spezialfirmen stehenden - 
größeren Unternehmen wie Ericsson oder Nokia auf dem Telefonsektor 
(Fischer/Schwarzer 1997:66). Daneben gibt es eine Reihe von Mittelständ- 
lern, die mit äußerst spezialisierten Produkten zu »Hidden Champions« 
wurden, also in ihrem Bereich auf dem Weltmarkt führend sind, wie ein 
deutscher Anbieter für elektronische Längen- und Winkelmeßsysteme, der 
800 Patente entwickelt hat (Simon 1998: 63, 139). Ihre besondere Stärke 
besteht im allgemeinen in ihrer Nähe zu den Märkten, da sie meist inten- 
sive Kontakte zu ihren Kunden pflegen, außerdem in betrieblichen Struk- 
turen, die oftmals das flexible Reagieren auf neue Anforderungen erlauben, 
da sie nicht unter bürokratischen Schwerfälligkeiten leiden. 

Im übrigen zeigt das Beispiel der AEG, daß das technische Entrepreneur- 
tum immer nur eine mögliche Option darstellte, aber von Anfang an auch 
andere Wege erfolgversprechend sein konnten. So konstatiert ein zeitge- 
nössischer Beobachter um die Jahrhundertwende über diese Firma: 


»Mit technischer Pionierarbeit hat sie sich ... niemals aufgehalten. Sie hat neben ihren Grün- 
dungen nichts als marktgängige Waren in rationeller Massenfabrikation hergestellt und nach 
dem Warenhausprinzip abgesetzt. Wirtschaftlich hat sie daher das Verdienst, immer auf Ver- 
billigung der Waren hingewirkt zu haben. Für besonders gediegene, technische Spezialausfüh- 
rungen hat sie dagegen niemals Sinn gehabt, und auf einen Auftrag, der mit ihren Normalien 
nicht zu erledigen war, hat sie meist neidlos verzichtet.« (Kreller 1903: 20) 

Die starke Stellung der AEG vor 1914 beruhte offenbar auf einer anderen 


Basis. 


Dominanz durch Gründungsgeschäfte und Beteiligungen? 


Die von Rathenau 1883 gegründete Edison-Gesellschaft basierte auf der 
Auswertung der Edison-Patente für Glühlicht gemeinsam mit Siemens, und 
zwar in der Weise, daß seiner Firma die Herstellung der Glühlampen sowie 
Bau und Betrieb von Stromlieferungsanlagen oblag, zu denen Siemens die 
Maschinen lieferte. Entscheidend erwies sich in der Folge allerdings, daß 
die Edison-Gesellschaft sich außerdem das Recht der Vergabe von städti- 
schen Konzessionen reserviert hatte, also neben ihrer eigentlichen elektro- 
technischen Produktion ein ausgedehntes Gründungsgeschäft betrieb: Sie 
schuf sich ihre eigenen Abnehmer, indem sie Elektrizitätswerke begründe- 
te, die von ihr abhängig waren. Bereits vier Jahre später drängten beide 
Firmen auf eine Abänderung der Verträge, die insbesondere der Edison- 
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Gesellschaft noch größere Bewegungsfreiheit und eine Kapitalerhöhung 
brachte und 1888 zur Umwandlung des Unternehmens in die »Allgemeine 
Elektrizitäts-Gesellschaft« führte (Kreller 1903: 11f). 

Innerhalb weniger Jahre gewann die AEG mit Hilfe ihrer spezifischen Ge- 
schäftspolitik gegenüber Siemens die Oberhand. Ihre Gründungstätigkeit 
war so rege, daß die Methode bald als »System Rathenau« bekannt wurde: 


»...die Lieferungen für fremde Besteller, das Verkaufsgeschäft, tritt zurück, und die Aufnah- 
me der Erzeugnisse wird in der Hauptsache — auf dem Wege des Gründungsgeschäfts - von 
Gesellschaften besorgt, die von der Fabrikationsgesellschaft abhängig sind; in letzter Linie ist 
diese also ihr eigener Abnehmer und bekommt dadurch, dass sie die Emissions-Tätigkeit als 
Geschäftszweig mit in ihre Unternehmer-Tätigkeit einbegreift, den amphibischen Charakter 
des Industrie-Unternehmens und des Bankhauses.« (ebd.: 12) 

In der Tat war um die Jahrhundertwende festzustellen, daß die AEG nur ein 
Drittel ihres Kapitals in den eigenen Produktionsmitteln investiert hatte, 
»während der Rest, abgesehen von Bankguthaben und Debitoren, in voll- 
ständigem oder teilweisem Besitz von anderen Unternehmungen angelegt 
ist, also wie bei einem Bankunternehmen vorwiegend in Effekten besteht« 
(ebd.: 16). Wichtige derartige Gründungen waren etwa die Berliner Elektri- 
zitätswerke oder die Kraftübertragungs-Werke Rheinfelden. 

Siemens, inzwischen unter der Leitung von Werners Sohn Wilhelm, sah 
sich gezwungen, zumindest teilweise auf Rathenaus Kurs einzuschwenken: 


»Die Siemens-Werke folgten den Arbeiten Rathenaus in geringen Abständen und wandten 
sich den gleichen Gebieten und Unternehmungen zu, selten vor Rathenau, nie lange nach ihm; 
kein Schritt wurde ausgelassen, sie gründeten ihre Tochtergesellschaften und besondere Fi- 
nanzgesellschaften, ihre Kapitalerhöhungen folgten unmittelbar denen der AEG ...« (Riedler 
1916: 6). 

Das Unternehmen folgte den Vorgaben seines Konkurrenten in solch einem 
Maß, daß die Direktion sich bei der Generalversammlung von 1901 bemü- 
Bigt fühlte, ausdrücklich zu betonen, »daß der Schwerpunkt des Hauses 
nach wie vor in seiner Fabrikationstätigkeit liege« (Loewe 1903: 130). 
Dennoch vergrößerte sich der Abstand zwischen den beiden Großfirmen in 
den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg. Schon in den neunziger Jahren über- 
flügelte die AEG mit ihrem Gesellschaftskapital wie mit ihren Beteiligun- 
gen Siemens & Halske, auch die Dividendenzahlungen nach der Jahrhun- 
dertwende fielen wesentlich höher aus (Loewe 1903: 83, 105, Wellhöner 
1989: 216.). Der sehr viel später auf den Markt getretene Newcomer 
brauchte nicht einmal ein Jahrzehnt, um zum tonangebenden Unternehmen 
der Branche zu werden und den weithin gerühmten Vorläufer auf den zwei- 
ten Platz zu verweisen. 

Die Konkurrenz der zwei Konzerne hinderte sie nicht daran, sich fallweise 
zu Gemeinschaftsgründungen zusammenzufinden, wie etwa bei der 1890 
ins Leben gerufenen Akkumulatorenfabrik Hagen i. W., die als einzige den 
Preiskampf der neunziger Jahre auf ihrem Markt überlebte, und der es ge- 
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lang, alle übrigen 30 Unternehmen dieses Sektors zur Aufgabe zu zwingen 
oder aufzukaufen. Oder aber die beiden Gesellschaften einigten sich, nach- 
dem sie mit verschiedenen technischen Systemen gegeneinander gekämpft 
hatten, auf die Gründung gemeinsamer Töchter wie der Gesellschaft für 
drahtlose Telegraphie. Ähnlich verhielt es sich bei der Entstehung von Os- 
ram, von Telefunken und der Gesellschaft für elektrische Zugbeleuchtung 
(Noether 1913: 71f, Blaich 1973: 177). 

Ein weiteres bevorzugtes Mittel der größeren Unternehmen, um auf den 
verschiedenen Teilmärkten der Elektrotechnik eine Dominanz zu erringen 
oder zu befestigen, bestand darin, bestehende Firmen aufzukaufen oder 
sich an ihnen zu beteiligen. Auf diese Art entledigte sich etwa Siemens der 
Konkurrenzfirma Zwietusch, der deutschen Lizenzfirma der amerikani- 
schen Western Electric Co, die dem Unternehmen auf dem Telefonsektor 
lange Jahren immer wieder in die Quere gekommen war: »Es wurde zu- 
nächst eine Million gezahlt und Herr Zwietusch unter unserer Leitung uns 
überlassen« (zit. bei Schmidt 1993a: 53). 

Häufig ereignete es sich dabei allerdings, daß ein Aufkäufer nicht lange 
danach seinerseits aufgekauft wurde. So erwarb Schuckert & Co 1897 die 
Berliner Firma Naglo; fünf Jahre später erfolgte die eingangs erwähnte Fu- 
sion der Nürnberger Schuckert-Gesellschaft mit Siemens & Halske, wobei 
Siemens die Oberhand behielt. Das damals zweitgrößte Unternehmen ver- 
einigte sich mit dem drittgrößten. Ebenfalls kurz vor der Jahrhundertwende 
kaufte die Helios AG die Firma Singer & Co, hatte sich damit aber offenbar 
übernommen und wurde 1908 gemeinschaftlich von der AEG und Siemens 
erworben. Ähnlich erging es der als Zweigwerk eines amerikanischen Un- 
ternehmens fungierenden Union Elektrizitätsgesellschaft, die sich die tradi- 
tionsreiche Fabrik Ludwig Loewes einverleibte, kurz nach der Jahrhundert- 
wende jedoch ihrerseits an die AEG fiel. In diesem Fall erwarb das zweit- 
größte Unternehmen das zu dieser Zeit viertgrößte. Dem gnadenlosen Pro- 
zeß von »Fressen und Gefressenwerden« entgingen nur einige wenige gro- 
ße Firmen, aber auch diese mußten in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg 
ihre Eigenständigkeit aufgeben: Lahmeyer fusionierte mit Felten & Guil- 
leaume, beide Unternehmen wurden jedoch 1910 dem Machtbereich der 
AEG eingegliedert; Bergmann wurde um diese Zeit von Siemens über- 
nommen und das dritte bis dahin überlebende Unternehmen, Kummer, ging 
in Konkurs. Viele von denen, die in der Periode vor 1914 in Schwierigkei- 
ten gerieten, verdankten dies im übrigen dem Umstand, daß sie sich allzu- 
sehr im Gründungsgeschäft engagiert hatten (Loewe 1903: 138ff, Kreller 
1903: 26ff). Dagegen blieben dessen Vorreiter ungeschoren. Trotz des ra- 
santen Fusionskarusells kam die von vielen erwartete — und von der Deut- 
schen Bank vehement betriebene — Fusion der beiden Giganten AEG und 
Siemens weder damals noch später zustande. Auch die Verhandlungen, die 
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Mitte der zwanziger Jahre und abermals während der Weltwirtschaftskrise 
aufgenommen wurden, blieben ergebnislos. 

Seit dem Ersten Weltkrieg setzten die großen Firmen in erster Linie auf 
vertikale Konzentration. Die Befürchtungen, man könne Rohstoffengpäs- 
sen gegenüberstehen, darüber hinaus die Hoffnung, die Qualität der Vor- 
produkte besser kontrollieren zu können, schließlich die Erwartung von Ra- 
tionalisierungseffekten ließen sie im Krieg und verstärkt danach eigene 
Gießereien, Metall-, Gummi- und Preßwerke sowie Papier-, Holzwolle-, 
Preßspan- und Porzellanfabriken einrichten. Im Zug der Zeit lag es auch, 
eine stärkere Diversifizierung durch die Liaison mit Bergwerks- und Stahl- 
hüttengesellschaften zu erreichen. Die 1920 begründete Siemens-Rheinelbe- 
Schuckert-Union hielt jedoch nur wenige Jahre. Für Siemens erwies sie 
sich als schlechtes Geschäft: Das hatte zu einem Teil mit den Schwierigkei- 
ten der Ermittlung und Verteilung der Gewinne während der Inflationszeit 
zu tun, aber auch damit, daß diese Entscheidung im Unternehmen selbst of- 
fenbar nicht gut vorbereitet worden war. So klagte Siemens-Chef Carl 
Friedrich von Siemens in einem Schreiben an den Stahlindustriellen Vöge- 
ler, »daß man lange suchen kann, ehe man ein stärkeres Beispiel stärkerer 
Ungründlichkeit bei Abschluß eines so wichtigen und so lange dauernden 
Vertrages finden wird...« (zit. bei Feldenkirchen 1988: 31, FN). Ein ähn- 
lich gelagerter Versuch der AEG, die sich seit 1921 mit anderen Großun- 
ternehmen zum AEG-Linke-Hofmann-Lauchhammer-Konzern zusammen- 
geschlossen hatte, scheiterte ebenfalls (Pohl 1978:19, Siegrist 1980: 74). 
Im Lauf der zwanziger Jahre zeigte sich überdies immer deutlicher, daß der 
Stern der AEG, der bis dahin so viel heller als der von Siemens geleuchtet 
hatte, zu sinken begann. Das ausufernde Bank- und Beteiligungsgeschäft, 
das vor dem Ersten Weltkrieg gerade für dieses Unternehmen äußerst profi- 
tabel gewesen war, erwies sich nach dessen Ende, in der Zeit des mäßigen 
und immer wieder von Rückschlägen unterbrochenen wirtschaftlichen Auf- 
schwungs und insbesondere im Zug des konjunkturellen Niedergangs nach 
1929, als Klotz am Bein. Seit Mitte der zwanziger Jahre konnte Siemens 
höhere Dividendenzahlungen leisten als die AEG und überflügelte den 
einstmals so machtvollen Rivalen inzwischen bei der Höhe des Nominalka- 
pitals wie bei der Zahl der Beschäftigten — die Verhältnisse der Jahrhun- 
dertwende kehrten sich um (Feldenkirchen 1988: 35, FN, Siegrist 1980: 
96). 

Siemens gehörte zu den Unternehmen, denen die Rüstungspolitik der Nati- 
onalsozialisten neue Tätigkeitsfelder und einen sicheren Absatzmarkt be- 
scherten. Entsprechend erreichte der Anteil des Siemens-Konzerns an den 
Umsätzen der deutschen Elektroindustrie nach dem Ersten Weltkrieg sei- 
nen Höchststand in den dreißiger Jahren mit 30%. Demgegenüber wurden 
in der Nachkriegszeit zwar die traditionellen Geschäftsfelder der Vor- 
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kriegszeit wieder aufgenommen und - beispielsweise im Kraftwerksbau 
oder bei der Produktion von Halbleitern — um neue ergänzt, aber gleichzei- 
tig orientierte sich das Unternehmen mehr und mehr auch auf Gebiete jen- 
seits der eigentlichen Elektroindustrie und erreichte niemals mehr seinen 
Marktanteil des Jahres 1936. 1990 belief sich dieser ebenso wie bereits 
1980 auf 21% (Czada 1969: 279, Berger 1984: 180, Berger 1993: 38). 

Der häufig kolportierte Spruch, Siemens stelle heutzutage eine Bank mit 
angeschlossener Elektroabteilung dar, hat somit eine reale Grundlage: 1990 
ebenso wie in anderen Jahren stellten die Zins- und Beteiligungserträge 2/3 
des gesamten Bruttogewinns dar. »Die Finanzabteilung hat es mit einer Li- 
quiditätsmasse von derzeit rund 20 Mrd. DM zu tun und ist eine der profi- 
tabelsten Sparten des Elektrokonzerns...« (Welzmüller 1991: 623, vgl. 
auch Eglau 1995: 37). 1993 gründete Siemens zur Verwaltung ihrer großen 
Liquiditätsreserven eine eigene Bank, die Siemens Kapitalanlagengesell- 
schaft. Die scheinbare Novität hat ihren Vorläufer (selbst wenn dieser in 
einem anderen Kontext entstanden war): Ein Jahrhundert zuvor besaß Sie- 
mens neben einer anderen Finanzierungsgesellschaft die Elektrische Licht- 
und Anlagen-Gesellschaft in Berlin (Loewe 1903: 124, taz 23.2.1996: 6). 
Und ähnlich wie damals läßt die Unternehmensleitung in regelmäßigen 
Abständen verlauten, man plane — wie etwa 1994 in der Wirtschaftswoche 
berichtet wurde - eine erneute »Besinnung auf das Industriegeschäft«. Die 
Firma mußte einräumen, daß sie sich in vielen Bereichen durch internatio- 
nale Konkurrenten zunehmend bedrängt sehe, etwa durch die französische 
Alcatel beim Eisenbahnbau sowie bei der Energie- und der Telekommuni- 
kationstechnik, und eine Produktivitätsoffensive plane. Deren Ziel: »Das 
Bankhaus Siemens soll endlich ein Industriekonzern werden« (Wirt- 
schaftswoche Nr. 25/1994: 42ff). 

Auch in neuerer Zeit hat Siemens die traditionelle Politik des Erwerbs von 
Beteiligungen oder auch ganzer Unternehmen fortgesetzt. Doch hat dies 
insgesamt nicht zu einer stetigen Ausweitung der Präsenz und Dominanz 
auf allen möglichen elektrotechnischen Märkten geführt, da den Einkäufen 
gerade in den letzten Jahren auch eine wachsende Zahl von Verkäufen ge- 
genübersteht. So fanden Ende der achtziger Jahre unter anderem die ein- 
gangs erwähnten Übernahmen von Rolm, Arco, Teilen der britischen Ples- 
sey-Gruppe, Nixdorf und Düwag statt. Einige der neuen Töchter erwiesen 
sich als anhaltend hartnäckige Verlustbringer, so daß dem Siemens- 
Vorstand Heinrich v. Pierer immer öfter der größere und erfolgreichere 
Konkurrent und Kooperationspartner General Electric vor Augen gehalten 
wurde, dessen Chef Jack Welch für den Umgang mit einzelnen Bereichen 
nach der knappen Devise »fix, close or sell« bekannt ist. In diesem Sinn 
kündigte auch v. Pierer 1997 an, nachdem bereits Unternehmensteile mit 
einem Umsatz von 2,5 Mrd. DM abgegeben worden waren, stünden nun 
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weitere mit einem Volumen von 3,5 Mrd. DM zur Disposition. Tatsächlich 
verkaufte das Unternehmen — mit Hinweis auf die anvisierte »Konzentra- 
tion auf die Kernkompetenz« — im Oktober 1997 für 1,2 Mrd. DM ihre 
Rüstungselektronik an die Dasa und die British Aerospace (Berliner Zei- 
tung, 31.10.1997). Als weitere Verkaufskandidaten im Gespräch waren die 
Dentaltechnik, das Leuchtengeschäft und die Kommunikationstechnik. Aus 
Bankkreisen war die Empfehlung zu hören, der Konzern solle sich am bes- 
ten überhaupt in einzelne Gesellschaften auflösen: »... eine Aufspaltung in 
mehrere selbständige Einzelunternehmen könne Kräfte frei machen und 
den Wert für die Aktionäre erhöhen« (Lamparter 1997: 27). Viele Analys- 
ten schätzen mittlerweile »den Wert der Einzelteile höher ein als den des 
miteinander verwobenen Ganzen« (Fischer/Schwarzer 1997: 68). Im Sep- 
tember dieses Jahres teilte Heinrich v. Pierer mit, man habe sich seit 1995 
von Geschäftsbereichen mit einem Umsatzwert von nicht weniger als 10 
Mrd. DM Umsatz getrennt, weil diese »nicht zu uns paßten, weil sie zu 
klein waren oder weil sie in einem anderen Verbund bessere Chancen ha- 
ben« (Wirtschaftswoche Nr. 38/1998: 57). 

Bemerkenswert ist der Fall der Siemens-Tochter Nixdorf (SNI), deren ge- 
plante Übernahme durch den taiwanischen Acer-Konzern bisher durch die 
asiatische Finanzkrise vereitelt wurde. Das Unternehmen hatte der Mutter- 
gesellschaft seit der Übernahme einen Verlust von mehr als 2 Mrd. DM be- 
schert, der unter anderem auf die Beteiligungen der Tochter an einer PC- 
Handelskette und an einem US-amerikanischen Produzenten zurückging: 
»Übernahmen sind nicht nur eine Frage des Geldes, sondern vor allem eine 
Frage des Zusammenpassens« resümierte der SNI-Chef Schulmeyer (Fi- 
scher/Schwarzer 1997: 76) Auch hier handelte es sich — man erinnere sich 
an die fatalen Ergebnisse des Fusionsfiebers um die Jahrhundertwende - 
um eine Kette von Übernahmen, die mehreren der daran beteiligten Firmen 
erhebliche Verluste statt des erhofften geldwerten Nutzens im Interesse der 
Shareholder brachten. 

Noch wechselhafter gestalteten sich die Geschicke der AEG in der Nach- 
kriegszeit. Auch sie hatte vom Rüstungsboom des nationalsozialistischen 
Regimes profitiert und verfügte in den Jahren des Wirtschaftswunders nach 
wie vor über umfangreiche Beteiligungen, unter anderem an Osram, an der 
Kraftwerk-Union sowie an Hartmann & Braun. Wie der mächtigere Kon- 
kurrent Siemens gliederte sie sich darüber hinaus weitere Unternehmen an, 
etwa die Bahntechnik von MBB und MAN oder die Bürotechnik von O- 
lympia. Doch seit den siebziger Jahren zeigten sich immer deutlichere Zei- 
chen des wirtschaftlichen Niedergangs. Im Jahr 1974 konnte bereits keine 
Dividende mehr gezahlt werden und die Branchen-Kenner diagnostizierten 
gravierende Management-Probleme, eine wachsende Verschuldung und 
den Verlust der Konkurrenzfähigkeit auf wichtigen Märkten, unter anderem 
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bei Haushaltsgeräten. So wurde das Unternehmen, das bis dahin so viele 
andere auf kaltem Wege liquidiert hatte, 1985 schließlich selbst von einem 
größeren Unternehmen übernommen, dem Daimler-Benz-Konzern -— eine 
Transaktion, die diesem in den nächsten Jahren Verluste von 5 Mrd. DM 
bescherte. Die AEG war mittlerweile zu einem »Sammelsurium von Fir- 
men, die wenig miteinander zu tun hatten«, geworden und trug nun ihrer- 
seits dazu bei, die neue Mutterfirma, die sich mit der vagen Hoffnung auf 
»Synergieeffekte« ein buntes Spektrum von Unternehmen zusammenge- 
kauft hatte, in Schwierigkeiten zu bringen (Eglau 1995: 37). 


Dominanz durch Kooperationen und Kartellbildungen? 


Die Entwicklung der Elektroindustrie ist seit jeher nicht nur durch Grün- 
dungsgeschäfte und Beteiligungen, sondern auch durch vielfältige Koope- 
rationen gekennzeichnet. Bereits die Gründung des AEG-Vorläufers, der 
Edison-Gesellschaft, ging, wie weiter oben beschrieben, auf eine derartige 
Kooperation zurück. Solche und andere Formen der wechselseitigen Ab- 
stimmung von großen Firmen in mehr oder weniger verbindlichen Formen 
sollten nicht nur die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg, sondern auch noch 
spätere Perioden prägen. Erste Ansätze hierzu gab es bereits Ende der sieb- 
ziger Jahre, als Siemens auf ausdrücklichen Wunsch des Generalpostmeis- 
ters Stephan bei der Lieferung von Guttapercha-Kabeln für den Telegrafen- 
Dienst der Reichspost die Zusammenarbeit mit Felten & Guilleaume auf- 
nahm, so daß die entsprechenden Aufträge in der Folge teils gemeinsam er- 
füllt, teils regional aufgeteilt wurden. Preisabsprachen gab es daneben auch 
bei militärischen Lieferungen von Armierungskabeln für Fortifikationen, 
von Feldkabeln und bei solchen für den Bedarf des Landheeres (Schmidt 
1993a: 50). 

Gegen Ende des Jahrhunderts nahm die auch bisher bereits übliche Preis- 
konkurrenz auf den meisten Märkten der Elektroindustrie angesichts der 
bestehenden Überkapazitäten weiter zu. Dies veranlaßte die davon betrof- 
fenen Unternehmen, nach Abkommen Ausschau zu halten, wie sie ihnen in 
den davorliegenden Jahren von zahlreichen Rohstoffproduzenten mit Er- 
folg vorgeführt worden waren. Insbesondere gelang es Kohlezechen und 
Kupferhütten, ihre Absatzmärkte zu regulieren und die Preise heraufzuset- 
zen. Entsprechend verständigte sich Siemens beispielsweise mit der AEG 
über die »Regelung einer gemeinschaftlichen Behandlung der größeren 
selbständigen elektrischen Unternehmungen in Südamerika«. Auch schlos- 
sen sich kurz vor der Jahrhundertwende unter Führung von Siemens & 
Halske die größeren Unternehmen der Branche in loser Form zusammen, 
um Preissteigerungen für bestimmte Fertigfabrikate zu erreichen. Man ei- 
nigte sich darauf, daß die beteiligten Firmen ihre Listenpreise für Dyna- 


Geschlossene Gesellschaft? 549 


momaschinen, Motoren, Transformatoren, Regulier- und Anlaßapparate um 
5% erhöhen sollten, doch wurden damit nur vorübergehend »bessere Prei- 
se« erzielt, da viele Unternehmen es mit dem konjunkturellen Einbruch um 
die Jahrhundertwende vorzogen, die frühere Gepflogenheit der Preisunterbie- 
tung wieder aufzunehmen. Wirksamer erwies sich demgegenüber das um 
1902 begründete Geheimkartell zwischen der AEG, Felten & Guilleaume- 
Lahmeyer und Siemens-Schuckert, das auf einen »Submissionsschutz« bei 
Starkstromgeschäften mit staatlichen Behörden oder städtischen Gemein- 
den abzielte, indem die drei Firmen sich gegenseitig verpflichteten, bei 
größeren Projekten jeweils einer der drei Vertragsfirmen die Ausführung 
der Installationsarbeiten zu überlassen. Demgegenüber konnten die kleine- 
ren Installationsfirmen, die hiermit ausgebootet werden sollten, einzig den 
Vorteil der Kundennähe geltend machen (Schmidt 1993a: 51, Mayr 1922: 
46f, Blaich 1973: 177). 

Eine ebenfalls nur wenige Jahre lang erfolgreiche Absprache war die 1903 
von der AEG initiierte Verkaufsstelle Vereinigter Glühlampenfabriken 
(VVG), in der sich fast sämtliche Glühlampenfabriken Deutschlands, Öster- 
reich-Ungarns und Hollands zusammenschlossen, die aber durch die Ent- 
wicklung neuartiger Metallfadenlampen obsolet wurde. Sie fand nach dem 
Ersten Weltkrieg ihre Fortsetzung in Form des Phoebus-Vertrages, eines 
weltweiten Kartells, das neben Osram und der International Electric Com- 
pany auch Philips und Tungsram sowie die wichtigsten Unternehmen Eng- 
lands, Italiens, Frankreichs und der Schweiz umfaßte. Das Abkommen leg- 
te weltweit maximale Gebietsquoten fest und regelte den internen Aus- 
tausch von Patenten sowie die Vergabe von Lizenzen, vor allem aber einig- 
te man sich zum Zweck der Absatzsteigerung darauf, die Lebensdauer der 
Lampen auf 1.000 Stunden zu begrenzen. Es handelte sich in der Folge um 
einen der seltenen Fälle eines tatsächlich über längere Zeit funktionieren- 
den Abkommens, das nahezu den ganzen Globus umfaßte. Dies unter- 
schied diese Sparte von sonstigen Bereichen des Starkstromsektors, bei de- 
nen vor 1914 ähnlich wirksame, aber sehr viel weniger weitreichende Kar- 
tell-Regelungen lediglich für Dampfturbinen zustandekamen (vgl. Schmidt 
1993b: 43, 83ff). 

Auch im Bereich des Schwachstroms sahen die Verhältnisse im einzelnen 
höchst unterschiedlich aus. Erst kurz vor dem Ersten Weltkrieg trafen die 
führenden deutschen Firmen Abmachungen über einen zehnprozentigen 
Preisaufschlag bei Telefonen. Um diese Zeit erfolgte auch, wiederum mit 
Zustimmung und Förderung der Reichspost, eine Neuauflage des Kabelkar- 
tells der siebziger Jahre. Der Deutsche Schwachstromkabel-Verband um- 
faßte diesmal fünfzehn Unternehmen und somit direkt oder indirekt sämtli- 
che deutschen Kabelhersteller, die sich untereinander auf Preisabsprachen 
und Absatzkontingente einigten. Diese Vereinigung bestand bis 1945, wies 
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den beteiligten Unternehmen in Absprache mit der Reichspost Quoten zu 
und erreichte zumindest gegenüber dieser, ihr Interesse an »zeitgemäßen 
Preisaufschlägen« (wie es in einem internen Siemens-Bericht heißt) durch- 
zusetzen. Ansonsten zeichnete sie sich aber keineswegs durch besondere 
Effektivität aus, genausowenig wie sie Streitigkeiten und Prozesse der 
Partnerfirmen um Patente ausschloß (Wessel 1982: 22ff, Schmidt 1993b: 
109ff). 

Bereits vor dem Ersten Weltkrieg entstanden weitere internationaler Ab- 
sprachen, so wenn Siemens 1913 mit der in den USA ansässigen Western 
Electric Co. einen Vertrag abschloß, der den gegenseitigen Austausch von 
Patenten wie auch von Erfahrungen mit Produktentwicklungen und Or- 
ganisationsfragen, insbesondere aber die »Verteilung des Weltgeschäftes« 
zum Inhalt hatte. Eine ähnliche Vereinbarung gab es auf dem Gebiet der 
drahtlosen Telegraphie zwischen der Londoner Wireless Telegraph Co. von 
Marconi und der deutschen Telefunkengesellschaft. Vor allem die Welt- 
wirtschaftskrise stellte einen weiteren Anstoß dar, auf internationaler Ebene 
Interessengemeinschaften zu bilden. So wurde in einem Vertrag zwischen 
Siemens und Westinghouse für mehrere Sparten der Austausch von Paten- 
ten und Know How ebenso wie die Abgrenzung von Interessensgebieten 
festgelegt. Ähnliche Abmachungen existierten mit der General Electric 
Company und mit der schweizerischen BBC sowie auf dem Telefonmarkt 
mit der amerikanischen ATT und der britischen IAT. Aber auch im Aus- 
land gestalteten sich die Verhältnisse der kooperierenden Firmen nicht im- 
mer harmonisch, sondern ähnlich wie im Inland als Nebeneinander von Zu- 
sammenarbeit und heftigen Kämpfen. Beispielsweise beschuldigten sich 
Siemens und ihre englischen wie US-amerikanischen Vertragspartner in 
der Nachkriegszeit wechselseitig, neben ihren offiziellen Verträgen auch 
noch solche geheimer Art getroffen zu haben. Die Kontrahenten riefen 
schließlich ein Schiedsgericht in London an (Schmidt 1993b: 53, Die elekt- 
rotechnische Industrie der Welt 1927: 677, Feldenkirchen 1988: 52). 

Der Omgus-Bericht zu Siemens geht für die Zeit des Nationalsozialismus 
davon aus, Siemens sei an etwa 1.000 Kartellen beteiligt gewesen, dagegen 
verzeichnet das deutsche Kartellverzeichnis von 1935 in der Elektroindust- 
rie lediglich 67 Kartelle (Feldenkirchen 1988: 52). In jedem Fall ist zu be- 
rücksichtigen, daß die formale Existenz von Kartellen nicht allzuviel über 
deren Wirksamkeit aussagt. Führende Vertreter der Elektrofirmen äußerten 
sich in internen Stellungnahmen wiederholt skeptisch in bezug auf ihren 
Nutzen, so etwa ein AEG-Manager 1930 gegenüber Carl Friedrich von 
Siemens: 

»Vom rein geschäftlichen Standpunkt aus glauben wir die Erfahrung gemacht zu haben, dass 


Kartelle wenn überhaupt, nur auf klar abgegrenzten Einzelgebieten für verhältnismäßig einfa- 
che Konstruktionen erfolgversprechend, nicht dagegen zur Regelung der Zusammenarbeit 
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weit verzweigter großer Industrien geeignet sind. Aber auch auf eng begrenzten Gebieten sind 
die Erfahrungen meist nur vorübergehend gut, ä la longue ergeben sich auch hier grosse 
Schwierigkeiten, wie das Glühlampenkartell, das Zählerkartell und die Kabelkartelle zeigen. 
Ganz zu schweigen von den loseren Bindungen« (zit. bei Feldenkirchen 1988: 54, FN). 
Diese Fragwürdigkeit der Vorteile von Kartellen für die daran beteiligten 
Firmen dürfte während des Nationalsozialismus noch deutlicher geworden 
sein. In dieser Zeit stieg zwar die Zahl der Kartelle - auch in der Elektroin- 
dustrie — an, gleichzeitig verloren aber zumindest Preisabsprachen zuneh- 
mend an Bedeutung, da mit einer Ausweitung des Systems von Kontingen- 
tierungen und Bezugsscheinen andere Dimensionen (etwa die Beziehungen 
zur Partei- und Staatsbürokratie) wichtiger wurden (Pohl 1978: 31ff). Dar- 
über hinaus lag ein wichtiger Grund für den immer wieder begrenzten Er- 
folg der Kartellierungsbestrebungen in der Dynamik der technischen Ent- 
wicklung, da Abkommen sich immer auf bereits existierende und standar- 
disierte Produkte beziehen konnten, deren Bedeutung jedoch möglicher- 
weise bald durch Innovationen in Frage gestellt wurde. Außerdem waren 
solche relativ lockeren Verbindungen immer wieder dadurch gefährdet, daß 
die beteiligten Firmen bei sich ändernden Marktbedingungen ihr Interesse 
eher in Alleingängen als in der Einhaltung von Absprachen sahen. 

In der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg setzte das grundsätzliche Verbot 
von Kartellen in der deutschen Wettbewerbsgesetzgebung im Vergleich zu 
den früher äußerst kartellfreundlichen Regelungen grundlegend andere 
Ausgangsbedingungen. Als Ersatz für diese einstmals so verbreitete Form 
haben sich in den letzten Jahrzehnten Unternehmens-Netzwerke herausge- 
bildet, von denen behauptet wird, sie repräsentierten »ein modernisiertes 
Regime der regulierten Konkurrenz« (Windolf/Beyer 1995: 3). Die großen 
Firmen sind in der Tat eine Reihe von nationalen und internationalen Alli- 
anzen und joint ventures eingegangen — beispielsweise Siemens seit den 
achtziger Jahren solche für die gemeinsame Entwicklung und den Vertrieb 
von Mikrochips (mit IBM), von Halbleitern, Medizintechnik, Lampen und 
integrierten Schaltungen (mit verschiedenen japanischen Firmen), von 
Druckwasser-Atomreaktoren (mit der französischen Firma Framatom), von 
Solarzellen, Leistungshalbleitern, Supraleitern und Kernkraft-Hochtempe- 
raturreaktoren (mit verschiedenen in Deutschland ansässigen Firmen) 
(Welzmüller 1991: 623). Ähnlich wie bei den früher oft konflikthaften Be- 
ziehungen zu Kartellpartnern gehen auch in der Gegenwart Kooperationen 
mit Rechtsstreitigkeiten Hand in Hand - so arbeiteten in den letzten Jahren 
Siemens und die Alcatel-Tochter GEC-Alsthom nicht nur an mehreren ge- 
meinsamen Projekten im Verkehrsbereich, sondern die beiden Firmen tra- 
fen sich wegen eines südkoreanischen Auftrags für Hochgeschwindigkeits- 
züge, der an die französische Firma ging, auch vor Gericht (Wirtschaftswo- 
che Nr. 25/1994: 44). 


552 Dorothea Schmidt 


Fazit 


Im Hinblick auf die eingangs angeführten Prophezeiungen über den unauf- 
haltsamen Siegeszug der großen Konzerne in der Elektroindustrie ist das 
Ergebnis des historischen Rückblicks ein zwiespältiges. Frühe Gründungen 
wie Siemens oder die AEG konnten sich tatsächlich über Jahrzehnte hin- 
weg eine besondere Position sichern, und dies mit recht unterschiedlichen 
Strategien. Keine davon erwies sich gleichwohl als Königsweg, sondern al- 
le waren je nach Situation und Kontext mehr — oder auch weniger von ge- 
schäftlichem Erfolg gekrönt. Ein einmal eingenommener Vorsprung bei 
Forschung und Entwicklung mußte ebensowenig eine dauerhafte Überle- 
genheit in diesem Bereich gewährleisten, wie dieses Mittel stets unabding- 
bar war, um sich auf dem Markt durchzusetzen. Ebenso konnte die Beteili- 
gung an anderen Unternehmen, ob in der Form von »Elefantenhochzeiten« 
oder von Aufkäufen kleinerer Firmen, die Position des Aufkäufers genau- 
sogut verbessern wie endgültig unterminieren. Die heutzutage als beson- 
ders neu geltenden internationalen Kooperationen gab es in der Elektroin- 
dustrie schließlich bereits vor dem Ersten Weltkrieg, wenngleich in kleine- 
ren Dimensionen. Sie konnten synergetisch wirksam werden oder aber in 
kostspieligen Auseinandersetzungen enden. 

Die Dynamik des Wettbewerbs zeigt sich nicht nur in der unterschiedlichen 
Bedeutung solcher Strategien in einzelnen Perioden, sondern auch in den 
diversen Wellen von späteren Neugründungen sowie schließlich daran, daß 
einer der beiden Großen mittlerweile als eigenständiges Unternehmen ü- 
berhaupt von der Bildfläche verschwunden ist und damit demonstriert, wie 
sehr selbst derartige Giganten dem harten Wind der kapitalistischen Kon- 
kurrenz ausgesetzt bleiben. 

Das Schicksal des überlebenden Rivalen scheint hingegen doch eher für die 
Vermutung der »geschlossenen Gesellschaft« zu sprechen. Tatsächlich 
zeigt sich ganz allgemein in der deutschen Wirtschaft, daß für alle Grün- 
dungen nach dem Ersten Weltkrieg der Weg in die Spitzenpositionen län- 
ger dauerte und schwieriger wurde als für die früheren. So ist es etwa nur 
einem einzigen nach 1945 gegründeten Unternehmen gelungen, in den fol- 
genden beiden Jahrzehnten in den Kreis der hundert Größten aufzusteigen: 
Grundig. Siemens hingegen gehört (neben der Deutschen Bank) ununter- 
brochen zu den zehn größten AGs des Deutschen Reiches bzw. der Bun- 
desrepublik. Auch eine Analyse der Personal- und Kapitalverflechtungen 
von 1976 belegt, daß der Konzern eine der fünfzehn zentralen Unterneh- 
mensgruppen in der Bundesrepublik darstellt, mit Verbindungen zu den 
beiden Hauptzentren Dresdner Bank und Deutsche Bank. Eine ähnliche 
Untersuchung der 623 größten Unternehmen von 1992 identifiziert Sie- 
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mens neben der Deutschen Bank, der Allianz und Daimler-Benz als eines 
der »Zentren hierarchischer Kontrolle« (Weder 1969: 40, 152, Pappi u.a. 
1987: 712f, Windolf/Beyer 1995: 12). Eine Machtstellung, die das Unterneh- 
men unter anderem dazu nutzen konnte, um einen besonders erfolgreichen 
Lobbyismus zu praktizieren, in den letzten Jahrzehnten beispielsweise bei 
der Akquisition von Subventionen für vermeintlich zukunftsweisende tech- 
nologische Großprojekte wie Atomtechnologie, Eurofighter oder Trans- 
rapid. 

Und doch: Das Bild des machtvollen Siemens-Imperiums hat gerade in den 
letzten Jahren erheblich an Glanz eingebüßt. In der neueren Berichterstat- 
tung von Manager-Magazinen blickt man keineswegs mehr voll ehrfürchti- 
ger Bewunderung auf den Konzern, sondern gefällt sich eher darin, Insider- 
Einschätzungen zu kolportieren, wonach sich dieser durch Risikovermei- 
dung und eine Kultur des Mißtrauens auszeichnen soll. Tatsächlich sah sich 
die Konzernspitze jüngst zu Reorganisationen veranlaßt, bei denen ausge- 
rechnet jene Form von Unternehmen als Modell präsentiert werden, die 
lange Zeit als besonders altbacken gegolten hatte. So verkündete Heinrich 
v. Pierer 1996 in einem Interview: »Ein großes Unternehmen wie Siemens 
muß dezentral organisiert sein. Dem haben wir durch unsere Unterneh- 
mensreform Rechnung getragen. Wir haben 250 Geschäftseinheiten ge- 
schaffen, die wie mittelständische Firmen eigenständig am Markt agieren 
können. Wir nennen sie unsere 'Schnellboote'« (Wirtschaftswoche Nr. 
20/1996: 120). Über den Erfolg dieser erneuten Produktivitätsoffensive 
sind die Meinungen noch geteilt, doch für den Großteil der 573.000 Aktio- 
näre — davon fast 1/3 Investmentgesellschaften — erscheint es ohnehin 
ziemlich belanglos, mit welchen Mitteln die Ergebnisse verbessert werden, 
und was dabei aus den weltweit rd. 400.000 Arbeitsplätzen wird. Ihnen 
geht es einzig und allein um den Wert der Siemens-Aktien im Vergleich 
zum Dax. Dieser aber hinkt seit Beginn der neunziger Jahre der allgemei- 
nen Entwicklung hinterher, und so muß sich der Chef des größten deut- 
schen Elektro-Konzerns im Herbst 1998 von Wirtschaftsjournalisten fragen 
lassen: »Herr v. Pierer, ihre Gewinnprognose haben Sie verfehlt, aus eini- 
gen Geschäftsfeldern kommen nur noch Hiobsbotschaften — macht Ihnen 
der Job noch Spaß?« (Wirtschaftswoche Nr. 38/1998: 56). 
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Boy Lüthje 


»Vernetzte Produktion« und »post-fordistische« Re- 
produktion. Theoretische Überlegungen am Beispiel 
»Silicon Valley« 


»Umschlagszeit und Produktionszeit schließen sich wechselseitig aus.« 

(Karl Marx, Das Kapital, Bd. 2, MEW 24, S. 124) 
Sucht man nach einer Universalmetapher zur Charakterisierung der neue- 
ren Manifestationen der sog. »informationstechnischen Revolution« und 
den mit ihr assoziierten technologischen, ökonomischen und sozialen Ver- 
änderungen, so stößt man alsbald auf den Begriff des »Netzwerkes«. Als 
Inkarnation der informationstechnischen network society (Castells 1996) 
und strategischer Ort ihrer Entstehung gilt jener massive Komplex der E- 
lektronikindustrie in Nordkalifornien, der unter der Bezeichung »Silicon 
Valley« heute zu einem der »mythischen Orte« (Business Week, 18.8.97) 
der neueren Industriegeschichte der USA aufgestiegen ist (z.B. Saxenian 
1994, Castells/Hall 1994, Harrison 1994). Interessant erscheint es deshalb, 
einige zentrale Stränge der Debatten zum Thema »industrielle Netzwerke« 
auf Grundlage einer empirischen Bestandsaufnahme der neueren Entwick- 
lungen von Produktionsstrukturen, Zuliefernetzen und industrieller Lohn- 
arbeit in dieser Region zu reflektieren und einige theoretische Implikatio- 
nen für eine historisch-materialistisch orientierte Diskussion der neuen in- 
dustriellen Netzwerkstrukturen ins Auge zu fassen. 
Für die folgenden Überlegungen, die sich auf die Ergebnisse einer einjähri- 
gen empirischen Feldforschung »vor Ort« stützen, lassen sich vier wesent- 
liche Ausgangspunkte formulieren: (1) Auch wenn Silicon Valley immer 
wieder als paradigmatisches Beispiel einer informationstechnischen »Dienst- 
leistungsgesellschaft« angesprochen wird, so ist gerade dieses Zentrum der 
»informational economy« (Carnoy u.a. 1993) ein international erstrangiger 
Standort für die industrielle Fertigung informationstechnischer Geräte und 
Systeme. Es stellt eine strategisch zentrale Schnittstelle zwischen den glo- 
bal organisierten Forschungs- und Entwicklungsnetzen des IT-Sektors und 
seinen ebenso globalen Produktionszusammenhängen dar, an der immerhin 
gut 40.000 IndustriearbeiterInnen beschäftigt sind. (2) Die industriellen 
Netzwerkstrukturen in diesem »Detroit des Informationszeitalters« lassen 
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sich kaum mit den aus dem industrieökonomischen und -politischen 
Mainstream geläufigen Konzepten erklären: die Konfiguration der lokalen 
Produktionsnetze sind vielmehr Teil branchenweiter und branchenübergrei- 
fender Restrukturierungsprozesse, in denen neue Formationen der sektora- 
len Konkurrenz entstehen, die auf einer vertikalen Desintegration von Pro- 
duktionsprozessen und deren gleichzeitiger Re-Integration im globalen Zu- 
sammenhang beruhen. (3) Ein wesentliches Moment dieser Umstrukturie- 
rung ist die Veränderung der industriellen Arbeit und der sozialen Zusam- 
mensetzung der Belegschaften in der IT-Produktion. Vorangetrieben wer- 
den diese Prozesse vor allem von dem raschen Anwachsen neuer Formen 
einer stark flexibilisierten Massenproduktion in hochtechnisierten, aber auf 
niedrigstem Lohnniveau arbeitenden Betriebe, die Kontraktfertigung und 
Submontage vornehmen. (4) Die Ethnisierung und Feminisierung der Ar- 
beitsbeziehungen, aber auch der einzelkapitalistischen Verfügungs- und 
Eigentumsverhältnisse innerhalb der lokalen Produktionsnetze ist ein we- 
sentliches Element der sozialen Regulation dieser Zusammenhänge. 

Das theoretische Feld dieser Befunde, deren empirische Darstellung an an- 
derer Stelle zu leisten ist, soll im folgenden näher beleuchtet werden. Da- 
bei wollen wir zunächst einen Blick auf die neueren Umbrüche in den in- 
dustriellen Strukturen des IT-Sektors werfen und nach deren Behandlung in 
der etablierten Theoriediskussion fragen. In kritischer Anknüpfung an The- 
orien der sozialwissenschaftlichen Industriegeographie in den USA und der 
»Neuen Internationalen Arbeitsteilung« soll dann ein regulations- 
theoretischer Erklärungsrahmen entwickelt werden. Daran anschließend 
sind die globalen Dimensionen der vertikalen De- und Re-Integration der 
Produktionsstrukturen des IT-Sektors anzusprechen, wobei wir vor allem 
das Verhältnis von globalisierter Produktion und lokalisierten Ausbeu- 
tungsstrategien untersuchen. Schließlich soll mit Blick auf den industriellen 
Arbeitsprozeß der Bezug zu einschlägigen industriesoziologischen Erklä- 
rungen zur Rationalisierung und Heterogenisierung der »Arbeit an der Ket- 
te« (Sauer/Döhl 1994) hergestellt und nach Erklärungsmöglichkeiten für 
die in den Produktionsnetzen Silicon Valleys vorherrschenden Mechanis- 
men ethnien- und geschlechtsbezogener Segmentierung gefragt werden. 


1 Unser Aufsatz entstammt einem derzeit im Abschluß befindlichen, von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft geförderten Habilitationsprojekt mit dem Arbeitstitel »Produk- 
tionsstrategien, Zuliefernetze und Arbeitsbeziehungen in der EDV-Industrie des Silicon 
Valley«. Für die Unterstützung der Feldforschungen dankt der Autor den KollegInnen 
und FreundInnen des Institute for the Study of Social Change der University of California 
Berkeley, zahlreichen ExpertInnen aus Unternehmen,Verbänden und Gewerkschaften 
sowie ganz besonders den AktivistInnen lokaler Immigranten-, community- und Gewerk- 
schaftsorganisationen. Für eine Zusammenfassung der empirischen Untersuchungsergeb- 
nisse siehe Lüthje 1998. 
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1. Wintelism: Neue Dimensionen industrieller Strukturveränderungen 
im IT-Sektor 


Der in einer mittlerweile unüberschaubaren Anzahl journalistischer Er- 
folgsreportagen, wirtschaftswissenschaftlicher Gutachten und Romanen zu- 
meist minderer Qualität verewigte Mythos des Silicon Valley und seiner 
unternehmerischen »Gründerkultur« hat auch in der einschlägigen wissen- 
schaftlichen Literatur ihre Spuren hinterlassen. Aus neoklassischer Sicht 
erscheint die IT-Industrie der Region als Musterbeispiel jener radikalen 
Dezentralisierung von Innovation und Unternehmensstrukturen im Zuge 
der »mikroelektronischen Revolution«, mittels der sich die technologische 
Innovation endlich aus dem Prokrustesbett wachsender unternehmensorga- 
nisatorischer Integration und steigender Kapitalkonzentration befreien 
konnte (Gilder 1988, 1989; Gingrich 1995). Für die politisch eher liberal 
gesinnten Anhänger einer staatlich gelenkten Industriepolitik, die meist mit 
neo-schumpeterianischen Theorieansätzen operieren, war die Entstehung 
vertikal desintegrierter »High-Tech«-Distrikte lange Zeit eine eher beiläu- 
fige, aus den Strukturlücken des militärisch-industriellen Komplexes der 
USA entstandene Erscheinung, die sich in der Konkurrenz mit den vertikal 
integrierten keiretsu- und chaebol-Konzernen der japanischen und südkore- 
anischen Elektronikindustrie als hoffnungslos unterlegen erweisen mußte 
(Borrus 1988; Ferguson 1990; kritisch: Florida/Kenney 1990, Harrison 
1994). Die Erklärungsdefizite im etablierten Theoriebetrieb füllte schließ- 
lich das Theorem der »flexiblen Spezialisierung« aus, dessen Vertreter die 
ökonomische Vitalität und Leistungsstärke des Silicon Valley als Ergebnis 
seiner besonderen unternehmens- und sozialkulturellen »Vernetzungen« 
deuten (im Anschluß an Piore/Sabel 1984: Saxenian 1981, 1990, 1994). 

Umreißt die letzte Position, in der Silicon Valley als eine kalifornische Ver- 
sion der Industriedistrikte des »Dritten Italien« oder Baden-Württembergs 
firmiert, heute das mehr oder weniger offiziöse Selbstverständnis der von 
einer »Bewegung« (Siegel 1986) zu einer internationalen Führungsmacht 
aufgestiegenen ehemaligen »Garagenindustrie« (vgl. Joint Venture 1995), 
so haben die mit dem Erfolg von Unternehmen wie Intel, Apple oder Sun 
Microsystems verbundenen Kräfteveränderungen eine neue Runde tiefgrei- 
fender Umbrüche in der Branchenstruktur des IT-Sektors hervorgebracht, 
die die Ansätze der etablierten Diskussion vor neue Erklärungsprobleme 
stellt. Den Studien einiger häretisch argumentierender Industriegeographen 
ist die Erkenntnis zu verdanken, das in den heutigen industriellen Struk- 
turen der US-amerikanischen und auch der internationalen IT-Industrie das 
Neben- und Gegeneinander vertikal integrierter »fordistischer« Großher- 
steller und »flexibel spezialisierter« start-up-Unternehmen abgelöst worden 
ist von Strukturen vertikal desintegrierter, aber über vielfältige formelle 
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und informelle Allianzen verbundenen industriellen »Netzen«, in der »for- 
distische« und »post-fordistische« Unternehmensstrukturen und 
Akkumulationsstrategien zur Synthese gelangen (Angel 1994; aus neo- 
schumpeterianischer Sicht vgl. Ferguson/Morris 1993). 

Für diese Geflechte vertikal desintegrierter, oftmals ohne eigene Ferti- 
gungskapazitäten agierender, aber in vielfältigen formellen und informellen 
Allianzen miteinander verbundenen Unternehmen hat sich in der neueren 
industriepolitischen Debatte in den USA das Schlagwort Wintelism (Bor- 
rus/Zysman 1997) entwickelt. Dieses Kunstwort bezieht sich auf das von 
Microsoft und Intel, den Schlüsselunternehmen der PC-Branche, kreierte 
Modell industrieller Organisation, das auf einer straffen Beherrschung der 
technologischen Schlüsselstandards in einer zunehmend vertikal desinte- 
grierten Branche aufbaut. Die traditionellen Formen der Kontrolle von 
Märkten, Technologiezyklen und Produktionspotentialen, die in der for- 
distischen Computer- und Elektronikindustrie durch herstellereigene Sys- 
temstandards, die weitreichende Integration von Anwendungsprogrammen 
und -systemen in diese Architekturen und eine hochentwickelte Massenfer- 
tigung in vertikal integrierten Großkonzernen erreicht wurde, sind in der 
IT-Branche der 90er Jahre von einer weitgehenden Entkoppelung der un- 
ternehmerischen Kontrolle über die einzelnen Segmente der »Produktions- 
kette« abgelöst worden. 

Die globalen Brachenführer des Wintelism konzentrieren sich auf eine - al- 
lerdings mit höchstem Aufwand betriebene — Kontrolle der Schlüsselkom- 
ponenten der Architekturen dezentralisierter IT-Systeme — vor allem durch 
die Schaffung sog. »offener«, aber oft mit rigiden monopolistischen Prakti- 
ken durchgesetzten Systemstandards, die in den USA treffend als open-bur- 
owned bezeichnet werden. Damit einher geht eine weitreichende Abkehr 
von den »montageorientierten« Strategien der Marktkontrolle der großen 
Massenhersteller: anstelle der Eigenfertigung tritt immer mehr das »global 
sourcing« bei allen Komponenten; die »Zulieferer« von Systemteilen wie 
Festplatten, Motherboards, Mäusen, Modems oder Bildschirmen sind aller- 
dings keineswegs nur subalterne »Teilezulieferer«, sondern bilden eigen- 
ständige Branchen mit ausgedehnten cross-national-production networks 
insbesondere in den »High-Tech«-Standorten Ostasiens wie z.B. Südkorea, 
Taiwan, Singapur oder Malaysia (Borrus 1997; detailliert: Ernst 1994a, 
1994b, 1997a, 1997b). 

In diesem radikal veränderten Branchen- und Produktionsmodell wird zu- 
weilen schon die historische Alternative zum »Toyotismus« und das Er- 
folgsgeheimnis der wiedererstarkten new economy der USA in der Ausei- 
nandersetzung mit den einstmals gefürchteten vertikal integrierten Elektro- 
nikkonzernen Japans und Südkoreas gesehen. Worum es dabei geht, wird 
deutlich, wenn man bedenkt, daß die traditionelle »vertikale Computerin- 
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dustriex dadurch gekennzeichnet war, daß die vertikal integrierten EDV- 
Großhersteller wie z.B. IBM, Siemens oder Fujitsu alle für die Entwicklung 
und Herstellung datentechnischer Großsysteme notwendigen Technologie- 
und Produktionsressourcen »unter einem Dach« konzentrierten. Dagegen 
hat sich nun, mit dem weltweiten Vormarsch stark spezialisierter, von den 
fordistischen Großkonzernen unabhängiger Hersteller von Halbleitern, PC's, 
Datenkommunikationsgeräten und der unüberschaubaren Palette von System- 
komponenten eine radikale Desintegration entwickelt, die von einem ihrer 
erfolgreichsten Protagonisten mit dem treffenden Begriff der »horizontalen 
Computerindustrie« bezeichnet wird (Grove 1996). 

Dahinter steht, daß die Umbrüche in der globalen Branchenkonkurrenz des 
IT-Sektors dazu geführt haben, daß sich das Systemprodukt »Computer« in 
eine »komplexe Ware« verwandelt hat, deren einzelne Bestandteile (Mikro- 
prozessoren, Speicherchips, Festplatten, Grafikkarten etc.) von spezialisier- 
ten, über vielfältige informelle Allianzen miteinander vernetzten Kom- 
ponentenherstellern mit ausgedehnten globalen und lokalen Subfertigungen 
produziert werden (Borrus 1997, Sturgeon 1997, Ernst 1997a und b). Dabei 
sind es nicht mehr die Hersteller des Endproduktes (also z.B. eines PC), 
sondern die Hersteller wichtiger Komponenten (also z.B. Microsoft bei PC- 
Software oder Intel bei Mikroprozessoren), die den Branchenzyklus in ent- 
scheidender Weise bestimmen (Borrus/Zysman 1997). Diese Veränderungen 
an der »Spitze« der Wertschöpfungsketten gehen einher mit tiefgreifenden 
Veränderungen der Fertigungsbasis: die vermeintlich »einfache« Massen- 
produktion von IT-Systemen, nämlich die Montage der Hardware und ihres 
»Innenlebens« (der sog. Leiterplatten), wird selbst zu einem technisch 
hochkomplexen, kapitalintensiven und global organisierten Geschäft, das 
von rasch wachsenden Unternehmen in Auftragsmontage (contract manu- 
facturing) übernommen wird, deren Markennamen allerdings selbst den 
technisch eingeweihten user communities kaum geläufig sind (Sturgeon 
1997). 

Die einschlägigen, um den Gegensatz von »vertikaler Integration« und 
»flexibler Spezialisierung« gruppierten sozialwissenschaftlichen Positionen 
sind damit vor allem aus drei Gründen ins Rutschen geraten. Erstens schei- 
nen die unstreitigen Erfolge des Wintelism gegenüber der einst gefürchteten 
»japanischen Herausforderung« zu belegen, daß globaler Wettbewerbser- 
folg in der Schlüsselbranche Informationstechnik auch ohne eine direkte 
Integration von »Innovation« und »Produktion« in einzelnen Unternehmen 
oder Konzernverbünden möglich ist — ein Befund der scheinbar die Prota- 
gonisten vertikal desintegrierter »kleiner Netze« aus dem Lager der Neo- 
klassik und der Theoretiker der »flexiblen Spezialisierung« bestätigt (Gil- 
der 1989, Saxenian 1994). Zweitens ist dieser Restrukturierungsprozeß aber 
genuin transnational ausgelegt, gerade die vertikal desintegrierten »post- 
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fordistischen« player der Branche sind Vorreiter dieser Globalisierung. 
Dies stellt das neo-schumpeterianische Credo der zentralen Bedeutung der 
nationalstaatlichen Institutionen für die Entwicklungspfade technologischer 
Innovation (Dosi u.a. 1989) in Frage, und es offenbart die theoretischen 
Leerstellen des Theorems der »flexiblen Spezialisierung« — nämlich das 
weitgehende Fehlen einer systematischen Analyse der globalen Aspekte 
industrieller Netzwerkbildung (Harrison 1994). Drittens haben wir es mit 
einer raschen, vor allem durch die schnelle Expansion des contract manu- 
facturing vorangetriebenen Restrukturierung der Fertigungsbasis der Bran- 
che zu tun, die weder den »fordistischen« noch den bekannten »post- 
fordistischen« Modellen industrieller Organisation so recht einzupassen 
scheint (Sturgeon 1997). 


2. Produktions-, Tausch- und Technologienormen als 
Regulationsform gesellschaftlicher Arbeitsteilung 


Die Frage, ob es sich bei den in »Silicon Valley« und anderen US-High- 
Tech-Zentren geborenen Konkurrenzformen des Wintelism um eine histo- 
risch neue Formation kapitalistischer Produktion oder ein »new model of 
American industrial organization« (Sturgeon 1997) handelt, und wie die 
komplexen Bezüge von vertikaler Desintegration und lokal-globaler Netz- 
werkbildung gesellschaftstheoretisch zu verorten sind, ist ohne einen ge- 
naueren Blick auf die Rolle des Arbeitsprozesses in diesen Produktions- 
netzwerken kaum zu beantworten. Wie auch aus anderen Debatten um neue 
»Paradigmen« von Technik, Unternehmens- und Arbeitsorganisation be- 
kannt, sind gehaltvolle theoretische Diskussionen der neuen Vergesell- 
schaftungsmodi von Arbeit und ihrer kapitalistischen Formwidersprüche in 
den Produktionsnetzwerken der sog. science-based-industries Mangelware 
(Voskamp/Wittke 1994). Verweist dies in theoretischer Hinsicht auf den la- 
tenten oder offenen Technikdeterminismus vieler Konzepte (zur Kritik: 
Ernst 1984, Pelaez/Holloway 1990, Esser u.a. 1992, Lüthje 1993b), so stellt 
sich die mangelnde industrie- und arbeitssoziologische Thematisierung des 
Arbeitsprozessess im IT-Sektor auch als ein politisches Problem dar. Die 
Tatsache, daß — insbesondere in den USA - die industrielle Arbeit in der 
IT-Produktion fast ausschließlich von race- und gender bezogenen Studien 
thematisiert wird (Hossfeld 1990, 1994, 1995; Nash/Fernandez-Kelly 1983, 
Women Working Worldwide 1992, Park 1992, Cordova 1997 u.a.m.), ver- 
weist auf das geringe Interesse von Gewerkschaften und in deren Gefolge 
der Industriesoziologie an den als schlecht organisierbar, politisch wenig 
bewußt und als BeitragszahlerInnen unattraktiv geltenden »Leichtlohn- 
arbeiterInnen« der Branche und auf die nach wie vor vorhandene gesell- 
schaftspolitische Tabuisierung der stark ethnisierten und feminisierten 
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Herrschaftsverhältnisse in den Betrieben der »neuen« IT-Branche in Sili- 
con Valley und anderswo (Eisenscher 1993, Bacon 1997). 

Umso höher sind deshalb die Versuche von einigen meist in Kalifornien 
beheimateten AutorInnen der sog. New Industrial Geography zu bewerten, 
das Phänomen der neuen High-Tech-Distrikte in eine theoretisch gehaltvol- 
le Diskussion der Veränderungen gesellschaftlicher Arbeitsteilung im zeit- 
genössischen Kapitalismus einzubetten (Storper/Walker 1989; Scott 1993; 
Sayer/Walker 1992; Henderson 1989). Auch wenn der systematische Stel- 
lenwert »des Geographischen« — die bekannte Frage, ob die »Region« bzw. 
der »industrielle Distrikt« nun eine neue, eigenständige Ebene kapitali- 
stischer Vergesellschaftung ist oder nicht (Benko/Lipietz 1992) - in diesen 
Analysen zweideutig bleibt, so weisen die am Konzept der new social divi- 
sion of labor (Sayer/Walker 1992) orientierten Industriegeographen doch 
mit Nachdruck darauf hin, daß es sich bei den »territorialisierten Produk- 
tionskomplexen« des IT-Sektors um historische Formationen gesellschaft- 
licher Arbeitsteilung in entwickelten kapitalistischen Gesellschaften han- 
delt, deren Charakter auch nur in diesem übergreifenden Zusammenhang 
bestimmt werden kann (Storper/Walker 1989). 

Damit wird einerseits der Blick auf die wettbewerbsstrategische und politi- 
sche Bedeutung territorialer »Vernetzung« für die Schaffung neuer Formen 
der Vergesellschaftung von Arbeit geöffnet, zum anderen ist deren Funkti- 
on als Entwicklungsformation kapitalistischer Mehrwertproduktion und 
Klassenbildung angesprochen. Vor allem ist damit eine Perspektive auf den 
betriebsübergreifenden, sektoralen Charakter der neuen Produktionsformen 
eröffnet — was sowohl den auf die Organisationsform des einzelnen Unter- 
nehmens orientierten wirtschaftswissenschaftlichen Standardtheorien der 
networked corporation (insbesondere in der Tradition Chandlers 1962 und 
der Transaktionskostentheorie Williamsons 1975 und 1990) fremd ist und 
auch in vielen kritischen Analysen von »schlanker Produktion«, »Toyotis- 
mus« oder »virtuellen Unternehmen« unterbelichtet bleibt (z.B. Harrison 
1994). Wird aus der Perspektive gesamtgesellschaftlicher Arbeitsteilung 
die Territorialisierung als ein Strukturmerkmal kapitalistischer Industrie- 
entwicklung aufgefaßt, das in jeweils eigenen Formen auch den »indu- 
striellen Revolutionen« früherer Epochen inhärent war (etwa das Detroit 
der 20er Jahre für die Automobilproduktion und den »Fordismus«), so ist 
damit zugleich der von den Theoretikern der »flexiblen Spezialisierung« 
betriebenen Atomisierung des industriellen Distrikts als analytischer Be- 
zugsebene, der Überhöhung der dort entdeckten neuen Formen der Produk- 
tionsorganisation zu »industriellen Scheidewegen« und dem — gerade im 
Zusammenhang mit Silicon Valley virulenten —- Mythos vom Verschwinden 
industrieller Arbeit in einer informational economy (Carnoy e.a. 1993, 
Castells 1996, Rifkin 1993, Aronowitz/Di Fazio 1994) vorgebaut. 
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Es soll somit vor allem erklärt werden, wie sich der Capitalist Imperative 
(Storper/Walker 1989) industrieller Restrukturierung — die ihr unterliegen- 
den Verwertungszwänge, Strukturkrisen und Machtverhältnisse — in der 
Entstehung und der Konfiguration sektoraler Arbeitsteilung und »indu- 
strieller Distrikte« manifestiert. Die kalifornischen Industriegeographen be- 
ziehen sich in dieser Hinsicht auch des öfteren auf die Regulationstheorie, 
lassen aber offen, in welcher Weise die neuen Formen industrieller Arbeits- 
teilung mit bestimmten Akkumulationsregimes und Regulationsweisen 
verknüpft sind. Eine deutliche Vorsicht legen diese Autoren allerdings ge- 
genüber simplifizierten Modellen von »Fordismus« und »Post-Fordismus« 
an den Tag, und suchen neuerdings eher in der Richtung von profitraten- 
theoretischen Erklärungsansätzen. 

Will man über allgemeine historische Analogien zwischen verschiedenen 
Entwicklungsformationen von Akkumulation, Regulation und den Formen 
ihrer »Territorialisierung« hinauskommen, so ist eine genauere theoretische 
Bestimmung der Neustrukturierungsprozesse von Produktion und Konkur- 
renz auf sektoraler Ebene von Bedeutung. Hier läßt sich an das regulations- 
theoretische Konzept der Produktions- und Tauschnormen anknüpfen. Wie 
Aglietta in seiner bekannten Analyse des fordistischen US-Kapitalismus 
(1979) entwickelt hat, gruppieren sich in den historischen Entwicklungs- 
formationen des Kapitalismus Branchen um spezifische Formen oli- 
gopolistischer Preissetzung und Marktkontrolle, die ihrerseits mit einer be- 
stimmten Organisation der Produktion verbunden sind. Diese in der Inter- 
aktion einzelner Kapitale und Branchen erzeugten »strukturellen Formen« 
kapitalistischer Regulation generieren die gesellschaftlichen Normen und 
Standards der Produktion, die zugleich die Muster des Warenkonsums und 
der Reproduktion der Lohnarbeit bestimmen. Produktions- und Tausch- 
normen konstituieren damit längerfristig stabile Kalküle der Kapitalverwer- 
tung bzw. der »geplanten Kapitalentwertung« (ebd.: 108; Lipietz 1985b: 
112ff), die in komplexen Praktiken oligopolistischer Preissetzung, Markt- 
abgrenzung und Technologiekontrolle institutionalisiert sind. Eine Branche 
läßt sich somit als ein ökonomischer Verwertungszusammenhang definie- 
ren, der einer gemeinsamen Produktions- und Tauschnorm unterliegt 
(Aglietta 1979: 291; bezügl. des IT-Sektors der USA Lüthje 1993a). 
Bezeichnet der Begriff der Produktionsnorm die Verknüpfung einer be- 
stimmten Verwertungsstrategie mit einem historischen Typus der Betriebs- 
und Arbeitsorganisation (also z.B. der fordistischen Massenproduktion mit 
der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation tayloristischer Prägung), so las- 
sen sich die Praktiken der innerbetrieblichen Herrschaft und Kontrolle mit 
dem Begriff der »Produktivitätsnorm« charakterisieren (Coriat 1979: 75ff; 
Boyer/Coriat 1983). Dieser Begriff bezieht sich auf die im betrieblichen 
Arbeitsprozeß generierten und institutionalisierten Praktiken des Leistungs- 
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und Produktivitätsmanagements. Es stellt somit zugleich jenes kollektive, 
technisch-soziale Herrschaftswissen der Kapitalseite innerhalb einer Bran- 
che bzw. im gesamtwirtschaftlichen Maßstab dar, das über die institutionel- 
len »Netze« industrieller Kooperation verallgemeinert wird und unter recht 
unterschiedlichen lokalen Bedingungen in einzelnen Betrieben oder Regio- 
nen eingesetzt wird. Wie wir im übernächsten Abschnitt noch näher darle- 
gen werden, ist dieser Zusammenhang in der heutigen IT-Branche beson- 
ders dadurch gekennzeichnet, daß die industriellen Produktivitätsnormen 
im Zusammenhang global verknüpfter regionaler »Produktionsinfrastruktu- 
ren« definiert und reproduziert werden. 

Erweitern läßt sich dieses Konzept mit dem Begriff der »Technologienor- 
men«. Nach einer Definition, die im Rahmen der Forschungsgruppe Tech- 
nikentwicklung an der Universität Frankfurt/M. entwickelt wurde (Esser 
u.a. 1997), bezeichnen Technologienormen die mit einem bestimmten Ak- 
kumulationsregime verknüpften Formen und Praktiken der Technologie- 
entwicklung, die sich in historisch längerfristig stabilen Konfigurationen 
der Entwicklung technischer Systeme, der zugehörigen Normen und Stan- 
dards sowie des institutionellen Systems der betrieblichen und außerbe- 
trieblichen Forschungsorganisation niederschlagen. Anknüpfend an das so- 
zialkonstruktivistische Konzept der Technikentwicklung als »gesellschaft- 
lichem Aushandlungsprozeß« (Callon/Latour 1981) bezieht sich der Beg- 
riff der Technologienorm auf die komplexen Übersetzungsprozesse, die 
zwischen der Definition neuer Technologien und der darin enthaltenen ge- 
sellschaftlichen Realitätskonstruktionen (Hack 1988) in der verselbständig- 
ten Welt von Forschungslabors und unternehmensübergreifenden F&E- 
Netzwerken einerseits und den einzelunternehmerischen Verwertungsstra- 
tegien und -imperativen andererseits stattfinden. Gegenüber dem neo- 
schumpeterianischen Konzept des »technologischen Paradigmas« wird also 
darauf abgehoben, daß der Prozeß der Definition neuer Muster der Tech- 
nikentwicklung im globalen Konkurrenzgeschehen nicht paradigmatisch 
vordefiniert, sondern offen und umkämpft ist. 


3. Vertikale Desintegration als Regulativ 
kapitalistischer Überakkumulation 


Im Sinne der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie bilden Produkti- 
ons-, Produktivitäts- und Technologienormen Objektivierungen kapitalisti- 
scher Konkurrenzbeziehungen, die zwar von den unternehmerischen Ak- 
teuren der Branche maßgeblich beeinflußt werden, deren Herausbildung 
aber letztlich — um eine klassische Formulierung zu benutzen - »hinter de- 
ren Rücken« verläuft. In der IT-Branche der 90er Jahre markieren sie sozu- 
sagen die Gravitationspunkte der Kapitalbewegung im Prozeß der perma- 
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nenten De- und Re-Integration der Produktions- und Konzernstrukturen. In 
empirischer Hinsicht vermag das Konzept der Produktions- und Tausch- 
normen zunächst zu klären helfen, was man unter »IT-Sektor«, »IuK- 
Branche« oder »Computerindustrie« überhaupt zu verstehen hat - ein noto- 
risches analytisches Problem, das sich auch in einem heillosen Durchein- 
ander in den einschlägigen Industrie- und Arbeitsmarktstatistiken nieder- 
schlägt. Theoretisch geht es vor allem um die Erklärung der Entwicklungs- 
dynamik der Segmente des IT-Sektors und ihrer Interaktion. 

Die einzelnen Segmente dieser »horizontalen Computerindustrie« (Grove 
1996) verfügen über relativ eigenständige Markt- und Technologiezyklen, 
die auch spezifische Mechanismen der »geplanten Kapitalentwertung«, ins- 
besondere hinsichtlich der Entwicklung und Obszoleszenz von Produkten 
und Produktionsanlagen, enthalten. Die Technologie-, Markt- und Krisen- 
zyklen der einzelnen Segmente sind allerdings miteinander verknüpft durch 
die Produktentwicklungsstrategien der sektorbeherrschenden Komponen- 
ten- und Softwarehersteller (wie z.B. Intel und Microsoft im PC-Bereich 
oder Cisco bei Datenkommunikationssystemen), die mit ihren Technolo- 
gieentwicklungszyklen praktisch auch die Konsumnormen für neue IT- 
Produkte kreieren. Das enorme Innovationstempo führt gleichzeitig zu ei- 
ner beständigen »Fragmentierung und Zentralisierung« (Ernst/ O'Connor 
1992) der Branchenstrukturen, indem im Zuge der massiven Inno- 
vationskonkurrenz immer wieder spezialisierte Branchensegmente (z.B. 
Herstellung von Festplatten, Monitoren oder von Chip-Produktionsgeräten) 
entstehen bzw. in andere Segmente integriert werden. Wie diese »Öffnung« 
und »Schließung« der Branchensegmente vor sich geht, ist die eigentlich 
wichtige Frage bei der Analyse der brancheninternen Regulationsbeziehun- 
gen. Auf jeden Fall bildet Silicon Valley für diese Prozesse der vertikalen 
De- und Reintegration einen »strategischen Ort« ersten Ranges. 

Unter einem solchen Blickwinkel eröffnet sich auch ein anderer Zugang 
zum Problem der vertikalen De- und Re-Integration der Kapitalstrukturen 
und der mit der »mikroelektronischen Revolution« assoziierten Verände- 
rungen der Konzentration und Zentralisation von Kapital (Gilder 1988, 
1989). Storper/Walker (1989: SOff) machen in ihrer bereits zitierten Analy- 
se darauf aufmerksam, daß die traditionelle Unternehmenstheorie wie auch 
viele marxistische Wirtschaftstheorien einer reduktionistischen Vorstellung 
dessen anhängen, was gemeinhin unter economies of scale verstanden wird. 
Vom Standpunkt gesamtgesellschaftlicher Arbeitsteilung sind nämlich 
durchaus Entwicklungszustände kapitalistischer Produktion denkbar, in de- 
nen technologische Innovation nicht mit fallenden, sondern mit steigenden 
Skalenerträgen einhergehen können. Auch wenn dies auf gesamtkapitalisti- 
scher Ebene nicht zu einer Umkehrung des generellen Trends zur Kapital- 
konzentration führen muß, so impliziert die permanente Re-Definition von 
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Aufgaben, Größe und Zuschnitt einzelner Unternehmen im Zuge der Um- 
brüche der gesellschaftlichen Arbeitsteilung eine weitreichende Entkop- 
pelung des Zusammenhanges der Konzentration von Produktions- und 
Technologieressourcen und der Zentralisation von Kapital in immer größe- 
ren Unternehmenseinheiten. 

Wie Harrison (1994a: 9) herausarbeitet, ist concentration without centrali- 
zation ein wesentliches Charakteristikum der neueren Formen der Kapital- 
bewegung in desintegrierten und »vernetzten« Branchen wie der Informati- 
onstechnik. Entstehen im Zuge der sich verändernden Produktions- und 
Tauschnormen z.B. extrem »schlanke« Unternehmen, die mit einem Mini- 
mum von Eigenfertigung, F&E-Kosten und organisatorischem overhead 
eine wirksame Kontrolle ihres Marktsektors gewährleisten können, so wer- 
den sich hier auf der Ebene des einzelnen Unternehmens durchaus länger- 
fristig steigende Skalenerträge feststellen lassen. Umgekehrt bietet gerade 
der IT-Sektor auch Beispiele einer extremen »Über«-Konzentration von 
Ressourcen mit abnehmenden Skalenerträgen und einem nach gängigen be- 
triebswirtschaftlichen Maßstäben kaum zu rechtfertigenden Kostenaufwand 
in Produktion und Forschung. Bestes Beispiel hierfür sind die Welt- 
marktführer der Halbleiterproduktion, wie z.B. Intel, die ihre Position nicht 
zuletzt durch ihre alle bekannten Dimensionen sprengenden Investitionen 
in ihre Produktionsanlagen aufrechterhalten (Angel 1994: 116; Rose 1992). 
Dennoch sind gerade solche Unternehmen aufgrund der von ihnen aus- 
geübten globalen Kontrolle über die Technologienormen ausgesprochene 
profit machines (Fortune 17.2.97). Was hier indes »profitabel« und »be- 
triebswirtschaftlich vertretbar« ist, läßt sich nur im Hinblick auf die Positi- 
on eines Unternehmens in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung beantwor- 
ten. Der Begriff der economies of scale wird somit zu einer »gesellschaft- 
lichen«, also nur noch auf sektoraler und gesamtwirtschaftlich Ebene defi- 
nierbaren Größe. Wie sich empirisch zeigen läßt, eröffnen sich aber nicht 
unbeträchliche Möglichkeiten, die mit der Steigerung des Einsatzes von 
konstantem Kapitals entstehenden Verwertungsprobleme zu externali- 
sieren, d.h. sozusagen entlang der Produktionskette auf andere Unterneh- 
men und Branchensegmente zu »verschieben« (San Jose Mercury News 
27.1.97, Electronic Business Today 28.71.98). 

Der Prozeß der »Fragmentierung und Zentralisierung« (Ernst/O'Connor 
1992) der Branchenstrukturen im IT-Sektor erscheint in dieser Perspektive 
auch als ein Prozeß der permanenten Erzeugung von ungleichen intrasekto- 
ralen Verwertungsbedingungen und Profitratenhierarchien, die sich jeweils 
um bestimmte Technologie- und Verwertungsnormen einzelner Subseg- 
mente des IT-Sektors gruppieren. Die permanente Zerstörung und Neu- 
schaffung von Markteintrittsbarrieren, die auf »netzwerkförmigen« Interak- 
tionen etwa bei der Technologieentwicklung, Patentrechten oder Zuliefer- 
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beziehungen basieren, bilden auch in dieser Hinsicht »die Essenz des 
Wettbewerbes« (Ernst 1997a: 2) im heutigen IT-Sektor. Ohne hier auf die 
komplexen ökonomietheoretischen Implikationen des Themas »Profitraten- 
hierarchien« eingehen zu können (vgl. Altvater u.a. 1978: 135-155), lassen 
sich diese in der IT-Industrie allgemein vorherrschenden Hierarchisierun- 
gen des Kapitalverwertungsprozesses auch als konstitutive Elemente der 
Segmentierung der lokalen und globalen Produktionsnetze ausmachen (vgl. 
in theoretischer Perspektive: Sauer/Döhl 1994). 

Auch Silicon Valley macht hiervon keine Ausnahme. Technologisch hoch- 
konzentrierten und dauerhaft profitablen Spitzenunternehmen wie Intel, 
Hewlett-Packard oder Sun Microsystems stehen eine Vielzahl von weniger 
bekannten und oftmals recht kleinen Unternehmen im Bereich der Montage 
und der Komponentenproduktion gegenüber, die mit notorisch geringen 
Rentabilitätsraten operieren. Auch steht das Phänomen der berühmten »fa- 
briklosen« start-up-Unternehmen, namentlich der shooting stars der neuen 
Datenkommunikationsindustrie wie Cisco, Bay Networks oder 3Com mit 
ihren traumhaft anmutenden Gewinnmargen in engem Zusammenhang mit 
der Transformation des Montagesektors zu einer technologieintensiven 
Massenproduktion mit einer äußerst »schlanken« Kapitalbasis und niedri- 
gen Löhnen. Andere Unternehmen, wie die Hersteller von Festplatten und 
Speichersystemen, kompensieren die Risiken einer extremen Innovations- 
konkurrenz und hoher Investitionskosten in zeitgemäße Produktionsanla- 
gen durch die breite Ausbeutung von Niedriglohnarbeit an ihren Standorten 
in Südostasien (Ernst 1997a, Kay 1994, Data Storage July 1998). 

Die Abhängigkeitsbeziehungen zwischen den Unternehmen in diesen Pro- 
duktionsketten sind also nicht in erster Linie durch die technisch-organisa- 
torische Hierarchisierung von Produktionsprozessen gekennzeichnet, wie 
man sie von den »Zulieferpyramiden« der Automobilindustrie (Womack 
u.a. 1991, Jürgens u.a. 1989) oder von den von Handelskonzernen domi- 
nierten Subkontraktierungsnetzen in der Bekleidungsindustrie (Bonacich 
1994) kennt. Auch das Konzept des »fokalen Unternehmens« (Sauer/Döhl 
1994) beschreibt auf diesem Hintergrund nur einen Teilausschnitt dieses 
Zusammenhanges. Die Verknüpfungen zwischen den einzelnen Akteuren 
der Produktionskette entstehen vielmehr aus der fortlaufenden Rekonfigu- 
ration der Produktionsnormen und der Branchensegmente innerhalb des IT- 
Sektors. Die Entwicklung der Produktions- und Zulieferbeziehungen ist 
damit in ungleich stärkerem Maße in die permanenten Restrukturierungen 
des Branchenkapitals eingebunden, als dies in anderen Sektoren der Fall 
ist. Der Umstand, daß network centric production in der IT-Branche zu- 
nächst auf einer anscheinend relativ lockeren (»virtuellen«) Koordination 
von einzelnen Subsektoren mit unterschiedlichen Reproduktionskreisläufen 
beruht, trägt wesentlich dazu bei, daß die in den einzelnen Subsektoren be- 
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stehenden ungleichen Bedingungen der Kapitalverwertung und der Aus- 
beutung der Arbeitskraft nur vermittelt und indirekt in Erscheinung treten. 
Die von Neoliberalen beschworene Auflösung des Zusammenhangs von 
technologischer Innovation und einzelkapitalistischer Ressourcenkonzent- 
ration (Gilder 1988, 1989) stellt sich in diesem Kontext als ein komplexer 
Mechanismus der Neuzusammensetzung der unternehmensübergreifenden 
Produktionsstrukturen und der sektoralen und gesamtkapitalistischen Regu- 
lierung der enormen Steigerung der Kapitalintensität in den Kernsektoren 
der informationstechnischen Industrieproduktion dar. 

Die Marxsche Theorie bietet zur Erklärung dieser Zusammenhänge überra- 
schend aktuelle Ansätze — vor allem mit Blick auf die in der IT-Industrie 
praktizierte, von den extrem kurzen Entwicklungszyklen diktierte just-in- 
time-Ökonomie. Wie Marx im 3. Band des Kapital ausführt, ist gerade in 
Zeiten beschleunigter technologischer Innovation die Verbesserung der 
»Ökonomie des konstanten Kapitals« eine der wesentlichen Gegentenden- 
zen zum Fall der Profitrate aufgrund steigender organischer Zusammenset- 
zung des Kapitals (MEW 25: 211-277). Ein zentrales Mittel zur Ökonomi- 
sierung des Kapitaleinsatzes, aber auch zur Senkung der Zirkulationskosten 
sowie zur Erhöhung der Mehrwertrate, bildet die Verkürzung der Um- 
schlagszeit des Kapitals, die sich aus der Produktionszeit (der eigentlichen 
Periode der Werterzeugung und -produktion) und der Umlaufszeit (der Zir- 
kulationsphase der produzierten Ware) zusammensetzt (MEW 24: 124- 
153). Dieser aus der Analyse der Kreislaufformen des Kapitals bekannte 
Zusammenhang markiert den kapitalistischen Verwertungsimperativ, der 
auch allen betriebswirtschaftlichen Konzepten des modernen global supply 
chain management (Feitzinger/Lee 1997, I2 Technologies 1996) zugrunde- 
liegt (vgl. auch Altvater/Mahnkopf 1996: 336). Die Marxsche Analyse 
macht darüber hinaus deutlich, daß unterschiedliche Umschlagszyklen und 
-perioden aufgrund verschiedenartiger stofflicher und wertmäßiger Pro- 
duktionsbedingungen in einzelnen Branchen und Branchensegmenten ein 
wesentliches Medium der Entstehung unterschiedlicher Profitraten bzw. 
deren Regulierung bilden. Vor allem aber reproduziert der Kapitalkreislauf 
in seiner Bewegung auch das Wertverhältnis als gesellschaftliche Form des 
Prozesses und die darin inkorporierten Verfügungsverhältnisse über die 
Arbeitskraft und den Arbeitsprozeß (MEW 24: 260-295). 


4. »Systemische Globalisierung«: Silicon Valley als Zentrum 
transnationaler Produktionsnetzwerke 


Auch bei der Beantwortung der Frage, wie die »territorialisierten« Produk- 
tionsinfrastrukturen des IT-Sektors strategisch miteinander verknüpft sind, 
erweist sich das Fehlen einer systematischen Analyse der Rolle des »Fak- 
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tors« Arbeit als ein grundlegendes Defizit der etablierten wirtschafts- und 
sozialwissenschaftlichen Theorie. Solche Analysen der Internationalisie- 
rung des Arbeitsprozesses entstammen Theorien der »Neuen Internationa- 
len Arbeitsteilung (NIAT)« (Fröbel u.a. 1977, 1980). Ältere Arbeiten aus 
dieser Tradition stellen die Lohn- und Arbeitskosten als den zentralen Fak- 
tor in den internationalen Standortstrategien der IT-Branche heraus und a- 
nalysieren ausführlich die miserablen Arbeitsbedingungen der überwiegend 
weiblichen Arbeitskräfte in den off-shore-Produktionsstätten US-ame- 
rikanischer IT-Unternehmen (Nash/Fernandez-Kelly 1983, Garson 1983, 
Sussman/Lent 1998). Neuere Arbeiten aus dem industriegeographischen 
Umfeld knüpfen daran kritisch an, liefern aber eine sehr viel umfassendere 
Analyse der politisch-sozialen Bedingungsfaktoren der Internationalisie- 
rungsstrategien der Branche. Henderson (1989) arbeitet heraus, daß der 
Aufbau globaler Produktionsverbünde von Anfang an ein »Markenzei- 
chen« der Produktionsorganisation der IT-Unternehmen des Silicon Valley 
war, das die unabhängigen Halbleiter- und PC-Hersteller gerade von den 
vertikal integrierten Großkonzernen der traditionellen US-Elektronikindu- 
strie unterschied. Die Industrie baute dabei vor allem auf die Möglich- 
keiten, einzelne Elemente des Produktionsprozesses von Halbleitern wie 
Design, Wafer-Herstellung oder die Chip-Verdrahtung und -Verpackung 
räumlich zu desintegrieren und damit die arbeitsintensiven Komponenten 
des Fertigungsprozesses an »Billiglohn-Standorten« in der Dritten Welt an- 
zusiedeln. Diese auf dem sog. Babbage-Prinzip (vgl. Fröbel/Heinrichs/ 
Kreye 1977: 155ff) basierende technische Struktur des Arbeitsprozesses 
war die wesentliche Basis eines neuen Musters der Globalisierung und Lo- 
kalisierung der Produktionsketten, das allerdings — anders als von den »pu- 
ren« NIAT-Theorien unterstellt - in der Folge auch eine technologische 
Höherentwicklung der überseeischen Standorte zuließ (Henderson 1994). 
Dabei wird unterschiedlich qualifizierte Arbeitskraft unter höchst verschie- 
denartigen territorialen und nationalstaatlichen Bedingungen genutzt. Nied- 
rig entlohnte Arbeit von ImmigrantInnen in Silicon Valley und anderen 
neuen »High-Tech«-Standorten in den USA sowie die starke Ethnisierung 
und Feminisierung der Ausbeutungs- und Kontrollpraktiken bilden eben- 
falls ein konstitutives Merkmal der internationalen Arbeitsteilung in der 
Industrie (vgl. Henderson/Scott 1987, Scott/Angel 1987, 1988, Fernandez- 
Kelly 1991, Sussman/Lent 1998). 

Die Untersuchungen aus diesem Spektrum begründen überzeugend, daß die 
Herstellung globaler Kontrolle über stark polarisierte Konzernbelegschaf- 
ten ein entscheidendes Element in den Internationalisierungsstrategien der 
IT-Industrie ist. Die dem NIAT-Konzept auch in seinen modifizierten Fas- 
sungen unterliegende Vorstellung einer Globalisierung tayloristischer Ar- 
beitsteilung im Verhältnis von Metropolen und Peripherien bietet allerdings 
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nur wenige Erklärungen für die neueren Umbrüche des IT-Sektors (zur Kri- 
tik: Ernst 1984, vgl. auch Busch 1981). Mit dem Konzept der NIAT läßt 
sich erklären, warum die Unternehmen des Silicon Valley in den 70er Jah- 
ren zur Reduzierung ihrer Lohnkosten massiv in Südostasien investierten, 
aber nicht, warum die mit wesentlich höheren Arbeitskosten operierenden 
traditionellen US-Elektronikkonzerne dies nicht oder nur sehr viel vorsich- 
tiger taten. Auch ist nicht zu erklären, warum es in den letzten Jahren wie- 
der zu einer teilweisen Rückverlagerung selbst von relativ arbeitsintensiven 
Produktionssegmenten in die High-Tech-Zentren der USA gekommen ist. 
Lohnkosten und die Verfügbarkeit von disziplinierten Arbeitskräften bilden 
ein wesentliches, aber nicht das einzige Bestimmungsmoment der globalen 
Standortstrategien der IT-Industrie. Diese Faktoren sind heute Elemente 
komplexer Kalküle, die auf die Herstellung einer schlagfähigen Produkti- 
ons- und Verkaufsorganisation zielen, die in allen strategisch wichtigen 
Märkten präsent ist. Angetrieben wird dieser Prozeß durch den Zwang zur 
Beschleunigung des Kapitalumschlags im globalen Maßstab; der Zugang 
zu den spezialisierten supply bases (Borrus 1997) in neuen Zentren der IT- 
Produktion wie in Südostasien ist dafür ebenso wesentlich wie die günstige 
Bedienbarkeit relevanter Absatzmärkte. Gerade die Verknüpfung dieser 
vielfältigen Momente in länder- und regionenübergreifenden Unter- 
nehmenskalkülen kennzeichnet die Globalität der heutigen Konzern- 
strategien im IT-Sektor. 

Ernst (1997a) prägte dafür den Begriff der »systemischen Globalisierung«. 
Er hebt darauf ab, daß die transnationalen Unternehmensnetzwerke in der 
IT-Industrie in ihrer Struktur und Spezialisierung höchst verschiedenartige 
Produktionsinfrastrukturen und damit auch unterschiedliche industrie- und 
arbeitspolitische Entwicklungslinien in den einzelnen Staaten und Regio- 
nen verknüpfen. Auch an traditionellen »Billiglohnstandorten«, wie z.B. 
Malaysia, Thailand oder den Philippinen, umfaßt die Produktionsinfra- 
struktur heute auch substantielle Design- und Entwicklungskapazitäten, die 
allerdings in extremer Weise spezialisiert und damit auch stark abhängig 
von den transnationalen Marktzyklen und Konzernstrategien sind. Die rela- 
tive Offenheit der von US-amerikanischen IT-Firmen geführten networks 
für neue Zulieferunternehmen und deren informelle, aber höchst wirksame 
Koordination mit dem Innovationssystem der USA - u.a. durch die Migra- 
tion von Ingenieurspersonal — sei sogar ein entscheidender Konkurrenzvor- 
teil gegenüber der strikten Kontrolle, die japanische und auch koreanische 
Unternehmen über ihre Zulieferer in den betreffenden Ländern ausübten 
(Ernst 1997a, 1997b sowie 1994a, 1994b). 

Ist damit das »Operationsfeld Weltmarkt« (Altvater 1994) als ein System 
ungleich entwickelter nationaler Reproduktions- und Verwertungsbedin- 
gungen strukturiert (anknüpfend an Marx 1867, 583-88: Neusüß 1971, 
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Neusüß u.a. 1971, Busch 1974, zur neueren Diskussion: Hirsch 1993, 
1996, Altvater/Mahnkopf 1996), so lassen sich die heutigen Globalisie- 
rungstendenzen in der IT-Technik als komplexe Strategien zur Nutzung 
dieser ungleichen Akkumulationsbedingungen beschreiben. Zur zentralen 
Frage wird damit, wie der Zusammenhalt und die intra-sektorale Kohärenz 
der Produktionsketten (Palloix 1979, Gereffi 1995) im globalen Maßstab 
gesichert wird und wie die auf der Verkettung unterschiedlicher Verwer- 
tungsbasen aufbauenden globalen Technologie- und Ausbeutungsstrategien 
institutionalisiert sind. 

Regulationstheoretische Ansätze liefern hier zunächst nur wenige Hinwei- 
se, weil die ohnehin relativ spärlichen Analysen der Internationalisierung 
aus diesem Spektrum stark auf die Konkurrenz unterschiedlicher nationaler 
Akkumulationsregimes und Regulationsweisen fixiert sind (beispielhaft 
Lipietz 1987; vgl. zur Kritik z. B. Noppe/Waringo 1996). Der Rückgriff auf 
das regulationstheoretische Konzept der Produktions- und Tauschnormen 
vermag allerdings insofern weiterzuhelfen, als es einen Ansatz zur Diskus- 
sion der Wechselbeziehungen zwischen der »Globalisierung« der Produk- 
tions-, Technologie- und Marktbeherrschungsstrategien einerseits und der 
»Lokalisierung« der Ausbeutungsstrategien andererseits bietet. Wenn wir 
von einer transnationalen Produktions- und Technologienormenkonkurrenz 
in der IT-Branche sprechen, so beschreibt dies die »Globalisierung« nicht 
auf der Ebene der Strategien und Handlungen einzelner Unternehmen; sys- 
tematischer Bezugspunkt sind vielmehr die aus der Interaktion der Einzel- 
kapitale auf globaler Ebene konstituierten Verwertungskalküle und Produk- 
tionspraktiken (Esser u.a. 1997: 15-27), in denen die Rationalisierung des 
Arbeitsprozesses im reellen und greifbaren Wortsinn zu einem »globalen 
Projekt« wird (Altvater 1994). 

Wie kaum eine andere Branche tendiert die IT-Industrie heute dazu, solche 
transnationalen Produktions-, Technologie- und Tauschnormen zu generie- 
ren, die allerdings im Kontext des rasch wechselnden globalen Marktge- 
schehens höchst instabil sind. Die Existenz einer transnationalen Produkti- 
ons- und Technologienormenkonkurrenz unterscheidet die IT-Branche der 
90er Jahre fundamental von der fordistischen Epoche, als vertikal integrier- 
te EDV-Großkonzerne ihre Produktions- und Technologienormen im nati- 
onalen Rahmen definierten und durch ihre multinationalen Operationen 
hindurch »exportierten« und »internationalisierten« (vgl. Esser u.a. 1997). 
Bezeichnenderweise sind es heute gerade die vertikal desintegrierten Bran- 
chensegmente der PC-, der Mikroprozessor- oder der Festplattenindustrie 
sowie die großen Kontraktfertigungsunternehmen, die in besonderer Weise 
auf »globale« Produktions- und Tauschnormen ausgerichtet sind. Die »Pro- 
duktionsketten« von Konzernen wie Intel, Hewlett-Packard, Seagate, Apple 
oder Solectron sind global organisiert, die Optimierung von Produktions- 
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strategien und -zyklen ist geradezu die entscheidende Erfolgsbedingung 
globaler Markt- und Technologienormenkontrolle (Grove 1996). Der Inter- 
nationalisierungsmodus der vertikal desintegrierten IT-Industrie vereint da- 
bei eine »globale« Strategie weltweit einheitlicher Produkt-, Produktions- 
und Marktbeherrschungsstrategien, die historisch von zentralistisch-organi- 
sierten Großkonzernen wie z.B. Sony entwickelt wurden (Hirsch-Kreinsen 
1994: 438), mit »transnationalen« oder »glokalen« (Ruigkrog/van Tulder 
1995: 160-162) Strategien einer dezentralisierten Kontrolle über unter- 
schiedliche Absatz- und Produktionsbedingungen in den verschiedenen 
Ländern und Regionen des Weltmarktes, etwa nach dem Muster von multi- 
nationalen Konzernen aus kleineren europäischen Ländern wie ABB, E- 
ricsson oder auch Philips. 

Bilden die globalen Produktions- und Tauschnormen sozusagen die »Gra- 
vitationszentren« der internationalen Branchenkonkurrenz und ihrer Seg- 
mente, so sind die »Konfiguration« und »Re-Konfiguration« von Produkti- 
onsnetzen und Zulieferbeziehungen wesentlicher Bestandteil der vertikalen 
De- und Re-Integration von Branchensegmenten. Der permanente Umbau 
der Kapital- und Bündnisstrukturen, von »Kern«- und »Rand«-Geschäften 
und der Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen supply bases läßt sich 
als ein spezifischer Modus der Kontrolle über den Verwertungsprozeß 
(Ruigkrok/van Tulder 1995) auffassen, der der internationalen Restruk- 
turierung in der IT-Industrie ihre besonderen Charakteristika verleiht. Bil- 
den die enormen Unsicherheiten über die Technologieentwicklung das 
strukturbestimmende Moment und zugleich eine wesentliche Triebkraft 
dieses Prozesses, so lassen sich in den transnationalen Produktionsketten 
der IT-Konzerne durchaus sektorübergreifende Muster der Produktions- 
und Arbeitsorganisation ausmachen. Diese sind in den transnationalen »In- 
novationsnetzen« der Branche institutionalisiert und werden oftmals durch 
komplexe, global ausgelegte Kontraktfertigungsnetze organisiert. Die Un- 
ternehmen versuchen damit, eine engmaschige und oftmals stark zentra- 
lisierte Kontrolle über den einzelbetrieblichen Arbeitsprozeß zu errichten. 
In den unterschiedlichen Segmenten der IT-Industrie geschieht dies mit 
recht verschiedenartigen Mitteln, die auch lokal unterschiedliche Standort- 
bedingungen und »Produktionskulturen« berücksichtigen. Allerdings die- 
nen alle diese Strategien der Realisierung eines globalen »Total Quality 
Management« (Fasser/Brettner 1992; Leachman u.a. 1996), dessen Kon- 
zepte zugleich die vereinheitlichende Grundlage für die konzernweite Ar- 
beitsorganisation liefern. 

Läßt sich damit für die IT-Industrie der 90er Jahre vielleicht eine ähnliche 
Zentralisierung globaler Kontrolle im Kontext regionalisierter Standorte 
feststellen, wie sie für das Finanz- und Dienstleistungskapital mit dem 
Konzept der »Global Cities« analysiert wurde (Sassen 1991), so bleibt die 
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Gewährleistung eines Mindestmaßes an Kontrolle über die ökonomischen 
und arbeitspolitischen Bedingungen der sich relativ unabhängig von den 
Handlungs- und Einflußmöglichkeiten einzelner Unternehmen entwickeln- 
den Akkumulations- und Produktionsbedingungen das grundlegende Struk- 
turproblem in der transnationalen Organisation des Produktionsprozesses in 
der Branche. Die betriebswirtschaftlichen Konzepte, die das global supply 
chain management der maßgeblichen Unternehmen des Silicon Valley in- 
formieren, heben gerade darauf ab. Eine ihrer wesentlichen Intentionen ist 
es, auch sozial und kulturell bedingte qualitative Leistungsfaktoren der ein- 
zelnen Produktionsstandorte in globalen betriebswirtschaftlichen Kosten- 
und Management-Konzepten quantifizierbar und kalkulierbar zu machen 
(Feitzinger/Lee 1997, I2 Technologies 1996). Auf diesem Hintergrund e- 
xistieren in den einzelnen Segmenten der vertikal desintegrierten IT-Indu- 
strie verschiedenartige Systeme der Betriebsorganisation, Produktionspla- 
nung und Arbeitsorganisation, deren gemeinsamer Nenner die Gewährleis- 
tung einer möglichst integrierten Produktionsplanung im globalen Unter- 
nehmen bzw. im Verbund mit den strategischen Partnern und Zulieferern 
ist. Der hiermit verbundene Zentralismus der Produktionsplanung auf glo- 
baler Ebene erwächst also gerade aus dem Zwang zur Beherrschung der 
enormen Unsicherheiten und Risiken der transnationalisierten Produktion, 
er konterkariert zugleich die oft proklamierte arbeitsorganisatorische Ges- 
taltungsautonomie der einzelnen Produktionseinheiten »vor Ort«. 

Wenn wir also Silicon Valley als ein »Detroit« des Informationszeitalters 
bezeichnet haben, so hebt dies besonders auf seine globale Position in den 
Produktionsketten der »entbündelten« Computerindustrie ab. Silicon Valley 
— 1996 immerhin erstmals vor Detroit und New York auf Rang 1 der 
metropolitanen Exportregionen der USA (San Jose Mercury News 30.9.97) 
- ist Kreuzungspunkt der Verwertungskreisläufe der einzelnen, vertikal de- 
sintegrierten Elemente der IT-Industrie. Die lokalen Fertigungsnetze ver- 
knüpfen die Produktionsprozesse in den unterschiedlichen supply bases der 
globalisierten IT-Industrie und generieren das zur Beherrschung dieser 
Produktionsketten erforderliche Produktionswissen. Silicon Valley ist also 
im besten Sinne des Wortes ein strategischer Ort der »Integration« gesell- 
schaftlicher Arbeitsprozesse (Sayer/Walker 1992), die Interaktion seiner 
lokalen Industriesegmente ist zugleich ein wesentliches Moment der Gene- 
rierung neuer transnationaler Produktionsnormen. Ohne das in diesen Pro- 
zessen produzierte manufacturing-know-how wäre Silicon Valley in der 
globalen »Standortkonkurrenz« freilich kaum überlebensfähig. Die Region 
ist in dieser Rolle zugleich ein Experimentierfeld zur Implementation neuer 
Strategien der Arbeitsorganisation und arbeitspolitischer Kontrolle. 
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5. Der Arbeitsprozeß: »Vernetzte Produktion« als 
Modus systemischer Rationalisierung 


Für eine arbeitstheoretische Konzeptualisierung dieser industriellen Re- 
strukturierungsprozesse bietet sich schon fast aus semantischen Gründen 
ein Rückgriff auf jene Diskussionen an, die in Deutschland und anderen eu- 
ropäischen Ländern unter Stichworten wie »systemische« oder »soziale Ra- 
tionalisierung« geführt werden (Soziale Welt 1993): der Rationalisie- 
rungsprozeß in vertikal desintegrierten Produktionssystemen ist »syste- 
misch«, weil er auf der Kombination und Rekombination von einzelbe- 
trieblichen Arbeitsprozessen auf unternehmens- und sektorübergreifender 
Ebene beruht und auf die Ausnutzung der unterschiedlichen Produktions- 
bedingungen »entlang der Kette« zielt (Sauer/Döhl 1994); er ist »sozial«, 
weil er das gesamte den Produktionsprozeß umgebende System gesell- 
schaftlicher, ideologischer und sozialer Normen umfaßt und zugleich ge- 
schlechtliche, ethnische und kulturelle Spaltungen unter den Lohnabhängi- 
gen ausnutzt und reproduziert (Aulenbacher/Siegel 1995). Er transzendiert 
schließlich das traditionelle Muster der fordistischen Rationalisierung, weil 
seine Subsumtionslogik nicht mehr von einzelnen branchenbeherrschenden 
Großunternehmen bestimmt ist, sondern aus der Interaktion der verschie- 
denen Segmente der Produktionsketten und der darin existierenden Abhän- 
gigkeitsbeziehungen entsteht. 

Es stellt sich allerdings die Frage, wie die Konfiguration der einzelbetrieb- 
lichen Produktionsketten und der Subkontraktierungs- und Zulieferbezie- 
hungen mit den breiteren Umbrüchen in der Branchenstruktur vemittelt 
sind (Sauer/Döhl 1994). Die in den einzelnen Segmenten und Subsegmen- 
ten des IT-Sektors generierten Produktions- und Produktivitätsnormen las- 
sen sich im Sinne unserer obigen Überlegungen auch als Ankerpunkte der 
betriebsübergreifenden Umstrukturierung der Produktions- und Arbeitsor- 
ganisation ausmachen.Wie bereits ausgeführt, basieren sie nicht zuletzt 
auch auf der Herausbildung eines relativ einheitlichen Produktions- und 
Herrschaftswissens in der Branche bzw. ihren einzelnen Segmenten. Da 
dieses Wissen unter recht unterschiedlichen Arrangements der betriebli- 
chen Arbeitsorganisation und -politik existiert, läßt sich den Formationen 
der vernetzten Produktion nicht umstandslos ein bestimmter »Rationalisie- 
rungstyp« zuordnen, der mit betriebsökonomisch begründeten, aber zu- 
meist makro-historisch ausgelegten Begriffen wie »Toyotismus«, »Benne- 
ton-Modell«, »Kalmarismus« u.ä. hinreichend zu charakterisieren wäre. 
Entsprechend vielfältig sind die widersprüchlichen Prozesse der De- und 
Re-Qualifizierung des Arbeitsvermögens entlang der Produktionskette und 
in den einzelnen Betrieben. Obwohl die vernetzte Produktion den eindi- 
mensionalen Charakter der fordistischen Subsumtionslogik aufgebrochen 
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zu haben scheint, haben wir es im Falle der IT-Industrie keineswegs mit ei- 
nem »Ende der Arbeitsteilung« (Kern/Schumann 1984) oder gar einer »Re- 
professionalisierung« der Arbeit auf handwerklicher Grundlage im Sinne 
flexibler Spezialisierung (Piore/Sabel 1984) zu tun. Vielmehr sind die Ra- 
tionalisierungsstrategien der IT-Industrie durch eine weitreichende räumli- 
che und organisatorische Entkoppelung von Arbeitsprozessen mit unter- 
schiedlichen Qualifikationserfordernissen innerhalb der Unternehmen und 
im unternehmensübergreifenden Maßstab gekennzeichnet. 

Theoretiker der »Neuen Internationalen Arbeitsteilung« haben dieses Phä- 
nomen als ein Charakteristikum der Standortstrategien der Halbleiterindust- 
rie des Silicon Valley herausgearbeitet (Henderson/Scott 1987: 45ff, Hen- 
derson 1989: 30ff; Sussman/Lent 1998). Die traditionelle Polarisierung des 
Gesamtarbeiters im fordistisch-tayloristischen Massenproduktionsbetrieb 
wird sozusagen auf die internationale Ebene übertragen. Im Kontext der 
network centric production der 90er Jahre dürfte sich diese Entwicklung 
akzentuiert und zugleich differenziert haben. Zu den Hierarchien der Stand- 
orte innerhalb des einzelnen Unternehmens treten mehr und mehr die Neu- 
zusammensetzungen des Arbeitsprozesses »entlang der Kette«, also zwi- 
schen den einzelnen vertikal desintegrierten Branchensegmenten, die je- 
weils selbst wieder eine starke internationale Polarisierung aufweisen. In 
diesem Zusammenhang kommt es — wie sich vor allem mit Blick auf die 
Chip-Produktion als der historischen »Kernindustrie« des Silicon Valley 
zeigt — durchaus zu spürbaren Verbreiterungen und Höherentwicklungen 
der Qualifikationsprofile einzelner ArbeiterInnengruppen und zur Heraus- 
bildung Teamwork-orientierter Formen der Arbeitsorganisation (Brown 
u.a. 1996; Lüthje 1997, 1998). Diese Entwicklung, die auf die zentrale Stel- 
lung qualifizierter Produktionsarbeit in der IT-Branche verweist, ist aller- 
dings durch die historisch verfestigten Praktiken einer rigiden Kontrolle der 
Produktionsarbeit sowie durch das Fehlen kollektivrechtlicher und tarifver- 
traglicher Absicherungen der Qualifikations- und Ausbildungsentwicklung 
nach wie vor begrenzt. Die »Selbstregulierung« von Arbeitsgruppen, Ab- 
teilungen und Unternehmensteilen — so ist zu vermuten — dient nicht zuletzt 
der Bewältigung der aus den widersprüchlichen Tendenzen von Integration 
und Fragmentierung des betrieblichen Produktionsprozesses erwachsenden 
Planungsrisiken. 

Damit stellt sich die Frage nach den politischen Regulierungsformen der 
Produktion, die wir in Anknüpfung an Michael Burawoy (1985) als »Pro- 
duktionsregime« bezeichnen können. Im Kontext unserer Überlegungen 
hebt dies auf die »relative Autonomie« und die politische Determiniertheit 
der betrieblichen Herrschaftsformen gegenüber den als »Produktionsnor- 
men« beschriebenen vorherrschenden Praktiken der betrieblichen Arbeits- 
organisation ab. Auch wenn das Konzept des Produktionsregimes zumeist 
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auf gewerkschaftlich organisierte Industriebetriebe mit hochgradig büro- 
kratisierten Strukturen der Interessenvertretung bezogen wurde, so bietet es 
auch für unseren Zusammenhang einer weitgehend »gewerkschaftsfreien« 
Branche eine Grundlage zur Analyse der widersprüchlichen Prozesse der 
Konstitution von Herrschaft und Konsens in vertikal desintegrierten Pro- 
duktionsketten. Anknüpfen läßt sich dabei auch an regulationstheoretische 
Perspektiven: das Konzept des Produktionsregimes ist aus diesem Blick- 
winkel nicht nur als ein betrieblicher, sondern als ein betriebsübergreifen- 
der Modus der Regulierung des Lohnverhältnisses und der shop-floor- 
Beziehungen zu entwickeln. Es steht in einer spezifischen Beziehung zu 
dem im Kontext historischer Produktions- und Tauschnormen konstitu- 
tierten Akkumulationsregime einer Branche, bezieht sich aber gerade auf 
die jenseits ökonomischer Strukturlogiken konstituierten produktionspoliti- 
schen Regeln und Konsensformen (Lüthje 1993a: 53ff). 

Den Bezugsrahmen der Produktionspolitik auch in den »post-fordisti- 
schen« Sektoren der IT-Industrie bilden die als social contract (Moody 
1988) charakterisierten allgemeinen Formen des Klassenkompromisses in 
der US-Nachkriegsgesellschaft und dessen Krise seit den 70er Jahren. 
Auch wenn sich das in den Unternehmen der neuen IT-Industrie in den 
60er und 70er Jahren entstandene Produktionsregime stark von dem der 
traditionellen Großunternehmen der US-Elektronikindustrie unterscheidet, 
steht es doch in einer unverwechselbaren historischen Kontinuität. Analy- 
sen der wenigen gewerkschaftlichen Organisierungsversuche in den Betrie- 
ben des Silicon Valley (Eisenscher 1993, Bacon 1997) belegen zum Bei- 
spiel, daß die innerbetrieblichen Herrschaftsverhältnisse auf einer rigiden 
Gewerkschaftsfeindlichkeit basieren, die in den arbeitspolitischen Strate- 
gien anti-gewerkschaftlich ausgerichteter US-Elektronikkonzerne wie Ge- 
neral Electric oder IBM ihre unmittelbaren historischen Vorläufer haben. 
War die US-Elektronikindustrie in dieser Beziehung seit je von einer star- 
ken regionalen Differenzierung der arbeitspolitischen Bedingungen ge- 
kennzeichnet — namentlich durch die Ausnutzung der sog. right-to-work- 
Gesetze der Südstaaten durch viele der führenden Unternehmen seit den 
50er Jahren (Schatz 1983, Davis 1986, Goldfield1997) — so kann das ar- 
beitspolitische Regime in Silicon Valley zunächst einmal als ein Sonderfall 
innerhalb dieses Szenarios interpretiert werden. Dies gilt auch mit Blick auf 
die in den 80er und 90er Jahren in den USA praktizierten Strategien zur 
Flexibilisierung und Prekarisierung der Arbeit: die IT-Industrie des Silicon 
Valley ist zwar ein Vorreiter bei der Erprobung »kontingenter« Arbeitsver- 
hältnisse (Benner 1996), zugleich aber auch Nutznießer eines für die USA 
insgesamt charakteristischen Trends (Moody 1997). 

Im Kontext der neuen Formen vertikal desintegrierter Massenproduktion 
verweist die Kategorie des Produktionsregimes auch auf die zentrale Rolle 


578 Boy Lüthje 


des Staates für die Konstitution betrieblicher Herrschaft (Burawoy 1985). 
Trotz der geradezu sprichwörtlichen ideologischen Ablehnung staatlicher 
Interventionen ist der Staat in der »Innovationskultur« des Silicon Valley 
gerade in arbeitspolitischer Hinsicht alles andere als ein »Nachtwächter- 
staat«. Das arbeitspolitische Regime in der Region ist nämlich in vielfälti- 
ger Weise nicht nur durch die Politiken bundes-, einzel- und lokal-staatli- 
cher Regierungsinstanzen geprägt, sondern auch durch die relevanten For- 
schungs- und Technologieentwicklungsprogramme wie z.B. das bekannnte 
Sematech-Konsortium, in denen auch zahlreiche neue Verfahren und Prak- 
tiken der Arbeitsorganisation und des Qualitätsmanagements entwickelt 
werden. Diese Programme wie auch die einschlägigen arbeits- und ausbil- 
dungspolitischen Interventionen lokaler und einzelstaatlicher Regierungs- 
instanzen bilden zugleich den Testboden für neue Formen von public 
private partnerships, in denen zentrale arbeitspolitische 
Regulierungsfunktionen de facto oder gar de jure in die Hand der be- 
teiligten privaten Unternehmen gelegt werden (EIGNC 1997). Zentrale 
Bedeutung haben allerdings auch nicht-staatliche Institutionalisierungs- 
formen, also die aus den lokalen »Innovationsnetzen« hervorgegangenen 
formellen und informellen Industriegremien zur Koordinierung der 
Arbeitspolitik und des Qualitätsmanagements (Joint Venture: Silicon 
Valley 1995), die die hochgradige gesellschaftliche Vernetzung der vertikal 
desintegrierten Produktion vermitteln und absichern. 

Der Begriff des Produktionsregimes ist schließlich auch auf die ethnischen, 
rassischen und geschlechtlichen Formierungen der betrieblichen Kontroll- 
praktiken und der Produktionsbelegschaften zu beziehen. Auch wenn die 
Funktion von Ethnie und Geschlecht in der Konstituierung betrieblicher 
Produktionsregimes in der einschlägigen labor process-Debatte systema- 
tisch nur wenig entwickelt wurde (Ong 1991; für einen breiteren Überblick: 
Roediger 1994, Lüthje/Scherrer 1997), so können wir für unseren Fall die 
Ethnisierung und Feminisierung der Ausbeutungsbeziehungen als einen 
zentralen Mechanismus der Produktionspolitik im System der network 
centric production feststellen. Die wenigen einschlägigen Analysen bele- 
gen aber auch, daß es seit den Anfangsjahren der »post-fordistischen« IT- 
Industrie Widerstand gegen die betrieblichen Kontrollpraktiken gegeben 
hat, der sich oft nicht entlang traditioneller »ökonomischer« oder »klas- 
senbezogener« Linien entwickelt hat, sondern sich in starkem Maße durch 
ethnische und/oder geschlechtliche Gruppenidentitäten hindurch artikulier- 
te (Hossfeld 1990; Hayes 1989; Friaz 1989; Green 1983). 

Damit wird die Frage nach der »subjektiven« Seite der Formierung des 
Produktionsregimes gestellt: wie formieren sich in vertikal desintegrierten 
Produktionsnetzwerken die Strukturen und die Handlungsbedingungen des 
»regionalen Gesamtarbeiters«. Dabei zeigt es sich, daß die in vielen kriti- 
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schen Studien zu den neuen, »post-fordistischen« Industriedistrikten ge- 
brauchte Figur eines dualisierten Arbeitsmarktes — also einer Spaltung ent- 
lang hochbezahlter, relativ sicherer Tätigkeiten von Ingenieuren und Tech- 
nikern an der Spitze und einem Heer von flexibilisierten Niedriglohnjobs 
am breiten unteren Ende der Hierarchie (vgl. Harrison 1994) — die komple- 
xen Schichtungen des »Gesamtarbeiters« im Silicon Valley nur bedingt 
wiedergibt. Die auch von anderen Autoren festgestellte starke Polarisierung 
der Arbeitskraft in den neuen US-High-Zentren (Henderson 1989), die sich 
z.B. im Fehlen einer breiten Schicht qualifizierter Arbeiter- und Technike- 
rInnen in den mittleren Hierarchien des betrieblichen Arbeitsprozesses nie- 
derschlägt, herrscht zwar immer noch vor. Die betriebsübergreifenden Pro- 
zesse der De- und Re-Qualifizierung des Arbeitsvermögens in den ver- 
schiedenen Segmenten der lokalen Produktionskette differenzieren dieses 
Bild jedoch ebenso wie die komplexen Schichtungen entlang von Ethnie, 
Geschlecht und Immigrantenstatus und das extreme Wachstum der ver- 
schiedensten Formen kontingenter Beschäftigung. 

Ein hinreichendes Verständnis dieser Veränderungsprozesse läßt sich aller- 
dings nur entwickeln, wenn man die Umbrüche in den lokalen Produktions- 
und Betriebsstrukturen erfaßt. Anzuknüpfen ist dabei an die von US- 
Arbeitssoziologen in vielfältiger Weise formulierte Erkenntnis, daß die 
Segmentierungen des Arbeitsmarktes durch die institutionellen Formen der 
Kontrolle am Arbeitsplatz, die Mechanismen der Arbeitskräfterekrutierung 
und Beförderung sowie die darum geführten sozialen Konflikte hindurch 
produziert und reproduziert werden (Gordon u.a. 1982). Bilden gerade in 
dieser Hinsicht politics of place und politics of the workplace (ebd.) in un- 
serem Untersuchungsfeld eine organische Einheit, so lassen sich die enor- 
men produktionstechnischen »Modernisierungs«-Anstrengungen der IT- 
Unternehmen und die Entstehung neuer Branchensegmente in den 80er und 
90er Jahren als treibende Momente der Entstehung neuer Klassenschich- 
tungen ausmachen. Die Heterogenisierung des Lohnverhältnisses durch den 
rasch wachsenden Sektor der Zeit- und Kontraktarbeit in der Region (Ben- 
ner 1996) ist ebenfalls in diesem Kontext zu analysieren. 

Die soziale Basis dieser Neuzusammensetzung der Lohnarbeiterschaft ver- 
weist damit ebenfalls wieder auf die »Globalität« des Standortes Silicon 
Valley, nämlich auf die umfangreichen Migrationsbewegungen in die Re- 
gion. Läßt sich die massenhafte Einwanderung in die neuen und alten Pro- 
duktionszentren der US-Ökonomie als Element globaler kapitalistischer 
Restrukturierung auffassen (Ong u.a. 1994), so bietet Silicon Valley ein be- 
sonderes Beispiel einer sozial hochdifferenzierten Einwandererschaft, die 
sich in ihrer ethnischen und kulturellen Diversität wohl nur mit Metropolen 
wie Los Angeles oder New York vergleichen läßt. Wie in diesen Regionen 
sind die großen Latino/Chicano-communities in San Jose und anderen Städ- 
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ten der südlichen San Francisco Bay Area weitgehend proletarisch zusam- 
mengesetzt, während die asiatischen Einwanderergruppen nach Klassen- 
und Einwandererstatus stark differenziert und polarisiert sind. Die Immig- 
ration ist dabei keine einfache, von der »Nachfrage« nach preiswerter Ar- 
beitskraft angetriebene ökonomische Bewegung; sie ist in vielfältiger Wei- 
se politisch strukturiert (Sassen 1988) — vor allem durch die staatlichen 
Einwanderungsgesetze, die politisch-militärischen Beziehungen der USA 
zu den jeweiligen Emigrationsländern und die Defizite im US-Bildungssy- 
stem, die eine dauerhafte Nachfrage nach ausländischen Technikern und 
Ingenieuren in den »High-Tech«-Betrieben schaffen (Liu/Cheng 1994, 
Ong-Hing/Lee 1996). Die mit der Migration dieser Eliten verbundene »Un- 
ternehmereinwanderung« (Keil 1993: 116) hängt stark mit den internatio- 
nalen Kapitalbewegungen der Industrie zusammen, denn die immigrant en- 
trepreneurs stammen überwiegend aus jenen Regionen Ost- und Südasiens, 
in denen die IT-Konzerne ihre Produktionsbasen haben (Henderson 1989, 
Alarcön 1997). 

Die Migration sorgt nicht nur für ein breites Angebotes an relativ billiger 
Arbeitskraft. Sie ist auch ein wesentlicher Bedingungsfaktor dafür, daß das 
»Innovationsmilieu« des Silicon Valley und in der US-amerikanischen IT- 
Industrie insgesamt entlang rassischer und ethnischer Linien aufgespalten 
ist. Diese durchaus nicht unbekannte Tatsache (Park 1992), die allerdings 
in den meisten mainstream-Studien bislang weitgehend ignoriert wurde 
(selbstkritisch neuerdings Saxenian 1997), beruht vor allem auf dem histo- 
risch tief verwurzelten, im Falle Kaliforniens besonders gegen asiatische 
Ethnien gerichteten Rassismus der US-Gesellschaft (Saxton 1971), der die 
Aufstiegsschancen eingewanderter Spezialisten in den Hierarchien der IT- 
Konzerne nach wie vor spürbar beschränkt. Diese Barrieren sind auch die 
soziale Wurzel einer starken ethnischen Strukturierung der Produktionsket- 
ten in Silicon Valley: die davon Betroffenen eröffnen nämlich in großem 
Umfang eigene Unternehmen, die gerade in den weniger prestigeträchtigen 
Bereichen der Komponentenmontage oder des contract manufacturing tätig 
sind (Park 1992, 1996). Diese minority-owned businesses, von denen eini- 
ge inzwischen zu global operierenden Großunternehmen herangewachsen 
sind, bilden heute nicht nur einen wesentlichen Teil der industriellen Pro- 
duktionsbasis des Silicon Valley; in ihnen entstehen auch die verschiedens- 
ten Muster ethnisierter Ausbeutungsbeziehungen, die auf Ideologien und 
Praktiken panethnischer Solidarität von Management und ArbeiterInnen 
gleicher Nationalität, Rasse oder Ethnie bauen (vgl. Espiritu/Ong 1994). 

Läßt sich der Rassismus somit einmal mehr als ein »gesellschaftliches Ver- 
hältnis« (Balibar/Wallerstein 1990: 54) charakterisieren, das den Klassen- 
beziehungen in der US-Gesellschaft gerade auch am Arbeitsplatz seinen 
Stempel aufgedrückt (Roediger 1994, Hill 1997), so gewinnt dieses Prob- 
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lem im Kontext der vernetzten Produktion neue, von der industrie- und ar- 
beitssoziologischen Forschung bisher nur wenig zur Kenntnis genommene 
Züge. Wie in den historischen Zentren der fordistischen Massenproduktion, 
so bilden Immigration und ethnische Segmentierung auch in den heutigen 
High-Tech-Distrikten den vielleicht entscheidenden sozialen Regulations- 
mechanismus zur Stabilisierung des Produktionsregimes. Auch im Detroit, 
Chicago oder New York der 20er und 30er Jahre bauten die neuen Produk- 
tionsstrukturen auf dem Vorhandensein großer (allerdings meist weißer) 
Einwanderer-communities und deren tiefgreifende ethnische und kulturelle 
Spaltung (Lichtenstein 1995), die in den betriebspaternalistischen Regimes 
von Konzernen wie Ford, General Motors oder AT&T zu einer gemein- 
samen, gegen die entstehende schwarze Industriearbeiterschaft gerichteten 
»weißen« Identität verschmolz (Goldfield 1997). Im Silicon Valley der 90er 
Jahre sind solche ethnischen Spaltungen ein ähnlich zentraler Mechanismus 
zur Sicherung der Integration komplexer Arbeitsprozesse, die allerdings im 
Kontext einer historisch bis dato ungekannten internationalen Mobilität des 
Kapitals und der Arbeitskraft in der Branche vor sich gehen. 


6. Zwischenfazit 


Auch wenn der exponierte Gegenstand dieses Aufsatzes zu theoretischen 
Generalisierungen über den neuen globalisierten und »vernetzten« Kapita- 
lismus verleiten mag, sollte man damit vorsichtig sein. Dies betrifft nicht 
nur die ideologisch immer wieder bemühte innovationspolitische »Vorbild- 
funktion« Silicon Valleys, sondern auch die theoretische Seite des Themas: 
die zentrale Problematik der Produktionsbeziehungen in den Betrieben des 
Silicon Valley besteht nämlich gerade darin, daß es ein stabiles, sektor- und 
gesellschaftsumfassendes »post-fordistisches« Akkumulations- und Regu- 
lationsmodell in der IT-Branche nach wie vor nicht gibt. Die soziale Be- 
herrschung der daraus entstehenden Krisen und Strukturbrüche und der 
permanenten Heterogenisierung von Arbeit und Arbeitsbedingungen kann 
aus dieser Perspektive allerdings als das zentrale Regulationsproblem des 
»Post-Fordismus« bezeichnet werden. 

Nimmt man den Stand der Debatte zu den neuen Architekturen der IT- 
Industrie ernst, so verbietet sich eine Verkürzung der Konzepte »Fordis- 
mus/Post-Fordismus« zu einer »Evolutionstheorie« neuer Produktionskon- 
zepte und Akkumulationsstrategien schon aus empirischen Gründen. Statt 
dessen ist das, was gemeinhin mit »post-fordistischen« oder »post-taylo- 
ristischen« Produktionsbeziehungen assoziiert wird, zu zerlegen und in sei- 
nen einzelnen, »relativ autonomen« Elementen der Technikgenese, der Un- 
ternehmensorganisation, der staatlichen Politik im nationalen und internati- 
onalen Kontext, der Arbeitsmigration und der Mechanismen der ethnischen 
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Segmentierung zu rekonstruieren. Zu fragen ist, wie der dabei unterliegen- 
de Capitalist Imperative aus diesen vielfältigen Prozessen hervorgeht und 
welche »Kontrolldilemmata« resultieren (Ruigkrog/van Tulder 1995: 38). 
Zur Diskussion steht damit kein möglicher »Zukunftstypus« kapitalisti- 
scher Produktion und dessen soziale Gestaltbarkeit, sondern die tiefgrei- 
fende Neuzusammensetzung der Produktions- und Klassenstrukturen im 
Kontext gesellschaftlicher Konflikte und Antagonismen. 

An Silicon Valley als dem »ältesten« der »post-fordistischen« High-Tech- 
Zentren wird vielleicht besonders deutlich, wie weit die mit der Entstehung 
der »neuen« IT-Industrie verbundenen industriellen Umstrukturierungen 
auch eine radikal veränderte Zusammensetzung der ArbeiterInnenschaft 
vorangetrieben haben. Aus der Sicht traditioneller Industriestandorte mag 
das Gesicht dieser neuen Belegschaften nach wie vor recht exotisch anmu- 
ten. Ein Blick auf die anderen in den USA seit den 80er Jahren entstande- 
nen IT-Standorte, wie z.B. Austin/Texas, Phoenix/Arizona, Albuquerque/ 
New Mexico, Portland/Oregon oder der »Research Triangle« North Caroli- 
nas zeigt freilich, daß die in Silicon Valley antizipierten Neuzusammenset- 
zungen von Produktionsketten und Lohnarbeiterschaft keineswegs mehr 
eine Ausnahmeerscheinung sind, sondern sowohl in ökonomischer Hin- 
sicht als auch aus der subjektiven Erfahrungslage der dortigen Lohnabhän- 
gigen heraus ein wesentliches Stück gesellschaftlicher »Normalität« in der 
vielbeschworenen new economy der USA repräsentieren. Immerhin ist die 
Informationstechnik mit gut 2 Mio. Beschäftigten heute die bei weitem be- 
deutendste manufacturing industry der USA, deren Beschäftigungszahl 
selbst die der größten fordistischen Industriebranche, der Automobilindust- 
rie, weit übertrifft (ABA 1996). Daß auch die sich selbst als kapitalismus- 
kritisch verstehende sozialwissenschaftliche Forschung sich mit den Re- 
strukturierungen von Produktion und Arbeit in diesen Sektoren nur punktu- 
ell auseinandergesetzt hat, sagt leider nicht viel Gutes über den heutigen 
Stand kritischer Gesellschaftstheorie aus. 

Wird auch darin die historische Schwäche von Gewerkschaften und sozia- 
len Bewegungen in der US-Elektronikindustrie sichtbar, so erscheint die 
starke unternehmerische Kontrolle über den Produktionsprozeß keineswegs 
allein als institutionelles »Demokratisierungsdefizit« in einer ansonsten 
hochgradig »modernen« Arbeitsumwelt (Schumann 1997). Vielmehr ist die 
durch die Fragmentierung der Gewerkschaftslandschaft und die ethnisch- 
kulturelle Differenzierung der Produktionsarbeit bedingte starke unterneh- 
merische Kontrolle gerade in den fortgeschrittensten Segmenten der US- 
amerikanischen IT-Industrie ein zentrales Charakteristikum der ökono- 
misch-politischen Strukturen der »vernetzten Produktion«. Läßt sich ner- 
work-centric-production somit als ein hochgradig politisch organisiertes 
System von Kontrolle und »von oben« erzeugter Konsensbildung charakte- 
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risieren, so scheint evident, daß die Entwicklungsbedingungen betrieblicher 
und sozialer Organisierung der Lohnabhängigen in entscheidender Weise 
von der im überbetrieblichen, globalen Zusammenhang vor sich gehenden 
Neuzusammensetzung der Produktionsketten geprägt sind. Industrie- und 
gewerkschaftspolitische Alternativstrategien können sich daher kaum auf 
eine gerechtere soziale Gestaltung der vernetzten Produktion oder gar eine 
korporatistische Regulierung nach dem Vorbild des fordistischen social 
contract (vgl. Lichtenstein 1995) einrichten, sondern sind mit dem hoch- 
problematischen Funktionsmodus der vertikal desintegrierten Massenpro- 
duktion und den unterliegenden kapitalistischen Restrukturierungszwängen 
konfrontiert. 

Auf die in Silicon Valley und anderen IT-Standorten sich abspielende um- 
fassende Neuzusammensetzung der Produktionsbelegschaften, mit der die 
nicht-weißen ImmigrantInnen in diesen Branchen immer mehr in die Posi- 
tion industrieller »Kern«-Belegschaften rücken, haben Gewerkschaften und 
soziale Bewegungen noch kaum reagiert. Umso interessanter sind die stra- 
tegischen Erfahrungen der in Silicon Valley in den letzten Jahren entstan- 
denen Basisprojekte und die wenig bekannten Arbeitskämpfe in einigen 
Bereichen der lokalen Produktionsinfrastuktur (Eisenscher 1993, Bacon 
1997). Ob die sich seit dem Führungswechsel im US-Gewerkschaftsbund 
AFL-CIO im Jahre 1995 abzeichnende Abkehr von der einseitigen Fixie- 
rung der US-Gewerkschaften auf die überwiegend weißen Kernbelegschaf- 
ten traditioneller Industriezweige anhält und zur Organisierung der wach- 
senden Masse von ImmigrantInnen und ethnischen Minderheiten in den 
neuen Niedriglohnindustrien führt, ist eine politisch ebenso bedeutsame 
wie spannende Frage (vgl. Lüthje/Scherrer 1997). Die bisherigen Erfahrun- 
gen mit dem neuen Kurs im AFL-CIO geben zwar eher zu Bedenken Anlaß 
(Moody 1997). Eine soziale Organisierung der neuen industriellen Kerne 
des »Informationszeitalters« stellt sich allerdings als eine politische Aufga- 
be dar, die in ihren strategischen Dimensionen vielleicht nur mit den An- 
strengungen der industriegewerkschaftlichen Bewegung zu Zeiten des New 
Deal in den 30er Jahre vergleichbar ist. 
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Lothar Hack 


Unternehmensinterne Organisation 
internationaler Arbeitsteilung 
Industrielle Forschungs- und Entwicklungsorganisation als 
Form und Träger von Globalisierungsprozessen 


Was die Weltgeschichte betrifft, so ist sie 
sehr verflochten. 
Kurt Tucholsky 


1. Komplex, komplexer 


Vorliegende Beschreibungen, Analysen und Bewertungen dessen, was 
»Globalisierung« genannt wird, reduzieren den komplexen Sachverhalt 
häufig vorschnell auf eine einzige Ebene bzw. Dimension. Das Grundmotiv 
dafür liefert die Polarisierung von »Weltmarkt vs. Nationalstaat«, der eine 
Reihe von Bestimmungen deckungsgleich zugeordnet wird: »ökonomische 
Zwänge vs. demokratische Gestaltungsmöglichkeiten«, »Deregulierung vs. 
sozialstaatliche Institutionalisierung«. Dem korrespondieren schließlich die 
Domäneansprüche verschiedener wissenschaftlicher Disziplinen - neoliberale 
Wirtschaftstheorie vs. kritische Sozialwissenschaften -, an die wiederum 
nicht nur unterschiedliche Bewertungen (Fortschritt, Bedrohung) gekoppelt 
werden, sondern unversehens auch noch empirische Aussagen über den tat- 
sächlichen Stand der Globalisierung. Will man den Sozialstaat (und den 
Standort Deutschland) verteidigen, so scheint es wenigstens, muß man die 
empirische Bedeutung der Globalisierungsprozesse bestreiten (Wortmann, 
Dörrenbächer 1997). 

Für eine kritische, empirisch kontrollierbare Diskussion des Themas müs- 
sen die meisten dieser quasitheoretischen Unterstellungen aufgebrochen 
werden. (1) Globalisierung ist nicht nur ein ökonomischer Prozeß; er um- 
faßt vielmehr eine Vielzahl von soziokulturellen Vorgängen, von den Ver- 
änderungen der Verkehrsformen bis zu den Umbrüchen in den Raum-Zeit- 
Strukturen (vgl. Giddens 1995; Altvater, Mahnkopf 1996). (2) Globalisie- 
rung ist keineswegs eine objektive Tendenz, die durch Beseitigung von 
Hemmnissen (Deregulierung) freigesetzt wird, sondern ein Vorgang, der 
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konstruiert und produziert wird (Sassen). (3) Die Okkupation der Thematik 
durch die neoliberalen Wirtschaftswissenschaften ergibt sich nicht einfach 
aus »der Sache« (Märkte), sondern ist Ausdruck spezifischer Herrschaftsin- 
teressen (Bourdieu 1998). (4) Neben Markt und Staat bestimmen Organisa- 
tionen die Formen der Globalisierungsprozesse; das meint die supranatio- 
nalen Institutionen und die NGOs (Non-Government Organizations), es 
meint aber auch die privilegierten »global players«, die Wirtschaftsunter- 
nehmen. (5) Ausmaß und Formen der Globalisierung lassen sich nicht the- 
oretisch ableiten oder moralisch bestreiten, sondern sie müssen empirisch 
ermittelt werden. (6) Die Ausdehnung von Unternehmensaktivitäten über 
nationalstaatliche Grenzen hinweg ist bereits mit dem Begriff der Transna- 
tionalen Konzerne bezeichnet worden. Globalisierung ist nicht einfach ein 
Vorgang erweiterter Extension (so noch Beck 1997, 31), sondern vor allem 
der Aufbau von polyzentrischen Strukturen, durch die die weltweiten Vor- 
gänge und Ereignisse in den verschiedenen Geschäftsfeldern und Regionen 
teilweise sehr direkte Rückwirkungen auf andere lokale Prozesse — gerade 
auch in den Metropolen - erhalten. 

Wenn etwa ein Drittel des Welthandels zwischen den Transnationalen Kon- 
zernen (TNK) abgewickelt wird und ein weiteres Drittel jeweils innerhalb 
dieser Unternehmen, dann sind deren interne Organisationsstrukturen als 
Bestandteil des Globalisierungsprozesses zu begreifen. Und dabei geht es 
keineswegs nur um Transfer- bzw. Verrechnungspreise, d.h. Marktmecha- 
nismen. Die grundlegende Dynamik entsteht »im Innern der 'Globalisie- 
rungsmaschine', in den transnationalen Unternehmen selbst ... und (macht) 
auf systemspezifische Bedingungen der Globalisierung aufmerksam« (Alt- 
vater, Mahnkopf 1996, 360). Die Internationalisierung der arbeitsteiligen 
Produktionssysteme und der Unternehmen impliziert eben nicht nur globale 
Formen der Arbeitsorganisation und der Kooperation in Produktionsnetz- 
werken (Henderson 1991; Dörrenbächer u.a. 1997; von Behr 1998) mit 
immer weiter ausgreifenden Zulieferbeziehungen (»global sourcing«). Ent- 
scheidend sind inzwischen die übergreifenden Organisationsstrukturen, mit 
weltweiten IuK-Netzen (Intranet), grenzüberschreitenden Logistiksystemen 
und transnationalen FE-Netzwerken. Längst widerlegt ist damit die Be- 
hauptung (so noch Froehling, Rauch 1995), zentrale strategische Funktio- 
nen wie FE oder Unternehmensplanung würden unter allen Umständen in 
den Heimatländern der TNK verbleiben. 

Die strategische Bedeutung der industriellen FE-Organisationen liegt in 
vielen Großunternehmen inzwischen vor allem in ihrem doppelten Ver- 
knüpfungs- und Integrationspotential. Nach innen funktionieren sie als Me- 
chanismen der Steuerung, Koordination und Kontrolle von Prozessen der 
Technologieentwicklung und -produktion sowie des Technologietransfers 
(Hack 1998; s.a. Reger 1998, 248). Nach außen dienen die industriellen 
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FE-Organisationen insgesamt sowie die einzelnen FE-Einrichtungen der 
Wahrnehmung und Transformation von wissenschaftlichen und technologi- 
schen Entwicklungen sowie der Sicherstellung von Kontakten (incl. look- 
outs), joint-ventures, strategischen Allianzen — sowohl mit Konkurrenten als 
auch mit Zulieferfirmen und Kunden (Osel 1998) sowie mit öffentlichen For- 
schungseinrichtungen, Universitäten etc. Die industriellen FE-Organisationen 
sind somit zugleich Formen von Forschungsnetzwerken und Träger der netz- 
werkartigen Organisationsformen der Unternehmen insgesamt. 

Die Organisationsgrenzen verlieren dabei die Eindeutigkeit und Selbstver- 
ständlichkeit, die früher mit Fabrikmauern, Pförtnerlogen und exklusiv ge- 
regelten Außenkontakten gegeben waren. Es ist »gerade die Auflösung von 
gestern noch überzeugenden Grenzen, die die Soziologie des Unterneh- 
mens beschäftigt« (Baecker 1997, 37). Die Grenzen werden immer mehr 
davon abhängig, welche Definitionskriterien angelegt werden (Badaracco, 
1991; Picot u.a., 1996); zugleich sind sie Gegenstand von Aushandlungs- 
prozessen und strategischen Setzungen. 


2. Globalisierung im Organisationskontext 
Mehr als eine realitätsmächtige Fiktion 


Die Interpretationen zum Themenkomplex »Globalisierung« variieren der- 
zeit noch über das ganze Spektrum des Denkbaren. Auf der einen Seite 
wird angenommen, daß die Globalisierung - als Erschließung des Erdballs 
— bereits mit den großen Entdeckungsfahrten im ausgehenden 15. Jahr- 
hundert begann (Bastian 1997), und knapp fünf Jahrhunderte später vollen- 
det wurde, als Menschen ihren »blauen Planeten« von außen wahrnehmen 
konnten. Weitere Dimensionen kamen hinzu: die Ideen des »Weltbürger- 
rechts« (Kant) und der »Weltliteratur« (Goethe): die »Weltgesellschaft« 
(Luhmann) existiere seit 200 Jahren. Spätestens mit dem Aufbau des Welt- 
marktes im 19. Jahrhundert sei die Globalisierung vollzogen. Danach wer- 
den die Konturen, so scheint es, nur noch ausgepinselt: die globalen Zu- 
sammenhänge des Klimas und der Umweltbelastungen werden erkennbar 
(siehe »Global 2000« 1980); aus einzelnen Globetrottern wird der weltweit 
streunende Massentourismus; und an die Stelle der weltläufigen Kosmopo- 
liten treten Möchtegernwelteliten, die sich als »Weltenlenker« alljährlich in 
Davos treffen oder im Fairmont-Hotel in San Francisco (Martin, Schumann 
1996). In allen möglichen und unmöglichen Spezialdisziplinen gibt es 
schließlich Weltmeisterschaften, die zeitgleich weltweit wahrgenommen 
werden. 

Andererseits wird behauptet, von Globalisierung könne man bestenfalls mit 
Bezug auf die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien und 
die Finanzmärkte sprechen. Globalisierung erscheint dann — so beispiels- 
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weise Bourdieu (1998, 43) — als »Mythos im starken Wortsinne«, als »Macht- 
diskurs, eine 'Ideenmacht', eine Vorstellung, die gesellschaftliche Macht 
besitzt, die Glauben auf sich zieht«. Bourdieu zufolge gibt es nur einen Be- 
reich, in dem die Globalisierung »handgreiflich sichtbar« werde, nämlich 
die »Welt der Finanzmärkte«, die ihrerseits durch den Abbau der rechtli- 
chen Beschränkungen und die rasante Entwicklung der IuK-Technologien 
unterstützt werde, womit sich die Struktur eines »weltweiten Feldes« auf- 
gebaut habe. 

Dann aber ist Globalisierung eben doch nicht nur ein Mythos. Für den 
weitreichenden Versuch, spezifische Interessen als generelle Notwendigkeit 
(Bourdieu) auszugeben, wurden bereits zahlreiche organisatorische und in- 
stitutionelle Vorkehrungen getroffen. Das gilt für die Ausstattung von Städ- 
ten wie New York oder Tokio zu »strategischen Knotenpunkten« bzw. 
Schauplätzen globaler Prozesse (Sassen 1996) ebenso wie für den Aufbau 
der privatwirtschaftlichen Formationen des Finanzsystems. So konnte man 
Mitte der 80er Jahre verfolgen, wie die Netze der Finanzdienstleistungen 
installiert wurden, wozu nicht nur die neuartigen Bildschirmarbeitsplätze 
gehörten, sondern auch die Übertragungseinrichtungen, die lange vor der 
Freigabe der Telekommunikationsnetze in einer rechtlichen Grauzone auf- 
gebaut wurden (Hack u.a. 1987). Ein anderes Beispiel dafür, wie globale 
Strukturen erzeugt werden, ist der Aufbau des weltweiten Containerver- 
kehrs, der vom Pentagon initiiert und durchgesetzt wurde, und der dann in 
den 70er und 80er Jahren zu einem völligen Umbruch der weltweiten 
Transportsysteme (Häfen, Lkw etc.) geführt hat (Noble 1987). 

Der nach innen gerichteten Stoßrichtung der Globalisierung korrespondiert 
also durchaus eine außengerichtete, weltpolitische Funktion. Auch in der 
Auseinandersetzung mit anderen Kulturen und in den Konkurrenzkämpfen 
innerhalb der Weltwirtschaft (Reich 1993; Porter 1991) dienen die Impera- 
tive, die sich scheinbar logisch und zwangsläufig aus der Globalisierung 
(als weltweite Verantwortung, Einmischung in die inneren Angelegenhei- 
ten anderer Länder etc.) ergeben, sehr wohl der Durchsetzung spezifischer 
nationaler, gegebenenfalls imperialistischer Interessen (Beck 1998, 41f). So 
wird im Rahmen der UNCTAD scharfe Kritik daran geübt, daß die globa- 
len Währungsturbulenzen und Finanzkrisen dazu führen, daß ausländische 
»Investoren« zu einem Spottpreis die Vermögenswerte übernehmen, die in 
den Schwellen- und Entwicklungsländern in jahrzehntelanger Arbeit auf- 
gebaut worden waren (FR 17.9.1998). 

Entgegen der Annahme, Globalisierung bestehe realiter nur aus den Netz- 
werken der IuK-Technologie und den Märkten (für Finanz- resp. Kapital- 
ströme, Güter und Arbeitskräfte), sind es insbesondere die transnationalen 
Ausformungen von Unternehmensorganisationen, die die neue Qualität der 
Internationalisierung begründen. Das läßt sich allerdings nur erkennen, 
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wenn man den auf Marktmechanismen verengten Blick erweitert auf die 
sozioökonomischen und soziokulturellen Dimensionen der Organisations- 
strukturen. 

Verwirrt wird die gegenwärtige Globalisierungsdiskussion dadurch, daß - 
in einer quasi-theoretischen Unterstellung — behauptet wird, von »global 
players« könne man nur dann sprechen, wenn sich die Wirtschaftskonzerne 
als »heimatlose« Gebilde verhielten. Die Analyse der »global cities« (Sas- 
sen) hat gezeigt, wie voraussetzungsvoll die lokalen bzw. regionalen Be- 
dingungen sind, die gegeben sein müssen, um globale Strategien der Kon- 
zerne tragen zu können. Darüber hinaus ist es grotesk anzunehmen, US- 
amerikanische Konzerne würden die immensen Vorteile aufgeben, die ih- 
nen das Pentagon, das State Department oder auch die National Security 
Agency bieten. Mit Einschränkungen läßt sich das verallgemeinern: 


»Zwar ist jeder transnationale Konzern primär an seinem eigenen Profit interessiert, aber er 
genießt gleichwohl auch die großzügige Unterstützung desjenigen Staates, in dem sich sein 
Firmensitz oder der Wohnsitz der Mehrzahl seiner Anteilseigner befindet.« (Schiller 1998, 12) 
Bei den globalen Konzernen erweitern sich diese Bindungen gegebenen- 
falls auf mehrere Standortländer, ohne daß die Priorität der Heimatbasis 
verlorengeht. Nationalstaaten oder Regionen verlieren nicht einfach ihre 
Bedeutung. Selbst in Relation zu den globalen Unternehmen sind politische 
und gesellschaftliche Handlungsmöglichkeiten gegeben, wenn die spezifi- 
schen, territorial gebundenen Ressourcen beachtet werden. Der »Theorie 
der multinationalen Unternehmen« zufolge bestehen die kompetitiven Vor- 
teile der Unternehmen in der Verfügung über ihr Eigentum, während die 
Konkurrenzvorteile der jeweiligen Regierungen in den lokalen Ressourcen 
liegen. Danach wäre eher von einem gegenseitigen — wenn auch nicht 
gleichgewichtigen — Abhängigkeitsverhältnis zwischen nationalstaatlichen 
Institutionen und globalen Unternehmen auszugehen. Entscheidend für die 
tatsächlichen Formen der Internationalisierung sind demnach »the organi- 
zational modes by which both firms and countries (or, more specifically, 
governments of countries) seek to acquire and organize their resources and 
capabilities« (Dunning 1992, Xiii). 


Transnationale Unternehmen als »global player« 


Die dominierenden, in vieler Hinsicht durch die neuen Entwicklungen (wie 
Deregulierung und Privatisierung) privilegierten »globalen Spieler« sind 
gegenwärtig zweifellos die transnationalen Wirtschaftsunternehmen, deren 
Siegeszug für viele Beobachter völlig überraschend gekommen zu sein 
scheint. Die Diskussion über die Macht der »Multis«, die in den 70er Jah- 
ren vor allem mit Blick auf die Länder der »Dritten Welt« mit großer Verve 
geführt worden war, war in den 80er Jahren — zumindest in Deutschland 
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(West) — faktisch zum Erliegen gekommen (zu den Ausnahmen gehören 
Fröbel u.a., 1986). Verursacht wurde dieses Desinteresse vor allem da- 
durch, daß die überschuldeten Drittweltländer in den 80er Jahren weitge- 
hend aus der Weltwirtschaft herausfielen und sich die Aufmerksamkeit auf 
die politisch-ökonomische Formation der »Triade« (Ohmae 1985) konzent- 
rierte: USA — Japan — Westeuropa, mit ihren jeweiligen »Hinterhöfen«. 
Auch die transnationalen Strategien der großen Wirtschaftsunternehmen o- 
rientierten sich zunehmend am Triaden-Konzept. Ins Zentrum gerieten nun 
die hochgradig politisch definierten Prozesse der Deregulierung bzw. Pri- 
vatisierung öÖffentlich-rechtlicher Infrastrukturbereiche (Telekommuni- 
kation etc.), die zu einer kontinuierlichen Aufwertung der privatwirt- 
schaftlichen Unternehmensformen führten. Die forcierte Ausrichtung auf 
technologische Innovationen und Märkte erforderte nun Organisations- 
strukturen, die vor allem flexibel und schlank (»lean«) waren und die sich 
auf die verstärkte Internationalisierung der Wirtschaft durch Dezentralisie- 
rung einstellen konnten. Das war die Stunde der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen, zumal diese ohnehin als kreativer eingeschätzt wurden. Groß- 
konzerne galten nun als Dinosaurier, die vom Aussterben bedroht waren. 
Unterstützt wurde dieser Eindruck durch den Zusammenbruch des sozialis- 
tischen Wirtschaftssystems; die riesigen Kombinate, die - teils aus berech- 
tigtem Mißtrauen gegenüber den Mängeln der zentralistischen Wirt- 
schaftsplanung, teils schlicht aus Devisenmangel - alles selbst produziert 
hatten, symbolisierten nun geradezu die mangelnde Effizienz und Effektivi- 
tät gigantischer Wirtschaftseinheiten. Gegenläufig demonstrierten aber die 
japanischen Keiretsu und die koreanischen Chaebol mit ihren hochkom- 
plexen Netzwerkstrukturen, daß auch in den 80er Jahren andere Formen er- 
folgreicher Großorganisationen möglich waren. 

Tatsächlich lief seit Mitte der 80er Jahre eine gnadenlose Restrukturierung 
(Schulbeispiele in Managementseminaren: General Electric und ABB), in 
der die hierarchisch-bürokratischen Formen aufgebrochen und die neuen 
Anforderungen der Flexibilisierung und Dezentralisierung in veränderte 
Formen der Unternehmensorganisation und der Arbeitsteilung eingearbeitet 
wurden. Gefordert waren nun: Konzentration auf Kernkompetenzen, Abfla- 
chung der Hierarchien, Bildung selbständiger Einheiten und Untereinhei- 
ten, Bench-marking (i.e. Orientierung am jeweils besten Konkurrenten), 
Regionalisierung, Vernetzung, strategische Allianzen etc. Die traditionell 
funktionale Gliederung der Unternehmensorganisation wurde durch neue 
Formen der Aufgabenintegration, Prozeßorganisation usw. abgelöst bzw. 
ergänzt. Die Modularisierung der Organisation" setzte klare Definitionen 


1 Die Modularisierung von Organisationen ist der Technologie entlehnt; vor allem für 
hoch-komplexe technische Systeme und mit Bezug auf Reparatur- und Wartungsaufgaben 
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der Aufgabenstellung voraus und diente der Transparenz betriebswirt- 
schaftlicher Rentabilität. Erst damit waren die Voraussetzungen gegeben, 
Unternehmenseinheiten unter Leistungs- und Kostengesichtspunkten ver- 
bindlich mit externen Anbietern vergleichen und die interne Verknüpfung 
auf zumindest marktähnliche Mechanismen umstellen zu können. 

Der herkömmlichen Vorstellung entsprechend wurden die Außenbeziehun- 
gen der Unternehmen - sieht man von den imperativen Vorgaben des Staa- 
tes ab (Bilanzierungsvorschriften, Steuern, Arbeits- und Sozialgesetze etc.) 
— weitgehend durch (Güter-, Rohstoff-, Kapital-, Arbeits-)Märkte geregelt, 
während die internen Zusammenhänge durch hierarchisch(-bürokratische) 
Organisationsstrukturen definiert waren. Man realisierte, daß es zwischen 
Markt und Hierarchie eigene Netzwerkformen gab (vgl. Powell 1990), für 
die neue Kontroll- und Regelungsmechanismen entwickelt werden mußten. 
Wichtiger aber ist, daß nunmehr (auch) andere Sozialeinheiten miteinander 
verknüpft werden mußten und konnten: Aufgabenstellungen (Entwick- 
lungsaufträge), Bearbeitungspotentiale etc. Nunmehr wurde es auch mög- 
lich, ganze Fabrikationsstätten — von den Arbeitern bis zum Betriebsleiter — 
in Aushandlungsprozesse zu zwingen, in denen zum Beispiel die Entschei- 
dung vorbereitet wurde, an welchem Standort ein neues Automodell gefer- 
tigt werden soll, d.h. wohin die entsprechenden Investitionen fließen und 
welche Arbeitsplätze gesichert werden sollen. Selbst das Funktionieren von 
Märkten — Inbegriff scheinbar rein ökonomischer Regulative — setzt ein 
ganzes Geflecht von sozialen, kulturellen und rechtlichen Institutionalisie- 
rungen voraus (Polanyi 1990). Die neuen Formen der Strukturierung der 
Innen- und der Außenbeziehungen der Wirtschaftsunternehmen implizieren 
derartige soziokulturelle Formationsbedingungen umso mehr. 

Die industriellen FE-Organisationen sind sowohl Gegenstand als auch Trä- 
ger dieser Entwicklungen. Netzwerkähnliche Strukturen (nach innen und 
außen) spielten hier frühzeitig eine große Rolle. Schon die altehrwürdigen 
Multis waren keineswegs monolithische Apparate ohne Binnenkonflikte 
und Machtauseinandersetzungen (vgl. Schienstock 1994). Seit Ende der 
70er Jahre war darüberhinaus immer deutlicher erkennbar, daß in den In- 
dustriekonzernen dem schrumpfenden Anteil unmittelbarer Produktion 
(»direkte Arbeit«) ein rasch wachsender Anteil anderer Funktionsbereiche 
gegenüberstand: Vertrieb und Kundendienst, anwendungstechnische Ent- 
wicklung; Forschung und Verfahrensentwicklung, Qualitätssicherung, 
Dienstleistungen wie Werkschutz, Kantine etc. (vgl. Hack, Hack 1985). 
Der scheinbar unvorhersehbare, dramatische Umbruch von der »Industrie- 


wurden Baukasten-Konzepte entwickelt, die eindeutige Funktionsbestimmungen, klare 
Schnittstellen, transparente Zuordenbarkeit etc. gewährleisten sollen — immer unter dem 
Primat wirtschaftlicher Rentabilitätskalküle. 
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gesellschaft« zur »Dienstleistungsgesellschaft«, »Wissensgesellschaft« o- 
der dgl. bestand unter anderem auch darin, daß ein erheblicher Teil dieser 
Funktionen (u.a. zur Senkung der Lohnkosten) ausgelagert und an speziali- 
sierte Dienstleistungsunternehmen abgegeben wurde (»outsourcing«). In 
diesem Kontext ist die neue Formation der internationalen Arbeitsteilung 
zu verstehen: die zunehmende Globalisierung der Organisationsstrukturen, 
die von den TNK seit Mitte der 80er Jahre systematisch betrieben wurde. 
Aus der Unternehmensperspektive besteht Globalisierung (auch) aus einer 
weltweiten Lokalisierbarkeit zentraler Funktionen wie Produktion, For- 
schung und Entwicklung, Beschaffung (»global sourcing«), Finanzierung 
und Marketing. Die Herausbildung polyzentrischer Organisationsstrukturen 
darf dabei allerdings nicht verwechselt (gleichgesetzt) werden mit der Ab- 
schaffung eindeutiger zentraler Entscheidungszentren. 

Die neue Konstellation wurde eingeleitet und forciert von den globalen Fi- 
nanzmärkten (und ihren derivativen Wucherungen). Hatte der niedrige Dol- 
lar in den späten 80er und frühen neunziger Jahren europäische (insbeson- 
dere deutsche) Unternehmen zum Aufkauf ganzer forschungs- und techno- 
logieintensiver Industriekonzerne veranlaßt, so machte der zunehmende 
»globale Irrsinn« (Helmut Schmidt) von spekulativ erzeugten Währungs- 
schwankungen auch die multinationalen Industriekonzerne zu Getriebenen 
— vgl. das DOLORES-Programm (Dollar-Low-Rescue) von Daimler-Benz; 
die ohnehin bestehenden Globalisierungstendenzen wurden durch die Be- 
mühungen verstärkt, die Relationen von Kosten und Erträgen in wichtigen 
Währungen auszubalancieren. Mitte der neunziger Jahre wird ein »überra- 
schendes Comeback« der Großunternehmen konstatiert, die die Vorteile 
von globaler und lokaler Orientierung besonders gut miteinander kombinie- 
ren und deshalb die globale Wirtschaft dominieren können (Harrison 
1994). 


Industrieforschung als Form und Träger der Globalisierung 


»Das Ausmaß der Globalisierung von Forschung und Innovation hat seit den 80er Jahren ei- 
nen starken Schub erhalten. Großunternehmen gehen immer stärker dazu über, an verschiede- 
nen Standorten der Welt F&E zu betreiben und das in einem Land erworbene Wissen im glo- 
balen Maßstab nutzbar zu machen. Nationale Grenzen haben für diese international agie- 
renden Unternehmen nur noch eine untergeordnete Bedeutung.« (Gerybadse u.a. 1997, VI) 
Dennoch hält sich bis heute hartnäckig das Gerücht, industrielle Forschung 
und Entwicklung finde nahezu ausschließlich in den jeweiligen Heimat- 
ländern statt, da ihr eine besondere strategische Bedeutung zukomme. 

Um Mißverständnisse zu vermeiden: Wenn von einer starken Tendenz zur 
Globalisierung die Rede ist, bedeutet das eine »weltumspannende Organi- 
sation« der Forschung und Entwicklung, die aber keineswegs flächen- 
deckend ist. Bei allen Industriekonzernen sind ganze Regionen weitgehend 
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ausgespart, so der arabische resp. islamische Kulturraum — was angesichts 
der großen Wissenschaftstradition dieser Länder keineswegs selbstver- 
ständlich ist —, so auch der schwarzafrikanische Kontinent (Ausnahme: 
Südafrika). 

Die Behauptung, die FE-Organisation diene schon seit langem der Koordi- 
nation, Steuerung und Kontrolle der Abläufe im Gesamtunternehmen, be- 
sagt natürlich nicht, daß dies die einzigen Mechanismen der Koordination 
und Kontrolle sind. Während es eine empirische Tendenz in Richtung auf 
eine formelle Dezentralisierug von Unternehmensstrukturen gibt, werden 
gleichzeitig immer ausgeklügeltere Mechanismen der zentralisierten Kon- 
trolle entwickelt. »Die finanziellen Kontrollen durch Planungs- und Be- 
richtssysteme sind zu machtvollen Mitteln geworden, um die großen und 
dezentralisierten Unternehmen zu managen« (Thompson et al. 1995, 91). 
Ergänzt werden diese Systeme durch Kontroll- und Steuerungsformen, die 
aus Aushandlungsprozessen hervorgehen (Zielvereinbarungen etc.), und 
dann via Selbstbindung verbindlich werden. 

Die neueren Entwicklungen vollziehen sich vor einem Hintergrund, der bei 
der Diskussion der aktuellen Tendenzen i.d.R. ausgeblendet bleibt und des- 
halb kurz in Erinnerung gerufen werden soll. 

(a) Transnationale Forschungskooperationen. Als Standardbeleg für die 
neue Formation der Internationalisierung von Wirtschaftsunternehmen gel- 
ten die rasch wachsende Anzahl und die zunehmende Bedeutung von 
transnationalen Forschungskooperationen, Joint-ventures, strategischen Al- 
lianzen etc. Die Zunahme dieser Kooperationsformen ist tatsächlich wich- 
tig. Derartige Kooperationen gibt es bereits seit Jahrzehnten; sie werden 
aber neuerdings sehr viel stärker formalisiert. So gab es seit den zwanziger 
Jahren zwischen den Bell Laboratories (AT&T) und dem Zentrallabo- 
ratorium für Nachrichtentechnik von Siemens & Halske (S&H) — wie auch 
mit der Zentralforschung von Philips — eine jahrzehntelange intensive und 
vergleichsweise offene Forschungs- und Entwicklungskooperation, die sich 
in gegenseitigen Besuchen von Wissenschaftlern und Forschungsmanagern 
ausdrückte wie in relativ offenen Formen des Patent- und Lizenzaus- 
tauschs. Mit dem Krieg wurden die Kooperationen unterbrochen, nach 
1945 wurden sie wieder aufgenommen (Hack 1998). Ermöglicht wurde 
diese offene Kooperation dadurch, daß AT&T nur in den USA tätig war, 
Siemens (und Philips) sich aber aus diesem Territorium heraushielten. Be- 
endet wurde diese Konstellation erst Anfang der 80er Jahre, als das Ne- 


2 Daß diese Planungs- und Berichtssysteme zu machtvollen Mitteln der Kontrolle gewor- 
den sind, bedeutet nicht, daß sie immer funktionieren. Nach Angaben des vormaligen Lei- 
ters der Verkehrstechnik von Siemens, Martinsen, bekam die Zentrale aus den Werken 
häufig »zu ungenaue« Zahlen, da das Controlling nicht mit dem schnellen Wachstum der 
Verkehrstechnik (von 4.000 auf 14.000 Beschäftigte) Schritt gehalten hatte (taz 15.10.1998). 
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beneinander der Telekommunikationskonzerne durch die Deregulierung in 
ein normales Konkurrenzverhältnis umdefiniert wurde. Siemens kaufte sich 
in den USA ein, AT&T versuchte in Europa einzusteigen. Nach der Drei- 
teilung der AT&T (1996) ging der größte Teil der Bell Laboratorien an den 
neu gegründeten Telekommunikationskonzern Lucent Technologies, der 
seinerseits von Philips die abgewirtschaftete PKI übernahm und die beste- 
henden FE-Einheiten in Nürnberg zu einer (von knapp zwei Dutzend) De- 
pendencen der Bell Laboratories (750 Beschäftigte) ausbaute. 

(b) Internationale bzw. transnationale FE-Organisation von Unternehmen. 
Vorreiter der Errichtung transnationaler FE-Organisationen waren die US- 
amerikanischen Industriekonzerne, die teilweise bereits vor dem Zweiten 
Weltkrieg an ihren überseeischen Standorten eigene FE-Einrichtungen be- 
saßen (General Motors / Opel), die in den fünfziger Jahren erweitert, zu- 
nächst aber an der langen Leine geführt wurden. 

IBM hatte bereits in den 30er Jahren einige sog. transfer technology units 
im Ausland gegründet, von denen drei (Böblingen; Paris, später La Gaude 
bei Nizza;Winchester) nach 1950 zu Entwicklungszentren aufgewertet 
wurden. Anfang der 70er Jahre verfügte IBM - neben dem Forschungsin- 
stitut in Rüschlikon (CH), das dem Forschungszentrum in Yorktown 
Heights (New York) zugeordnet war — über fünf weitere »first global pro- 
duct units« in Uithoom/NL (1964 gegründet), Wien (1965), Kanada (1967), 
Lidingo/Schweden (1969) und Tokio (1970); Haifa und Dublin folgten ei- 
nige Jahre später. Ende der 70er Jahre besaß IBM außerdem 19 Entwick- 
lungseinrichtungen in den USA (Ronstadt 1977; Hack, Hack 1985, 142ff). 
Völlig anders verlief der Aufbau der transnationalen FE-Organisation bei 
Philips. Um der deutschen Besetzung der Niederlande zu entgehen, waren 
wichtige Unternehmensteile in die USA bzw. nach Großbritannien verla- 
gert worden. Nach der Rückverlagerung der Konzernzentrale nach Eindho- 
ven (1944) versuchten die Teilgesellschaften, ihre Eigenständigkeit zu be- 
halten. Die FE-Organisation erhielt die zusätzliche Funktion, zur Integrati- 
on des Unternehmens beizutragen. Zur Zentralforschung wurden 1946 die 
englischen Mullard Research Laboratories geschlagen; es folgte die Grün- 
dung einer weiteren Auslandseinheit der Zentralforschung in Frankreich 
(Limeil-Brevannes, 1950). Die Errichtung der Forschungslaboratorien in 
Aachen (1955) und Hamburg (1957) diente hingegen primär der Erweite- 
rung der Rekrutierungsbasis für qualifizierte Wissenschaftler und Ingenieu- 
re. Nach der Gründung weiterer Forschungslaboratorien in Brüssel (1963) 
sowie in Briarcliff Manor, NY (1973), und in Sunnyvale, Cal. (1978), war 
ca. die Hälfte der 4.000 Beschäftigten der Zentralforschung von Philips in 
den ausländischen Zentren tätig, die teilweise bereits klar definierte Spezi- 
alaufgaben hatten; die Steuerung erfolgte aber eindeutig von Eindhoven 
aus (Hack, Hack 1985, 145f). Nachdem Philips 1990 riesige Verluste ein- 
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gefahren hatte, wurde das weltweite FE-Personal von 1988 (43.950) bis 
Ende 1992 um fast 40% reduziert (Hack 1998, Teil 4.C) die Gesamtzahl 
der Beschäftigten der Zentralforschung sank auf 2.900 Personen. In den 
folgenden Jahren wurde die FE-Organisation grundlegend umstrukturiert; 
zur Koordination wurden u.a. Kompetenzzentren errichtet.” 

Frühe Formen der transnationalen FE-Organisation gab es auch bei dem 
deutsch-schweizerischen Elektrounternehmen Brown, Boveri & Co. (BBC, 
gegründet 1891). Das Unternehmen hatte in den 60er Jahren Zentral-Labo- 
ratorien in Heidelberg (1961/62) und kurze Zeit später in Le Bourget 
(Frankreich) errichtet, bevor 1967 in Baden-Dättwil die in der Schweiz be- 
stehenden Laboratorien zu einem Konzernforschungszentrum ausgebaut 
wurden. Über diese drei Forschungsstätten sollte »ein intensiver Kontakt 
zwischen den drei wichtigen Konzerngesellschaften leichter zu be- 
werkstelligen (sein), als dies von einer einzigen Stelle aus möglich wäre« 
(BBC 1973, 7; vgl. auch Hack, Hack 1985, 145ff). Das konnte offenbar a- 
ber nur teilweise realisiert werden. Wenige Jahre später monierte der Leiter 
der Konzernforschung von BBC, daß er »bei den ausländischen Labors ein- 
fach nicht durch(drang), ... die französische und vor allem die deutsche 
Konzerngruppe verbaten sich Forschungsdirektiven aus der Schweiz« 
(Catrina 1991, 202f). Zwischen 1976 und 1982 wurden Werk und For- 
schung in Le Bourget — im Rahmen der nationalstaatlich ausgerichteten 
französischen Industriepolitik - schrittweise von Alsthom übernommen. 

(c) Von der transnationalen zur globalen FE-Organisationen. Der Beginn 
der Globalisierung, als neuer Phase der Internationalisierung, läßt sich am 
Beispiel der BBC relativ genau datieren. 1986/87 wurde die BBC, die in 
großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten steckte, mit dem schwedischen 
Elektrokonzern Asea (Wallenberg-Gruppe) zur ABB zusammengelegt. 
Spätestens Mitte 1991 galt »ABB als Prototyp eines global orientierten Eu- 
ro-Unternehmens« (Froböse 1991). Im FE-Bereich wurde eine Organisati- 
onsstruktur entwickelt, die »multi-domestic« genannt wurde. So wurden 
drei Centers of Competence geschaffen, die der weltweiten Koordinierung 
von 15.000 Naturwissenschaftlern, Ingenieuren und Technikern dienen: zur 
Zentralforschung gehörten jetzt Heidelberg und Baden aus dem Bestand 
der vormaligen BBC und Västeras in Schweden sowie drei kleinere For- 
schungseinrichtungen in Norwegen (Oslo) und in Finnland (Helsinki und 
Vaasa), die von Asea eingebracht worden waren; zwei Horchposten gab es 
schließlich an der Ostküste der USA. 1997 bestand die zentrale Forschungs- 
organisation von ABB aus acht Forschungslaboratorien (in sieben Län- 


3 Vgl. die Fallstudie zu Philips (Gerybadse u.a. 1997, 88-101). Wie das ganze Buch leidet 
auch diese Fallstudie erheblich darunter, daß die früheren Entwicklungen der FE-Organi- 
sation ausgeblendet werden, u.a. weil vorliegende Untersuchungen zum Themenkomplex 
ignoriert werden (vgl. Zündorf, Grunt 1982, 31-88). 
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dern), mit zusammen ca. 1.000 Beschäftigten, und war in 15 zentral geführ- 
te Forschungs- und Entwicklungsprogramme gegliedert. Zu den bereits er- 
wähnten Forschungslaboratorien waren FE-Einrichtungen in Mailand und 
in Krokow (Polen) hinzugekommen. Die im August 1993 eingeführte 
»weltweit neue Organisationsstruktur« der ABB - mit einer Matrixorgani- 
sation, bestehend aus vier industriellen Produktsegmenten und drei Seg- 
menten für die Triaderegionen (Asien, Amerika, Europa) — galt bis Mitte 
der neunziger Jahre in der Managementliteratur als besonders gelungene 
Form der globalisierten Organisationsstruktur. Tatsächlich aber brachte die 
starke Dezentralisierung der Organisationsstruktur" große Koordinationspro- 
bleme mit sich, die vor allem mit Hilfe sog. cross-functional teams bewältigt 
werden sollten: abteilungsübergreifende Teams aus Forschung, Entwicklung, 
Produktion, Einkauf und Vertrieb. Außerdem wurden Centers of Excellence 
gegründet, die dazu dienen sollen, »das Konzept globaler Arbeitsteilung 
durch das firmeninterne weltweite Netzwerk in die Realität umzusetzen. 'Ü- 
berall definieren wir Centers of Excellence, das heißt, wir legen fest, daß ein- 
zelne Produkt- und Dienstleistungskompetenzen weltweit ausschließlich bei 
bestimmten lokalen ABB-Gesellschaften liegen'« (Henneke 1997). Zum 1. 
September 1998 wurde schließlich eine neue Organisationsstruktur einge- 
führt, in der die triadische Regionalorganisation (Asien, Amerika, Europa) 
aufgelöst, die Landesgesellschaften aber beibehalten wurden. Gleichzeitig 
wurden die vier großen Produktionssparten (Segmente) in nunmehr sieben 
»globale Unternehmenssegmente« ausdifferenziert. Begründet wurde auch 
diese Reorganisation mit den Anforderungen der Globalisierung. Die Reor- 
ganisation stärkt die Zentralfunktionen, die Ausrichtung auf die Triade wird 
zugunsten einer (dezentralen) Globalisierung zurückgenommen. 

Seit Ende der 80er Jahre ist die transnationale Auslegung der industriellen 
FE-Organisationen erheblich forciert worden. Der sich abzeichnende große 
Wirtschaftsraum der EU veranlaßte vor allem japanische Großkonzerne, 
sich mit eigenen FE-Einrichtungen in dieser Region zu engagieren. Allein 
die sechs japanischen Elektronikunternehmen NEC, Matsushita, Fujitsu, 
Sony, Canon und Sharp sollen in den Jahren 1988 bis 1992 in den USA 
sowie in Frankreich, Großbritannien und Deutschland 24 FE-Laboratorien 
gegründet haben, in denen durchschnittlich allerdings nur 30 Forscher etc. 
tätig waren (s. Kümmerle 1993). Einer der Vorreiter der neuen FE- 
Strategien ist Canon. Nachdem das Jahr 1988 zum »Jahr der Globalisie- 
rung« ausgerufen worden war, wurde 1990 speziell die Internationalisie- 
rung von Forschung und Entwicklung als Ziel verkündet. Spätestens 1991 


4 Vgl. ABB: Presse Information 41/93, vom 24. August 1993. Siehe auch FAZ vom 25.8. 
1993. 1998 bestand ABB aus rd. 1.300 unterschiedlichen Firmen, eingeteilt in ca. 5.000 
Profit Centers (Handelsblatt vom 13.3.1998). 
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hatte Canon Forschungszentren in London, Sydney, Kalifornien sowie in 
Rennes (Frankreich) errichtet. 1995/96 schließlich wurden drei wichtige 
FE-Projekte eindeutig ausländischen Forschungszentren zugeordnet: das 
amerikanische Forschungslabor erhielt die Verantwortung für den Soft- 
ware-Bereich: Rennes ist seither für die gesamte Telekommunikationsfor- 
schung der Canon-Gruppe zuständig; das Zentrum für automatische Sprach- 
übersetzungen hat Canon in London konzentriert.” 

Als dominante neue Organisationsform der Zentralforschung ist die multi- 
nationale Dezentralisierung anzusehen, die aus relativ kleinen Untereinhei- 
ten besteht. So hat das Forschungszentrum des finnischen Elektronikkon- 
zerns Nokia 800 Beschäftigte an sieben Standorten - in Helsinki und Tam- 
pere, Dallas und Boston, Tokio, Budapest und Bochum (FAZ 5. 9. 1998). 
In den 50er und 60er Jahren - als die Grundlagenforschung in der Industrie 
noch eine größere Rolle spielte (Hack 1998; Osel 1998) — war angenom- 
men worden, man müsse mindestens tausend Forscher an einem Standort 
zusammenfassen, um die erforderliche »kritische Masse« zu erhalten. 
Selbst ein Unternehmen wie Daimler-Benz, das im Vergleich zu VW eher 
verspätet in den Internationalisierungswettbewerb eingetreten ist, hat der 
zentralen Forschung (Stuttgart, Ulm, Frankfurt/M) inzwischen einen Kranz 
von überseeischen Dependencen angefügt: neben dem Softwarezentrum in 
Bangalore (Indien) und der Einheit für Informationstechnologien in Palo 
Alto (Cal.) wird, im Einzugsbereich der Temic, Mikroelektronikforschung 
in Shanghai betrieben. Die Tochtergesellschaft Freightliner (Schwerlastwa- 
gen), Portland, hat ihre FE-Einrichtungen behalten und ausgebaut. Beo- 
bachtungsposten für neue wissenschaftlich-technologische Entwicklungen 
gibt es in Tokio und Moskau. Schon vor der Fusion Daimlers mit Chrysler 
wurde mit dem Bau eines neuen Technikzentrums in Sindelfingen be- 
gonnen, in dem die — nach den alten Kriterien der funktionalen Organisati- 
onsstrukturen — auf 18 Standorte verteilten Entwicklungseinheiten zusam- 
mengefaßt werden sollen. Nach der Fusion mit dem US-Konzern Chrysler, 
der am Firmensitz in Auburn Hills über »das modernste Technologiezent- 
rum Amerikas« verfügt, sollen Kompetenzzentren die Arbeitsteilung zwi- 
schen den beiden Konzernen organisieren helfen; so werden bei Chrysler 
die Entwicklungen auf dem Gebiet der batteriegetriebenen Elektrofahrzeu- 
ge konzentriert, bei Daimler der Brennstoffzellen-Antrieb und die Entwick- 
lung von Dieselmotoren (Handelsblatt vom 31.8. 1998). 


5 Canon verlagert auch Personalverantwortung ins Ausland, in: FAZ Nr. 276, 26.11.1996. 
Vgl. auch: Francois Grosrichard (Osaka): France-Japon: le dialogue amorc£. In: Le Mon- 
de, 19 fevrier 1991; Canon setzt auf risikoreiches High-Tech in der Zukunft. Diversifika- 
tion soll der Schlüssel zum Erfolg sein. In: FAZ Nr. 277, 29. 11. 1994. 

6 Die Zentralforschung von Daimler-Benz, deren Budget ca. 600 Mio. DM der gesamten 
FE-Aufwendungen von 9,8 Mrd. DM (1997) ausmacht, ist in vier Forschungsdirektionen 
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Selbst die exponierten Organisationen der industriellen Zentralforschung 
sind inzwischen eindeutig multinational ausgelegt. Daß es sich bei der In- 
ternationalisierung der FE-Organisationen tatsächlich um einen Prozeß der 
Globalisierung handelt, der weit über den Bereich der hochindustrialisier- 
ten OECD-Länder hinausgeht, wird noch deutlicher erkennbar, wenn man 
auch die Entwicklungseinheiten der Geschäfts- und Vertriebsbereiche ein- 
bezieht. Mit Blick auf die englische Pharmaindustrie war jedenfalls bereits 
1990 von der »Globalisierung von Forschung und Entwicklung« (Howells 
1990) die Rede. Die globale Konzentration der FE-Aufwendungen, die sich 
in den 90er Jahren vollzieht, drückt sich auch darin aus, daß in den meisten 
Industriezweigen jeweils ein Dutzend Konzerne über den größten Teil der 
FE-Ressourcen verfügt. Weltweiter Spitzenreiter (1997) in der Elektro- 
nikindustrie — vor IBM, Hitachi und Matsushita — ist Siemens mit 2,75 
Mrd. $ (FT 1998). 


3. Globalisierung der FE-Organisation: Siemens zum Beispiel 


Die Grundstrukturen der industriellen FE-Organisationen lassen sich nur 
verbindlich rekonstruieren, wenn man die Gesamtorganisationen der Indu- 
strieunternehmen einbezieht, deren Konturen sich zudem per definitionem 
in ständiger Veränderung befinden. Während die exponierten Forschungs- 
zentren i.d.R. über lange Zeiträume hinweg bestehen bleiben und nur ihre 
Themenstellungen und ihre Binnenorganisation verändern, ist es für die 
Entwicklungseinrichtungen gerade kennzeichnend, daß sie ständig umgrup- 
piert oder gar aufgelöst werden, wenn Themenstellungen abgearbeitet oder 
ausgereizt sind, wenn Geschäftsfelder aufgegeben werden etc. 

Auch die FE-Organisation von Siemens wurde in den letzten Jahrzehnten 
mehrfach radikal umgebaut. Ende der sechziger Jahre wurden mit der Zu- 
sammenlegung der drei bis dahin getrennten Konzerngesellschaften (Sie- 
mens-Schuckert-Werke, Siemens & Halske, Siemens-Reiniger) deren je- 
weilige zentrale FE-Einrichtungen gebündelt (ZFE) und — zusammen mit 
der neuen Einrichtung der Zentralen Fertigungs-Aufgaben (ZFA) - in ei- 
nem Zentralbereich Technik (ZT) zusammengefaßt. Dieser Prozeß der Zen- 
tralisierung wurde noch verstärkt durch den Ausbau der Zentrallaboratorien 
für Datentechnik und Nachrichtentechnik (Hack 1998). Noch in den späten 
70er Jahren arbeiteten mehr als 20% der FE-Beschäftigten von Siemens in 
den zentralen Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen: ZFE, ZFA; 
Zentrallaboratorien (ZL-D, ZL-N), Systemtechnische Entwicklung auf dem 


unterteilt, die aus 31 Laboratorien gebildet werden; diese »Labs« stellen »technologiespe- 
zifische, systemintegrierende oder wissenstransferierende "Centers of Competence’ dar« 
(Vöhringer 1998). -— BMW hatte bereits 1984 mit dem Bau des Forschungs- und Inge- 
nieurzentrums (FIZ) in München begonnen (vgl. Hack u.a. 1992). 
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Gebiet der Automatisierungstechnik (E STE). Der ZFA war ein kleiner 
Standort in Oostkamp (Belgien) angeschlossen; zur ZFE gehörten Anfang 
der 80er Jahre auch die Corporate Research and Technology Laboratories 
in Princeton (USA). Sie sollten einerseits Kontakte zu Wissenschafts- und 
Technologiezentren des Gastlandes herstellen, gleichzeitig aber auch der 
internen Koordination der (zeitweise bis zu) 35 Entwicklungseinheiten die- 
nen, die Siemens in den USA aufbaute bzw. einkaufte. In den 80er Jahren 
folgte ein Prozeß der Dezentralisierung der FE-Organisation. Die Zentral- 
forschung wurde, zumindest organisatorisch, beträchtlich verkleinert. Ab 
1985 wurden — zunächst im Inland — die Entwicklungsfunktionen (wieder) 
enger an die Fertigungsstätten gekoppelt, die damit zu »Werken für Syste- 
me XY« aufgewertet wurden. Das wiederum war Vorbedingung und Folge 
der forcierten Internationalisierung der Produktion. Von den 163 Werken, 
die der Siemens-Konzern im Jahre 1985 konsolidierte, waren nur mehr 48 
im Inland lokalisiert, 42 lagen im europäischen Ausland, bereits 73 in Ü- 
bersee. Erkennbar war bereits, daß die transnationale Auslegung des Un- 
ternehmens neue Koordinations- und Kontrollanforderungen stellte, für die 
neben den modernen IuK-Technologien die transnationale FE-Organisation 
eine wichtige Rolle spielte (Hack 1987). Die auch aus anderen Gründen er- 
forderliche Neuorganisation erfolgte bei Siemens in zwei Schritten in den 
Jahren 1988/1989. Ab Mitte der neunziger Jahre wird versucht, mit einer 
bereichsorientierten Ausrichtung von (50) »Fachzentren« und deren 
Bündelung in (acht) »Technologie-Abteilungen« auch in der gestrafften 
Zentralforschung eine Organisationsstruktur zu realisieren, die zugleich als 
»virtuelle Bereichs-FE« fungiert. Damit soll der Zentralbereich Technik 
(ZT) eine entscheidende Rolle in dem »Netzwerk der Kompetenzen« spie- 
len, mit dem die Globalisierungsprozesse organisiert werden sollen (Hack 
1998). 


Von der transnationalen zur globalen FE-Organisationen 


Im Frühjahr 1998 waren von den insgesamt 45.100 Beschäftigten der 
weltweiten FE-Organisation von Siemens ca. 30% außerhalb Deutschlands 
tätig. Zwar gibt es Elektronikkonzerne — vor allem aus kleineren Ländern 
(wie Philips, ABB, Nokia), aber auch IBM - mit einem deutlich höheren 
Auslandsanteil; aber mit rd. 14.000 Ingenieuren, Informatikern, Physikern 
etc. und »56 größeren Entwicklungsstandorten« in 28 Ländern (Weyrich 
1998; Hernaut, Theis 1998) hat Siemens in absoluten Zahlen eine der größ- 
ten transnationalen FE-Organisationen überhaupt. Das bedeutet zugleich 
eine ungeheuer ausdifferenzierte FE-Organisation, die keineswegs nur der 
Erzeugung, Transformation und Anreicherung von _naturwis- 
senschaftlichem und technologischem Wissen und der Initiierung entspre- 
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chender Produktionsprozesse dient. 

Neben sieben Standorten in Deutschland’ verfügt Siemens über FE- 
Einrichtungen in nahezu allen EU-Ländern: die relativ alten Einrichtungen 
in Österreich (Wien, Graz, Deutschlandsberg und Salzburg), Belgien (Brüs- 
sel, Cergy) und Schweden (Solna); die neueren FE-Einheiten in England 
(London, Dorset, Bracknel), Frankreich (Toulouse), Finnland (Helsinki), 
Portugal (Seixal, Lissabon), Spanien (Madrid, Saragoza) und Italien (Mai- 
land). Außerhalb des EU-Bereichs bestehen, teilweise bereits seit Jahrzehn- 
ten, »größere Entwicklungsstandorte« in der Schweiz. In den 90er Jahren 
wurden FE-Einrichtungen in Tschechien (Bratislava), Ungarn (Budapest) 
usw. aufgebaut sowie kleinere FE-Einheiten oder Joint-ventures in Istanbul 
und in Tel Aviv. Von Haifa aus wird (1998) im palästinensischen Ramallah 
das Hi-Tek Engineering-Zentrum aufgebaut, an dem Siemens mit 50,1% 
beteiligt ist. Die ersten 14 Softwareentwickler wurden bei der isrealischen 
Siemens-Tochter SDC ausgebildet; vorgesehen ist ein zügiger Ausbau auf 
50 Beschäftigte (Günther 1998). Ein Schwerpunkt der internationalen FE- 
Organisation von Siemens liegt — mit 4.530 FE-Beschäftigten (Osel 1998) 
-in den USA. Allein vier FE-Zentren bestehen an der Ostküste der USA: 
in Princeton (als Teil der Zentralforschung), Danvers, Burlington und Ise- 
lin; weitere Einheiten liegen in Florida (Boca Raton), im mittleren Westen 
(Milwaukee, Oklahoma, Arlington, Raleigh und Alpharetta) sowie in Kali- 
fornien (Santa Clara, Camarillo). Zum OECD-Bereich gehören weiterhin 
die FE-Einrichtungen in Kanada, Australien (Sydney, Melbourne), Japan 
(Yokohama) und Südkorea (Seoul). Hinzu kommen größere FE-Einheiten in 
Bombay und Bangalore (Indien), Shanghai (China), Taipeh (Taiwan), Ma- 
lacca (Malaysia) und Singapur sowie in Johannisburg (Südafrika), in den 
drei brasilianischen Städten Gravatai, Sao Paolo und Curitiba sowie im ar- 
gentinischen Buenos Aires. 

Auch wenn die bloße Aufzählung naturgemäß recht abstrakt ist und noch 
keine Angaben über konkrete Organisationszusammenhänge enthält, läßt 
sie bereits erkennen, daß sich die Internationalisierung der FE-Organisatio- 
nen — am Beispiel von Siemens — keineswegs nur auf die Industrieländer 
mit ihren ausgeprägten Wissenschafts- und Forschungskulturen erstreckt. 
Für die Klärung der Frage, ob es sich hier um eine neue Qualität handelt, 
die den Begriff der »globalen FE-Organisation« rechtfertigt, ist entschei- 
dend, ob es sich auch um eine neue Organisationsform handelt, die aus- 
ländischen »Dependencen« ein hohes Maß an Eigenständigkeit einräumt 
und damit auch die Gesamtorganisation verändert. 


7 München, Erlangen, Berlin, Karlsruhe, Paderborn, Dresden und Regensburg; nicht er- 
wähnt werden in diesem Zusammenhang weitere Entwicklungseinheiten in Amberg (e- 
lektronische Steuerungen für industrielle Anwendungen), Nürnberg (EV); Bocholt (Vor- 
feldentwicklung Audiotechnik), Kamp-Lintfort, Ulm, Greifswald; Rastatt (SBT) etc. 
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Wie bei den meisten anderen Industriekonzernen (Ausnahme: IBM) wurde 
bei Siemens der Übergang von einer transnationalen zu einer globalen FE- 
Organisation vor allem durch eine Reihe von Akquisitionen vollzogen. Sie 
betrafen teilweise Großunternehmen mit über 10.000 Beschäftigten, deren 
Zentralen in den USA lagen und die ihrerseits bereits über FE-Einrich- 
tungen in anderen (i.d.R. europäischen) Ländern verfügten. Es begann 
1978 mit der Zusammenarbeit mit Allis-Chalmers auf dem Gebiet der E- 
nergie- und Automatisierungstechnik, die in den folgenden Jahren schritt- 
weise (1982, 1985) zu einer Übernahme des Bereichs durch Siemens führ- 
te. 1986 wurden u.a. die Telekom-Aktivitäten von GTE (General Tele- 
phone and Electronics) übernommen; dazu gehörten wichtige FE-Ein- 
richtungen in den USA und Italien, die in der Folgezeit zu eigenständigen 
Kompetenzzentren ausgebaut wurden. Es folgte (1989) die Übernahme von 
Rolm, einer auf Telefonnebenstellenanlagen spezialisierten Tochtergesell- 
schaft von IBM. Gekauft wurden damit Entwicklungs- und Produktionsan- 
lagen in Santa Clara (Cal.) und Austin (Texas) mit gut 2.500 Beschäftigten, 
die mit der eigenen Entwicklung in Boca Raton (Florida) verschmolzen 
wurden, wo Siemens schon 1979 ein »FE-Zentrum für Telekommunika- 
tion« errichtet hatte. Auf dem Geschäftsgebiet Automobiltechnik, das Sie- 
mens gerade erst aufzubauen begonnen hatte, wurde (1988) von der Allied 
Signal Inc. die Bendix Electronics Group übernommen, zu der große Ferti- 
gungsstätten in den USA, in Kanada, Brasilien und Frankreich (Toulouse) 
gehörten sowie das FE-Zentrum in Toulouse. 1998 erfolgten weitere Ak- 
quisitionen mit Schwerpunkten außerhalb Deutschlands: die Übernahme 
des Geschäftsfeldes »fossile Kraftwerke« von Westinghouse (USA) und 
deren Einschmelzung zur Siemens Westinghouse Power Corporation, Or- 
lando (Florida); und der Aufkauf großer Teile der Elektrowatt AG 
(Schweiz). Der damit stark ausgebaute neue Bereich Gebäudeautomatisie- 
rung firmiert nun als »Siemens Building Technologies« (SBT) und wird 
der erste Siemens-Bereich sein, der seinen Sitz im Ausland hat (Schmitz 
1998). 

Der deutlichste Schritt in Richtung der Globalisierung der FE-Organisation 
erfolgte bereits Anfang 1993 mit der Akquisition (für ca. 1,1 Mrd. $) des 
US-Konzerns Sylvania durch die Siemens-Tochtergesellschaft Osram. ÜU- 
bernommen wurden damit etwa 14.000 Beschäftigte und 29 Werke in meh- 
reren Ländern. Da Sylvania über umfangreiche Ressourcen in der Grund- 
lagenforschung verfügte, wurde der größte Teil der zentralen Forschung 
der Osram GmbH im August 1994 von München in die USA verlegt und in 
Beverly, nahe Boston (Mass.), zusammengefaßt. Die Zentralforschung be- 
steht jetzt aus vier Abteilungen, von denen drei in Beverly angesiedelt sind 
und eine in München verblieb. In der Entwicklung, in der beide Seiten 
gleich stark sind, wurden die Aufgabengebiete aufeinander abgestimmt. 
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Obwohl der Hauptsitz von Osram in Deutschland blieb, wird die Forschung 
in diesem Bereich jetzt »von den USA aus gesteuert«.“ 

Der Übergang von transnationalen zu globalen Formen der industriellen 
FE-Organisation impliziert die Lokalisierung relativ autonomer For- 
schungsfunktionen im Ausland, für die es im Inland keine überlegene 
Kompetenz mehr gibt. Das hat auch konstitutive Rückwirkungen auf die 
Organisationsstrukturen im Mutterland (Heimatbasis) der jeweiligen Unter- 
nehmen. 


Bereiche und Regionen: polyzentrische Strukturen 


Die Strukturen der globalen FE-Organisation sind in den Unternehmensbe- 
reichen und Geschäftsfeldern keineswegs identisch. Die jeweilige Organi- 
sationsform ist abhängig von der Komplexität der Produkte und der Kos- 
tenintensität der erforderlichen Forschung und Entwicklung, aber auch von 
der Art der externen FE-Relationen (zu Konkurrenten und Universitäten) 
und den Methoden ihrer Internalisierung (Aufkauf, Lizenzen, Allianzen). 
An zwei stark differierenden Bereichen (Mikroelektronik, Medizintechnik) 
soll das zumindest kurz skizziert werden (detailliert bei Hack 1998). 

Wie andere europäische Elektronikkonzerne hatte Siemens in den 70er Jah- 
ren lange gezögert, in größerem Umfang eigene Chipfabriken aufzubauen. 
Anfang der 80er Jahre war unübersehbar geworden, daß das Produkt- und 
System-Knowhow der Anwender zunehmend auf die Chipdesigner überge- 
hen werde; es drohte ein schleichender Kompetenzverlust auf zentralen 
Produktionsgebieten. Mit enormen Investitionen und einer teilweise radika- 
len Umorganisation der einschlägigen FE- und Fertigungsstrukturen — so- 
wie, vor allem, in einer Reihe von (öffentlich geförderten) Kooperationen 
mit den Konkurrenten Philips (Jessi), Toshiba und IBM - gelang es, 
Anschluß an den Stand der Technik zu gewinnen, der Mitte der 80er Jahre 
vor allem von japanischen Elektronikkonzernen definiert wurde. Siemens 
besaß zu dieser Zeit ein Mikroelektronik-Technologiezentrum (MIZ) in 
München, das 1987 organisatorisch aus der Zentralforschung (ZFE) ausge- 
gliedert und in den Unternehmensbereich Bauelemente verlegt wurde, so- 
wie das Entwicklungszentrum für Mikroelektronik (EZM), das 1979 in Vil- 
lach (Österreich) gegründet worden war. 1992 gab Siemens bekannt, man 
brauche keine weitere Großfabrik für Chips, die Strategie sei jetzt auf 
»globale Kooperationen« gerichtet. Ende 1993 wurde die Strategie erneut 
geändert: in einem sog. »Standort- und Generationenkonzept« wurde ein 


8 Am Standort der Chemical & Metallurgical Products Division von Sylvania in Towanda, 
Pennsylvania, gibt es weitere FE-Einrichtungen, in denen mehr als 10% der 1.350 in To- 
wanda beschäftigten Personen tätig sind (vgl. Unsere zentrale Forschung ist jetzt bei Syl- 
vania, in: FAZ 30.5.1994, S.19, Handelsblatt 11.11.1994; SiemensWelt 8, 1997, 12f). 
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mehrstufiges Ausbauprogramm vorgelegt, das in den folgenden Jahren 
schrittweise realisiert wurde (Hack 1998). Anfang 1998 war der Bereich 
»Halbleiter« (HL) - nach Siemens-eigener Einschätzung - zu einem Global 
Player ausgebaut worden, mit ca. 25.000 Beschäftigten (aus 60 Ländern) 
und mit Standorten in zwölf Ländern. Als »Weltzentrale der Bereichs HL« 
firmiert das Forschungs- und Entwicklungszentrum in München-Neuper- 
lach (mit insgesamt 4.500 Beschäftigten). Chipfertigungen gab es in Re- 
gensburg; Villach; in Corbeil-Essonnes (bei Paris), gemeinsam mit IBM; in 
Richmond (USA), Joint-venture mit Motorola. Eigene Chipfabriken wur- 
den in North Tyneside, nahe Newcastle (GB), und in Dresden errichtet; hier 
wurde alsbald das Siemens Microelectronics Center (Simec) angefügt - 
1997 ergänzt durch eine weitere Entwicklungskooperation mit Motorola. 
Ende 1997 wurde in Hsinchu (Taiwan) — gemeinsam mit ProMOS Techno- 
logies — eine weitere Chipfabrik eröffnet. Betriebe für die Montage und den 
Test von Chips gab es im Frühjahr 1998 an zwölf Standorten: in Batam Is- 
land (Singapur), Malacca und Penang (Malaysia), Porto (Portuga), Wuxi 
(China), Ceglet (Ungarn), Trutnow (Tschechien), sowie in Berlin und in 
Totova (Ostküste der USA). 


»Nicht an jedem Standort alles machen, dies ist ebenfalls Teil der HL-Globalisierungsstratgie. 
So wird beispielsweise Dresden zum Kompetenzzentrum für Entwicklung und Produktion der 
neuen 300-mm-Wafer, in Villach ist die Produktion von Leistungshalbleitern konzentriert und 
in Regensburg erfolgt die Entwicklung für die Chipmontage, das Backend, das entscheiden- 
den Einfluß auf die Chipfunktion bzw. die -qualität hat. Kompetenzen vor Ort nutzen heißt 
jeweils die Devise. Die Technologieentwicklung für Speicherchips erfolgt — gemeinsam mit 
IBM und Toshiba - in East Fishkill und Burlington in den USA, denn dort ist auch das erfor- 
derliche große Potential an Know-how in bezug auf Siliziumtechnologie angesiedelt. 500 In- 
genieure von HL, IBM und Toshiba entwickeln dort gemeinsam den 256-Megabit-Speicher, 
von dem erste Muster 1996 ausgeliefert wurden. ... Solche Kooperationen mit internationalen 
Chipherstellern sind unerläßlich für einen Global Player.« (SiemensWelt H. 2, 1998, 9-13) 


Der Einbruch der Preise für Speicherchips führte im Sommer 1998 zur 
Schließung des noch im Aufbau befindlichen Werkes in North Tyneside 
sowie zum Abbau von Fertigungs- und Montagekapazitäten. Der Bereich 
Entwicklung/Design wird hingegen weiter ausgebaut. 


»Gesucht seien 'Genies', die mit ihrem Know-how Siemens zur Technologieführerschaft im 
Bereich der Logikbausteine verhelfen. Um die anwerben zu können, solle die bisher integrier- 
te Struktur 'aufgebröselt' werden. Rund um den Globus würden kleinere Entwicklungszentren 
in Form von Start-ups aufgebaut — den umworbenen Ingenieuren werden Aktienanteile an die- 
sen Unternehmen angeboten.«' 


9 Zur HL-Tochter eupec gehören Standorte in Belecke und Pretzfeld. In der unmittelbaren 
Nachkriegszeit fungierten sie als Sammelstätten für die Halbleiterforscher von Siemens 
(Pretzfeld) bzw. AEG (Belecke); in den fünfziger Jahren waren sie wichtige Zentren der 
Industrieforschung in der BRD (Hack 1998). 

10 Vgl. »Gnadenfrist für Siemens-Halbleiter«, SZ 22.8.1998); zitiert wird der Leiter des Be- 
reichs HL, U. Schumacher. Zuvor war bereits berichtet worden, daß Siemens einen »Ven- 
ture-Pool« mit Sitz in Santa Clara (Cal.) gegründet habe, dessen Ziel es sei, Firmengrün- 
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Mit der geplanten Einbeziehung von start-ups werden die Entwicklungs- 
Netzwerke weiter ausdifferenziert.'' Neben der Anbindung externer start- 
ups soll die Bildung interner start-ups ermutigt und finanziell gefördert 
werden. Um dieses (potentiell) weltweite Netz von Entwicklungszentren 
auszubauen und zu koordinieren, wurde im HL-Bereich die Funktion eines 
Koordinators der Entwicklungszentren geschaffen (SZ 26.9.1998). 

Auf dem Gebiet der Medizintechnik hatte Siemens schon in den 70er Jahren 
einige kleinere Firmen in Schweden und den USA gekauft, die teilweise zu 
relativ selbständigen FE-Einheiten ausgebaut wurden. Inzwischen gilt die- 
ser Bereich ebenfalls als gelungenes Beispiel für die Globalisierung. ” 1998 
arbeiten ca. 60 Prozent der insgesamt knapp 20.000 Beschäftigten der Me- 
dizintechnik im Ausland. Zentrale und Schwerpunkt ist nach wie vor Er- 
langen. Hier ist auch der Sitz der beiden Geschäftsgebiete Magnetresonanz 
und Audiologische Technik; im nahegelegenen Forchheim sind zwei wei- 
tere Geschäftsgebiete angesiedelt: Angiographie/Durchleuchtungs- und 
Aufnahmetechnik (Röntgen) und Computertomographie (CT). Vier der 
zehn Geschäftsgebiete haben ihr Hauptquartier inzwischen im Ausland. 
Drei davon liegen in den USA: der Hauptsitz von Siemens Medical Sys- 
tems ist Iselin (New Jersey); Sitz des Geschäftsgebietes Nuklearmedizin ist 
Hoffman Estates (Illinois); in Concord (Cal.) liegt der Sitz des Ge- 
schäftsgebietes Strahlentherapie; das Geschäftsgebiet Ultraschall wird von 
Issaquah (Washington) aus geleitet. In Danvers (Mass.) werden Ent- 
wicklung und Fertigung von Patientenüberwachungssystemen für die Elek- 
tromedizin betrieben. Von Schweden aus (Siemens Elema) wird das Ge- 
schäftsgebiet Elektromedizin gesteuert. In Oxford (GB) erfolgen Entwick- 
lung und Fertigung von Magneten für die Kernspintomographie. Weitere 
Medizintechnikeinrichtungen, die z.T. über kleinere FE-Einheiten ver- 
fügen, liegen in Indien, Japan, China und Singapur sowie, für Patienten- 
überwachungssysteme, in Spanien und Brasilien. 

Die zunehmende Ausgliederung von Untereinheiten, denen größere Auto- 
nomiespielräume — teilweise als juristisch selbständige Gesellschaften 
(häufig in der Form von GmbH & Co. KGs oder GmbH & Co. oHGs) - 


dungen im Silicon Valley zu finanzieren (Handelsblatt 17.8.1998). - Von seiten des Be- 
triebsrats war frühzeitig vor dem Aufbau von Überkapazitäten gewarnt worden. Sträflich 
vernachlässigt habe Siemens die Förderung des Ingenieur-Nachwuchses: »Dadurch sei 
eine Wissenslücke entstanden, die es nun erschwere, unter dem derzeitigen Druck kon- 
kurrenzfähige Chips zu entwickeln« (taz 28. 8. 1998). 

11 Vorreiter dieser Entwicklung waren die großen Pharmakonzerne, die inzwischen einen 
erheblichen Teil ihrer FE-Aufwendungen als Forschungsaufträge (Gentechnik, Moleku- 
larbiologie) an sog. Contract Research Organisations vergeben, weltweit ein Volumen 
von drei Mrd. US-Dollar (Dillmann 1997). Zum Teil geht das einher mit Kapitalbeteili- 
gungen. Der US-amerikanische Pharmakonzern Pfizer gibt an, an 30 bis 40 kleinen Un- 
ternehmen beteiligt zu sein, die »interessante Produkt-Ideen verfolgen« (FAZ 7.9.1998). 

12 Vel. zum folgenden Hack 1998; siehe auch SiemensWelt H. 5, 1998, 6-12. 
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eingeräumt werden, führt dazu, daß die Grenzen unschärfer und die Koor- 
dinationsprobleme vielfältiger werden. So wird die Umstellung auf proze- 
Borientierte Organisationskonzepte, die grenzüberschreitend — gegebenen- 
falls auch international — ganze Wertschöpfungsketten regeln sollen, teil- 
weise dadurch behindert, daß es Schwierigkeiten bei der Installation einer 
gemeinsamen Standard-Anwendungssoftware gibt (Keil, Lang 1998). Im 
Konzernzusammenhang innerorganisatorische Abläufe sind juristisch als 
interorganisatorische gebrochen. 


Formen und Funktionen von Kompetenzzentren 

Versuche, den in einer Organisation vorhandenen Sachverstand zu bündeln, 
hat es immer wieder gegeben. Mit der zunehmenden Komplexität der Auf- 
gabenstellungen und der Organisationen sind die Anforderungen erheblich 
gestiegen, die Kompetenzen nach innen und außen wahrnehmbar zu ma- 
chen. Die Attraktivität des Begriffs »Kompetenz« für die neuen organisato- 
rischen Anforderungen resultiert nicht nur aus der (damit unterstellten) 
neuartigen Kopplung von Zuständigkeit und Befähigung, sondern auch aus 
der spezifischen pragmatischen Verknüpfung von Wissen, Erfahrung und 
Können, die mit dem Begriff verbunden ist: »Kompetenz, das heißt Hand- 
lungsfähigkeit aufgrund erworbenen Wissens, aber vor allem aufgrund ge- 
machter Erfahrung, auch neue Felder beackern zu können.« Mit Bezug auf 
die Handlungsfähigkeit werden »Wissen« und »Erfahrung« gerade nicht 
gegeneinander ausgespielt, sondern gemeinsam relevant (Staudt 1997). 

Der Begriff »Kompetenzzentren« wird seit Mitte der 80er Jahre immer häu- 
figer verwendet und hat in den neunziger Jahren — nicht zuletzt wegen sei- 
ner eindeutig positiven Konnotationen — eine schnelle Karriere gemacht. 
Einen Ausgangspunkt lieferten ökonomische Theorien, die das Thema der 
technologischen Innovationen in Unternehmen auf die Frage erweiterten, 
wie Unternehmen ihre Konkurrenzfähigkeit steigern können. Das 
implizierte zum einen den Vorschlag, Unternehmen sollten sich auf das 
konzentrieren, was sie besonders gut machen können, d.h. die sog. »Kern- 
kompetenzen« waren zu unterscheiden von den Arbeitsgebieten und Funk- 
tionen, die kostengünstiger von außen - »vom Markt« — bezogen werden 
können und die infolgedessen abgestoßen werden sollten (»outsourcing«). 
Zum anderen führte das zu der erweiterten Fragestellung, wie 
Organisationen Wissensgrundlagen aufbauen, und zur Bestimmung von 
»organisatorischen Kompetenzen« (Dosi 1988, 1131ff). Organisatorische 
Einheiten wurden damit unter der Hand zu Trägern von Kompetenz. Damit 
war eine Brücke geschlagen zum etablierten Verständnis von 
Kompetenzen, das von den sozialwissenschaftlichen und sozialpsychologi- 
schen Fachdisziplinen im Laufe der letzten Jahrzehnte entwickelt worden 
war und eine Ergänzung von Fachkompetenzen durch soziale Kompetenzen 
(Teamfähigkeit, Durchsetzungsfähigkeit etc.) für erforderlich hielt. Als 
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zungsfähigkeit etc.) für erforderlich hielt. Als Organisationsform sind 
Kompetenzzentren auf Wahrnehmbarkeit bzw. Außendarstellung (Selbstin- 
szenierung) von gebündelter bzw. »geballter Kompetenz« ausgelegt; inso- 
fern könnte man auch von »Performanzzentren« sprechen. Ein dritter Aus- 
gangspunkt war mit Entwicklungen im Bereich der Forschungsorganisation 
verbunden; die Bündelung wissenschaftlicher Fachkompetenzen verschie- 
dener Disziplinen - incl. der zugehörigen, oft kostspieligen Instrumente — 
hatte schon in der ersten Hälfte der 80er Jahre zur Einrichtung von Kompe- 
tenzzentren geführt. 

Auch bei Siemens finden sich erste Hinweise Mitte der 80er Jahre zuerst 
im Bereich der Forschungs- bzw. Wissenschaftsorganisation. So war be- 
reits Ende 1985 davon die Rede, daß in einem Kompetenzzentrum Wissen- 
schaft das verstärkte Engagement von Siemens »im Wissenschaftsbereich 
mit den Main-Line-Systemen BS 2000 und SINIX« aufgenommen werden 
solle; mit Bezug auf den (damaligen) Unternehmensbereich Kommunikati- 
ons- und Datentechnik (UB K), München-Perlach, beabsichtigte man, 
»durch die Zusammenarbeit mit Hochschulen, Fachhochschulen und Groß- 
forschungseinrichtungen die Anforderungen dieser Marktsegmente früh- 
zeitig zu erkennen und in anwendungsgerechte, moderne Produkte umzu- 
setzen« (vgl. Hack 1998, 701). Seit 1996 ist die Organisation der Zentral- 
abteilung Technik (ZT) weitgehend auf Kompetenzzentren umgestellt. 
Damit solle das »von der Globalisierung geprägte Umfeld« besser in die 
Strategie des Unternehmens einbezogen werden. 


»Mit einem engmaschigen Netz von Kompetenzen deckt die Zentralabteilung Technik die 
volle Breite jener 'Kerntechnologien' der Elektrotechnik ab, die für die künftigen Innovationen 
meist mehrerer Geschäftsfelder notwendig sind. Die Kompetenz in den Kerntechnologien ist 
in rund 50 'Fachzentren' zusammengefaßt, die in acht Abteilungen geclustert sind. Diese 
Kompetenzzentren müssen über 50% ihres Budgets durch Aufträge aus den Bereichen ein- 
werben und werden als '"Technologieunternehmen' geführt. Für die längerfristigen Zielsetzun- 
gen erhalten sie zentrale Mittel - abhängig vom jeweiligen Erfolg und den Geschäftsaussich- 
ten der Projekte. Die dezentral organisierten Fachzentren stehen dabei weniger in gegenseiti- 
gem Wettbewerb als im Wettbewerb mit externen Technologielieferanten. Ansprechpartner 
für die Bereiche sind die Key-Account-Manager der Zentralabteilung Technik, die die not- 
wendige, enge unternehmensweite Vernetzung sicherstellen.« (Weyrich 1998, 63) 

Die Relevanz der Kompetenzzentren für die Integration und Kontrolle der 
dezentralen Einheiten ist unübersehbar. Welche Bedeutung das hat, ergibt 
sich aus der Breite des Technologiespektrums bei Siemens, das faktisch die 
gesamte Palette der Stark- und Schwachstromtechnik abdeckt; strategisch 
soll das in einem Konzept des »cross fertilizing« genutzt werden. Der hohe 
Stellenwert der Kompetenzzentren resultiert aber vor allem aus den Folgen 
der Übernahme mehrerer Großunternehmen, die ihrerseits bereits über 
transnationale Produktionsstrukturen und FE-Organisationen verfügten. 
Der Durchbruch der neuen Organisationsform erfolgte 1988/89. Mit dem 


Kauf der US-amerikanischen Bendix Electronics Group (1988) hatte sich 
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das Geschäftsvolumen im Siemens-Bereich »Automobiltechnik« (AT) an- 
nähernd verdoppelt. Der Bereich wurde folgerichtig zum »Musterbeispiel 
für die zunehmende Globalisierung« der unternehmerischen Aktivitäten er- 
klärt. Von den AT-Beschäftigten war plötzlich fast die Hälfte im Ausland 
tätig mit großen Fertigungen in Frankreich, USA, Kanada und Brasilien. 
Dem mußte die »interne Organisationsstruktur Rechnung tragen«: die in- 
ternationale Management-Struktur mit weltweit zuständigen Geschäfts- 
gebieten habe nicht in die bisherige Siemens-Organisation gepaßt. Die 
vormaligen Bendix-Standorte wurden zu Kompetenzzentren ernannt: New- 
port News (USA) für Einspritzventile, Toulouse für Motorsteuerungen und 
Sensoren. 

Bündelung der Kräfte durch bzw. in Kompetenzzentren meint häufig Ar- 
beitsteilung und Spezialisierung, wenn es in verschiedenen (teils neu er- 
worbenen) Zentren zu Überschneidungen gekommen ist (Beispiel Ver- 
kehrstechnik). Zugleich dienen Kompetenzzentren der Regionalisierung, 
indem sie die Vertriebs-, Technik- und Servicezentren der Region unter- 
stützen; so wurde in Hongkong eine Reihe von Kompetenzzentren einge- 
richtet, die für die technische Unterstützung und die finanztechnische Ab- 
wicklung komplexer Projekte in der ganzen Region zuständig sind. Die 
Zuordnung von Entwicklungsfunktionen zu Vertriebseinrichtungen hat in- 
zwischen allerdings zu einer inflationären Vermehrung der Kompetenz- 
zentren geführt. Übergreifende Hauptfunktion der Kompetenzzentren ist es, 
die Umstellung der Unternehmensorganisation des Siemens-Konzerns auf 
die Anforderungen der Globalisierung sicherzustellen. 


»Globalisierung bedeutet Forschung und Entwicklung, Einkauf und Produktion in unsere lo- 
kalen Märkte zu bringen. Es bedeutet auch, in den jeweiligen Regionen eine vollständige 
Wertschöpfungskette aufzubauen, den Geschäftsablauf zu dezentralisieren, die Entwicklung 
in Richtung Kundennähe auch geographisch zu vollziehen, Kompetenzzentren aufzubauen, 
und die Regionen aus den Regionen heraus bedienen zu können«. Die Errichtung von »Kom- 
petenzzentren, die Stammhausfunktionen zum Kunden bringen sollen«, sei ein wichtiger 
Schritt in Richtung Globalisierung. Die »Geschäftskompetenz« müsse vor Ort liegen. Die 
weitere »Internationalisierung des Siemens-Netzwerkes« solle mit weltweiten Kompe- 
tenzzentren realisiert werden (SiemensWelt 3, 1996, 24). 

Die schnelle Zunahme von Kompetenzzentren, in denen die dezentralen 
Einheiten sich — auf sehr unterschiedliche Weise — in den Zusammenhang 
der Gesamtorganisation eingefügt hatten, führte zu einem regelrechten 
Wildwuchs. 1996 wurde deshalb von der Zentralen Strategieabteilung des 
Konzerns der Versuch unternommen, in Absprache mit den Geschäftsein- 
heiten so etwas wie eine organisatorische Normierung durchzusetzen. Un- 
terschieden wird danach zwischen »Centers of Competence« (CoC ), die 
keine unternehmerische Verantwortung besitzen, und »regional head- 
quarters«, gleichsam »Kompetenzzentren plus unternehmerische Verant- 
wortung«. Generell haben die CoC das »Ziel, technische, funktionsspezifi- 
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sche bzw. prozeßorientierte Fachkenntnisse zu bündeln und optimal zu nut- 
zen«. Die Funktionen des CoC sind Beratung und Unterstützung der opera- 
tiven resp. regionalen Einheiten; ein CoC hat fachliche sowie koor- 
dinierende Verantwortung. Damit wird das CoC abgegrenzt von solchen 
Unternehmenseinheiten, »die für eine definierte Region oder für ein voll- 
ständiges Weltgeschäft die operative Geschäftsverantwortung tragen«. Die 
Kompetenzkompetenz liegt bei den geschäftsführenden Bereichen, die fach- 
liche Kompetenzen in die Region übertragen, »um die geschäftsverantwort- 
lichen Einheiten in den Ländern dieser Region auf kurzen Wegen und 
schneller Verfügbarkeit zu unterstützen.« Dabei ist das CoC fachlich dem 
»verantwortlichen Weltunternehmer zugeordnet«; disziplinarisch ist das 
CoC in der Regel »als Teil einer regionalen Einheit der jeweiligen lokalen 
Leitung unterstellt« (vgl. Hack 1998, Teil Sechs C, D). 

Der Versuch, organisatorisch sowohl die spezifischen Bedingungen in den 
Regionen als auch eine übergreifende globale Strategie durchzusetzen, 
führt offensichtlich zu Reibungen und Widersprüchen. »Wir haben in der 
neuen Organisation sogenannte Business Operations gegründet. Das sind 
regionale Ableger der Geschäftsgebiete. Ein Verantwortlicher vor Ort ko- 
ordiniert sämtliche Aktivitäten: vom Design, über Anwendungstechnik, 
Marketing bis hin zum Vertrieb. Er kann alles, was für das Geschäft rele- 
vant ist, direkt aus der Region heraus steuern«, so der Leiter des HL- 
Bereichs (SiemensWelt 5 1997, 24f). Die Organisation ist geradezu auf die 
Aktivierung von Kompetenzkonflikten ausgelegt. Sollen die dezentralen 
Einheiten eigenständige Entwicklungsmöglichkeiten wahrnehmen können, 
entsteht ein erheblicher Koordinierungsbedarf. 

Zum 1. September 1997 wurde im Siemens-Konzern eine neue Zentralstel- 
le Informations- und KommunikationsInfrastruktur (IK) eingerichtet, die 
mit einem Investitionsvolumen von ca. 500 Mio. DM ausgestattet ist. Auf- 
gabe der Zentralstelle ist es, die internen Netze und Kommunikationssyste- 
me »multimediamäßig« auszubauen, d.h. mit Hilfe der neuen Möglichkei- 
ten der IuK-Technologien »die verfügbaren Kapazitäten dort zu nutzen, wo 
sie sich befinden und länderübergreifend« zusammenzuarbeiten (Radomski 
1997; von Pierer 1998). 


4. Formen der Koordination und Kontrolle wissensbasierter Geschäfte 


In den 80er Jahren hatten viele transnationale Unternehmen den Ausbau 
von FE-Einrichtungen im Ausland auch deshalb forciert, um die Wissens- 
ressourcen und Talentpools anderer Länder nutzen zu können. In der Fol- 
gezeit gab es erhebliche Schwierigkeiten bei der Koordination der geogra- 
phisch weit gestreuten FE-Einheiten. Das führte in den neunziger Jahren 
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dazu, daß die Koordinationsanstrengungen verstärkt wurden. 


»Mangelnde Koordinationsfähigkeit kann daher zu einem entscheidenden Engpaß für die wei- 
tere Internationalisierung von F&E werden. Neuartige Formen der Durchführung von F&E im 
weltweiten Maßstab erzwingen grundsätzlich neue Mechanismen der Koordinierung. Diese 
bilden den Kern organisatorischer Kompetenz, die zu einem Schlüsselfaktor im globalen In- 
novationswettbewerb wird.« (Gerybadse u.a. 1997, 9) 

Viele Unternehmen begannen, mit verschiedenen Steuerungs- und Integra- 
tionsmechanismen zu experimentieren »mit dem Ziel, weltweite Synergien 
herzustellen und Doppelarbeit zu vermeiden« (ebd., 202). 

In Ausnutzung der neuen Möglichkeiten, die die elektronischen IuK-Netze 
bieten, werden auf verschiedenen Ebenen der Organisation grundlegende 
Strukturveränderungen vorgenommen, die zusammengenommen als Glo- 
balisierung fungieren. 


»Der Trend zur Informations- und Wissensgesellschaft macht weitere Anpassungen erfor- 
derlich. Weltweit müssen vorhandene Ressourcen aktiviert werden. Deshalb baut Siemens ge- 
rade für einige hundert Millionen DM ein internationales elektronisches Netzwerk für die in- 
terne Kommunikation. ... Wir werden in den verschiedenen Regionen dieser Welt Kompe- 
tenzzentren haben. Die Realisierung dieser neuen Strukturen wird eine der wichtigsten Auf- 
gaben der nächsten Jahre sein.« (Franz 1998) 

Um »Erfolg auf dem globalen Marktplatz« zu haben, müsse die Wertschöp- 
fung dort angesiedelt werden, wo sie »leistungsfähig, Kostengünstig und 
kundennah erbracht« werden kann. »Wir bauen deshalb weltweit nicht nur 
Fertigungsstätten auf, sondern auch Kompetenzzentren für Entwicklung, 
Vertrieb und Service.« Die »Basis aller wissensbasierten Geschäfte« sei die 
»Fähigkeit, Know-how zu organisieren und einen schnellen Zugriff auf die 
weltweit verteilten Wissensressourcen zu gewährleisten« (Siemens Ge- 
schäftsbericht 1997, 15). 

Kompetenzzentren und cross-functional teams sind als Versuche zu ver- 
stehen, die herkömmlichen Formen funktionaler Differenzierung zurückzu- 
nehmen und durch neue Formen der Kooperation zu ersetzen. Die Ausrich- 
tung auf horizontale Organisationsformen wird noch stärker betont durch 
sog. »lead centers« bzw. Leitfabriken. So firmiert Bruchsal seit 1991 als 
»Leitbetrieb des Geschäftsgebietes Öffentliche Vermittlungstechnik der 
Siemens AG« für weltweit 24 Produktionsstätten (vgl. Hack 1998). Neue 
Formen der Koordination und Kontrolle greifen auf der Ebene der Be- 
schäftigten. Mit den Mitteln der modernen IuK-Technologie ist bei Sie- 
mens (wie bei anderen Unternehmen, vgl. die 'Skills'-Datenbank von SNI) 
ein internes Netzwerk der Kompetenzen aufgebaut worden, das Fachleute 
zu allen Technikthemen erfassen und diesen Wissenspool weltweit verfüg- 
bar machen soll. »Mitarbeiter geben ihr Kompetenzprofil ins Intranet ein 
und ermöglichen es dadurch anderen, schnell und zielgerichtet die besten 
Partner für ein Projekt zu finden« (Siemens: Geschäftsbericht 1997, 15f). 
Internationale Arbeitsteilung erfolgt somit nicht mehr nur als Zusammen- 
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wirken von Organisationseinheiten wie Laboratorien, Produktions- und 
Vertriebsstätten, sondern zunehmend als unmittelbare Kooperation von 
Menschen über Landesgrenzen hinweg. Im Rahmen von Projekten oder 
Weiterbildungsmaßnahmen sind Personalrekrutierung und -austausch auf 
nahezu allen Ebenen Routine geworden. Vor allem in Entwicklungsprojek- 
ten ergeben sich dabei vielfältige Chancen multikultureller und transdis- 
ziplinärer Zusammenarbeit. Gerade für die Software-Entwickler scheint die 
Tendenz zur globalen Flexibilität aber auch sehr negative Implikationen zu 
haben. Kennzeichnend für die Globalisierung sind die verbindlichen 
Rückwirkungen auf die Metropolenländer: »Der globalisierte Kapitalmarkt 
ist jetzt an jedem Arbeitsplatz zu spüren«, so Heinz Hawreliuk, Arbeitneh- 
mervertreter im Aufsichtsrat von Siemens (Wirtschaftswoche 10.9. 1998, 
53). Wie in der Branche üblich, ist man auch im Entwicklungszentrum von 
SNI in München dazu übergegangen, die Software »rund um die Uhr und 
rund um den Globus« zu entwickeln. Während man früher, wenn ein Pro- 
jekt abgeschlossen war, Zeit zum Nacharbeiten und Zeit für Lernphasen 
hatte, folge heute Projekt auf Projekt. Moniert werde vor allem, daß man 
sich unter dem Zeitdruck oft »mit achtzig Prozent des Erreichbaren zu- 
friedengeben müsse. Eine gewisse Beliebigkeit habe Einzug gehalten nach 
dem Motto: 'Mach was du willst, aber sei profitabel'« (Leitschuh-Fecht 
1997). Im Entwicklungszentrum von SNI in München sind 75% der Be- 
schäftigten junge Singles. Viele von ihnen gehen davon aus, daß sie ihren 
Job nur ein paar Jahre durchhalten können, da er »so brutal« sei, daß er 
»psychisch nur für kurze Zeit« auszuhalten sei. (Globaler Dialog der Kultu- 
ren 1996, 33ff). Besondere Probleme ergeben sich für die neuen Formen 
der »den Globus umfassenden Arbeitsprozesse«. Wiederum mit Bezug auf 
SNI heißt es, daß bei Telearbeit z.B. die Teile einer Aufgabe nicht einfach 
an verschiedenen Orten der Welt bearbeitet und anschließend zusammen- 
gefügt werden, »sondern die Aufgabe wird als Bearbeitungsprozeß zeitlich 
geteilt. So wird z.B. morgens 8 Stunden im Land A an der Aufgabe ge- 
arbeitet, anschließend erfolgt die Weitergabe per Satellit an Kollegen im 
Land B, dann an Land C und schließlich wieder an Land A.« Nahezu un- 
vorbereitet müßten die Beschäftigten mit ganz neuartigen Problemen fer- 
tigwerden, wie dem Verlust der »Einbindung des einzelnen in das soziale 
Umfeld einer engagierten Arbeitsgruppe« oder mit der weitgehenden »Ent- 
kopplung des Leistungsträgers von seiner Leistung« (ebd., 49f). 


5. Multilaterale Architektur für die Globalisierung 


Entgegen den neoliberalen Vorstellungen sind die transnationalen Konzer- 
ne längst zu koordinierten Formen der Durchsetzung ihrer Interessen über- 
gegangen. Bereits bei der Konzipierung und Umsetzung der Techno- 
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logiepolitik der EU spielten die Kooperationen zwischen supranationalen 
Organisationen und den multinationalen Unternehmen eine erhebliche Rol- 
le (Dunning, Robson 1988; Freeman, Sharp et al. 1991; Hack 1998). Als 
Versuch der »klammheimlichen Übertragung politischer Rechte und politi- 
scher Macht an die Multis« (Bunzenthal 1998; vgl. Wallach 1998) sind die 
seit 1995 laufenden — von der OECD unterstützten — Bemühungen um ein 
Multilaterales Abkommen für Investitionen (MAI) charakterisiert worden, 
die allerdings mittlerweile eingefroren wurden, nachdem vor allem die 
USA und Frankreich ihre nationalen Interessen nicht mehr gewährleistet 
sahen. Ende September 1998 erfolgte in Genf ein neuer Anlauf, für die 
Globalisierungsprozesse so etwas wie eine »multilaterale Architektur« zu 
konstruieren. Initiiert wurde die Initiative von H. Maucher (Nestle), dem 
amtierenden Präsidenten der Internationalen Handelskammer (ICC) — der 
Dachorganisation von 130 nationalen Handelskammern und mehreren tau- 
send Unternehmen (Zumach 1998). Zu den 450 Teilnehmern der Veranstal- 
tung gehörten Vertreter der Welthandelsorganisation (WTO), der Europäi- 
schen Kommission etc.; der UNO-Generalsekretär war per Satellit zuge- 
schaltet. Die Vorstandsvorsitzenden von Unilever und Siemens forderten 
»neue Regeln zur Lenkung des weltweiten Marktes«. ” 

Jedenfalls war im Herbst 1998 unübersehbar geworden, daß die global a- 
gierenden Industriekonzerne von den Finanzspekulationen, Währungstur- 
bulenzen und Rating-Agenturen genau so eingeschnürt werden wie die po- 
litischen Institutionen. Neben den Nationalstaaten, den supranationalen Or- 
ganisationen (EU, UNCTAD, OECD, WTO, ILO etc.) und den NGOs sind 
auch die großen Industriekonzerne zunehmend an der Konstruktion eines 
globalen Regelwerkes der Globalisierung interessiert. 

Weitere Ansatzpunkte für ein angemessenes Verständnis der Globalisie- 
rung als Konstruktionsprozeß ergeben sich aus dem gesellschaftlichen 
Kontext von Unternehmensorganisationen. Unter der Perspektive der Cor- 
porate Governance (»Leitungsmacht«) hat die OECD zwar nachdrücklich 
die Sonderrolle der Unternehmen als Haupttriebkräfte der langfristigen 
Gewinnerwirtschaftung und der Wertschöpfung betont und eine Zurückhal- 
tung der Staaten verlangt. Aber selbst in dieser Perspektive wird einge- 
räumt, daß der langfristige Erfolg nicht nur am »shareholder value« ori- 
entiert sein kann: 

»Als Träger relativ dauerhafter Beziehungen bilden Unternehmen auch ein gesellschaftliches 
Geflecht. Langzeitkooperation und die sich daraus ergebenden gegenseitigen Abhängigkeiten 


zwischen Eigentümern, Geschäftsleitung, Mitarbeitern, Lieferanten, Abnehmern, kommuna- 
len Lebensgemeinschaften usw. schaffen Verständnis, Loyalitäten und Erwartungen, die über 


13 »Konzernleiter wollen Globalisierung lenken«, in: SZ 24.9.1998; siehe auch »Konzerne 
wollen mehr multilaterale Regeln für Globalisierung« FAZ 24.9.1998; »Breite Koalition 
will Globalisierung bändigen« Handelsblatt 24.9.1998; Zumach 1998. 
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reine Marktmechanismen hinausgehen.« (Albert u.a. 1998, 32) 


In der Gegenperspektive heißt das, daß die Strukturen der Globalisierung 
aus einem komplexen Geflecht von gesellschaftlichen Organisationen mit 
einer Vielfalt von Interessen bestehen. Es gibt keinen Grund, die Hand- 
lungsspielräume, die mit der Globalisierung verbunden sind, den ökonomi- 
schen Interessen und den interessierten Ökonomen zu überlassen. 
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Konzentration und industrielle Organisation 
Das Beispiel der Chemie- und Pharmaindustrie 


Die Industriesoziologie hat in den letzten Jahren versucht, ihre Fixierung 
auf den einzelnen Betrieb zu überwinden und sich betriebsübergreifenden 
Prozessen »systemischer Rationalisierung« (Altmann u.a. 1986; Bergster- 
mann/Brandherm-Böhmker 1990) zu öffnen, die nicht nur einzelne Unter- 
nehmen, sondern »Unternehmensnetzwerke« oder »industrielle Komplexe« 
(Ruigrok/Van Tulder 1995) umfassen und die in der Krise des Fordismus 
an Bedeutung gewonnen haben. Dennoch werden selten systematisch die 
Konkurrenzbeziehungen innerhalb von Branchen und zwischen ihnen the- 
matisiert, ohne die die Restrukturierung einzelner Unternehmen, Unter- 
nehmensnetzwerke oder industrieller Komplexe letztlich nicht zu begreifen 
ist. In diesem Kontext ist auch die branchenspezifische Analyse von Konzen- 
trationsprozessen unerläßlich, da diese die Konkurrenzverhältnisse zwi- 
schen den Unternehmen permanent verändern. Die Analyse der Intra- und 
Interbranchenkonkurrenz stellt unseres Erachtens ein wichtiges Bindeglied 
dar zwischen industriesoziologisch orientierten Arbeiten zur industriellen 
Restrukturierung und Analysen der Transformation kapitalistischer Ver- 
hältnisse, die eher auf der Makroebene angesiedelt sind, wie sie etwa von 
Vertretern des Regulationsansatzes bekannt sind. Sie könnte damit zur Ü- 
berwindung des heute spürbaren gesellschaftstheoretischen Defizits der In- 
dustriesoziologie beitragen. Zudem kann eine Betrachtung des Konzentra- 
tionsprozesses des Kapitals einer zunehmend verbreiteten Sichtweise ent- 
gegenwirken, derzufolge die aktuelle organisatorische Dezentralisierung 


1 Es ist analytisch sinnvoll, wie Marx zwischen der Konzentration und der Zentralisation 
des Kapitals zu unterscheiden. Der Begriff der Konzentration bezeichnet dabei das — un- 
gleichmäßige — Wachstum der Kapitale im Akkumulationsprozeß, also die Tatsache, daß 
sich in den Händen der Kapitaleigentümer immer größere Kapitalmassen konzentrieren. 
Im Unterschied dazu bezeichnet der Begriff der Zentralisation die Vernichtung oder Um- 
verteilung bereits gebildeter Kapitale in der Konkurrenz, wobei Einzelkapitale ihre Selb- 
ständigkeit verlieren und sich in den Händen einer immer geringeren Zahl von Eigentü- 
mern konzentrieren (vgl. MEW 23, 653ff.). Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung 
sprechen wir hier zum Teil zusammenfassend nur von Konzentrationsprozessen und fol- 
gen damit dem üblichen Sprachgebrauch. 
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und Desintegration bis dahin vertikal und horizontal integrierter Großun- 
ternehmen generell mit einer größeren Teilhabe der kleinen und mittleren 
Unternehmen am produzierten Mehrwert oder gar mit einer größeren Auto- 
nomie der lohnabhängig Beschäftigten einhergeht.” 

Im folgenden möchten wir die Prozesse der Konzentration und Zentralisa- 
tion des Kapitals und der industriellen Restrukturierung exemplarisch für 
die Chemie- und Pharmaindustrie skizzieren. Der Fall der Chemischen In- 
dustrie ist in mehrerer Hinsicht bedeutsam. Erstens hatte sie in der fordisti- 
schen Ära neben der Automobilindustrie die höchsten Wachstumsraten zu 
verzeichnen und wird daher oftmals als eine Schlüsselindustrie des Nach- 
kriegskapitalismus angesehen. Die Krise des fordistischen Wachstumsmo- 
dells wiederum ist die Ursache für die gegenwärtig zu beobachtenden 
Strukturveränderungen in der Chemischen Industrie in Richtung auf eine 
zunehmende Ausdifferenzierung der Branche und eine Spezialisierung der 
Unternehmen. Diese Strukturveränderungen gehen mit einer Krise des Pa- 
radigmas der synthetisch-organischen Chemie bzw. Petrochemie und der 
traditionellen Verbundproduktion sowie der daran gebundenen Formen der 
Unternehmensorganisation und der industriellen Beziehungen einher. 
Zweitens ist die Chemische Industrie interessant, weil sie heute das Haupt- 
anwendungsfeld der neuen Bio- bzw. Gentechnologie darstellt, die als eine 
mögliche Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhunderts gilt. Die hohen Ge- 
winnerwartungen im Bereich der sogenannten »life sciences«-Industrie 
(Pharma, Pflanzenproduktion, Tierproduktion) haben dazu geführt, daß 
sich zahlreiche Chemiekonzerne auf diesen Sektor spezialisiert haben, der 
sich mehr und mehr von der Petrochemischen Industrie abkoppelt und zu 
einer eigenständigen Branche entwickelt. Die intensivierte Konkurrenz um 
die Erschließung biotechnologischer Innovationen geht seit Ende der 80er 
Jahre mit einem neuen Schub der Konzentration und Zentralisation des Ka- 


2 Diese Auffassung hat sich vor allem im Anschluß an die Arbeit von Piore und Sabel 
(1985) über die flexible Spezialisierung verbreitet. 

3 Unter der Biotechnologie verstehen wir hier im Anschluß an Dolata (1996, 15f.) allge- 
mein Methoden zur »Herstellung bzw. Isolation von Naturprodukten, Lebensmitteln, Me- 
dikamenten oder seltenen Chemikalien mit Hilfe von Mikroorganismen (v.a. Bakterien 
und Pilzen), in den letzten Jahrzehnten in zunehmendem Maße auch mittels pflanzlicher 
oder tierischer Zellkulturen, deren biologische Eigenschaften technisch genutzt werden.« 
Als Gentechnologie bezeichnen wir »die Gesamtheit der Methoden zur Charakterisierung 
und Isolierung von genetischem Material, zur Bildung neuer Kombinationen genetischen 
Materials sowie zur Wiedereinführung und Vermehrung des neukombinierten Erbmateri- 
als in anderer biologischer Umgebung« (Catenhusen/Neumeister 1987, 7; zit. nach Dolata 
1996, 17). Die klassische Biotechnologie, die etwa bei der Produktion von Brot, Käse, 
Bier oder Wein angewendet wurde, und die moderne Biotechnologie, die auf dem Einsatz 
der Fermentationstechnik bei der Produktion von Antibiotika und Impfstoffen beruht, 
blieben an die Artgrenzen gebunden. Mit der neuen Biotechnologie, zu der neben der 
Gentechnologie die Zellfusionstechniken zählen, wird es möglich, diese zu überschreiten 
(vgl. Oakey et al. 1990, 5ff., Dolata 1996, 15ff.). 
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pitals einher. Die Spekulation auf hohe Gewinne hat auch zu einem enor- 
men, durch institutionelle Anleger vermittelten Zufluß an Geldkapital gera- 
de im Pharmabereich geführt und drückt sich in einem hohen Börsenkurs 
von Pharmaaktien aus. 

Drittens bietet sich die seit langem hochgradig internationalisierte Chemi- 
sche Industrie an, um Globalisierungsprozesse zu studieren. Der Globali- 
sierungsprozeß ist, so unsere These, nicht zuletzt ein transnationaler 
Zentralisationsprozeß des Kapitals. Bevor wir diese hier nur angerissenen 
Zusammenhänge genauer darstellen, ist es notwendig, auf einige allgemei- 
ne Probleme bei der Konzeptualisierung und Analyse der Konzentration 
und Zentralisation des Kapitals einzugehen. 


1. Probleme der Konzentrationsanalyse 


Die Frage nach der Konzentration und Zentralisation des Kapitals ist seit 
jeher verbunden mit der Analyse der Reichweite ökonomischer Macht ein- 
zelner Kapitale oder Kapitalgruppen. Diese ökonomische Macht bezieht 
sich sowohl auf die Struktur und Gestaltung einzelner Absatzmärkte als 
auch auf die Herrschaft über einen Teil der Lohnabhängigen sowie die 
Einflußmöglichkeiten auf die staatliche Regulierung der Mehrwertproduk- 
tion und -verteilung. Während sich die klassische oder neoklassische Wirt- 
schaftswissenschaft und ein Teil der bürgerlichen Staatsapparate wie etwa 
die sog. Monopolkommission allein mit dem ersten Aspekt ökonomischer 
Macht im Namen der Wettbewerbssicherung auseinandersetzen, thema- 
tisieren alternative Ansätze vorwiegend marxistischer Provenienz mit un- 
terschiedlicher Ausrichtung insbesondere den sozialen und politischen Ge- 
halt der Konzentration und Zentralisation des Kapitals. An letztere läßt sich 
für eine aktuelle Analyse der industriellen Restrukturierung einzelner Un- 
ternehmen und Branchen durchaus anknüpfen, vorausgesetzt man begreift 
die zu beobachtenden Prozesse der Kapitalkonzentration und -zentralisa- 
tion nicht als Ergebnisse eherner Gesetzmäßigkeiten der Kapitalakkumula- 
tion oder als linear zunehmende Machtzusammenballung in den Händen 
weniger Akteure, sondern als einen Bestandteil der Auseinandersetzung um 
die historisch konkrete Gestaltung kapitalistischer Wertschöpfungsketten 
und um die Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums zwischen den 
Klassen und Klassenfraktionen. 

Umstritten waren unter Marxisten der Zusammenhang zwischen der Kon- 
zentration und Zentralisation des Kapitals und der Monopolisierung sowie 
die daraus resultierenden politischen und ökonomischen Konsequenzen. 
Empirische Studien haben gezeigt, daß ein positiver Zusammenhang zwi- 
schen Unternehmensgröße, Konzentrationsgrad und monopolistischer 
Preissetzung sowie damit zusammenhängenden Profitratendifferenzen 
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schwierig nachzuweisen ist (vgl. Saß 1975, Saß 1978, Semmler 1980, 
Semmler 1984; zu gegenläufigen Ergebnissen kamen z.B. Fliesshard u.a. 
1977). Folgt man diesen Befunden, so ist die Profitabilität in hochkonzent- 
rierten Branchen nicht unbedingt höher als in gering konzentrierten. Dies 
hat damit zu tun, daß eine abnehmende Anzahl von Unternehmen in einer 
Branche nicht unbedingt zu verminderter Konkurrenz führt. Ebensowenig 
sind Großunternehmen signifikant profitabler als Kleinunternehmen. Die 
Arbeitsproduktivität ist in Großunternehmen nicht durchgängig höher als in 
Kleinunternehmen, dafür aber das Lohnniveau. Daraus resultiert zum Teil 
sogar ein negativer Zusammenhang zwischen Unternehmensgröße und Pro- 
fitabilität. Mobilitätsbarrieren und Monopolstellungen mögen in vielen Fäl- 
len existieren, heben jedoch die Konkurrenz innerhalb der Branchen und 
zwischen ihnen nicht auf und sind nicht unbedingt von Dauer. 

Trotzdem ist unstrittig, daß Großunternehmen in vieler Hinsicht mächtiger 
sind als Kleinunternehmen. Die Macht großer Unternehmen, die sich z.B. 
auch in ihren besseren Finanzierungsmöglichkeiten und in ihrer politischen 
Repräsentation ausdrückt, darf jedoch nicht einfach mit Marktmacht und 
Monopolmacht gleichgesetzt werden. Es ist eine Macht, die primär aus der 
Verfügung über große Kapitalmassen, über die Zwecke und Formen des 
Einsatzes der Produktionsmittel im Produktionsprozeß resultiert (Semmler 
1980, 255ff.). 

Die empirische Analyse der Konzentration und Zentralisation des Kapitals 
und der damit verbundenen Machtverhältnisse stößt auf gravierende Prob- 
leme und kann sich nicht ausschließlich an den gängigen Konzentrations- 
maßen orientieren. So hängt z.B. die Messung des Anteils der 3, 6, 10 oder 
X größten Unternehmen am Umsatz oder den Beschäftigten einer Branche 
entscheidend von der Definition der Branchengrenzen und dem zugrunde- 
gelegten (nationalen, supranationalen oder globalen) Raum ab. Damit steht 
und fällt die Aussagekraft derartiger Konzentrationsmaße. Ganz zu schwei- 
gen von den vielfältigen methodischen Problemen, die unter anderem aus 
den kaum kontrollierbaren Informationen der Unternehmen resultieren.“ 
Fragwürdig sind zu einem großen Teil auch die desöfteren angefertigten 
Studien über die Kapitalverflechtungen in einem Land oder einer Branche 
(vgl. z.B. die Hauptgutachten der Monopolkommission 1975ff.; Ziegler 
1984; Windolf/ Beyer 1995). In ihnen wird überwiegend ein formalisti- 
sches Bild der Kapitalbeziehungen konstruiert, bei dem nicht nur die In- 
formationsbasis problematisch ist, sondern vor allem auch die Frage nach 


4 Auch die im folgenden aus verschiedenen Quellen herangezogenen empirischen Informa- 
tionen können zweifellos nur eine grobe Illustration der Entwicklung in der Chemie- und 
Pharmaindustrie liefern, da sie weitgehend abstrakt und oberflächlich bleiben. Genauere 
Erkenntnisse ließen sich im Anschluß daran u.E. insbesondere durch Einzelfallstudien 
von Unternehmen und Produktmärkten gewinnen. 
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den konkreten Wirkungsweisen und Funktionen der Verflechtungsstruktu- 
ren offen bleibt. 

Aus diesen vielfältigen methodischen Schwierigkeiten sollte jedoch nicht 
der Schluß gezogen werden, die Entwicklung der Konzentration und Zent- 
ralisation des Kapitals bei der Bestimmung sozioökonomischer Machtver- 
hältnisse auszuklammern. Genau dies geschieht aber bei den meisten der 
heutzutage vorwiegend institutionalistisch und transaktionskostentheore- 
tisch angeleiteten Untersuchungen über die Entwicklung der Konkurrenz- 
und Kooperationsverhältnisse von Unternehmen (vgl. z.B. Picot u.a. 1996; 
Powell 1990; 1996). 

Aussagen über Konzentrations- und Zentralisationsprozesse können unse- 
res Erachtens nur auf der Basis differenzierter Branchenanalysen gemacht 
werden. Die Branche ist die gemeinsame Arena von Kapitalen, die die 
gleiche Art von Waren produzieren und die unter dem Druck der gleichen, 
gesellschaftlich dominanten Produktionsbedingungen operieren. Die Bran- 
che kann also definiert werden als der ökonomische Raum, der durch Kapi- 
tale gebildet wird, die den gleichen Produktions- und Tauschnormen unter- 
liegen. Der Begriff der Produktionsnorm bezeichnet dabei eine strukturelle 
Form der Regulation des Verhältnisses zwischen der materiell-stofflichen 
Dimension und der Wertdimension des Produktionsprozesses. Er steht für 
spezifische Zusammenhänge von technologischen Paradigmen, Typen des 
Arbeitsprozesses und Formen der Unternehmensorganisation. Die Produk- 
tionspreise ergeben sich auf der Basis der branchenspezifischen Produkti- 
onsnormen. Der Begriff der Tauschnorm verweist auf die politische Kon- 
stitution von Märkten für die Produkte einer Branche, in die sowohl staatli- 
che Regulierungen auf nationaler und supranationaler Ebene als auch die 
historisch-konkreten Formen des gesellschaftlichen Konsums eingehen. 
Darüber hinaus ist die Bestimmung von Konzentrationsprozessen entlang 
von Branchengrenzen auch damit zu begründen, daß wesentliche struktu- 
relle Formen der Regulation des fundamentalen Klassenantagonismus der 
kapitalistischen Produktionsweise auf Branchenebene ausgebildet werden. 
So organisieren sich Unternehmerverbände und Gewerkschaften zumeist 
auf Branchenebene und führen hier ihre Kollektivverhandlungen (vgl. 
Aglietta 1979, 289ff.). 

Die empirische Bestimmung von Branchengrenzen steht vor dem Problem, 
daß sich Produktions- und Zirkulationsverhältnisse unterschiedlich entwi- 
ckeln können. So ist z.B. die Chemische Industrie weithin durch Kuppel- 
und Verbundproduktion gekennzeichnet. Außerdem gibt es in Deutschland 
einen Tarifvertrag für die gesamte Chemische Industrie. Diese Indizien 
sprechen dafür, daß es Sinn macht, die Chemische Industrie insgesamt als 
eine Branche zu betrachten. Andererseits produzieren die Unternehmen der 
Chemischen Industrie eine Fülle unterschiedlicher Produkte, die auch un- 
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terschiedlichen Produktions- und Marktbedingungen unterliegen. Von da- 
her könnte man die Chemische Industrie auch als ein Bündel mehrerer 
Branchen auffassen. Dieses Abgrenzungsproblem ist keine rein akademi- 
sche Frage, vielmehr gibt es, wie im folgenden zu zeigen ist, Anzeichen für 
eine reale Verschiebung von Branchengrenzen, die mit der Entwicklung 
der Produktions- und Tauschnormen zusammenhängt. 


2. Die fordistische Ära: Petrochemisches Paradigma, 
vertikale und horizontale Integration 


Die Phase fordistischer Nachkriegsprosperität in der Chemischen Industrie 
war insbesondere in der Bundesrepublik durch eine Form der Konzentrati- 
on des Kapitals gekennzeichnet, die vorwiegend mit der Nutzung der eco- 
nomies of scale einer möglichst kontinuierlichen Massenproduktion von 
Industriechemikalien zusammenhing. Die optimale Mindestgröße der Pro- 
duktionsanlagen bedingte dabei eine überdurchschnittlich hohe Kapitalin- 
tensität, die ebenso wie das historisch akkumulierte Produktions-Know- 
how eine Eintrittsbarriere für neue Kapitale darstellte. Kennzeichnend für 
die Chemische Industrie war eine komplexe Kuppel- und Verbundproduk- 
tion, die allerdings bis zu einem gewissen Grade unterschiedlich organi- 
sierbar war, da im Laufe der Zeit häufig mehrere alternative Verfahren zur 
Herstellung eines Produkts entwickelt wurden. 

Was die Produktgruppen angeht, so waren in erster Linie synthetische Fa- 
sern, Kunststoffe, Farben und Lacke sowie Agrochemikalien die Wachs- 
tumsträger, für die eine große und stetig zunehmende Nachfrage zu ver- 
zeichnen war. Ihre Herstellung erfolgte in schnell wachsendem Maße auf 
der Basis von Mineralöl. Vor allem die produktionstechnischen Vorausset- 
zungen für eine Weiterverarbeitung von Naphtha, dem zentralen Vorpro- 
dukt der Petrochemischen Industrie, das bei der Raffinierung von Mineralöl 
entsteht, begünstigten große Anlagen, für deren Errichtung ein relativ gro- 
Bes Investitionsvolumen eingesetzt werden mußte. Dies hatte wiederum zur 
Folge, daß die Herstellung petrochemischer Grundstoffe in Deutschland 
nach dem Zweiten Weltkrieg von den großen multinationalen Mineralöl- 
konzernen und von den etablierten Großunternehmen der Chemischen In- 
dustrie — den IG Farben-Nachfolgern BASF, Bayer und Hoechst sowie der 
VEBA AG und der Chemische Werke Hüls AG (die 1978 von der VEBA 
AG übernommen wurde) — beherrscht wurde (vgl. Monopolkommission 
1982; Dirrheimer u.a. 1981). 

Im Zusammenhang mit der in den 50er Jahren forcierten Umstellung der 
Rohstoffgrundlage von Kohle auf Mineralöl stellte sich das Problem der 
Sicherung der Rohstoffversorgung für die deutschen Chemiekonzerne auf 
neue Weise. Konfrontiert mit den mächtigen Mineralölkonzernen und den 


Konzentration und industrielle Organisation in der Chemie- und Pharmaindustrie 625 


internationalen, insbesondere US-amerikanischen Chemiekonzernen, die in 
der Petrochemie zunächst einen erheblichen Vorsprung hatten, verfolgten 
BASF, Bayer, Hoechst und Hüls/ Veba mit unterschiedlicher Intensität die 
Strategie der vertikalen Rückwärtsintegration. So setzte etwa die Veba AG 
auf eine vergleichsweise starke vertikale Integration ihrer Geschäftsaktivi- 
täten im Chemie- und Mineralölsektor, die dazu führte, daß dieser Konzern 
in den 70er Jahren auf allen Produktionsstufen von der Exploration und 
Förderung des Erdöls über den Pipelinetransport, die Rohölverarbeitung, 
die Vermarktung von Mineralölprodukten bis in die Bereiche der Herstel- 
lung petrochemischer Grundstoffe und ihrer Derivate sowie chemischer 
Endprodukte aktiv war. Dabei wurde ein besonderer Schwerpunkt auf die 
Produktion organischer Grundstoffe gelegt. Die Bayer AG dagegen kon- 
zentrierte sich mehr auf den Bereich chemischer Endprodukte und be- 
schränkte sich im Bereich der Mineralölwirtschaft weitgehend auf die Si- 
cherstellung der Rohstofflieferungen durch ein 1957 zusammen mit der 
deutschen Tochtergesellschaft von British Petroleum (BP) gegründetes 
Gemeinschaftsunternehmen. Die Hoechst AG baute zunächst eine eigene 
Rohölverarbeitung auf, versuchte dann aber vor allem, Mineralölgesell- 
schaften durch langfristige Abnahmeverträge dazu zu bewegen, Raffinerien 
in der Nähe der großen Hoechst-Standorte zu bauen. Später verlor die 
räumliche Nähe der Raffinerien durch den von mehreren Unternehmen ge- 
meinschaftlich betriebenen Aufbau großräumiger Pipelinesysteme an Be- 
deutung. Die langfristigen Lieferverträge der Hoechst AG mit Rohstoffzu- 
lieferern wurden 1975 durch die Übernahme eines 25%igen Anteils an dem 
in der Erdöl- und Braunkohleverarbeitung tätigen Unternehmen U.K. Wes- 
seling ergänzt, der aber 1983 an RWE-DEA abgegeben wurde. Die BASF 
AG, die 1953 zusammen mit der Deutschen Shell AG die Rheinischen Ole- 
finwerke GmbH gründete, dehnte ihr eigenes Geschäft in der Folgezeit er- 
heblich stärker als die anderen beiden IG Farben-Nachfolger in den Mine- 
ralölsektor aus. Mit der Übernahme der Wintershall AG im Jahr 1969 wur- 
de BASF zu einem vertikal vollständig integrierten Konzern, dessen Akti- 
vitäten von der Erdölexploration bis hin zur Herstellung chemischer End- 
produkte reichten (vgl. Teltschik 1992; Monopolkommission 1982; Struve 
1982; Richter 1982; Dirrheimer u.a. 1981). 

Mit dem starken Wachstum des Marktes für petrochemische und Mineral- 
ölprodukte in den 60er Jahren stieg die Anzahl der Unternehmen, die auf 
den einzelnen Produktionsstufen der Mineralöl- und Petrochemischen In- 
dustrie in der BRD tätig waren (vgl. Dirrheimer u.a. 1981, 62ff.). Es wäre 
jedoch verfehlt, aus dieser Tatsache auf eine insgesamt rückläufige Zentra- 
lisation des Kapitals zu schließen. Denn bei den Neuzugängen in den ein- 
zelnen Produktionsstufen handelte es sich im wesentlichen um große, mul- 
tinationale Konzerne, die auch vorher schon in bestimmten Segmenten der 
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Branche tätig waren und nun ihr Engagement auf andere Segmente aus- 
dehnten und sich vertikal integrierten. 

Insgesamt war der Konzentrationsgrad in der petrochemischen Grundstoff- 
produktion höher als in der Produktion hochveredelter Produkte: Bei der 
Herstellung chemischer Grundstoffe und ihrer anschließenden Weiterver- 
arbeitung lag der Anteil der drei jeweils umsatzstärksten Unternehmen 
1973 in der BRD bei 49% des Gesamtumsatzes, während ihr Anteil am ge- 
samten Umsatz der Chemischen Industrie nur bei 27,5% lag. Der Anteil der 
sechs umsatzstärksten Unternehmen lag 1973 bei 37,9% bezogen auf den 
gesamten Chemieumsatz und bei 62,3% im Bereich der Produktion und 
Weiterverarbeitung petrochemischer Grundstoffe (Monopolkommission 
1976). 

Zu berücksichtigen ist hier, daß die Zentralisation des Kapitals und die 
Monopolisierung auf der Basis dieser Zahlen insgesamt systematisch unter- 
schätzt werden. Denn eigentlich gibt es keinen Markt für petrochemische 
Grundstoffe oder für chemische Produkte im Allgemeinen, sondern nur 
Märkte für einzelne Produkte. Obwohl für konkrete Produktmärkte keine 
umfassenden Zahlen vorliegen, ist es klar, daß der nach Marktanteilen ge- 
messene Zentralisationsgrad aufgrund der Spezialisierung von Unterneh- 
men für einzelne Produkte wesentlich höher ist.” 

Kennzeichnend für die deutsche Großchemie war in der fordistischen Phase 
eine diversifizierte Geschäftsfeldstrategie, die je nach Unternehmen und in 
den einzelnen Sparten in unterschiedlichem Ausmaß mit Prozessen der 
Konzentration und Zentralisation des Kapitals auf horizontaler und vertika- 
ler Ebene verbunden war. Auf diese Weise gelang es BASF, Bayer und 
Hoechst in den 70er Jahren, zu den gemessen am Umsatz weltweit größten 
Chemieunternehmen zu werden. Ihre Produktpalette und ihre Fertigungstie- 
fe war größer als die der großen amerikanischen Chemiekonzerne (Hof- 
mann 1975, 60; Teltschik 1992, 252). An dieser lange Zeit erfolgreichen 
Diversifikationsstrategie im organisatorisch integrierten Konzernverbund 
hielten die deutschen Großunternehmen in dieser Branche bis Anfang der 
90er Jahre weitgehend fest. 

Die Herstellung pharmazeutischer Produkte war dabei für die deutschen 
Großunternehmen der Chemischen Industrie bis in die 70er Jahre hinein 
nur eines von vielen Geschäftsfeldern und umfaßte zu Beginn der 70er Jah- 
re bei Bayer und Hoechst rund 11 bis 13% des Gesamtumsatzes, bei BASF 


5 Um ein Beispiel zu geben: Der gemeinsame Marktanteil von BASF und Bayer bei petro- 
chemischen »Endprodukten« in der BRD lag 1973 bei 38%. Bei den Polyurethan-Grund- 
produkten, die zu dieser Gruppe der petrochemischen »Endprodukte« gehören, lag ihr 
Marktanteil jedoch bei 80% (Der Spiegel vom 5.3.1973, S.94, zit. nach Dirrheimer u.a. 
1981, 94). 
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nur rund 1%. Dementsprechend ermöglichte die von den IG Farben- 
Nachfolgern verfolgte Diversifikationspolitik es inländischen mittleren und 
kleineren Unternehmen sowie ausländischen Großunternehmen mit Schwer- 
punkt im Pharmabereich, hierzulande auf diesem Feld fortlaufend Markt- 
anteile zu gewinnen. So ging der Anteil der 5 (bzw. 10) umsatzstärksten 
Hersteller unter Berücksichtigung Konzernmäßiger Verbindungen auf dem 
Markt der öffentlichen Apotheken in der Bundesrepublik von 1975 bis 
1994 recht kontinuierlich von 27,4 % (bzw. 44,6%) auf 19,0% (bzw. 
31,8%) zurück. (BPI 1996) Der Anteil ausländischer Unternehmen und ih- 
rer deutschen Tochter- und Vertriebsgesellschaften am deutschen Apothe- 
kenmarkt lag 1996 bei knapp 50% des Umsatzes (BPI 1998). 


Mitte der 70er Jahre wurden die im Rahmen des fordistischen Akkumulati- 
onsregimes verfolgten Produktions- und Produktstrategien der chemischen 
Großunternehmen mit strukturellen Problemen konfrontiert, die zu einem 
deutlichen Rückgang der Wachstumsdynamik führten. Galten zunächst die 
starken Preissteigerungen für Erdöl als krisenbestimmender Faktor, wurde 
bald deutlich, daß in der Wachstumseuphorie der späten 60er Jahre erhebli- 
che Überkapazitäten aufgebaut worden waren, die unter den Bedingungen 
einer weltweit verschärften Konkurrenz und eines verringerten Wachstums 
der Nachfrage nach chemischen Vor- und Endprodukten in vielen Ge- 
schäftssegmenten nicht mehr ausgelastet werden konnten. Insbesondere im 
Kunststoff- und Faserbereich spitzte sich die Krise mit Massenentlassungen 
zu. Ein selektiver Kapazitätsabbau wurde vollzogen. Krisenverschärfend 
kam vor allem in Deutschland der gewachsene umwelt- und gesundheitspo- 
litische Protest hinzu, der aus heutiger Perspektive zwar durchaus in weiten 
Bereichen zu einer wettbewerbsdienlichen Modernisierung der Produkti- 
onsanlagen und Produkte beigetragen hat, zunächst jedoch mit erheblichen 
Kostensteigerungen verbunden war. 

Damit wurden auch die vorherrschenden fordistischen Produktionskonzep- 
te in der chemischen Großindustrie grundlegend in Frage gestellt, die pri- 
mär auf Produktivitätssteigerungen durch eine fortschreitende Ausweitung 
der economies of scale im Rahmen kontinuierlicher Prozesse der Stoffum- 
wandlung in großvolumigen, teilautomatisierten und technologisch teilwei- 
se miteinander verbundenen Betriebskomplexen basierten. Zunehmend 
wurde die Frage aufgeworfen, inwieweit und auf welche Weise die stark 
diversifizerten und vertikal integrierten Konzernstrukturen unter den Be- 


6 Auch nach Übernahme der Knoll AG in Ludwigshafen im Jahr 1975 erhöhte sich der 
Umsatzanteil der Pharmazeutika im BASF-Konzern zunächst nur auf 2-3%. 

7 Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate betrug im Zeitraum von 1973 bis 1982 nur 
noch 0,6% gegenüber einem jährlichen realen Wachstum von durchschnittlich 9,2% in 
dem Zeitraum von 1966 bis 1973 (Streck 1984, 19£.). 
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dingungen sich verändernder Produktions- und Tauschnormen rentable 
Produktionsstrukturen gewährleisten können (vgl. Streck 1984; Schumann 
u.a. 1994; Bathelt 1997). 

Die Reaktionen der großen Chemiekonzerne auf die Krise waren unter- 
schiedlich. Du Pont und Dow Chemical etwa verlegten sich auf die Rück- 
wärtsintegration. Du Pont kaufte 1981 die Continental Oil Company (Co- 
noco) für 7,8 Mrd. $ und verschaffte sich damit eine eigene Rohstoffbasis. 
Damit entfiel nun mit einem Schlag fast die Hälfte des Gesamtumsatzes 
von Du Pont auf den Energiesektor. Dow Chemical sicherte sich Kohle- 
vorkommen in der Nähe der eigenen petrochemischen Anlagen in Texas 
und beteiligte sich an einem Petrochemiekomplex in Saudi-Arabien. Um- 
gekehrt drangen die großen Mineralölkonzerne weiter auf dem Chemiesek- 
tor vor, wobei die an die Erdölraffination unmittelbar anschließenden pet- 
rochemischen Produktionsstufen zwar vorwiegend, aber nicht mehr aus- 
schließlich das Objekt ihrer Begierde waren. Auch Ammoniak, Düngemit- 
tel, Lösungsmittel, Weichmacher und selbst Spezialprodukte wie Pflanzen- 
schutzmittel, Duftstoffe und Proteine wurden von ihnen produziert. Die 
Ölkonzerne machten Mitte der 70er Jahre bereits 10-20% ihres Umsatzes 
im Chemiebereich (vgl. Teltschik 1992, 265f.). 

Die deutschen Großunternehmen der Chemischen Industrie versuchten, 
dieser verschärften Konkurrenz und den auftretenden Problemen der Kapi- 
talverwertung zunächst vor allem durch eine organisatorische und techno- 
logische Modernisierung und Flexibilisierung ihrer Produktion sowie durch 
eine Verringerung des Personals und der Lohnsteigerungen zu begegnen. 
Flankiert wurde dies durch weitere Beteiligungen und Übernahmen anderer 
diversifizierter Chemieunternehmen und Arrondierungen der Geschäftsfel- 
der, die zu einer Reduzierung des Anteils der Grundstoffproduktion und zu 
einer stärkeren Konzentration auf Spezialprodukte führten. So wurden etwa 
in den Bereich der neuen Werkstoffe für die Industrie große Hoffnungen 
gesetzt. Es gelang zunehmend, Kunststoffe maßzuschneidern und z.B. Me- 
talle zu substituieren. Das Vordringen der neuen Werkstoffe vollzog sich 
jedoch langsamer als erwartet und konnte keinen Boom auslösen, der mit 
dem Kunststoffboom der 50er/ 60er Jahre vergleichbar gewesen wäre. 
Trotz aller neuen Erfindungen im Gebiet der Hochleistungskunststoffe wird 
das Gros des Kunststoffgeschäfts immer noch mit den seit Jahrzehnten be- 
währten Kunststoffen gemacht. Symptomatisch ist hier etwa, daß die 
BASF, nachdem sie erst 1985 das Arbeitsgebiet der Hochleistungsver- 
bundwerkstoffe von der US-amerikanischen Firma Celanese übernommen 
hatte, im März 1992, also bei Herannahen der nächsten Rezession, be- 
kanntgab, sie werde sich ganz aus dem Geschäft zurückziehen (vgl. Telt- 
schik 1992, 289-300). 
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3. Nach dem Fordismus: Horizontale und 
vertikale Desintegration und Vernetzung 


Insgesamt bietet die Chemische Industrie in der Krise des Fordismus ein 
widersprüchliches Bild. Auf der einen Seite stoßen wir auf eine Fortsetzung 
der Tendenz zur vertikalen Integration, mit der die Unternehmen versu- 
chen, den Marktunsicherheiten zu begegnen. Auf der anderen Seite reagie- 
ren die Unternehmen auf die Verwertungsschwierigkeiten im Bereich der 
standardisierten Massenprodukte mit Spezialisierung. Ein zunehmender 
Anteil der Wertschöpfung entfällt auf Spezialprodukte. Je vermittelter der 
Bezug der einzelnen Produkte zur petrochemischen Basis der Chemiebran- 
che wird und je unterschiedlicher ihre Produktionsprozesse und Kosten- 
strukturen werden, desto mehr werden die technisch-ökonomischen Vortei- 
le der traditionellen Verbundproduktion relativiert und vermindert. 

Ein Vergleich der Produktionsnorm im Pharmabereich mit anderen Berei- 
chen der Chemieproduktion macht dies schlagend deutlich. Nur die unmit- 
telbare Produktion der Arzneimittelwirkstoffe ist in der Struktur von Ar- 
beit, Technik und Organisation mit anderen chemischen Produktionspro- 
zessen vergleichbar. Während aber in den traditionellen Chemiebereichen 
die Kostenstruktur in erster Linie durch das in den Anlagen für die Stoff- 
umwandlung vergegenständlichte fixe Kapital geprägt wurde, entfällt in der 
Pharmaindustrie darauf nur ein vergleichsweise geringer Anteil der Kosten. 
Zum einen spielt in der Pharmaindustrie die »Fertigung« (inklusive Verpa- 
ckung) eine größere Rolle, die von der Wirkstoffproduktion im engeren 
Sinne oft organisatorisch geschieden ist und vom Charakter des Arbeits- 
prozesses her eher mit Bereichen der Großserienproduktion als mit Berei- 
chen kontinuierlicher Produktionsprozesse vergleichbar ist. Zum anderen 
entfällt ein wesentlich größerer Teil der Beschäftigung und der Kosten in 
der Pharmaindustrie auf Forschung und Entwicklung sowie Marketing. 
Insofern ist es nicht überraschend, daß mit der Spezialisierung und der He- 
terogenisierung der Produktions- und Kostenstrukturen auch in der Chemi- 
schen Industrie eine Tendenz zur horizontalen und vertikalen Desintegrati- 
on einhergeht, wie sie für andere Branchen in den letzten Jahren häufiger 
diagnostiziert wurde (vgl. Wittke 1997; Sauer/Döhl 1997). Unternehmen 
versuchen, ihre Wertschöpfungsketten zu optimieren, und konzentrieren 
sich zunehmend auf »Kerngeschäfte«, um Spezialisierungsvorteile auszu- 
nutzen. Um die differenten Produktions- und Tauschnormen in den einzel- 
nen Segmenten der Chemischen Industrie herum konstituieren sich die 
Branchengrenzen neu. 


8 Dies schlägt sich in der Bundesrepublik unter anderem in verschärften Konflikten um die 
segmentübergreifende Regulation der Lohnverhältnisse im Rahmen eines Flächentarifver- 
trags nieder. 
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Es wäre falsch, die horizontale und vertikale Desintegration von Unter- 
nehmen als Gegentendenz zur zunehmenden Konzentration und Zentralisa- 
tion des Kapitals aufzufassen. Eine derartige Sichtweise beruht auf einem 
verkürzten, juridischen Verständnis des Verhältnisses von Kapitalkonzent- 
ration, Unternehmensorganisation und ökonomischer Macht. Die ökonomi- 
sche Macht, die aus der Verfügungsgewalt über ein bestimmtes Kapital re- 
sultiert, wird auch jenseits der rechtlichen Grenzen eines Unternehmens 
wirksam. Lösen sich horizontal und vertikal integrierte Unternehmens- 
konglomerate auf, so treten nicht einfach idealtypische, hierarchiefreie 
Marktbeziehungen an ihre Stelle. Es bilden sich vielmehr häufig netzwerk- 
artige Strukturen heraus, in denen fokale Unternehmen weiterhin mit unter- 
schiedlichen Mitteln ihre Macht geltend machen (vgl. Sauer/Döhl 1997; 
Ruigrok/Van Tulder 1995). Ob es sich um Kooperation auf der Basis von 
vertraglich geregelten Zuliefersystemen, um Forschungs- und Entwick- 
lungskooperationen oder um strategische Allianzen handelt: In den seltens- 
ten Fällen ist die »Vernetzung« rechtlich selbständiger Organisationseinhei- 
ten durch eine horizontale, symmetrische Machtverteilung gekennzeichnet. 
Die Auswirkungen unterschiedlicher Organisationsformen in bezug auf die 
Kapitalakkumulation müssen differenziert analysiert werden. So ermöglicht 
zum Beispiel die mit der vertikalen Desintegration einhergehende Neu- 
gestaltung von Zuliefer- und Subkontraktnetzwerken den fokalen Groß- 
unternehmen, die Risiken der Kapitalverwertung auf andere Unternehmen 
abzuwälzen, aber gleichzeitig überproportional an einer erfolgreichen Ka- 
pitalakkumulation des gesamten Netzwerks zu partizipieren. Zentral ist 
hierfür eine flexible Segmentierung des Lohnverhältnisses, die es erlaubt, 
insgesamt höhere Mehrwertraten zu erzielen. Dabei profitieren insbeson- 
dere die fokalen Unternehmen, indem sie sich Mehrwert aneignen, der in 
anderen Unternehmen der Wertschöpfungskette produziert wurde (vgl. Le- 
borgne/Lipietz 1994, 102ff., Sauer/Döhl 1994). Die strukturelle Kontrolle 
fokaler Unternehmen über rechtlich selbständige, jedoch ökonomisch ab- 
hängige Unternehmen kann sogar effektiver sein als die direkte Kontrolle 
im horizontal und vertikal integrierten Konzern, da in letzterem das Mana- 
gement von Tochterunternehmen durchaus einen gewissen Einfluß auf die 
Konzernmutter haben kann, der externen Zulieferern oder Abnehmern ab- 
geht (vgl. Ruigrok/ Van Tulder 1995, 83). 

Horizontale und vertikale Desintegration und Vernetzung führen nicht zu 
einem neuen one best way der postfordistischen Unternehmensorganisati- 
on. Es handelt sich hier auch nicht um eine generelle Abkehr von der hori- 
zontalen und vertikalen Integration. Während einerseits durch die Speziali- 
sierung einzelne Branchensegmente der Chemischen Industrie stärker aus- 
einandertreten, kommt es andererseits auch zu neuen Bewegungen der ho- 
rizontalen und vertikalen Integration, die die alten Branchengrenzen über- 
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schreiten: Chemiefaserproduzenten und Textilproduzenten schließen sich 
zusammen; im Zusammenhang mit der Nutzung der Gentechnologie über- 
nehmen Agrochemikalienhersteller nun auch die Saatgutproduktion. Alte 
Branchengrenzen lösen sich auf, während neue entstehen. 

Die Neuzusammensetzung der Branchen geht innerhalb der einzelnen 
Branchensegmente mit einer ausgeprägten Konzentrationswelle und mit 
vermehrten Kooperationen zwischen (ehemaligen) Konkurrenten, die etwa 
in Gemeinschaftsunternehmen Gestalt gewinnen, einher. Dies hängt nicht 
zuletzt eng mit dem Abbau von Handelsschranken und Kapitalverkehrs- 
kontrollen im Zuge der Globalisierung zusammen. Setzte sich der Welt- 
markt zuvor aus einer Reihe mehr oder minder abgeschotteter nationaler 
Teilmärkte zusammen, so treten nun vielfach transnationale Märkte mit 
kontinentaler oder auch globaler Dimension an deren Stelle. Die Konkur- 
renz auf den nationalen Teilmärkten verschärft sich, während gleichzeitig 
ein beschleunigter transnationaler Konzentrations- und Zentralisationspro- 
zeß des Kapitals einsetzt. Die hohen internationalen Direktinvestitionen der 
letzten Jahre sind Ausdruck dieses Konzentrations- und Zentralisationspro- 
zesses, da sie größtenteils nicht der Errichtung neuer, sondern der Über- 
nahme bestehender Produktionsstätten dienen. Dabei übersteigt auf dem 
Markt für Unternehmen die Nachfrage das Angebot. Zudem sind die zu 
zahlenden Preise für Unternehmensübernahmen im Zuge der finanzkapita- 
listischen Spekulationswelle in den letzten Jahren enorm angestiegen. Ein 
Bestandteil und Ergebnis dieser Entwicklung ist im Mineralöl-, Chemie- 
und vor allem im Pharmasektor eine bis heute kaum gebremste Spirale gro- 
ßer Übernahmen und Fusionen, die in vielen Fällen mit einer Desintegrati- 
on der betroffenen Unternehmen verbunden werden. 


4. Ursachen und Formen der Konzentration des Kapitals 
im Pharmasektor 


Angesichts der seit Mitte der 70er Jahre deutlichen Stagnationstendenz, die 
trotz der produktivitätssteigernden und kostensenkenden Maßnahmen auch 
in den 80er Jahren nicht überwunden wurde, ist im letzten Jahrzehnt vor al- 
lem der Pharmasektor in den Mittelpunkt des strategischen Interesses vieler 
großer Chemiekonzerne gerückt. Trotz der in vielen Ländern aktuellen 
Bemühungen um eine »Kostendämpfung« im Gesundheitswesen gilt gera- 
de der Pharmasektor wegen der gestiegenen durchschnittlichen Lebenser- 
wartung und der noch immer fehlenden Behandlungsmöglichkeiten für vie- 
le Krankheiten nach wie vor als Wachstumsmarkt. 

In Westdeutschland hat sich das Umsatzwachstum im Arzneimittelsektor 
von 1970 bis 1980 in der Tendenz kontinuierlich aufwärts entwickelt. Auch 
in dem darauf folgenden Zeitraum von 1981 bis 1993 stieg der Umsatz von 
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pharmazeutischen Erzeugnissen trotz vermehrter Versuche der Kostenre- 
duzierung im Gesundheitswesen seitens der Bundesregierung jährlich 
durchschnittlich weiter um 5,7% an, während der Chemieumsatz der Bran- 
che im gleichen Zeitraum nur um 3,0% zunahm und der Umsatz von che- 
mischen Grundstoffen nur eine Wachstumsrate von 1,5% aufwies (VCI 
1994, eigene Berechnung). Dementsprechend hat sich der Anteil der Phar- 
ma-Sparte am gesamten Umsatz der Chemischen Industrie in Deutschland 
von knapp 15% Anfang der 80er Jahre auf knapp 20% Mitte der 90er Jahre 
erhöht (vgl. VCI 1995). Die Entwicklung des Pharmageschäfts ist jedoch 
für viele der großen Chemieunternehmen noch bedeutender, als es sich in 
diesen Umsatzzahlen ausdrückt, da ihre Profitabilität mittlerweile beson- 
ders von dieser Sparte geprägt wird. So lag der Umsatzanteil pharmazeuti- 
scher Produkte bei Bayer und Hoechst im Jahr 1994 bei rund 25%, am Be- 
triebsergebnis hatte diese Sparte aber einen Anteil von 51% (bei Bayer) 
bzw. 66% (bei Hoechst) (Bathelt 1997, 252). 

Die überdurchschnittlich hohen Gewinne im Pharmasektor hängen auch 
damit zusammen, daß nach wie vor eine starke Abgrenzung zwischen ver- 
schiedenen Arzneimittelmärkten besteht. Zentrales Differenzierungskriteri- 
um sind dabei Patente, die den sogenannten forschenden Arzneimittelher- 
stellern für einen gesetzlich definierten Zeitraum eine monopolistische 
Preissetzung und das Einstreichen entsprechender Monopolprofite erlau- 
ben. Oft gelingt es ihnen in dieser Zeit, eine gewisse Markenloyalität bei 
den Ärzten, Apothekern und Verbrauchern zu schaffen, die den etablierten 
Produkten auch nach Auslaufen des Patentschutzes erhebliche Vorteile ge- 
genüber entsprechenden Generika-Präparaten der Konkurrenz bringt. Hier- 
bei kommt dem Arzneimittelmarketing eine bedeutende Rolle zu, für das 
viele große Pharmaunternehmen in den letzten Jahren ungefähr so viel 
Geld ausgeben wie für die Entwicklung neuer Produkte. So ist häufig selbst 
bei vergleichbaren Wirkstoffen eine ausgeprägte Segmentierung der Markt- 
preise festzustellen, was auf die Existenz monopolistischer Extraprofite 
bzw. 'stratifizierter Oligopole' (vgl. Aglietta 1979, 310) hindeutet." 

Die vergleichsweise hohen Wachstums- und Gewinnmargen im Pharma- 
sektor können jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß auch hier struk- 
turelle Probleme bestehen. Neben dem mit der Finanzkrise des fordisti- 
schen Systems der sozialen Sicherung einhergehenden Kostensenkungs- 
druck im Gesundheitswesen besteht ein bedeutendes Wachstumshindernis 
in der Abhängigkeit der Pharmaindustrie von neuen pharmazeutischen 
Wirkstoffen. Spätestens seit Beginn der 70er Jahre wurde es aber immer 
schwieriger, neue Wirkstoffe auf den Markt zu bringen. Obwohl die Aus- 


9 Vgl. zu den Praktiken der monopolistischen Preissetzung in der Pharmaindustrie die im- 
mer noch informative Darstellung von Kefauver (1967, 16-85). 
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gaben für Forschung und Entwicklung in den 70er Jahren in absoluten Zah- 
len ständig zunahmen, wurden immer weniger neue Wirkstoffe erfunden. 
Diese Entwicklung gilt sowohl für die Bundesrepublik als auch weltweit. 
Nachdem zu Beginn der 60er Jahre weltweit über 90 Wirkstoffe jährlich 
neu eingeführt wurden, sank diese Zahl im Laufe der 60er und 70er Jahre 
auf knapp 80 pro Jahr und ging dann in den 80er Jahren noch erheblich 
weiter zurück. In den Jahren 1993-1995 wurden jeweils 40 neue Wirkstoffe 
(NME - New Molecular Entities) eingeführt, im Jahr 1996 waren es nur 
noch 36 (vgl. Oberender 1984; BPI 1998). 

Grund dafür waren zum einen die verschärften gesetzlichen Anforderungen 
an den Nachweis der Wirksamkeit und Sicherheit für die Zulassung neuer 
Medikamente. Zum anderen erschöpfte sich offenbar die Innovationskraft 
der bestehenden Forschungsmethoden. Dies hatte zur Folge, daß die not- 
wendige Zeit für die Entwicklung und das klinische Testen neuer chemi- 
scher Einheiten deutlich zunahm. Entsprechend ging die effektive Lebens- 
dauer der Patente zurück, in der es den forschenden Arzneimittelkonzernen 
möglich war, Monopolprofite einzustreichen. Zwangsläufig stieg damit 
auch der Anteil der sogenannten Generika-Produkte auf dem Pharmamarkt 
an. Für viele Konzerne der Chemisch-pharmazeutischen Industrie stellt 
sich dabei seit einigen Jahren als besonders bedrohlich dar, daß der Patent- 
schutz für eine Reihe umsatzstarker Präparate um die Jahrtausendwende 
abläuft und in der Regel dafür noch keine neuen Wirkstoffe in der sog. 
FuE-Pipeline stecken, die mit einiger Sicherheit ein weiteres Umsatz- und 
Gewinnwachstum gewährleisten könnten. Allerdings stellt sich die Kon- 
kurrenzsituation in dieser Hinsicht weltweit gegenwärtig als sehr heterogen 
dar, denn eine Reihe von Konzernen verfügt noch über längere Patentlauf- 
zeiten umsatz- und renditestarker Arzneimittel oder bringt solche Produkte 
gerade erst neu auf den Markt . 


Neues Biotechnologisches Paradigma 


Um dem wachsenden abnehmerseitigen Druck auf die Gewinnmargen be- 
gegnen zu können und gleichzeitig mit neuen Produkten ihre Marktposition 
und Monopolprofite zu halten oder auszubauen, erhöhen die weltweit füh- 
renden Arzneimittelhersteller seit Jahren den Umsatzanteil ihrer FuE-Auf- 
wendungen und restrukturieren die Organisation der Fertigung und der 
FuE-Apparate. Dabei setzt sich zur Zeit offenbar ein neues Forschungspa- 


10 Für die Entwicklung in den USA zwischen 1963 und 1982 vgl. Cool u.a. (1994). 

11 Prominentestes Beispiel ist dafür zur Zeit sicherlich das Potenzmittel 'Viagra' des US- 
amerikanischen Pharmaunternehmens Pfizer. 

12 Die FuE-Aufwendungen der deutschen Chemischen Industrie haben von 1981 bis 1995 
von rund 6 Mrd. DM auf rund 10,5 Mrd. DM zugenommen, bleiben damit jedoch noch 
immer deutlich hinter den Steigerungsraten der FuE-Investitionen im Straßenfahrzeugbau 
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radigma durch, das als rational drug design (vgl. Casper/Matraves 1996, 
Sff., Oberender 1984, 293) bezeichnet werden kann und technologisch im 
wesentlichen auf der Bioinformatik, der Genomanalyse, der kombinatori- 
schen Chemie und einer Automatisierung des Forschungsprozesses basiert. 
Konnten Krankheiten in der Vergangenheit mit den Produkten der Pharma- 
zeutischen Industrie weitgehend nur symptomatisch behandelt werden, so 
verspricht die Molekularbiologie die Grundlagen für eine kausale Behand- 
lung von Krankheiten zu schaffen.” In der Tat wächst das biomedizinische 
Wissen über Vorgänge im Körper durch die Fortschritte in der Molekular- 
biologie rasant an. Dabei hat das Problem der Informationsverarbeitung 
heute in der molekularbiologischen Forschung einen zentralen Stellenwert. 
Ohne elektronische Datenverarbeitung wäre sie undenkbar. So verwundert 
es auch nicht, daß sich inzwischen die Bioinformatik als eigenständige Dis- 
ziplin entwickelt. Sie befaßt sich mit der Frage, welche Informationen in 
den Lebensvorgängen verschlüsselt sind und wie sie verarbeitet werden 
können. Weitere Erkenntnisse über die konkrete Funktionsweise von Zel- 
len erhofft man sich dabei vor allem von der Genomforschung, die als ein 
Teil der Bioinformatik aufgefaßt werden kann. 

Angesichts des Wissenszuwachses in der Molekularbiologie bzw. Bioin- 
formatik erwiesen sich die traditionellen Methoden der organischen Syn- 
these und des Screenings von pharmazeutischen Wirkstoffen als Engpaß in 
der Pharmaforschung. Chemische Verbindungen wurden früher einzeln 
synthetisiert und der Reihe nach auf ihre Wirksamkeit hin getestet. Die 
kombinatorische Chemie, die durchaus auf der synthetischen organischen 
Chemie aufbaut, revolutioniert nun diesen Prozeß: Aus einer Reihe von 
Komponenten werden gleichzeitig große Mengen unterschiedlicher Mole- 
küle — sogenannte Molekülbibliotheken — synthetisiert. Die Molekülbiblio- 
theken werden systematisch durch Ausschlußverfahren auf ihre biologische 
Wirksamkeit hin getestet, um die »Nadel im Heuhaufen«, eine pharmazeu- 
tische Leitstruktur zu finden. Durch Miniaturisierung sowie Automatisie- 
rung und den Einsatz von Robotern in den Labors wird es möglich, binnen 
kürzester Zeit riesige Mengen von Stoffen zu produzieren und zu testen. 
Klassische Handarbeiten der Laboranten wie Pipettieren entfallen damit. 
Prozesse, die früher vielleicht ein Forscherleben in Anspruch nahmen, wer- 
den mit diesem High Throughput Screening binnen weniger Tage erledigt. 
Auch hier wird die Verarbeitung der anfallenden riesigen Informations- 


(von knapp 4 Mrd. DM in 1981 auf über 12 Mrd. DM in 1995) und der Elektroindustrie 
(von 7,7 Mrd. auf 15,3 Mrd.) zurück (VCI 1994; 1996). Dies ist jedoch auch auf ein ent- 
sprechend geringeres Umsatzwachstum in der Chemischen Industrie im Vergleich zur 
Automobil- und Elektroindustrie zurückzuführen. 

13 Dabei werden freilich die Krankheitsursachen ausschließlich in den biochemischen Pro- 
zessen im Körper gesucht und nicht etwa im Bereich des Psychischen oder Sozialen. 


Konzentration und industrielle Organisation in der Chemie- und Pharmaindustrie 635 


mengen zu einem zentralen Problem. Aus dem Blickwinkel der kombinato- 
rischen Chemie erscheinen die traditionellen Methoden der Wirkstoffsyn- 
these und des Screenings als willkürlich und zufällig. 

Obgleich die synthetische organische Chemie in der Pharmaproduktion 
weiterhin eine wichtige Rolle spielt, kann man von dem Übergang zu ei- 
nem neuen biotechnologischen Paradigma sprechen. Nicht nur in der Krank- 
heitserforschung hat die Gentechnologie bereits ihren festen Platz, auch im 
Bereich der Arzneimittelproduktion wird ihre Nutzung zunehmend ange- 
strebt. Das neue biotechnologische Paradigma führt allerdings keineswegs 
automatisch dazu, daß medizinisch und kommerziell erfolgreiche Produkte 
in größerem Umfang, effizienter, planbar und in kürzerer Zeit generiert 
werden können." Vor diesem Hintergrund besteht für die marktstrategische 
Reorientierung der chemisch-pharmazeutischen Großunternehmen derzeit 
eine große Unsicherheit, die sich auch in den zwischen den einzelnen Un- 
ternehmen teilweise stark divergierenden Entwicklungen manifestiert. 
Während im Zusammenhang mit den sich verändernden Produktions- und 
Tauschnormen die kapitalintensive und risikoreiche Erforschung und Ent- 
wicklung neuer Arzneimittel im Pharmasektor ein zentraler Faktor für die 
letzte Welle der Konzentration und Zentralisation des Kapitals ist, erfolgt 
die Organisation der Forschung und Entwicklung nicht allein in den traditi- 
onellen Bahnen integrierter Konzernforschung. Neben dem eigenständigen 
oder mit Übernahmen und Fusionen verbundenen Ausbau der internen For- 
schungs- und Entwicklungskapazitäten der einzelnen Konzerne findet ein 
systematischer Prozeß der Vernetzung zwischen großen transnationalen 
Unternehmen und kleinen, innovativen »start up«-Unternehmen sowie Öf- 
fentlichen und privaten Forschungseinrichtungen statt. Auf dem Wege fi- 
nanzieller und ideeller Förderungen und vertraglicher Absprachen erfolgt 
hierbei eine deutliche Ausrichtung an den Verwertungsinteressen der 
Großunternehmen, die jedoch insbesondere bei der Erschließung neuer 
Wissensgebiete und der Verfolgung verschiedenster Forschungstrajektorien 
selten von Beginn an mit eigentumsrechtlichen Bindungen versehen ist. 
Erst im Erfolgsfall sichern sich die fokalen Unternehmen dann durch eine 
eigentumsrechtliche Integration bzw. Mehrheitsbeteiligung die Verfügung 
über das technische Wissen. Die Großunternehmen, an deren Kapitalkraft 
und Vertriebsstrukturen kaum ein Weg vorbei führt, können so ein erheb- 
lich größeres Wissensspektrum ausnutzen, sich die anfallenden Innovatio- 
nen aneignen und zugleich ihre Risiken und Kosten im Forschungs- und 
Entwicklungsbereich minimieren. Mit diesen Forschungsnetzwerken ent- 
stehen zugleich flexibilisierte und prekäre Beschäftigungsverhältnisse für 


14 Zur kritischen Einschätzung der ökonomischen Wachstumspotentiale biotechnologischer 
Innovationen vgl. Oakey et al. 1990; Dolata 1996. 
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hochqualifizierte “Wissensarbeiter’. Gefördert werden diese Netzwerke 
nicht zuletzt durch eine staatliche Forschungs- und Finanzierungspolitik, 
die in der Bundesrepublik seit Ende der 80er Jahre forciert versucht, bio- 
technologische public-private-partnerships zu erzeugen." Diese Netzwerke 
im Bereich der Biotechnologie sind ein wichtiges Beispiel dafür, daß das 
Kapital eines fokalen Unternehmens durch netzwerkartige Formen der 
»Quasi-Integration« einen bedeutend größeren Hebeleffekt als durch die 
traditionelle vertikale und horizontale Integration gewinnen kann und daß 
es sich hier keineswegs um gegenläufige Prozesse zur Konzentration und 
Zentralisation des Kapitals handelt. 


Konzentration des Kapitals im Pharmasektor seit Ende der 80er Jahre 


Die Restrukturierung des Pharmabereichs geht mit einer gewaltigen Kon- 
zentrations- und Zentralisationswelle einher, die am Ende des 
konjunkturellen Zwischenhochs der 80er Jahre einsetzte und die noch 
keineswegs abgeebbt ist.” Sie schlägt sich mittlerweile auch in den 
Umsatzanteilen der 5 bzw. 10 größten Pharmaunternehmen auf dem 
deutschen Markt nieder, denn nach einem kontinuierlichen Rückgang ihrer 
Marktanteile bis 1994 war in den beiden darauffolgenden Jahren eine 
Trendwende zu erkennen (vgl. BPI 1998). In der schieren Größe, die durch 
Fusionen und Akquisitionen erreicht werden soll, sehen die Unternehmen 


eine notwendige Bedingung, um in der verschärften Konkurrenz zu 


15 Als zentrales Problem erweist sich dabei in Deutschland resp. in Westeuropa mittlerweile 
nicht mehr das fehlende Risikokapital, die staatliche Regulierung oder die mangelnde ge- 
sellschaftliche Akzeptanz der neuen Biotechnologie, sondern vielmehr die fehlende Be- 
reitschaft hochqualifizierter Wissensarbeiter, die von den Unternehmen externalisierten 
Risiken biotechnologischer Kapitalverwertung auf ihre Schultern zu nehmen. Gleichwohl 
wird behauptet, daß Deutschland seit kurzer Zeit Anschluß an den angloamerikanischen 
Stand der biotechnologischen Forschung und Entwicklung gefunden habe (vgl. z.B. Ver- 
lagsbeilage der FAZ vom 10.10.1998). 

16 Die großen Fusionen und Übernahmen seit Ende der 80er Jahre waren folgende: 1989: 
SmithKline Beckman (US) und Beecham (UK) fusionieren; Bristol-Myers (US) und 
Squibb (US) fusionieren; Dow (Merrell) (US) und Marion (US) fusionieren; — 1990: 
Rhone-Poulenc (F) und Rorer (US) fusionieren; Roche (US) kauft 60% der Biotechnolo- 
giefirma Genentech (US) für 2,1 Mrd.$; -1993: Merck (US) kauft für 5,9 Mrd. $ das Ver- 
triebsunternehmen Medco (US); Synergen (US) und Amgen (US) fusionieren; — 1994: 
Ciba Geigy (CH) zahlt 2,1 Mrd.$ für 50% der Biotechnologiefirma Chiron (US); AHP 
(US) kauft American Cyanamid (US) für 9,8 Mrd.$; Roche (CH) kauft Syntex für 5,1 
Mrd.$; SmithKline Beecham (UK) kauft Sterling Health (US) für 2,9 Mrd.$ und verkauft 
davon wiederum einen Teil für 1 Mrd.$ an Bayer; SmithKline Beecham (UK) kauft DPS 
(US-PBM/distributor) für 2,3 Mrd.$; Eli Lilly (US) kauft PCS (US) für 4 Mrd.$; — 1995: 
Glaxo (UK) übernimmt Wellcome (UK) für 14,2 Mrd.$; Hoechst kauft MMD (US) für 
7,1 Mrd.$; Pharmacia (Schweden) und Upjohn (US) fusionieren; Rhone-Poulenc (F) 
kauft Fisons (UK) für 1,7 Mrd.$; BASF kauft Boots (UK) für 1,3 Mrd.$; — 1996: Ciba 
Geigy (CH) und Sandoz (CH) fusionieren zu Novartis, dem zu dieser Zeit gemessen an 
Marktanteilen und Marktkapitalisierung zweitgrößten Pharmakonzern; — 1997: Roche 
(CH) kauft Boehringer-Mannheim für 10,2 Mrd $ (Vgl. BHF-Bank 1997; diverse Zei- 
tungsberichte). 
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gung, um in der verschärften Konkurrenz zu bestehen. Die Konkurrenz um 
das nach den besten Anlagemöglichkeiten suchende Geldkapital ist dabei 
gleichzeitig Mittel und Zweck der Konzentrations- und Zentralisationsbe- 
wegung. Leitbild und Maßstab, was die Profitabilität angeht, sind hier vor- 
wiegend angloamerikanische Pharmaunternehmen. Neben den schweizer 
Unternehmen sind sie es auch, die sich in der aktuellen Konzentrations- 
und Zentralisationswelle bisher vor allem hervorgetan haben. 

Schon Ende der 50er Jahre verfügten US-amerikanische Unternehmen mit 
Geschäftsschwerpunkt im Pharmasektor (wie etwa SmithKline, Upjohn, 
Merck, Lilly oder Pfizer) neben den gemessen am Umsatz und den Be- 
schäftigtenzahlen damals weitaus größeren US-amerikanischen Chemieun- 
ternehmen wie Du Pont, Union Carbide und Dow Chemical über die welt- 
weit höchsten Umsatzrenditen im Chemiesektor. Die größten der seit lan- 
ger Zeit auf den Pharmasektor konzentrierten US-amerikanischen Unter- 
nehmen wie Merck, AHP oder Pfizer verfügen seit Anfang der 70er Jahre 
über Umsatzrenditen von teilweise weit über 10% im Vergleich zu nur et- 
wa 3 bis 4% bei BASF, Bayer und Hoechst. Die durchgängig niedrigeren 
Umsatzrenditen der großen deutschen Chemiekonzerne sind zum einen auf 
eine divergierende Bilanzpolitik zurückzuführen, verweisen aber auch auf 
Unterschiede in der Kapitalzusammensetzung, der Produktivität und der 
Lohnhöhe. 

Bis auf ganz wenige Ausnahmen haben sich bis Mitte der 90er Jahre be- 
züglich der Umsatzrendite die auf den Pharmabereich fokussierten Unter- 
nehmen aus den USA, der Schweiz und Großbritannien alleine die Spit- 
zenpositionen erobert. Im Laufe der 80er Jahre und seit den 90er Jahren 
noch verstärkt haben die Pharmaunternehmen auch hinsichtlich der absolu- 
ten Gewinnhöhe andere Chemieunternehmen von den Spitzenplätzen ver- 
drängt. Noch Ende der 70er Jahre verfügten vorwiegend die umsatzstärks- 
ten angloamerikanischen Chemieunternehmen (Du Pont, ICI, Dow Chemi- 
cal und Union Carbide) auch über die absolut gemessen höchsten Gewinne. 
1996 hatte sich dieses Bild deutlich zugunsten führender Pharmakonzerne 
(Merck, Roche, Glaxo-Wellcome) gewandelt. Allein Du Pont konnte seine 
Spitzenposition bei der Gewinnhöhe insbesondere mit einer weiteren Aus- 
dehnung seiner Aktivitäten im Mineralölsektor halten, ist jedoch schon seit 
Ende der 70er Jahre nicht mehr unter den zehn Unternehmen mit der größ- 
ten Umsatzrendite vertreten. 

Bis auf das aus den beiden schweizerischen Chemie- und Pharma-Konzer- 
nen Ciba-Geigy und Sandoz 1996 fusionierte Unternehmen Novartis, das 
sich auf den Pharmabereich konzentriert, sind die Pharmaunternehmen, die 


17 Wir stützen diese und die folgenden Angaben auf die von der Zeitschrift Fortune publi- 
zierten Ranglisten der größten Unternehmen für die Jahre 1959-1996. 
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über die größten Reingewinne und die höchsten Umsatzrenditen verfügen, 
kaum unter den Unternehmen mit den meisten Beschäftigten in den Sekto- 
ren des Chemie-, Pharma- und Kosmetikgeschäfts zu finden. Allerdings hat 
die Anzahl der Beschäftigten bei den spätestens seit Beginn der 70er Jahre 
besonders profitablen Pharmaunternehmen wie Merck, AHP und Pfizer bis 
Mitte der 90er Jahre stetig zugenommen. Die Zentralisierung des Kapitals 
auf dem Wege von Großfusionen wie etwa im Fall von Novartis ist jedoch 
auch hier mit einem erheblichen Abbau der Beschäftigtenzahlen verbunden. 
Nicht zuletzt verknüpft mit der intensivierten Konzentration und Zentrali- 
sation des Kapitals im Pharmasektor findet seit Beginn der 90er Jahre auch 
eine tiefgreifende Restrukturierung in anderen Geschäftsfeldern der Chemi- 
schen Industrie statt. Im Windschatten der meist spektakulären Fusionen 
und Akquisitionen auf dem Arzneimittelmarkt kommt es dabei im Bereich 
der Produktion verschiedener chemischer Grundstoffe sowie bei Fein- und 
Spezialchemikalien zu einer Neuzusammensetzung der Branchenstruktur 
und einer damit verbundenen Veränderung der konkurrenzvermittelten 
Produktionsnormen. Ehemals breit diversifizierte Chemiekonzerne wie Ci- 
ba-Geigy, Sandoz oder Hoechst haben sich auf die sogenannten »life scien- 
ces« — die Bereiche »Gesundheit« und »Ernährung« — als Kerngeschäft 
konzentriert. Dabei werden für die Zukunft auf der Basis des biotechnolo- 
gischen Paradigmas auch neue Synergien zwischen den forschungsintensi- 
ven Bereichen der Pharma-, Tier- und Pflanzenproduktion erwartet. Im Ge- 
genzug haben sich diese Unternehmen gerade von den Bereichen der indus- 
triellen Chemie, die in der fordistischen Ära die Wachstumsträger waren, 
getrennt oder sind noch dabei, dies zu tun. Es entstehen dabei neue (Ge- 
meinschafts-)Unternehmen, die sich auf diese Bereiche als Kerngeschäft 
konzentrieren. Die verschiedenen Segmente dessen, was einst die Chemi- 
sche Industrie ausmachte, sind intern soweit diversifiziert und spezialisiert, 
daß sie auseinandertreten und sich zu eigenständigen Branchen verselb- 
ständigen. Diese sich in der restrukturierten Zusammensetzung des Kapitals 
manifestierende Divergenz von Produktions- und Tauschnormen untermi- 
niert nicht zuletzt die Bedingungen für die Regulation des Lohnverhältnis- 
ses, die sich in der deutschen Chemie- und Pharmaindustrie in der fordisti- 
schen Entwicklungsphase institutionalisiert hatten und bis in die 90er Jahre 
hinein weitgehend aufrechterhalten wurden. Die neuere Konzentration des 
Kapitals droht hier mit einer weitreichenden Segmentation der Beschäfti- 
gungsverhältnisse einherzugehen, die vorwiegend von der sparten- und un- 
ternehmensspezifischen Marktposition strukturiert wird. 
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5. Fazit 


Wie unsere Analyse gezeigt hat, sind nicht unbedingt die größten und breit 
diversifizierten Unternehmen diejenigen, die in der durch die Entwicklung 
in den einzelnen Branchensegmenten bestimmten Konkurrenz am besten 
dastehen. Andererseits ist die schiere Größe, d.h. die Verfügung über ein 
möglichst großes Geldkapital, immer noch eine entscheidende Waffe in der 
Konkurrenz. Sie erlaubt es den größten Konzernen, den Zuschnitt ihrer Ge- 
schäftsfelder durch Käufe und Verkäufe von Unternehmen relativ rasch zu 
verändern, sich aus breit diversifizierten Chemiekonzernen fordistischen 
Typs in stärker spezialisierte Pharma- oder Spezialchemieunternehmen zu 
verwandeln. 

Die in der Vergangenheit im Pharmasektor realisierten überdurchschnittli- 
chen Gewinne und die hohen Erwartungen, die in das neue biotechnologi- 
sche Paradigma gesetzt werden, haben dazu geführt, daß die Pharmaindust- 
rie in hohem Maße zum Magneten für das nach optimalen Anlagemöglich- 
keiten suchende Geldkapital geworden ist. Dieser Zufluß von Geldkapital 
hat widersprüchliche Auswirkungen auf die Konzentrations- und Zentra- 
lisationsbewegung in der Pharmaindustrie. Er ist für die Unternehmen die 
Voraussetzung, sowohl andere Unternehmen schlucken zu können als auch 
als eigenständiges Zentrum der Kapitalakkumulation zu überleben. Gleich- 
zeitig steigen tendenziell die Preise, die beim Kauf von Pharmaunterneh- 
men gezahlt werden müssen. Dabei zeigen die Vielzahl der gescheiterten 
Fusionsversuche oder die häufig hinter den hochgesteckten Erwartungen 
zurückgebliebenen Synergieeffekte, daß der neuerliche Schub der Konzent- 
ration und Zentralisation des Kapitals in der chemisch-pharmazeutischen 
Industrie keineswegs eine sichere Lösung für die Bewältigung der aktuel- 
len Kapitalverwertungsprobleme bietet. Der spekulative Charakter der gro- 
ßen Summen, die vermittelt über den Kapitalmarkt in die Pharmaindustrie 
geflossen sind, offenbart sich in der im Vergleich zum laufenden Umsatz 
und Gewinn extrem hohen Marktkapitalisierung der meisten Pharma- 
unternehmen bzw. der Chemieunternehmen mit Schwerpunkt im Pharma- 
geschäft. Dabei scheint äußerst fraglich, ob die hohen und mit jeder weite- 
ren Zentralisation des Kapitals in diesem Bereich noch höher geschraubten 
Akkumulationserwartungen in absehbarer Zeit seitens der Pharmaindustrie 
überhaupt eingelöst werden können. Denn durch die Zentralisation können 
sich zwar einzelne Unternehmen auf Kosten anderer von den individuellen 
Schranken der Akkumulation befreien. Die latente Überakkumulation, die 
hier sichtbar wird, könnte allerdings schon bald in einen manifesten Schub 
der Kapitalentwertung umschlagen. 


640 Steffen Becker, Thomas Sablowski 


Literatur 


Aglietta, Michel (1979): A theory of capitalist regulation. The US experience. London. 

Altmann, Norbert/ Deiß, Manfred/ Döhl, Volker/ Sauer, Dieter (1986): Ein »Neuer Rationali- 
sierungstyp« — neue Anforderungen an die Industriesoziologie. In: Soziale Welt, 37. Jg., 
Heft 2/3, 191-207. 

Bathelt, Harald (1997): Chemiestandort Deutschland. Technologischer Wandel, Arbeitstei- 
lung und geographische Strukturen in der Chemischen Industrie. Berlin. 

Bergstermann, Jörg/ Brandherm-Böhmker, Ruth (Hg.) (1990): Systemische Rationalisierung 
als sozialer Prozeß. Bonn. 

BHF-Bank (1997): Hoechst Marion Roussel. Shareholder Value im Visier. Frankfurt/M. 

Bundesverband der Pharmazeutischen Industrie (BPD): Pharma Daten. Frankfurt/M. Ver- 
schiedene Jahre. 

Casper, Steven/ Matraves, Catherine (1997): Corporate Governance and Firm Strategy in the 
Pharmaceutical Industry. WZB, Discussion Paper FS IV 97-20. Berlin. 

Catenhusen, W.-M./ Neumeister, H. (Hg.) (1987): Chancen und Risiken der Gentechnologie. 
Dokumentation des Berichts an den Deutschen Bundestag. München. 

Cool, Karen/ Röller, Lars-Hendrik/ Leleux, Benoit (1994): The Relative Impact of Actual and 
Potential Rivalry on Firm Profitability in the Pharmaceutical Industry. WZB, Discussion 
Paper FS IV 94-15. Berlin. 

Dirrheimer, Manfred J./ Wagner, Karin/ Hübner, Thomas (1981): Vertikale Integration in der 
Mineralöl- und Chemischen Industrie. Meisenheim am Glan. 

Dolata, Ulrich (1996): Politische Ökonomie der Gentechnik. Konzernstrategien, Forschungs- 
programme, Technologiewertläufe. Berlin. 

Flieshardt, Peter/ Haupt, Uwe/ Huffschmid, Jörg/ Sablotny, Reinhard/ Sörgel, Angelina 
(1977): Gewinnentwicklung und Gewinnverschleierung in der westdeutschen Großindust- 
rie.2 Bände. Köln. 

Hofmann, Rolf (1975): Welt-Chemiewirtschaft. Entwicklungstendenzen. Opladen. 

Kefauver, Estes (1967): In wenigen Händen. Monopolmacht in Amerika. Frankfurt/M. 

Kisker, Klaus Peter u.a. (1982): Multinationale Konzerne. Ihr Einfluß auf die Lage der Be- 
schäftigten. Köln. 

Leborgne, Daniele/ Lipietz, Alain (1994): Nach dem Fordismus. Falsche Vorstellungen und 
offene Fragen. In: Peter Noller/ Walter Prigge/ Klaus Ronneberger (Hg.), Stadt-Welt. 
Frankfurt/ New York, 94-111. 

Marx, Karl (1867): Das Kapital, Bd.1, in: MEW 23. 

Monopolkommission (1976): Mehr Wettbewerb ist möglich. Erstes Hauptgutachten 1973/75. 
Baden-Baden. 

Monopolkommission (1982): Fortschritte bei der Konzentrationserfassung. Hauptgutachten 
1980/81. Baden-Baden. 

Oakey, Ray/ Faulkner, Wendy/ Cooper, Sarah/ Walsh, Vivien (1990): New Firms in the Bio- 
technology Industry: Their Contribution to Innovation and Growth. London/ New York. 
Oberender, Peter (1984): Pharmazeutische Industrie. In: Ders. (Hg.), Marktstruktur und Wett- 

bewerb in der Bundesrepublik Deutschland. München. 243ff. 

Piore, Michael J./ Sabel, Charles F. (1985): Das Ende der Massenproduktion. Berlin. 

Picot, Arnold/ Reichwald, Ralf/ Wigand, Rolf T. (1996): Die grenzenlose Unternehmung. 
Wiesbaden. 

Powell, Walter W. (1990): Neither Marktet nor Hierarchy: Network Forms of Organization. 
In: Research in Organizational Behavior. Vol.12, 295-336. 

Powell, Walter W. (1996): Inter-Organisational Collaboration in the Biotechnology Industry. 
In: Journal of Institutional and Theoretical Economics, 152: 1, 197-215. 

Richter, Rudolf (1982): Der BASF-Konzern — Badische Anilin- und Sodafabrik. In: Kisker 
u.a. (1982), 425ff. 

Ruigrok, Winfried/ Van Tulder, Rob (1995): The logic of international restructuring. London/ 
New York. 

Saß, Peter (1975): Die Untersuchung der Profitraten-Unterschiede zwischen den westdeut- 
schen Industriebranchen nach dem 2. Weltkrieg. Tübingen. 


Konzentration und industrielle Organisation in der Chemie- und Pharmaindustrie 641 


Saß, Peter (1978): Das Großkapital und der Monopolprofit. Industrielle Unternehmensgröße 
und Profitrate in der Bundesrepublik. Hamburg. 

Sauer, Dieter/ Döhl, Volker (1994): Arbeit an der Kette. Systemische Rationalisierung unter- 
nehmensübergreifender Produktion. In: Soziale Welt, Heft 2, 197-215. 

Sauer, Dieter/ Döhl, Volker (1997): Die Auflösung des Unternehmens? — Entwicklungsten- 
denzen der Unternehmensreorganisation in den 90er Jahren. In: Institut für Sozialwissen- 
schaftliche Forschung (ISF) u.a. (Hg.), Jahrbuch Sozialwissenschaftliche Technikberichter- 
stattung ‘96. Schwerpunkt: Reorganisation. Berlin, 19-76. 

Schumann, Michael u.a. (1994): Trendreport Rationalisierung. Automobilindustrie, Werk- 
zeugmaschinenbau, Chemische Industrie. Berlin. 

Semmler, Willi (1980): Konkurrenz, Kapitalmobilität und Mobilitätsbarrieren. In: Ottwald 
Demele/ Willi Semmler (Hg.), Monopoltheorie kontrovers. Berlin, 238-261. 

Semmler, Willi (1984): Competition, Monopoly, and Differential Profit Rates. New York. 

Streck, Wolf Rüdiger (1984): Chemische Industrie. Strukturwandlungen und Entwicklungs- 
perspektiven. Berlin. 

Struve, Petra (1982): Multinationale Konzerne in der chemischen Industrie der Bundesrepu- 
blik Deutschland. In: Kisker u.a. (1982), 281ff. 

Teltschik, Walter (1992): Geschichte der deutschen Großchemie. Weinheim. 

Verband der Chemischen Industrie (VCI): Chemiewirtschaft in Zahlen. Frankfurt/M. Ver- 
schiedene Jahre. 

Windolf, Paul/ Beyer, Jürgen (1995): Kooperativer Kapitalismus. Unternehmensverflechtun- 
gen im internationalen Vergleich. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsycholo- 
gie, 47. Jg., 1-36. 

Wittke, Volker (1995): Vertikale versus horizontale Desintegration. Zu unterschiedlichen Ero- 
sionsdynamiken des Großunternehmens im Prozeß industrieller Restrukturierung. In: 
SOFI-Mitteilungen 22, 7-15. 

Ziegler, Rolf (1984): Das Netz der Personen- und Kapitalverflechtungen deutscher und öster- 
reichischer Wirtschaftsunternehmen. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsy- 
chologie, 36. Jg., 557-584. 


Robert Guttmann 


Die strategische Rolle der Pensionsfonds 


1. Das schnelle Wachstum der Pensionsfonds 


Die Bedeutung der Pensionsfonds hat insbesondere in den USA und in 
Großbritannien in den letzten Jahrzehnten enorm zugenommen. Ihr Wachs- 
tum nach dem zweiten Weltkrieg ist mehreren Faktoren geschuldet, vor al- 
lem der größeren Zahl von Arbeitnehmern, deren Altersversorgung über 
Pensionsfonds sichergestellt werden soll, und den steuerlichen Vorteilen, 
die Pensionsfonds zu einer bevorzugten Sparform gemacht haben. In den 
letzten Jahren hat das Wachstum der Pensionsfonds auch von den verbes- 
serten Erträgen profitiert, die aufgrund des Booms am Aktien- und am Ren- 
tenmarkt gezahlt werden konnten. 

Das Wachstum der Pensionsfonds wird sich in der nächsten Dekade wahr- 
scheinlich fortsetzen, allein schon aufgrund des demographischen Drucks 
der von einer rasch alternden Bevölkerung ausgeht. Pensionsfonds werden 
zu einer immer wichtigeren Ergänzung der zunehmend eingeschränkten 
Leistungen der staatlichen Sozialversicherungssysteme werden. Darüberhi- 
naus werden Pensionsfonds auch in der europäischen, lateinamerikanischen 
und asiatischen Ökonomie zu einer immer wichtigeren Kraft werden, da in 
diesen Regionen eine Regierung nach der anderen Reformen des Finanz- 
marktes implementiert, die solche Institutionen begünstigen. 


Tabelle 1: Anlagevermögen der Pensionsfonds in Mrd. $ 


1989 1994 1999 (geschätzt) 
USA 2.426 3.760 5.936 
Japan 513 1.118 1.750 
Großbritannien 453 38 1.116 
Kanada 181 238 381 
Niederlande 202 264 361 
Schweiz 133 191 343 
Deutschland 84 124 177 
Australien 42 82 166 
Schweden 60 78 134 
Dänemark 33 53 96 


Quelle: InterSec Research Corp. (aus: Pensions & Investments, Mai 1995) 
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Berücksichtigt man diese Trends, dann ist es keine Übertreibung anzuneh- 
men, daß die Pensionsfonds im globalen Maßstab bald dieselbe strategische 
Position einnehmen, die sie in den USA und in Großbritannien bereits inne 
haben. In beiden Ländern sind Pensionsfonds zu dominanten Institutionen 
geworden, die von ihrem Volumen her mit den Geschäftsbanken vergleich- 
bar sind. 


Tabelle 2: Anteile am Markt für Finanzanlagen der USA 


1966 1978 1984 1992 
Geschäftsbanken 37,3% 37,4% 32,9% 26,6% 
Öffentl. u. priv. Pensionsfonds 11,7% 16,5% 19,1% 23,9% 


Quelle: Flow of Funds Account (Federal Reserve) 


Die globale Bedeutung der Pensionsfonds wird noch dadurch verstärkt, daß 
sich auch die einzelnen Fonds zunehmend bemühen, auf der internationalen 
Ebene zu agieren. So spielen US-amerikanische Pensionsfonds gemeinsam 
mit Großbanken (wie der Citibank) und Versicherungsunternehmen (wie 
Aetna) eine führende Rolle in den neu eingerichteten lateinamerikanischen 
Pensionsfonds, was sie in Mexiko bereits voerxerziert haben. Noch wichti- 
ger ist die Tatsache, daß die Pensionsfonds als Bestandteil ihrer Anlagedi- 
versifizierung zunehmend ausländische Wertpapiere kaufen (vgl. Tabelle 
3). Damit werden sie zu einer der wichtigsten Kräfte bei der Globalisierung 
des Finanzmarktes. Insbesondere die angelsächsischen Pensionsfonds sind 
zu bedeutenden Akteuren auf den Währungsmärkten und in den noch 
schwachen Kapitalmärkten der »Schwellenländer« geworden. 


Tabelle 3: Prozentualer Anteil der nicht-inländischen Investitionen 
der Pensionsfonds 


1989 1994 1999 (geschätzt) 
USA 3,7 8,0 12.2 
Japan 8,4 7,6 14,4 
Großbritannien 22,7 28,0 28,0 
Kanada 6,4 17,0 19,0 
Niederlande 11,5 18,7 22,8 
Schweiz 4,3 12,3 15,3 
Deutschland 4,5 3,6 5,3 
Australien 17,5 16,1 20,9 
Schweden -- 1,1 6,0 
Dänemark - 1 11,4 


Quelle: InterSec Research Corp. (aus: Pensions & Investments, Mai 1995) 
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2. Investitionsstrategien der Pensionsfonds 


Neben regelmäßigen Einzahlungen der Arbeitgeber haben die Pensions- 
fonds genau festgelegte Zahlungsverpflichtungen an die Rentner, so daß 
die Struktur ihrer Ein- und Ausgaben recht stabil ist. Dies ermöglicht den 
Pensionsfonds langfristige Anlagetitel zu halten. Ungeachtet national un- 
terschiedlicher Regelungen über die Zusammensetzung ihres Anlagekapi- 
tals und der verfügbaren Liquidität haben sämtliche Pensionsfonds ihre In- 
vestitionen in langfristigen Anlagen wie Hypotheken, festverzinslichen An- 
leihen und Aktien konzentriert. 


Tabelle 4: Anlagen der Pensionsfonds (in Prozent ihres Gesamtvermögens) 


Staatsanleihen Unternehmensanleihen Aktien 
Großbritannien 11 3 63 
USA 20 16 46 
Deutschland 17 8 18 
Kanada 39 8 33 
Niederlande 14 4 20 
Schweden 22 63 1 
Dänemark 11 56 7 
Australien 13 7 21 


Quelle: E.P.Davis, Pension Funds, Clarendon Press, Oxford, 1995. 


Während es im kontinentalen Europa für die Pensionsfonds normalerweise 
detaillierte Vorschriften über die Zusammensetzung ihrer Anlagen gibt, 
verlangt der Staat in den USA, wo die Kapitalmärkte sehr gut entwickelt 
sind, nur die Einhaltung vager Vorsichtsregeln. Hier haben die Pensions- 
fonds den größten Teil ihrer Gelder im Renten- und im Aktienmarkt inves- 
tiert und sind dadurch zu entscheidenden Geldquellen für die großen Un- 
ternehmen geworden. 


Tabelle 5: Anteil der Pensionsfonds an der Unternehmensfinanzierung 
(in Prozent der Verpflichtungen der Unternehmen) 


Anleihen Aktien Kredite 
Großbritannien -- 29 1 
USA 38 33 0 
Deutschland 10 2 1 
Japan ®) 2 1 
Kanada 20 11 0 
Niederlande 37 8 13 
Australien 9 11 0 


Quelle: E.P.Davis, Pension Funds, Clarendon Press, Oxford, 1995. 
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Daß die Pensionsfonds in Unternehmensanleihen und Aktien investieren, 
bedeutet jedoch nicht notwendigerweise, daß sie der amerikanischen In- 
dustrie diejenige stabile und langfristige Finanzierung bieten, die etwa die 
deutschen oder japanischen Unternehmen von ihren Hausbanken erhalten. 
Ganz im Gegenteil neigen die Pensionsfonds der USA eher zu einem kurz- 
fristigen Verhalten, um ihre laufenden Gewinne zu maximieren ähnlich wie 
die Investmentfonds. Die Pensionsfonds investieren zwar in langfristige Ti- 
tel, sind aber bereit, diese kurzfristig zu kaufen und zu verkaufen. Die kurz- 
fristige Orientierung der institutionellen Investoren (Pensionsfonds, In- 
vestmentfonds, Versicherungsunternehmen) wird überzeugend durch die 
Tatsache illustriert, daß ihr Anteil am Handel mit Aktien des amerikani- 
schen Aktienmarktes von 8% im Jahr 1960 auf gegenwärtig 60% gestiegen 
ist, daß aber die durchschnittliche Zeit, in der eine Aktie gehalten wird von 
sieben Jahren (in den frühen 60ern) auf gegenwärtig weniger als zwei Jahre 
zurückgegangen ist. Im Durchschnitt verkaufen Pensionsfonds und andere 
institutionelle Anleger 40% ihrer Aktien bereits wieder innerhalb des ersten 
Jahres nach dem Kauf. 

Die kurzfristige Orientierung der amerikanischen Pensionsfonds hat eine 
Reihe von institutionell bedingten Gründen: 

— Die meisten Fonds werden durch Dritte gemanagt, häufig eine Bank oder 
ein Versicherungsunternehmen. Üblicherweise versuchen die Fondsmana- 
ger mit ihrem Ergebnis bestimmte Indizes zu schlagen, wie etwa den 
»Standard & Poor« Aktienindex. Um dieses Ziel zu erreichen, kaufen und 
verkaufen sie häufig Wertpapiere, um Gewinne zu realisieren. Darüberhi- 
naus engagieren sie sich auch stark in den sog. Derivaten, wie etwa Index- 
optionen, zum Teil um ihre Anlagen gegen Risiken abzusichern, zum Teil 
aus spekulativen Gründen. 

— In den Händen solcher Manager von außerhalb betrachten sich die Pensi- 
onsfonds üblicherweise nicht als aktive Eigentümer, die mit bestimmten 
Unternehmen eine starke Bindung haben. Stattdessen handeln sie als passi- 
ve Investoren, die ihre Aktienstimmrechte delegieren. 

— Mehr als zwei Drittel der amerikanischen privaten Pensionspläne garan- 
tieren ihren Pensionären ein bestimmtes Pensionsniveau. Die notwendigen 
Einzahlungen hängen dann von dem Verhältnis der gegenwärtigen Erträge 
zu den künftigen Zahlungsverpflichtungen ab. Daher existiert von Seiten 
der Unternehmen, die für ihre Angestellten Beiträge in Pensionsfonds ein- 
zahlen, ein starker Druck auf die Fondsmanager, die laufenden Erträge zu 
maximieren, damit ihre eigenen Zahlungsverpflichtungen gering bleiben. 
(Pensionsfonds, die vom staatlichen Stellen für die Beschäftigten des öf- 
fentlichen Dienstes gemanagt werden, haben einen etwas längeren Investi- 
tionshorizont, da sie von festen Beiträgen ausgehen und die zukünftigen 
Zahlungen offen bleiben.) 
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3. Die Art und Weise der Unternehmensführung 


Als kurzfristige Investoren und aufgrund der Größe ihrer Operationen ha- 
ben die Pensionsfonds erheblich zu der angestiegenen Preisvolatilität der 
Aktien- und Anleihemärkte beigetragen. Dies traf insbesondere in den 80er 
Jahren zu als die größten privaten Pensionsfonds der USA eine entschei- 
dende Rolle in der Fusionswelle spielten, die damals die Märkte anheizte. 
Da sie die Möglichkeit von erheblichen kurzfristigen Gewinnen sahen, un- 
terstützten sie feindliche Übernahmen. Sie stellten auch Liquidität für die 
extrem riskanten »junk bonds« zur Verfügung oder beteiligten sich als stil- 
le Teilhaber an Unternehmensaufkäufen. 

Obwohl diese Praktiken mit dem Aktienkrach von 1987 und den Wall 
Street Skandalen der späten 80er Jahre in Verruf gerieten, hatten die Pensi- 
onsfonds bis dahin eine bedeutende Funktion für die Veränderung des au- 
tokratischen Managementstils, der typisch für die führenden Unternehmen 
Amerikas war. Bei diesem tief verwurzelten Führungsstil, auf den auch die 
Aktienbesitzer kaum Einfluß hatten, waren Firmenübernahmen der einzig 
effektive Mechanismus, um ein schlechtes Management zu sanktionieren, 
das die internationale Konkurrenzfähigkeit vieler amerikanischer Unter- 
nehmen unterminiert und zu einer Unterbewertung auf den Aktienmärkten 
geführt hatte. Indem sie mit ihrem beträchtliches Gewicht feindliche Über- 
nahmen unterstützten, erzwangen die Pensionsfonds dramatische Verände- 
rungen in den Managementstrukturen und den Unternehmensstrategien, die 
die US-Industrie nach einer schmerzhaften Periode der Restrukturierung 
und des »downsizing« wieder konkurrenzfähig machten. 

Gegenwärtig sind wir aber auch Zeuge einer weiteren einschneidenden 
Veränderung der amerikanischen Unternehmen. Die 50 führenden amerikani- 
schen Pensionsfonds, die zusammen über mehr als die Hälfte des gesamten 
Anlagevermögens der amerikanischen Fonds verfügen, wurden in vielen Be- 
reichen zu den größten Anteilseignern der jeweiligen Unternehmen. Zwar 
darf ein einzelner Pensionsfonds nur maximal 5% der Aktien von einer Firma 
halten, zusammen halten die Pensionsfonds aber häufig 35-40% der Aktien- 
anteile. Sollte ein Fonds 1% der Aktien einer Firma verkaufen, so hätte dies 
beträchtliche Auswirkungen auf den Kurs, selbst wenn dieser Verkauf im 
Tertiärmarkt geschieht, auf dem große Aktienpakte zwischen den institutio- 
nellen Anlegern gehandelt werden. Pensionsfonds sehen sich daher der Ge- 
fahr ausgesetzt, den Wert ihres Portfolios zu vermindern, wenn sie sich von 
einem größeren Aktienpaket trennen wollen. Betrachtet man die Pensions- 
fonds in ihrer Gesamtheit, dann ist es offensichtlich, daß sie nicht alle gleich- 
zeitig ihre Anteile an einer bestimmten Firma verkaufen können. 

Da sie nicht einfach aussteigen können, müssen die Pensionsfonds der 
Möglichkeit ins Auge sehen, daß sie gezwungen sein können, ihre Anteile 
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für längere Zeit zu halten. Diese Perspektive führte dazu, daß sich in den 
letzten Jahren viele Pensionsfonds viel stärker mit den langfristigen Aus- 
sichten »ihrer« Unternehmen beschäftigten als dies früher der Fall war. 
Diese Tendenz wurde noch durch eine Verschiebung von Pensionsplänen 
mit festgelegter Auszahlung zu solchen mit festgelegten Einzahlungen ver- 
stärkt. Die Vorteile der letzteren, insbesondere geringere Verwaltungskos- 
ten und Vorschriften und die Verschiebung des Risikos auf die Beschäftig- 
ten wurden angesichts der relativ schlechten Ergebnisse der ersteren immer 
wichtiger. Vor allem stehen die Pensionspläne mit festgelegten Einzahlun- 
gen unter einem geringeren Druck kurzfristige Gewinne zu machen als die 
Pläne mit festgelegten Auszahlungen, so daß sie auch ihre Investitionen 
eher in einer langfristigen Perspektive betrachten können. 

Die Verwandlung der amerikanischen Pensionsfonds von passiven Investo- 
ren zu aktiven Eigentümern wurzelte in dem Kollaps des Übernahmebooms 
in den späten 80er Jahren. Ironischerweise war das größere Engagement 
der Pensionsfonds nicht zuletzt ein Ergebnis der Desillusionierung über die 
Ergebnisse der Übernahmeschlachten, die die Fonds selbst angeheizt hat- 
ten. Die Fondsmanager gerieten zunehmend in Sorge über die teuren Ver- 
teidigungsmaßnahmen schwacher Firmen, über die enttäuschenden finan- 
ziellen Ergebnisse der Aufkäufe sowie über die schwere Schuldenlast der 
Unternehmen nach den Übernahmeschlachten. 

Die zunehmende Unzufriedenheit unter den institutionellen Investoren ver- 
schaffte sich nach Veränderungen der gesetzlichen Regelungen auch in der 
Unternehmenspolitik mehr Gehör. 1988 wurde die Abtretung der Aktien- 
stimmrechte schwieriger gemacht, so daß sich die Pensionsfonds mit Ange- 
legenheiten befassen mußten, die sie früher ignoriert hatten. Und in den 
90er Jahren erleichterte es die Wertpapieraufsichtsbehörde (Securities Ex- 
change Commission) den Aktienbesitzern ihr Abstimmungsverhalten zu 
koordinieren, während gleichzeitig die Informationspflicht der Unterneh- 
men über die Bezahlung der Manager und die Leistungen des Management 
erhöht wurde. Die potentielle Macht der Pensionsfonds wurde in dieser Zeit 
auch durch die politisch motivierten Aktionen der größten Fonds des öf- 
fentlichen Sektors demonstriert, insbesondere durch ihre Rücknahme von 
Investitionen in Unternehmen, die mit dem südafrikanischen Apartheidre- 
gime kooperierten und Initiativen gegen Firmen, die die Umweltschutzge- 
setze verletzten. 

Seither hat sich die Aktivität der Pensionsfonds auf die Beeinflussung der 
Art und Weise der Unternehmensführung verschoben. Insbesondere die 
großen Fonds sind gegen exzessive Gehälter des Managements und teure 
Übernahmeschlachten vorgegangen, haben auf eine Trennung von Auf- 
sichtsrat und Geschäftsführung sowie die Entlassung von schlechten Top- 
managern hingewirkt. Selbst auf bedeutende Firmen wie IBM, Westing- 
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house, Kodak, Amex, General Motors und in jüngster Zeit Disney wurde in 
dieser Richtung Druck ausgeübt. Pensionsfonds haben sogar grundsätzliche 
Restrukturierungen einzelner Firmen erzwungen. 

Die Fonds verfügen inzwischen über viele Wege, um Druck auf die Unter- 
nehmensmanager auszuüben. Sie haben nicht nur als Eigentümer Macht, 
sondern auch als Geldgeber (bereits oben wurde die Bedeutung der Pensi- 
onsfonds als Halter von Unternehmensanleihen angesprochen). Wenn die 
Fonds ihre Vorstellungen in informellen Runden mit den Unternehmens- 
führungen nicht durchsetzen können, haben sie immer noch die Möglich- 
keit durch Lobbyarbeit, weitere Aktienbesitzer auf ihre Seite zu ziehen. 
Und schließlich können sie ihre Unterstützung der Unternehmenspolitik 
von der Ernennung weiterer Direktoren oder der Erfüllung bestimmter un- 
ternehmerischer Standards abhängig machen. 

In den vergangenen Jahren haben die amerikanischen Pensionsfonds zu- 
nehmend ausgefeiltere statistische Methoden entwickelt, um die Unter- 
nehmensergebnisse zu kontrollieren. Auf der Grundlage solcher Analysen 
haben mehrere Fonds Listen von Unternehmen erstellt, von denen sie Ver- 
änderungen erwarten. Ein wichtiger Schritt in dieser Richtung erfolgte 
1993 als das »Council of Institutional Investors«, das Pensionsfonds reprä- 
sentiert, die zusammen über ein Anlagevermögen von 600 Mrd. Dollar ver- 
fügen, eine Liste von 50 Firmen veröffentlichte, die nach verschiedenen 
Kriterien der Unternehmensbeurteilung ein unterdurchschnittliches Ergeb- 
nis lieferten. Die führenden amerikanischen Pensionsfonds sind im Mo- 
ment auch dabei, Richtlinien zur Unternehmensführung zu erabeiten, die 
unter anderem Prozeduren für die Auswahl von Direktoren und die Konsul- 
tation von Aktionären beinhalten. Eventuell werden die Fonds sogar regel- 
mäßige Untersuchungen der Unternehmensziele und -strategien fordern. 


4. Pensionsfonds in den Ökonomien von Schwellenländern 


In Anbetracht der zunehmenden Erosion traditioneller Familienbeziehun- 
gen und der finanziellen Probleme der sozialen Sicherungssysteme in La- 
teinamerika scheinen auch dort Pensionsfonds immer mehr zu einer effek- 
tiven Alternative der Gewährleistung eines ausreichenden Einkommens im 
Alter zu werden. Solche Fonds könnten auch eine wichtige Rolle bei den 
strukturellen Reformen spielen und zwar sowohl als Investoren, in den neu 
entstandenen Wertpapiermärkten und bei den umfangreichen Privatisie- 
rungsprogrammen, als auch als eine weniger unsichere Alternative zum 
Kapitalimport durch US-amerikanische institutionelle Investoren. Dabei ist 
es selbstverständlich, daß die Ausbreitung von Pensionsfonds die Struktu- 
ren der lateinamerikanischen Finanzmärkte erheblich durcheinander wir- 
beln wird. Pensionsfonds sind eine Alternative zu Banken und ihrem Leih- 
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kapital. Sie bieten eine stabilere und breitere Basis für die Finanzierung des 
Wertpapiermarktes und das bei vergleichsweise geringeren Kosten. 
Wie die Pensionsfonds diese Aufgaben bewältigen werden, hängt nicht zu- 
letzt von ihrer Struktur und der Art und Weise ihrer Regulation ab. In die- 
ser Hinsicht wäre es von Vorteil, wenn einige große Fonds auf der Grund- 
lage von definierten Einzahlungen entstehen würden, die ähnliche Steuer- 
vorteile wie die entsprechenden Fonds in den USA und in Großbritannien 
erhalten sollten. Diese Fonds sollten jedoch nicht von einheimischen Ban- 
ken gemanagt werden, um zu verhindern, daß sie zum Spielball der hoch- 
gradig verzahnten Eliten aus Politik, Banken und Industrie werden. In die- 
ser Hinsicht könnten die Pensionsfonds auch eine wesentliche Rolle bei der 
Demokratisierung der lateinamerikanischen Ökonomien spielen. Statt der 
vagen Vorsichtsregeln, die für die US-amerikanischen und britischen 
Fonds gelten, sollten allerdings strengere Bestimmungen über die Zusam- 
mensetzung der Anlagen eingeführt werden. Wünschenswert wäre es, wenn 
die Pensionsfonds einen relativ hohen Anteil an staatlichen Anleihen halten 
müßten, so daß sie zur Finanzierung des Budgetdefizits beitragen würden 
und wenn sie einen Teil ihres Kapitals zur Finanzierung sozial gewünschter 
Investitionen (Kapitalisierung ländlicher Banken, Infrastrukturmaßnahmen 
etc.) im Austausch gegen »faire« von der Regierung garantierte Erträge 
verwenden müßten. Lateinamerikanische Pensionsfunds könnten auch eine 
sehr nützliche Rolle bei der Finanzierung von Existenzgründungsfonds 
spielen, um private Unternehmen zu stärken und die industrielle Basis zu 
verbreitern. 
Wenn die gegenwärtigen Bemühungen, private Pensionspläne einzuführen 
erfolgreich sind, dann könnten Pensionsfonds auch in Lateinamerika sowie 
weiteren Schwellenländern eine strategisch wichtige Position erreichen. 
Wenn das Experiment in Chile, das in dieser Hinsicht ein Vorreiter ist, ir- 
gendetwas aussagt, dann allerdings das, daß es mehr als ein Jahrzehnt dau- 
ert bis die Pensionsfonds groß genug geworden sind, um einen nennens- 
werten Einfluß auf die einheimische Ökonomie zu erhalten. Allerdings 
könnten sie dann dazu beitragen, die lateinamerikanischen Ökonomien auf 
dem Weltmarkt wettbewerbsfähiger zu machen. 

Aus dem Amerikanischen übersetzt von Michael Heinrich 
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Ein Gespräch über »politischen Kapitalismus«, 
»Stamokap«, Wettbewerbsfähigkeit und vieles andere 


Vorbemerkung: In der letzten Nummer der PROKLA (Europa I: Osteuropa und der 
Westen, September 1998) ist von Melanie Tatur und Jadwiga Staniszkis der Begriff 
»Politischer Kapitalismus« benutzt worden, um die Gesellschaftsformation theore- 
tisch zu fassen, die sich in einigen osteuropäischen Ländern derzeit herausbildet. 
Unmittelbar nach den samtenen Revolutionen der späten 80er und frühen 90er Jahre 
herrschte in den Sozialwissenschaften die Auffassung vor, es handle sich bei den 
durch die Revolutionen geöffneten Entwicklungswegen um Pfade der Modernisie- 
rung, an deren Ende das verheißungsvolle Bild einer effizienten Marktwirtschaft, 
einer pluralistischen Zivilgesellschaft und parlamentarischen Demokratie zu sehen 
war. Inzwischen aber sind sich selbst Modernisierungstheoretiker klar darüber, daß 
dieses Bild zumindest in den unterstellten Fristen eine fata morgana gewesen ist. In 
Mittel- und Osteuropa bilden sich offenbar kapitalistische Hybridformen heraus mit 
Eigentumsformen, Regelungsmechanismen und Mischungsverhältnissen von Öko- 
nomie und Politik, legitimierten und nicht-legitimierten vor- und außerkonstituio- 
nellen Mächten, die keinen Kapitalismus mit OECD-Profil entstehen lassen — son- 
dern eben einen »politischen Kapitalismus«, wie neben Tatur und Staniszkis auch 
David Stark, Burawoy und andere hervorheben. Offensichtlich sind die Prozesse der 
Transformation nach der samtenen Revolution, die ja nur die politischen Herr- 
schaftsverhältnisse über den Haufen geworfen, nicht aber sogleich in Gestalt eines 
big bang auch passende ökonomische und soziale Strukturen hervorgebracht haben, 
abhängig von den Raum- und Zeit-Koordinaten, in denen sie ablaufen. Die Be- 
schreibung des Politischen Kapitalismus in Mittel- und Osteuropa erinnert, so neu 
einzelne Elemente der kapitalistischen Hybridform auch sind, in mancher Hinsicht 
an den »Stamokap«, den »Staatsmonopolistischen Kapitalismus«. Die Theorie des 
Staatsmonopolistischen Kapitalismus läßt sich bis auf Lenin, Eugen Varga und an- 
dere im ersten Viertel dieses Jahrhunderts zurückführen. Sie wurde nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg in den real-sozialistischen Ländern zur quasi-offiziellen Theorie des 
modernen Kapitalismus. Diese Theorie wurde aber auch in der westlichen Welt auf- 
gegriffen und fortentwickelt. In den 70er Jahren kulminierten die Auseinanderset- 
zungen um den Stamokap, nicht zuletzt weil aus dieser Theorie bestimmte politi- 
sche Bündniskonstellationen folgten, die zumindest in der westeuropäischen Linken 
außerordentlich kontrovers diskutiert wurden. Die — scheinbare oder tatsächliche — 
Nähe der Konzepte des politischen Kapitalismus und des staatsmonopolistischen 
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Kapitalismus haben uns dazu veranlaßt, mit Jörg Huffschmid ein Gespräch zu füh- 
ren. Er war in den 70er Jahren einer der wichtigsten Vertreter einer westlichen Vari- 
ante der Stamokap-Theorie. Die Fragen zielen auf die Berührungspunkte zwischen 
den Theorien von Stamokap und Politischem Kapitalismus, aber auch darauf, was 
von der Stamokap-Theorie nach dem Ende des real existierenden Sozialismus im 
real existierenden Kapitalismus noch bleibt. Das Gespräch führte für die PROKLA- 
Redaktion Elmar Altvater. 


E.A.: In dem im September erschienenen Europaheft der PROKLA 
schreibt Melanie Tatur in ihrem Aufsatz zum Politischen Kapitalismus: »In 
der Diskussion um die aktuelle und künftige Rolle des Staates hat sich seit 
den 80er Jahren ein Paradigmenwechsel vollzogen. Dem liegt die Einsicht 
zugrunde, daß mit der Internationalisierung der Kapitalmärkte und der 
Globalisierung des Wettbewerbs die Voraussetzungen für eine national- 
staatliche Wirtschaftspolitik im Sinne keynesianischer Konjunktursteue- 
rung entfallen und die autonomen Handlungsmöglichkeiten auf staatlicher 
Ebene zunehmend eingeschränkt werden.« Jörg, würdest Du diese Vorstel- 
lung eines Paradigmenwechsels hinsichtlich der Rolle des Staates teilen? 
J.H.: Ich würde sie nur sehr eingeschränkt teilen. Zwar ist die Autonomie 
des Nationalstaats gegenwärtig stärker eingeschränkt als früher; national- 
staatliche Politik und Gesetze müssen mehr auf die internationalen Bedin- 
gungen Rücksicht nehmen. Andererseits aber ist der Nationalstaat für die 
Organisation der materiellen Reproduktion und für den Lebenszuschnitt der 
allermeisten Menschen doch nach wie vor eine ganz entscheidende Be- 
zugsgröße, die von den Menschen auch in erheblichem Maße beeinflußt 
und gestaltet werden kann. Die meisten Gesetze und die meisten Regulati- 
onsformen, die die Menschen konkret betreffen, sind nach wie vor sehr 
stark von nationalstaatlichen Einflüssen geprägt. 

E.A.: Nun könnte man ja mit der Theorie (sofern es denn eine ist) des »po- 
litischen Kapitalismus« sagen: zumindest muß der Nationalstaat dafür sor- 
gen, daß in der Marktwirtschaft entsprechende private Eigentumsrechte 
hergestellt werden. Dies ist auch die These von Tatur und Staniszkis in dem 
schon erwähnten PROKLA-Heft. Aber über diese Herstellung von Eigen- 
tumsrechten hinaus spielt der Nationalstaat in der globalisierten Ökonomie 
eine mindere Rolle als je zuvor. Diese Auffassung würdest Du nicht teilen? 
J.H.: Nein, diese Auffassung teile ich nicht. Sie erinnert mich vielmehr an 
eine recht krude Version der Theorie des »staatsmonopolistischen Kapita- 
lismus«, wie sie vielleicht in den 60er und 70er Jahren vertreten wurde. 
Danach bestand die Rolle des Staates ausschließlich in der Erfüllung von 
Kapitalfunktionen und in sonst nichts. Ich denke, dies ist weder empirisch 
zutreffend noch theoretisch haltbar, weil die politischen Handlungsräume 
dabei einfach wegdefiniert worden sind. Die Frage nach der Rolle sozialer 
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und politischer Bewegungen, nach einem eigenständigen Raum im Staat, in 
dem Politik eben nicht nur als Agent der Kapitalverwertung funktioniert, 
wird dabei gar nicht untersucht, sondern deduktiv verneint. 

E.A.: Nun könnte man dem entgegenhalten, daß es den beiden PROKLA- 
Autorinnen vor allem um die Transformationsprozesse in Osteuropa geht. 
Die Herstellung von privaten Eigentumsrechten ist sozusagen die Grundla- 
ge dafür, daß überhaupt Kapital entsteht, und daß mit dem Kapital, das da 
entsteht, auch Akkumulation, Wachstum und somit auch die höchst ersehn- 
te Steigerung des Wohlstands zustandekommen; siehe Douglass North und 
andere. Dann stellt es sich aber bei näherer Betrachtung heraus, daß die Er- 
richtung von Eigentumsrechten eine etwas kompliziertere Angelegenheit 
ist, als man angenommen hat, daß da Hybridformen entstehen, Clanbezie- 
hungen eine Rolle spielen, paternalistische Beziehungen wichtig sind, Ma- 
fia-ähnliche Strukturen eine Rolle spielen und, und, und... Private Eigen- 
tumsrechte herzustellen ist zwar eine gute Idee, die aber schwer durchzu- 
führen ist. Dieser Aspekt würde mit der Stamokap-Theorie nicht ohne wei- 
teres zu erfassen sein, oder doch? 

J.H.: Nein, die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus ist dazu 
wenig geeignet. Sie bezieht sich auf einen ganz anderen Sachverhalt, näm- 
lich auf den entwickelten, ja hochentwickelten Kapitalismus. Sie unter- 
sucht, wie sich der moderne Staat zu den bereits ausgereiften Kapitalfor- 
men verhält. In Osteuropa handelt es sich im Unterschied dazu ja eher um 
Prozesse, die man vielleicht etwas übertrieben — mit dem Prozeß der »ur- 
sprünglichen Akkumulation«, also mit der Herausbildung von Eigentums- 
und Kapitalstrukturen vergleichen könnte. Dieses Beispiel hinkt natürlich, 
weil es zumindest einen eklatanten Unterschied zwischen der Transforma- 
tion in Osteuropa und der ursprünglichen Akkumulation gibt: die Trans- 
formationsprozesse finden in einer ansonsten bereits kapitalistisch entwi- 
ckelten Welt statt, was ja bei der ursprünglichen Akkumulation nicht der 
Fall war. 

E.A.: Also geht es um die Frage der Ungleichzeitigkeit und der Ungleich- 
mäßigkeit der Entwicklung, die jetzt bei der Untersuchung von Transfor- 
mationsprozessen an zentraler Stelle berücksichtigt werden müßte. Mit an- 
deren Worten, Zeit und Raum der Transformation spielen eine entschei- 
dende Rolle, so daß ein zeitlos gedachter Transformationsprozeß theore- 
tisch nichts herzugeben vermag. Vielleicht sollten wir an dieser Stelle dann 
aber fragen, was denn eigentlich die Kernelemente der Stamokap-Theorie 
sind, um vielleicht von da aus noch einmal die Frage aufzuwerfen, ob es 
zur Theorie des politischen Kapitalismus - sofern es eine ist — bestimmte 
Entsprechungen gibt. 

J.H.: Aus meiner Sicht gibt es drei zentrale Elemente der traditionellen und 
auch der verfeinerten Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus. 
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Das erste ist die Annahme eines gesetzmäßigen Fortschreitens des Kapita- 
lismus bis zu seiner Überwindung und der Einmündung in den Sozialis- 
mus. Dies ist so, wie sich die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus das vorgestellt hat, bekanntlich nicht eingetreten. Die These ist von 
der Geschichte widerlegt und taugt also auch nicht dazu, weltgeschichtliche 
Prognosen zu machen. Das zweite Element ist die Theorie des Monopols, 
also der Herausbildung einer durch Konzentration und Zentralisation be- 
förderten systematisch differenzierten Kapitalstruktur, die durch das große 
Gewicht weniger großer Kapitale im gesamtwirtschaftlichen Reprodukti- 
onsprozess gekennzeichnet ist. Dies führt dazu, daß Macht und zwar öko- 
nomische und außerökonomische Macht in der Konkurrenz eine große und 
weder in der Vorstellung von der unsichtbaren Hand bei Smith noch in der 
Konkurrenzkonzeption bei Marx vorgesehene Rolle spielt. Ich denke, das 
ist ein Theorieelement des staatsmonopolistischen Kapitalismus, das nach 
wie vor Bestand hat, auch wenn beispielsweise die Rolle kleinerer und 
mittlerer Unternehmen durchaus differenziert betrachtet werden muß. Das 
dritte Element, das das Staatsmonopolistische am Stamokap ausmacht, ist 
die Interaktion, Kooperation und Verflechtung des Staatsapparates mit den 
Monopolen als den maßgeblichen Strukturelementen und Akteuren der 
Wirtschaft. Dieses Element finde ich das Interessanteste an der Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus. Hierbei hat es in den 70er und 80er 
Jahren erhebliche Weiterentwicklungen der Theorie gegeben. Diese beste- 
hen im wesentlichen darin, daß die frühe, insbesondere in der Sowjetunion 
sehr stark unter politischen Gesichtspunkten entwickelte These, daß der 
Staat ausschließlich die Agentur der entwickelten Monopolkapitale ist, 
weitgehend aufgegeben werden mußte und dem Staat eine sehr viel kom- 
plexere Regulierungsfunktion zugesprochen wurde, deren Beeinflussung 
und Gestaltung zu unterschiedlichen Entwicklungs- und Bewegungsformen 
des Kapitalismus führt. In diesem Zusammenhang möchte ich auf theoreti- 
sche Entwicklungen in Frankreich, die mit dem Namen Paul Boccara ver- 
bunden sind, aber auch in Westdeutschland im Umkreis des IMSF (Institut 
für Marxistische Studien und Forschung) und in der ehemaligen DDR vor 
allem im IPW (Institut für Politik und Wirtschaft) hinweisen. Sie alle haben 
zu einer Öffnung der Stamokap-Theorie geführt. Sie nahm Bewegungen 
zur Kenntnis, die nicht ausschließlich als Ausdruck der Verwertungslogik 
des Kapitals oder aus dem Widerspruch gegen die Verwertung des Kapitals 
erklärt werden konnten, also nicht auf den Gegensatz von Arbeit und Kapi- 
tal reduzierbar waren. Diese Wandlung und Erweiterung der Theorie finde 
ich sehr wichtig, weil sich daraus meines Erachtens Berührungspunkte mit 
anderen Theorieansätzen, etwa mit der Regulationstheorie in Frankreich, 
oder mit dem in den USA etwa gleichzeitig entwickelten »social structure 
of accumulation«-Ansatz ergeben. Zwischen diesen drei theoretischen 
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Entwicklungen gibt es Parallelen, die ich außerordentlich interessant finde, 
zumal sie unabhängig voneinander in verschiedenen Diskurszusammen- 
hängen entwickelt worden sind. 

E.A.: Danach wollte ich sowieso fragen, weil mir tatsächlich die — metho- 
dische und auch von den theoretischen Konzepten her — Nähe zur Regula- 
tionstheorie und zum »social structure of accumulation«-Ansatz, also zu 
den Theorieansätze der radicals in den USA, sehr wichtig erscheint. Aber 
bevor wir dazu kommen, möchte ich eine andere Frage noch einmal auf- 
werfen. Diese hat erneut mit Staat und Ökonomie und mit dem Paradig- 
menwechsel zu tun, von dem Melanie Tatur gesprochen hat. Die Globali- 
sierung ist der Auslöser des Paradigmenwechsels, weil der Staat eine ge- 
ringere Rolle auf globalen Märkten spielt. Erste Frage: Würdest Du dem 
zustimmen, oder siehst Du das anders? Die zweite Frage, die damit zu tun 
hat, betrifft das Verhältnis von Staat und großen Konzernen. Heute gibt es 
ja Konzepte, und auch das ist Teil des Paradigmenwechsels, von dem Tatur 
spricht, die nicht so sehr die Verflechtung zwischen Staat und großen Un- 
ternehmen ins Zentrum stellen, sondern den Staat als Moderator von 
Standortpolitik und Wettbewerbsfähigkeit im globalen Konkurrenzkampf, 
als Wettbewerbstaat also, analysieren und kritisieren. Bei der Frage nach 
den Bedingungen der Wettbewerbsfähigkeit am sogenannten Standort spie- 
len natürlich nicht nur große Konzerne, sondern auch kleine und mittlere 
Betriebe und natürlich die Zivilgesellschaft und ihre Institutionen, die neu- 
en und alten Bewegungen und Organisationen. eine große Rolle. Würdest 
Du das nicht vielleicht doch als eine Art Paradigmenwechsel sehen? Und 
wäre ein solcher Ansatz in die Stamokap-Theorie integrierbar? 

J.H.: Ich bin vorsichtig mit dem Begriff Paradigmenwechsel. Die empiri- 
schen Beobachtungen, die Du anführst, können wir theoretisch durchaus 
ohne die Annahme eines Paradigmenwechsels im Rahmen der marxisti- 
schen Theorie erfassen. Der Staat ist ja auch in seiner Funktion als Garant 
der kapitalistischen Verwertungsbedingungen auf dem Weltmarkt nie un- 
mittelbar als ökonomischer Organisator aufgetreten, war und ist als politi- 
sche Hintergrundinstanz allerdings immer präsent z. B. als Handelsstaat 
oder als Militärmacht. Diese Rolle hat der Staat als imperialistischer Staat 
auch Anfang dieses Jahrhunderts schon gespielt, nicht als mit dem Kapital 
verflochtener Komplex, sondern als politische Macht hinter dem Kapital, 
die je nach den historischen Umständen unterschiedlich aggressiv ist. Inso- 
fern denke ich, ist da eigentlich soviel Paradigmenwechsel nicht zu sehen. 
Auch bei der Rolle des Staates als Garant der Kapitalverwertung ist jeweils 
der Zwischenraum zwischen dieser ganz allgemeinen Funktion und der 
unmittelbaren Indienstnahme durch einzelne beherrschende Kapitale wich- 
tig. In diesem Zwischenraum haben kleine und mittlere Unternehmen und 
sonstige Akteure gewisse Handlungsfreiheiten, deren Umfang von der 


656 Jörg Huffschmid, Elmar Altvater 


Entwicklung der politischen Strukturen oder der bürgerlichen Demokratie 
abhängt. Die politische Demokratie hat sich aber nicht unmittelbar als 
zwangsläufige Folge oder Begleitumstand des Kapitalismus, sondern paral- 
lel zum Kapitalismus herausgebildet. Daher ist sie auch nicht einfach als 
Funktion des Kapitals zu verstehen. Die Verflechtung dieser beiden Staats- 
ebenen — der Staat als Regulationsinstanz der Kapitalverwertung, bei der 
die großen Kapitale eine maßgebliche Rolle spielen, da sie entsprechenden 
Druck auszuüben vermögen, und der Staat als Raum für die Entfaltung von 
bürgerlicher Demokratie und sozialer Bewegung, die sich nicht einfach auf 
Kapitalfunktionen reduzieren läßt, ist m.E. ein äußerst wichtiger und inte- 
ressanter Gegenstand theoretischer wie empirischer Forschung. Dieser As- 
pekt war in der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus nicht ent- 
halten. Spielräume wurden zwar gesehen, aber sie wurden voreilig aus- 
schließlich aus dem Blickwinkel von Spielräumen innerhalb des Lohnar- 
beits-Kapital-Verhältnisses betrachtet. 

E.A.: Man könnte dem natürlich entgegenhalten, daß der Staat am Ende 
des vorigen Jahrhunderts als imperialistischer Staat die Expansion des Ka- 
pitals nationalstaatlich organisiert hat, während heute die Expansion des 
Staates eben dadurch stattfindet, daß staatliche Grenzen im Zuge der Dere- 
gulierung abgebaut werden. Alle Regeln, die da dereguliert worden sind, 
stellen ja gewisserweise Grenzen dar, und die verschwinden, während die 
Rolle des Staates in jener Phase hauptsächlich darin bestand, die Grenzen 
hinauszuschieben und damit natürlich auch Konflikte zu provozieren bis 
hin zur militärischen Auseinandersetzung, wie wir wissen. Aber kommen 
wir noch einmal zurück zu den osteuropäischen Transformationsländern. 
Du hast die Aufgabe des Staates eben doppelt umschrieben als ökonomi- 
scher Regulator, so sage ich vereinfachend, und als demokratisches Institu- 
tionensystem, die sich beide als solche entwickeln müssen. Wie würdest 
Du denn unter diesem Aspekt betrachtet die Rolle des Staates in Transfor- 
mationsgesellschaften begreifen? Wie können die Staaten, beziehungswei- 
se Staat, Gesellschaft und Ökonomie als ein Komplex dahin kommen? Ich 
glaube, das ist auch die Frage, die die Theoretiker und Theoretikerinnen 
umtreibt, die sich mit Transformationsprozesssen beschäftigen, wenn sie in 
diesem Zusammenhang von Hybridformen sprechen, also von Mischfor- 
men, in die sehr Vieles eingeht, das in Reinform (etwa wie die Modernisie- 
rungstheorie unterstellt) eigentlich nicht realisierbar ist? Ist Osteuropa nicht 
gewissermaßen ein Experimentierfeld für die Herausbildung hybrider For- 
men des Kapitalismus? 

J.H.: Ja, das glaube ich auch, und auch, daß es offensichtlich keine bereits 
überzeugenden theoretischen Konzepte zur Erfassung der Hybridität gibt. 
Es ist ja wichtig festzuhalten, daß die osteuropäischen Länder nicht nur aus 
ökonomischen Gründen zusammengebrochen sind; eine solche Unterstel- 
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lung wäre jedenfalls eine sehr grobe Verballhornung der materialistischen 
Methode. Die erste Bewegung war ja der politische Widerstand gegen be- 
stimmte politische Herrschaftsformen, die den Menschen immer weniger 
Bewegungsfreiheit ließen. Man kann diese Formen natürlich auch als aus 
der Not einer unzureichenden Ökonomie geboren ansehen. Nur bin ich im 
Zweifel darüber, ob sich das alles so glatt ökonomisch ableiten läßt, ob da 
nicht vielmehr überschüssige eigenständige Momente sowohl von politi- 
scher Unterdrückung als auch von politischem Widerstand entstanden sind. 
Wenn das so ist wie ich vermute, dann gibt es in der Tat zwei relativ selb- 
ständige Prozesse: die politische Emanzipation und den Versuch der öko- 
nomischen Konstitution einer funktionierenden Wirtschaft jenseits des ge- 
scheiterten Sozialismus. Weil eine sichtbare und überzeugende Alternative 
nicht da war, hat sich der Übergang zur kapitalistischen Marktwirtschaft 
angeboten, wobei der Westen natürlich auch ein politisch durchsetzungsfä- 
higer Anbieter war. Doch theoretisch zwingend war und ist dies nicht. Die 
faktische Entwicklung in Mittel- und Osteuropa ist wohl damit zu erklären, 
daß die Auffassung durchgesetzt wurde, der politische Prozeß der Demo- 
kratisierung erfordere sozusagen als ökonomischen Unterbau eine 
kapitalistische Marktwirtschaft. Diese müsse im Eiltempo herbeigeführt 
werden. Doch gerade das ist weder theoretisch zwingend noch tatsächlich 
machbar. So kam es in dem Maße, wie die Vermarktwirtschaftlichung 
politisch durchgezogen wurde, in einigen Ländern (vor allem in Rußland) 
zu nachgerade chaotischen, ja katastrophalen und aller Demokratisierung 
ins Gesicht schlagenden Entwicklungen. Der mafiotische Kapitalismus ist 
durchaus mit der Vertreibung vom Land durch Feuer und Schwert in der 
ursprünglichen Akkumulation vergleichbar. Die pure Gewalt bei der 
Herstellung kapitalistischer Verhältnisse spielt auch in einigen 
osteuropäischen Ländern eine Rolle. Ich finde es sehr wichtig, auch diese 
Dimension der Transformation zu sehen und nicht nur auf die freundlichen 
Seiten zu schauen. Ich möchte aber doch noch auf eine Differenz 
hinweisen, die wir bei der Einschätzung der Rolle staatlicher Grenzen 
haben. Ich habe nicht den Eindruck, daß der gegenwärtige Kapitalismus die 
staatlichen Grenzen wirklich beseitigt hat. Am ehesten ist das der Fall in 
Integrationsräumen wie der EU, und nicht einmal hier ist es wirklich 
vollendet. Die nationalstaatliche Handlungsfähigkeit des Staates im Sinne 
der international agierenden Konzerne hat in den letzten 10 Jahren enorm 
zugenommen. Was abgenommen hat, ist die Fähigkeit der Gewerkschaften 
und anderer sozialer Bewegungen, ihre Ansprüche und Interessen in 
diesem Nationalstaat gegenüber den Interessen des Kapitals und hier 
besonders des exportorientierten Großkapitals durchzusetzen. Ich glaube, 
der nationalstaatliche Hintergrund des großen international agierenden 
Kapitals ist nach wie vor ein wesentliches Merkmal des modernen 
Kapitalismus. Das war auch im Zeitalter des Imperialismus nicht so 
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alter des Imperialismus nicht so verschieden wenn auch die Formen des 
damaligen Staates offener aggressiv waren. 

E.A.: Damit bin ich nicht ganz einverstanden. Die Globalisierung am Ende 
des 20. Jahrhunderts scheint mir doch einen sehr großen Unterschied ge- 
genüber dem Imperialismus des frühen 20. Jahrhunderts zu machen, ein- 
fach deshalb, weil in Zeiten der Globalisierung die Grenzen alle abgesenkt 
werden bzw. fallen: von den Zollgrenzen angefangen bis zu den Regulie- 
rungsschranken für internationale Kapitalbewegungen. Die einzigen Schran- 
ken, die auch nationalstaatlich relevant sind und sogar noch verstärkt wor- 
den sind, sind diejenigen gegen Migranten und Migrantinnen, d.h. die Glo- 
balisierung der Märkte findet nicht gleichmäßig für alle Märkte statt. Der 
Arbeitsmarkt ist noch national protegiert, doch Löhne und Arbeitsbedin- 
gungen stehen trotzdem unter dem Druck der globalen Konkurrenz wegen 
der Globalität und Bewegungsfreiheit des Kapitals. Aber lassen wir dieses 
Problem an dieser Stelle auf sich beruhen und gehen wir doch noch einmal 
zurück zu der von Dir hervorgehobenen Parallelität von Stamokaptheorie, 
Regulationstheorie, »social structure of accumulation«-Ansatz. Das Inte- 
ressante daran war ja bei allen drei Ansätzen der Versuch, nicht nur den 
Kapitalismus zu beschreiben und Kategorien zu finden, mit denen wie bei 
Marx der Kapitalismus oder das Kapitalverhältnis entschlüsselt, begrifflich 
reproduziert werden kann, sondern auch Phasen der kapitalistischen Ent- 
wicklung historisch zu unterscheiden, also so etwas wie ein Verhältnis von 
allgemeiner und historischer Theorie zu konstruieren. Wie würdest Du die- 
ses methodische Herangehen heute sehen? Meinst Du, daß dieses Bestand 
hat, muß man daran weiterarbeiten, oder sollte man es aufgeben? Gibt es 
den Kapitalismus gar nicht mehr, sondern nur noch den modernen Kapita- 
lismus der Globalisierung und früher mal den Imperialismus, die Konkur- 
renz oder auch das Monopol, oder muß man an dieser methodischen Struk- 
tur der Analyse des Kapitalverhältnisses festhalten und diese möglicher- 
weise auch auf die Tendenzen der Herausbildung eines osteuropäischen 
Hybridkapitalismus anwenden? 

J.H.: Das ist eine interessante Frage, auf die es zwei Antworten gibt. Ers- 
tens ist es natürlich wichtig, nicht nur zu schauen, ob das Kapital noch Ka- 
pital ist, sondern in welcher konkreten Form es sich bewegt. Im histori- 
schen Verlauf macht der Kapitalismus ohne Zweifel verschiedene Form- 
wandel durch. Man kann die Herausbildung charakteristischer Eigenschaf- 
ten für bestimmte Phasen, etwa für den Imperialismus oder den Faschis- 
mus, herausarbeiten. Das wird man auch heute in einer Phase der 
sogenannten Globalisierung machen müssen, auch wenn man am Ende des 
vorigen Jahrhunderts bereits ähnliche Entwicklungen wie heute feststellen 
konnte. (Es gab beispielsweise, wie heute, keinerlei Grenzen für das inter- 
national operierende Finanzkapital.) Das ist das eine. Die andere Antwort 
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betrifft die Widerstandsformen gegen und die Alternativen zu einer be- 
stimmten Form der kapitalistischen Entwicklung. Hier weist die Stamokap- 
Theorie Lücken auf, die aber auch die Regulationstheorie oder der »social 
structure of accumulation«-Ansatz nicht überzeugend gefüllt haben. Die 
Feststellung einer Phasenfolge der kapitalistischen Entwicklung wird im- 
mer dann problematisch, wenn sie dabei eine Art historischer Logik unter- 
stellt: Man konstatiert bestimmte Eigenschaften, die eine Entwicklungspha- 
se charakterisieren, nennt das Ensemble von Eigenschaften beispielsweise 
Fordismus und untersucht dann die Prozesse der Veränderung und Auflö- 
sung der Eigenschaften, bis dann eine neue Phase kommt, sozusagen eine 
andere Formation, der wir wieder einen fest umrissenen Namen geben. Ich 
bin im Zweifel, ob das ein produktives Herangehen ist. Demgegenüber hal- 
te ich es für sinnvoll, nach den vorherrschenden Bewegungsformen zu fra- 
gen und ihren Bedingungen, in der Nachkriegsphase also nach der Bedeu- 
tung des staatlichen Interventionismus, der Masseneinkommen und Mas- 
senproduktion. Warum und wie hat sich der Interventionismus erschöpft, 
welche neuen Widersprüche sind entstanden, welche neue Dynamik bildet 
sich heraus etc. Ich habe nichts dagegen, einen Phasenbegriff für eine 
Konstellation solcher Faktoren zu reservieren, die über einen gewissen 
Zeitraum relativ stabil ist, wie beispielsweise den Begriff des Fordismus. 
Allerdings halte ich den Begriff Postfordismus für außerodentlich unglück- 
lich, weil er keine derartig stabile Konstellation anzeigt, und es diese ver- 
mutlich gegenwärtig auch gar nicht gibt. Da ist der »social structure of ac- 
cumulation«-Ansatz offener: Akkumulation findet immer innerhalb be- 
stimmter sozialer Strukturen statt, die bestimmte Ausformungen des Ver- 
hältnisses Lohnarbeit-Kapital (und anderer sozialer Verhältnisse) bestim- 
men. Veränderungen betreffen das Wechselspiel zwischen stärkerer Domi- 
nanz des Kapitals, stärkerer Dominanz der Arbeiterbewegung und anderer 
sozialer Kräfte als Resultat sozialer Konflikte. Daraus entstehen Konstella- 
tionen und Muster, in denen sich das allgemeine Kapitalverhältnis bewegt. 
Das halte ich für einen vernünftigen Ansatz. Wenn wir davon reden, daß 
sich in den letzten zwanzig Jahren der Neoliberalismus durchgesetzt hat, 
dann sind damit bestimmte Formen der Kombination von Politik und Öko- 
nomie gemeint, die in dieser Zeit eine gewisse Dominanz erreicht haben 
und gegenwärtig bereits brüchig werden. Wollen wir das jetzt Post- 
Neoliberalismus nennen oder uns zunächst damit bescheiden, die Brüchig- 
keit festzustellen und jene Ansatzpunkte zu benennen, an denen es sich 
lohnt, sich für politische Emanzipation und ökonomischen Fortschritt ein- 
zusetzen? 

E.A.: Bevor wir an dieser Stelle weiterdiskutieren, und auf der theoretisch- 
methodischen Ebene verbleiben, auf der wir uns mit der Sinnhaftigkeit ei- 
ner Phaseneinteilung kapitalistischer Entwicklung und mit dem Verhältnis 
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von Theorie und Geschichte befassen, eine andere Frage, die Du angespro- 
chen hast. In bezug auf den Neoliberalismus könnte man ja folgende These 
aufstellen: In den sogenannten goldenen Jahren nach dem Zweiten Welt- 
krieg, in der Blütezeit des Fordismus — um diesen Begriff noch einmal zu 
verwenden - hat die keynesianische Politik — sagen wir abgekürzt: die 
Makroökonomie — das Sagen gehabt. Diese Makroökonomie mit Fiskal- 
und Geldpolitik, mit Nachfragesteuerung und einer sehr aktiven Rolle des 
Staates also, ist vorbei und hat dem Primat der Mikroökonomie Platz ge- 
macht. Die Vielfalt mikroökonomischer Entscheidungen soll, gesteuert 
durch den frei wirkenden Marktmechanismus, den Wohlstand optimieren. 
Inzwischen gibt es aber noch eine Vorstellung, vielleicht sogar ein anderes 
Paradigma der Wirtschaftspolitik, das sich auf die meso- und metaökono- 
mische Ebene bezieht. Dieser Ansatz trägt gewissermaßen der Einbettung 
der Ökonomie in die Gesellschaft, also der »social structure of accumulati- 
on« Rechnung, obwohl das in dem Ansatz etwas anders angegangen wor- 
den ist als in den derzeit modernen mesoökonomischen Ansätzen einer 
Theorie der systemischen oder strukturellen Wettbewerbsfähigkeit. Die 
darin zum Ausdruck kommende systemische Herangehensweise überwin- 
det ja nicht nur die Mikroökonomie, sondern auch die Makroökonomie. 
Diese werden nicht ausgeklammert, aber ihnen wird ein ganz neuer Stel- 
lenwert im politischen Konzept zubilligt. Meinst Du nicht, daß in diesen 
Politikkonzepten und in deren Wandel auch so etwas wie eine Phasenlogik 
enthalten ist? 

J.H.: Wenn man die Frage solide beantworten will, muß man sich damit 
beschäftigen, wie der Übergang der keynesianischen Phase der »goldenen 
Jahre« in die neoliberale Phase eigentlich herbeigeführt worden ist. Der 
Keynesianismus war keineswegs ein makroökonomisches Projekt, sondern 
nach dem Zweiten Weltkrieg aufgrund eines bestimmten Kräfteverhältnis- 
ses zwischen Arbeit und Kapital vor allem ein politisches und soziales Pro- 
jekt. Da spielten die Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges und der Welt- 
wirtschaftskrise hinein. Die Theorie des Staatsinterventionismus war sozu- 
sagen das Tüpfelchen auf dem i und dieser ausdrücklich als Instrument zur 
Erreichung von Vollbeschäftigung konzipiert. 

E.A. ...also Keynes plus Beveridge... 

J.H. Jawohl, genau. Dieses sozial-ökonomische Projekt ist denkbar 
schlecht mit dem Wort Gesellschaftsvertrag bezeichnet. Bei Gesellschafts- 
vertrag assoziiere ich immer, daß zwei Leute am Tisch sitzen und sich eini- 
gen. Der Keynesianismus war aber in erster Linie das Resultat von Ausei- 
nandersetzungen, in denen, darauf kommt es mir an, dem Kapital Zuge- 
ständnisse abgerungen worden sind. Mit diesen Zugeständnissen konnten 
die Unternehmen hinterher ganz gut leben. Dennoch wurden sie doch im- 
mer als Zugeständnisse empfunden. Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre 
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schlaffte bekanntlich aus Gründen, die ich hier nicht ausbreiten möchte, die 
Akkumulationsdynamik ab. Im Rückblick halte ich die 70er Jahre für eine 
ganz entscheidende historische Phase für die Entwicklung des Kapitalismus 
sowohl in der Bundesrepublik wie auch in anderen Ländern. Denn faktisch 
stand die Frage nach der Entwicklungsrichtung des Kapitalismus auf der 
Tagesordnung. Dabei stellten sich grundsätzlich zwei Alternativen: Entwe- 
der man treibt die Reformen weiter und geht zu einer Art Investitionslen- 
kung über. Ich erinnere mich noch an die vielen Debatten über Investitions- 
lenkung in dieser Zeit zu Beginn der 70er Jahre. Diese Debatten folgten im 
Grunde dem Gefühl, daß die Entwicklung in der bisher eingeschlagenen 
Reformrichtung nur weitergehen könne, wenn die wirtschaftspolitische Re- 
gulierung ausgeweitet und intensiviert wird. Oder man ist der Überzeu- 
gung, daß das nicht geht und von nun an der Weltmarkt das Gesetz diktiert. 
Für die erste Alternative wäre es eigentlich notwendig gewesen, eine 
schlüssige Konzeption auszuarbeiten und die politischen Kräfte zu ihrer 
Durchsetzung zu mobilisieren. Dies ist bekanntlich nicht gelungen. Die 
Folge war, daß das Kapital vieles »zurückbekommen« hat, was es nach 
dem Krieg aufgeben mußte. Eine enorme Umverteilung und ein ebenso e- 
normer Deregulierungsprozeß setzten ein. Sie müssen m.E. als ein politi- 
scher Roll-Back-Prozeß aufgrund geänderter ökonomischer Verhältnisse 
und unzureichenden Widerstandes interpretiert werden. Noch einmal: die 
ökonomischen Verhältnisse haben diesen Roll-Back-Prozeß nicht determi- 
niert. Die Alternative wurde weder konzeptionell noch politisch ergriffen. 
Heute geht es in meiner Sicht weniger um den Versuch, zwischen mikro- 
und makroökonomischer Ebene auf einer Mesoebene zu vermitteln. Eher 
geht es darum, den sozialen Rückschritt der vergangenen Jahrzehnte rück- 
gängig, eine Konzeption für sozialen Fortschritt und Gerechtigkeit zu ent- 
wickeln und die aktuelle und zusätzliche Frage der ökologischen Nachhal- 
tigkeit zu thematisieren. Ich sehe im Augenblick noch nicht, wie dies mög- 
licherweise kollidiert oder konvergiert mit dem, was Du Mesoebene nennst. 
Vielleicht kannst Du das noch etwas zuspitzen? 

E.A.: Ich beziehe mich mit dem Hinweis auf die Mesoebene auf die Theo- 
rien über »systemische Wettbewerbsfähigkeit«. Demnach hat die Makro- 
ökonomie für stabile Verhältnisse, stabilen Geldwert, Attraktivität der 
Währung usw., für den »Standort« im globalen Raum zu sorgen. Alle Fak- 
toren der Wettbewerbsfähigkeit, die nicht auf der betrieblichen, also mik- 
roökonomischen Ebene angebotspolitisch bereitgestellt werden können, 
von der Infrastruktur angefangen bis hin zur Vernetzung zwischen Wirt- 
schaft und Gesellschaft, zwischen Unternehmen und Wissenschaft, zwi- 
schen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden im System der industriel- 
len Beziehung, können nur durch koordinierte gesellschaftliche und politi- 
sche Aktion geschaffen werden. Das ist für die Kontinuität der Produktion 
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und daher die Wettbewerbsfähigkeit des Standortes wichtig. Dieses wird in 
den Konzepten der systemischen Wettbewerbsfähigkeit, etwa in jenen des 
Deutschen Instituts für Entwicklungspolitik, mit der Metaebene in Zusam- 
menhang gebracht. Man braucht Institutionen und Verfahren, die einen ge- 
sellschaftlichen Konsens erzeugen und stärken, den Habitus bestimmen etc. 
Ich halte diesen Ansatz für sehr idealistisch und normativ konstruriert. 
Wenn man analytisch herangeht, wird man nicht so viele Bedingungen vor- 
finden, wie benötigt werden, damit diese Ebenen auch alle funktionieren, 
d.h. daß die Wettbewerbsfähigkeit wirklich gesichert wird und gar steigt. 
Aber immerhin ist dies ein Konzept, das unter phasentheoretischen Aspek- 
ten die Betonung der Makroökonomie einerseits und der Mikroökonomie 
andererseits historisch überwindet. Mikro- und Makroökonomie ist ja im- 
mer noch die Unterteilung, die das Angebot der Wirtschaftstheorie an den 
Universitäten strukturiert. Da hat natürlich alles das, was meso-, meta- oder 
megaökonomisch, d.h. oberhalb der makroökonomischen Instanzen des 
Nationalstaates passiert, keinen Platz. 

J.H.: Davon kann ich ein Liedchen singen, da ich gerade eine Einfüh- 
rungsvorlesung in die Makroökonomie halte und gezwungen bin, mich mit 
diesem Problem herumzuschlagen. Mit der Theorie der systemischen Wett- 
bewerbsfähigkeit jedoch habe ich ein Problem obgleich sie ja den Gedan- 
ken der großen Komplexität und der Pfadabhängigkeit von Entwicklungen 
aufnimmt und damit auch eine Brücke zu der politischen Konzeption von 
Hegemonie schlägt, die für politische Handlungsfähigkeit entscheidend ist. 
Ich stimme Deiner Einschätzung des idealistischen Charakters der Theorie 
zu und möchte ihn durch die Kritik an der mangelnden Klarheit des Begrif- 
fes Wettbewerbsfähigkeit ergänzen. Bei diesem Begriff kommt man m. E. 
nicht um eine sehr klare konzeptionelle Festlegung herum: Bezeichnet man 
mit Wettbewerbsfähigkeit eines Landes die Fähigkeit seiner Wirtschaft, die 
eigene Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen ordentlich zu versor- 
gen, dann sollte man dies lieber Leistungsfähigkeit nennen — oder heißt 
Wettbewerbsfähigkeit die Errichtung bzw. der Ausbau einer Überlegen- 
heitsposition auf dem Weltmarkt? Diese Frage beantwortet auch die Theo- 
rie von der systemischen Wettbwerbsfähigkeit nicht. Das Ziel Wettbe- 
werbsfähigkeit als Überlegenheit auf dem Weltmarkt läuft auf eine Strate- 
gie hinaus, die nationale Kapitalverwertung auf Kosten anderer zu organi- 
sieren. Die angestrebte Überlegenheitsposition auf dem Weltmarkt impli- 
ziert immer auch ein Unterlegenheitsposition von anderen. Die Geschichte 
zeigt, daß dies auf Dauer nicht gutgehen kann. Daher möchte ich darauf in- 
sistieren, daß Wettbewerbsfähigkeit nur dann dauerhaft durchhaltbar ist, 
wenn sie in eine Form globaler wirtschaftspolitischer Kooperation einge- 
bettet ist. Andere Gesellschaften in eine schlechtere Position zu drücken, ist 
als generelle Linie weder klug noch machbar. Internationale Arbeitsteilung 
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ist wünschenswert. Ihre Herstellung erfordert aber nicht nur Konkurrenz, 
sondern auch Kooperation. Hier sind wir an einem Kernproblem der mo- 
dernen Ökonomie. Einerseits muß ein gewisser Leistungsdruck durch Kon- 
kurrenz erhalten werden. Andererseits artet der Leistungsdruck, so wie er 
gegenwärtig organisiert ist, in eine hemmungslose und ruinöse Konkurrenz 
aus, die zur unendlichen Beschleunigung ökonomischer Prozesse in der 
Zeit, zur Ressourcenzerstörung, zur Krise und zur sozialen Polarisierung 
führen muß. Dies ist unvermeidbar, wenn es keine politischen Grenzen der 
Konkurrenz gibt. Dies ist die Grundlage für die Notwendigkeit ökono- 
misch-politischer Kooperation. Im Grunde war die langfristige Komplex- 
planung der sozialistischen Länder im Rahmen des COMECON eine ver- 
nünftige Idee; nur ist sie in einer völlig unvernünftigen Weise durchgeführt 
worden. Arbeitsteilung im Weltmaßstab kann nicht nur Ergebnis der Kon- 
kurrenz (des Freihandels) sein, sie setzt auch wirtschaftspolitische Koope- 
ration voraus. Die Organisation einer global arbeitsteiligen Wirtschaft nicht 
gemäß den Regeln des Freihandels in der Konkurrenz, sondern unter Ent- 
wicklung und Nutzung von Beziehungen der Kooperation das wäre tatsäch- 
lich so etwas wie ein Paradigmenwechsel. 

E.A.: In der Konkurrenz findet tatsächlich - um das Wort von Paul Krug- 
man zu benutzen — eine Art Wettlauf der Besessenen statt. In dem alle 
Standards nach unten gedrückt werden: es handelt sich um the race to the 
bottom, es gibt nur Verlierer. Doch ist Kooperation wirklich eine Lösung? 
Man könnte boshaft werden und sagen: der Stamokap des Jahres 1998 ist 
die Kooperation Daimler/Chrysler, mit der die Großkonzerne versuchen, 
der Konkurrenz aus dem Wege zu gehen bzw. sie durch globale Kooperati- 
onsformen aufzuheben. Daimler und Chrysler befinden sich in guter Ge- 
sellschaft, denn auch viele andere Branchen- und Unternehmenskomplexe 
auf globaler Ebene sind gebildet worden. Das Jahr 1997 war das Jahr mit 
der höchsten Zahl von Unternehmenszusammenschlüssen weltweit. Die 
Neue Züricher Zeitung gibt den Wert der zusammengeschlossenen Unter- 
nehmen mit etwa 1.600 Milliarden US-Dollar an. Kooperation, um der 
Konkurrenz zu entgehen, ist also nicht billig. Hat das etwas mit Stamokap 
zu tun? Ist das die Kooperation, die Du meinst? Meine Frage ist polemisch 
aber ernsthaft. Denn wie muß man sich zu diesen Fragen theoretisch und 
dann natürlich auch politisch verhalten? 

J.H.: Der Begriff der Kooperation ist ja von Marx sehr positiv eingeführt 
worden... 

E.A.: ...Bei Marx ist Kooperation aber vor allem Kooperation auf betrieb- 
licher Ebene. 

J.H.: Ja, auf betrieblicher Ebene in dem Sinne, daß von drei Leuten, die vor 
einem großen Stein stehen, keiner allein, wohl aber die drei zusammen ihn 
aufheben können. Das ist Kooperation zur Erhöhung der betrieblichen 
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Leistungsfähigkeit. Auf dem Markt gibt es aber auch Kooperation, um Vor- 
teile in der Konkurrenz gegenüber Dritten zu organisieren. Dies ist Sinn 
und Absicht des Kartells. Die Binnenkonkurrenz wird aufgehoben, um die 
Konkurrenzposition nach außen zu verbessern. Man muß eben unterschei- 
den zwischen der Konkurrenz als solcher und der Konkurrenzposition, zwi- 
schen Wettbewerbsfähigkeit und Wettbewerb. Alle Arten von interner Ko- 
operation, die produktivitätssteigernd sind, wirken nur dann nach außen 
nicht polarisierend, wenn sie eingebunden sind in einen kooperativen Ge- 
samtrahmen, der nur politisch bestimmt werden kann. Der Markt kann sich 
in keinen Rahmen begeben, der Markt ist Konkurrenz pur. Für die regiona- 
le und nationale Ebene ist dies längst bekannt und in der jeweiligen 
Rechtsordnung umgesetzt. Es gilt aber auch und in besonderem Maße auf 
internationaler Ebene. Demgegenüber hat sich seit den 70er Jahren eine Po- 
litik durchgesetzt, die meint, es sei ihre Aufgabe, das nationale Kapital 
wettbewerbsfähig zu machen, um es auf dem Weltmarkt ohne Kooperation 
gegen andere nationale Kapitale operieren lassen zu können. Der Staat 
funktionierte dabei sozusagen als Instanz zur Munitionierung für nationale 
Kapitale. Diese Strategie ist mitverantwortlich für die Krise und zuneh- 
mende Chaotisierung der Weltwirtschaft. 

E.A.: Noch einmal zurück zur Frage der Kooperation. Man kann gute Ar- 
gumente dafür anführen, daß sie stattfindet, etwa auf westeuropäischer E- 
bene. Das Weißbuch der EU-Kommission von 1993 ist ein wunderbares 
Beispiel dafür, wie Kooperation von seiten der Europäischen Kommission 
oder von anderen Instanzen auf europäischer Ebene organisiert werden soll, 
um die Wettbewerbsfähigkeit in der sog. Triadenkonkurrenz zu verbessern. 
Osteuropa kommt da lediglich insofern vor, als die europäischen Netze der 
Kommunikations- und Transportinfrastruktur auch nach Osteuropa ausge- 
dehnt werden sollen. Aber Osteuropa ist in dem Konzept der EU-Koopera- 
tion nicht mitgedacht. Die Frage lautet schlicht, ob man sich in kapita- 
listischen Verhältnissen Kooperation so, wie Du es dargestellt hast, anders 
denken kann, denn als eine Waffe in der Konkurrenz, um stärker zu sein als 
die anderen, und um sie zu schwächen. Was können die anderen in solcher 
Lage, wenn durch Kooperation starke Blöcke wirtschaftlicher und politi- 
scher Macht entstehen, noch tun? 

J.H.: Wenn man von der Logik des Einzelkapitals ausgeht, kann man gar 
nichts machen. Allerdings ist der gegenwärtige Kapitalismus ein relativ 
komplexes, auch politisches System. Die Dominanz des neoliberalen und 
mikroökonomischen Denkens hat ja inzwischen Gegenbewegungen her- 
vorgerufen. In einer solchen Situation kann man einen Grundsatz aufstel- 
len: Kooperation ist immer dann sinnvoll, wenn dadurch die Leistungsfä- 
higkeit erhöht wird, ohne daß gleichzeitig Überlegenheitspositionen aufge- 
baut werden. Die EU ist gegenwärtig dabei, ihre Überlegenheitsposition 
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gegenüber Osteuropa zu stabilisieren. Meines Erachtens kann das nicht 
gutgehen, es wird auch politisch destabilisierend wirken. Der Begriff der 
Kooperation ist für mich noch immer positiv besetzt; allerdings sehe ich die 
Gefahren: die imperialistische Kooperation, die Stamokap-Kooperation oder 
die europäische Kooperation gegen Drittländer. Dazu gehört auch der Euro 
als Ausdruck monetärer Kooperation gegen den Dollar. Internationale Ko- 
operation erfordert ein politisch gewolltes und hergestelltes Gleichgewicht 
nach außen. 

E.A.: Ich habe noch zwei Fragenkomplexe, die ich gern ansprechen wollte. 
Der erste geht noch mal zurück auf die Frage des politischen Kapitalismus 
in Osteuropa. Was kann man mit diesem Begriff anfangen im Zusammen- 
hang mit der Diskussion über den Stamokap? Noch einmal zu der Phasen- 
einteilung, die wir ja schon diskutiert haben. Diese Phasen gehen auseinan- 
der hervor, bauen aufeinander auf, sie kommen immer dann zur histori- 
schen Geltung, wenn in einer Krise offensichtlich wird, daß es so wie bis- 
her nicht mehr weitergeht. Neue Produktionsweisen oder Regulationswei- 
sen sind immer auch Ausdruck davon, daß eine andere Regulationsweise 
an eine historische Grenze gestoßen ist. Die Frage ist also die nach den 
Krisenprozessen, die mit den Phasen zu tun haben. Wir leben ja momentan 
in der vielleicht tiefsten Krise des Kapitalismus überhaupt in seiner langen 
Geschichte. Das kann man schwer heute entscheiden, aber möglicherweise 
ist es so. Wie schätzt Du diese Krisenprozesse ein? Haben sie eine trans- 
formatorische Bedeutung einerseits für die osteuropäischen Länder, die ge- 
rade die Transformation von 1989 begonnen haben, aber auch für die sich 
selbstsicher fühlenden westlichen kapitalistischen Gesellschaften? Steckt 
da so etwas wie ein transformatorisches Potential in diesem Krisenprozeß? 
J.H.: Die transformatorische Bedeutung von Krisen setzt sich aus zwei sehr 
unterschiedlichen Elementen zusammen. Einerseits haben wir die Reaktion 
des Kapitals auf die Tatsache, daß die Verwertung nur mit zunehmenden 
Widersprüchen und Schwierigkeiten so weiter betrieben werden kann wie 
bisher. Auf der anderen Seite entstehen soziale Bewegungen. Sie sind Aus- 
druck dessen, daß die von den Strategien des Kapitals betroffenen Men- 
schen nicht mehr bereit sind, deren Folgen so über sich ergehen zu lassen 
wie bisher. Es Kommt nun sehr darauf an, wie das Verhältnis zwischen die- 
sen beiden Elementen sich entwickelt. Ich bin skeptisch gegenüber dem 
Begriff des lernenden Kapitals, das in die Krise kommt und dann von sich 
aus etwas anderes überlegt. Lernprozesse finden nur unter dem Druck der 
sozialen Basis statt. Bestimmte Arbeitszeitmodelle, die Monotonie des Ar- 
beitsprozesses etc. stoßen zunehmend auf Ablehnung und Widerstand. Bei- 
de Elemente gemeinsam bilden so etwas wie ein Transformationspotential. 
Dessen Verwirklichung und Dynamik hängt von der Gewichtung der Ele- 
mente ab. Handelt es sich um eine kooperative Einbindung der sozialen 
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Basis, deren Wünsche in bescheidenem Maße berücksichtigt werden, in ein 
ansonsten durch die Interessen des Kapitals bestimmtes Entwicklungsmus- 
ter — oder handelt es sich um einen sehr schmerzhaften, unter heftigen sozi- 
alen Bewegungen herbeigeführten Richtungswechsel der sozialökonomi- 
schen Entwicklung? Wenn man ganz optimistisch ist, Könnte man die sozi- 
alen Kämpfen in Frankreich 1997 und die relativ starken Paukenschläge in 
der französischen Wirtschaftspolitik als einen Auftakt für einen Rich- 
tungswechsel interpretieren, der im Kern — wenn auch gegenwärtig nur in 
Ansätzen sichtbar — transformatorische Bedeutung hat, weil ja beispiels- 
weise auf ganz neue Arbeitszeitmodelle, auf eine Aufwertung binnenwirt- 
schaftlicher Reproduktionsprozesse gesetzt wird. Das wäre schon deshalb 
eine erhebliche Transformation, weil ein größerer Teil der binnenwirt- 
schaftlichen Produktionskapazität nicht mehr auf zu exportierende Autos 
gerichtet sein könnte, sondern auf in der Binnenwirtschaft abzusetzende 
Güter, die im Zweifelsfalle über den einfachen Massenkonsum hinausge- 
hen. Aber dieses würde nur geschehen können, weil die Lohnansprüche 
oder die Arbeitszeitansprüche der Beschäftigten gegenüber den Unterneh- 
men durchgesetzt werden und sich herausstellt, daß letztere entgegen ihren 
bisherigen Beteuerungen damit durchaus leben können. 

E.A.: Die Ansätze zum politischen Kapitalismus sind nach meinem Dafür- 
halten deshalb so interessant, weil sie den Versuch machen, die vielen As- 
pekte und Dimensionen der Transformationprozesse, die manchmal sehr 
überraschend sind, im Zusammenhang zu sehen. Transformation ist ein po- 
litischer Prozeß und nicht nur ökonomische Anpassung an Marktgegeben- 
heiten durch einen big bang und dergleichen. In diesen Theorien kommen 
allerdings die sozialen Bewegungen, von denen Du gesprochen hast, als 
Auslöser der transformatorischen Potenz der Krise oder auch der Phasen- 
überwindung zu kurz. Es müssen also die Massen, jetzt ganz abstrakt ge- 
sprochen, hinter den Transformationsprozessen stehen. Da hat ja die Sta- 
mokap-Theorie ihre ganz konkreten Vorstellungen. Antimonopolistische 
Bündnisse sollten es sein, um die führende Organisation der Arbeiterklasse 
herum. Heute sind wir da alle etwas vorsichtiger und auch weniger spezi- 
fisch und sagen, es ist die Zivilgesellschaft, die sich da bewegen muß. 
Manche sagen dann wieder etwas spezifischer: es sind die Nichtregierungs- 
organisationen, die neuen sozialen Bewegungen. Natürlich spielen auch die 
Arbeiter und ihre Gewerkschaften noch eine gewisse Rolle, aber nicht mehr 
eine zentrale, jedenfalls sind sie nicht der Kern eines antimonopolistischen 
Bündnisses. Wie das in Osteuropa aussieht, sagen die TheoretikerInnen 
zum politischen Kapitalismus eigentlich nicht, das wäre noch genauer zu 
eruieren. Aber wie muß man heute die Frage nach den sozialen Bewegun- 
gen im Westen einschätzen? War es so, wie die Stamokap-Theorie das ge- 
macht hat, damals richtig und heute falsch, oder war es damals schon 
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falsch? Wie ist die Frage der Zivilgesellschaft, der Nichtregierungsorgani- 
sationen, der neuen sozialen Bewegungen in diesem Kontext einzuschät- 
zen? 

J.H.: Das Konzept des antimonopolistischen Bündnisses in der Stamokap- 
Theorie hatte einen starken Punkt: die Bestimmung des Hauptgegners. 
Staatliche Politik wird im hohen Maße bestimmt durch Einflußnahme star- 
ker Kapitalgruppen. Das ist auch heute noch so. Insofern ist es wichtig, da- 
nach zu fragen, wo eigentlich das Zentrum der Macht liegt, die uns so viel 
zu schaffen macht. Andererseits war das Konzept des antimonopolistischen 
Bündnisses in zwei Punkten problematisch. Erstens enthielt es einen Füh- 
rungsanspruch, nicht nur der Arbeiterklasse sondern der Partei der Arbei- 
terklasse. Dieser Führungsanspruch war weder theoretisch gerechtfertigt, 
damals nicht und heute auch nicht, noch machte er politisch Sinn, da er 
sowieso nicht durchgesetzt werden konnte. Zweitens war die Kette der Ab- 
stufungen von Bündnisschichten gemäß dem Abstand zum Kern der Arbei- 
terklasse, der immer noch definiert war als Industriearbeiterschaft, auch 
schon damals nicht haltbar. Wenn wir heute über Bündnisse nachdenken, 
geht es darum, soziale Bewegungen in ihrer ganzen Breite einzubeziehen, 
genauer gesagt demokratische soziale Bewegungen, denn es gibt ja auch 
soziale Bewegungen, die weniger demokratisch sind. Ich bin aber insofern 
Traditionalist, als ich der Arbeiterbewegung nach wie vor eine zentrale Be- 
deutung zumesse. Daher sind aus meiner Sicht nach wie vor die Gewerk- 
schaften als Organisationen der Arbeiterbewegung nicht nur wegen ihrer 
Tradition, sondern auch wegen ihrer aktuellen Position im Reprodukti- 
onsprozeß und als soziale Bewegung ganz zentral. Eine Mobilisierung der 
Gewerkschaften für einen Neuanfang in der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
ist daher ganz außerordentlich wichtig. 

E.A.: Kann man, um es erneut etwas polemisch zuzuspitzen, vielleicht fol- 
gendes sagen: Die Stamokap-Theorie und die Bündnisstrukturen, die sich 
daraus ergeben haben und sich auch zum Teil heute noch ergeben, hatten 
etwas sehr Ordentliches vor Augen, während heute die politischen Subjekte 
etwas außerordentlich Chaotisches sind: Die vielen neuen sozialen Bewe- 
gungen, die Frauen, die dazwischenfunken, die Gewerkschaften, die sicher- 
lich auch existieren aber heute eine ganz andere Rolle spielen als damals. 
Ist es nicht vielleicht ein Ausdruck der Unübersichtlichkeit der Verhältnis- 
se, die die theoretischen Veränderungen andeuten? Die Frage lautet dann, 
ob es überhaupt möglich ist, wieder Ordnung ins Kategoriensystem zu 
bringen? 

J.H.: Das sind zwei unterschiedliche Fragen. Ob und wann man wieder 
Ordnung in die theoretischen Ansätze und Konzepte bringen kann, wissen 
wir jetzt noch nicht. Ist es wünschenswert, wieder Übersichtlichkeit zu 
schaffen, das ist die andere Frage. Ich beantworte sie mit ja, weil ich Un- 
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übersichtlichkeit nicht für ein Ziel halte. Die Stamokap-Theorie hat in einer 
ersten Phase alles ein- und unterordnen wollen, was unübersichtlich war 
und nicht so recht ins Konzept paßte. Das ist zu kritisieren und hat ja auch 
nicht funktioniert. In einer zweiten Phase hat sie mit großer Geste gesagt, 
wir Öffnen uns für alle, anstatt zur Kenntnis zu nehmen, daß wir ein Teil 
von allen sind. Das ist kein kleiner Unterschied. Diese letzte Position ist 
das, was eigentlich ansteht und hilfreich sein kann bei der Analyse aktuel- 
len Entwicklungen. Ich gehe davon aus, daß einerseits die gegenwärtige 
theoretische und politische Unübersichtlichkeit eine Reflexion der unüber- 
sichtlichen objektiven Verhältnisse ist und insofern auch nicht vorschnell 
in Schemata zu pressen ist, daß es aber andererseits wünschenswert wäre, 
eine neue Übersicht zu gewinnen über das, was vor sich geht. Dies er- 
scheint mir auch erstrebenswert unter dem Aspekt politischer Handlungs- 
fähigkeit, die sich nicht in Abwehr und Widerstand erschöpft, sondern auch 
Vorstellungen über die Ziele politischen Handelns entwickelt. Dabei wer- 
den wir unser Kategoriensystem sicher erweitern, möglicherweise verän- 
dern müssen. Zur Zeit habe ich allerdings auch den Eindruck, daß manche 
Kategorien marxistischer Theorie und auch manche Konzepte der Stamo- 
kap-Theorie vor dem Vergessen gerettet und manche wieder in Erinnerung 
gerufen werden müssen. 
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